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Erste Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, Sonntag, den 23. Februar 1913,

mittags 12 Uhr 15 Minuten.

Nach Beendigung des in den Hauptkirchen beider Bekenntnisse abgehaltenenGottesdienstes
versammeln sich um 12 Uhr die Mitglieder des Landtages im Sitzungssaale des Ständehauses.

Um 12 Uhr 15 Minuten eröffnet der Landtagskummissarins,Königlicher Ober-Prastdcnt
der Rheinprovinz. Staatmiuistcr Dr. Freiherr von Rheinbaben, den 53. Provinziallandtag
""t folgender Ansprache, die die Mitglieder stehend entgegennehmen:

Hochgeehrte Herren!
Seine Majestät der Kaiser und König haben durch Erlaß vom 6. Januar ds, Is. zu

genehmigen geruht, daß der Prouinziallandtag der Nheinprovinz ans heute einberufenwerde. Als
Königlicher Kommissariushabe ich die Ehre. Sie bei dem Beginne Ihrer Beratungen willkommen
3« heißen. Insbesondere entbiete ich meinen Gruß deu neu iu das Haus eingetretenenHerren,
mit dein Wnnsch, daß dein Landtag auch iu seiner durch die Neuwahleu und die Vermehrungder
Zahl der Mitglieder verändertenZnsammensetzung die Einmütigkeitder Gesinnungund das Gemein¬
schaftsgefühl erhalten bleibe, die seine Arbeiten von jeher ausgezeichnet und zu einem so glückliche»,
alle Interessen ausgleichende,, Erfolge geführt haben.

Das Jahr 1913 ist ein Jahr patriotischer,tief zu Herzen gehender Erinnerungen.
Unter dem Eindruckder Jahrhundertfeier der Erhebung des PreußicheuVolkes rüstet sich

das gesamte Vaterland, das 25jährige RegierungsjubiläumSeiner Majestät des Kaisers und Königs
M dankbaremAufblicke zu Gott zu begehen. Mit den Geschickendes Herrscherhausesinnig ver¬
bunden ist die Nheinprovinz sich heute doppelt bewußt, wie sie unter dem Friedensszepter des Kaisers
3« herrlicher Blüte gediehen ist. Der Antrag des Provinzialansschusses.zum dankbaren Gedächtnis
des Regierungsjubilännlszwei Stiftungen zu errichte«, von denen die eine den Armen und Bedrängten
dienen soll, die andere der Eifel gilt, die in dem Herzen Seiner Majestät des Kaisers eine besondere
Stätte gefunden hat, wird daher, wie ich sicher bin, Ihrer einmütigenZustimmnngbegegnen.

Unter der großen Zahl der Ihrer Beratung überwiefcnen Aufgaben steht im Vordergrund
die Feststellungdes Haushaltplanes, der unter der Gunst der allgemeinen wirtschaftlichen Lage nach
dem Voranschlagedie Möglichkeit bietet, ohne Erhöhung des bisherigen Prozentsatzesder Provin-
zialabgabennicht nur den in allen VerwaltnugszweigenwachsendenAnforderungen zu genügen, sondern
auch darüber hinaus erhebliche Mittel zur BefriedigungaußerordentlicherBedürfnissebereitzustellen.
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Zu meiner Freude hat hierbei ein großes Unternehmender Landesmelioration,der Ausbau
des Deichschutzes der so oft von Ueberschwemmuugen heimgesuchten Siegniederung Berücksichtigung
gefunden. Die Provinz, welche schon anläßlich der letzten Huchwasserkatastrophe im Jahre 1909
den bedrängten Bewohnern des Siegtales iu freigebigster Weise ihre Hilfe gewährt hat, wird ihre
Beteiligung au den zur dauernden Sicherung der fraglichen Gebietsteile erforderlichenMaßnahmen
gern eintreten lassen.

Ebenso ist Ihre Unterstützungerbeten für die Herstellung einer Fahrstraße im Saartal von
Mettlach nach Saarburg, wodurch eiue langerstrebte,für den Südwesten der Provinz hochbedentsame
Verbindung für den Durchgangsverkehrvon der mittleren Saar zur Mosel geschaffen wird.

Nachdem im vergangenenJahre erstmalig ein Betrag zur Bekämpfung der Staubplage
auf den Provinzialstraßen in den Haushaltsplan eingestelltworden ist, muß die jetzt vorgesehene
Erhöhung dieser Summe auf das Doppelte besonders begrüßt werden. Ich spreche die Hoffnung
aus, daß auch in den nachfolgenden Etatjahren für das tatkräftige Vorgehender Provinz gegen diesen
vielbeklagten Mißstand des Kraftwagcnverkehrsin ausreichendem Maße Mittel verfügbar sein werden.

Es entsprichtder in immer weiteren Kreisen erkannte» Bedeutung der Denkmalpflege,daß
auch der Ständefonds eine reichere Dotierung erfahren hat, die eine weitere Ausgestaltungder unerläß¬
lichen Tätigkeit der Provinz für die Erhaltung der rheinischen Kunst- und Naturdenkmälergestattet.

Aus dem Bereich der provinziellenVerwaltung wird die Vorlage über die Errichtung einer
neuen Fürforgeerziehungsanstalteinen wichtigen GegenstandIhrer Beratung bilden. Der Vorschlag
des Provinzilllllusschusses,die ständig wachsenden Schwierigkeitenbei Unterbringung der Fürsorge¬
zöglinge durch den Bau einer weitereneigenen Anstalt zu beheben,gründet sich insbesondere ans die
Erfahrung, daß für den Erfolg gerade bei fchwererziehbaren Zöglingen nur eine Provinzialanstalt,
unter Angliederungeiner Zwischenanstaltfür geistig Minderwertige, volle Gewähr bieten kann.

Der ferner Ihnen unterbreiteteAntrag auf Errichtung einer Abteilung für Arbeitsscheue bei
der Provinzialarbeitsanstalt Vrauweiler kommt in dankenswerterWeise den vielfeitigen Wünschen
der rheinischen Armenverwaltungenentgegen, denen anderenfalls mangels eigener Anstalten die sehr
erwünschte Anwendung des neuerdings gesetzlichgeregeltenArbeitszwcmgsvielfach verfagt bliebe.

So harren auch diesmal Aufgaben auf den mannigfachstenGebieten der weitverzweigten
Tätigkeit der Provinz Ihrer Beratung und Befchlußfasfung.

Daß diese Aufgaben in dem alten Geiste der Einmütigkeit und weitherziger Fürsorge
gelöst werden, des bin ich sicher.

Im Auftrage Seiner Majestät des Kaisers und Königs erkläre ich den 53. Provinzml»
landtag der Rheinprovinz für eröffnet. (Lebhafter Beifall.)

Meine Herren! Das an Jahren älteste Mitglied hat nach § 32 der Provinzial-Ordnung
und § 1 Ihrer Geschäfts-Ordnungzunächst den Vorsitz zu übernehmen. Soviel ich weiß, ist der
Herr Geheime Kommerzienratv. Conze, geboren am 10. August 1831, das älteste Mitglied des
hohen Hauses.

Es meldet sich kein älteres Mitglied. Ich darf daher wohl Herrn Geheimrat Conze
bitten, seines Amtes zu walten.

AltersvorsitzenderO. Conze: Meine Herren! Als Altersvorsitzenderhabe ich zunächst
für die Konstituierung des Hauses zu sorgen. Dafür ist es notwendig, die beiden jüngsten Mit¬
glieder als Schriftführer und Stimmzähler zu berufen. Das Bureau hat festgestellt,daß die
jüngsten Mitglieder der Versammlungder Herr Landrat The Losen und der Herr Landrat I)r. Peters
sind. Ich bitte die Herren zu meiner Rechten und zu meiner Linken Platz zn mehmen. (Geschieht.)
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Ich bitte nun, die Namen der Abgeordnetenzu verlesen und beim Namensaufruf mit
„hier" zu antworten,

Schriftführer The Losen vollzieht den Namensaufruf.
AltersvorsitzenderI). Conze: Der Namensaufruf hat ergeben, daß 186 Mitglieder an¬

wesend sind. Wir sind daher zweifellosbeschlußfähig.
Wir kommen zur Wahl des Vorsitzenden, bei der durch Zettel abgestimmt werden muß,

falls nicht Wahl durch Zuruf gewünscht wird, die aber nur zulässig ist, wenn kein Widerspruch erfolgt.
AbgeordneterHueck: Ich mochte das hohe Haus bitten, unsern altbewährtenVorsitzenden

der vorigen Tagung, Herrn Oberbürgermeister, Spiritus, einstimmig durch Akklamationzum ersten
Vorsitzenden des Provinziallandtagcs zu wählen. (LebhafterBeifall.)

Altersvorsitzenderv. Conze: Wird Einspruch gegen die Wahl durch Zuruf erhoben?
Ich vernehmekeinen Widerspruch,erkläre also den Herrn OberbürgermeisterSpiritus als

Mm ersten Vorsitzenden gewählt.
Ich frage Sie, ob Sie die Wahl annehmen?
Abgeordneter Spiritus: Ich nehme die ehrenvolle Wahl mit dem Ausdrucke des auf¬

richtigen Dankes an. (Lebhafter Beifall.) .
AltersvorsitzenderI). Conze: In gleicher Weise haben wir den zweitenVorsitzenden zu

wählen. Ich bitte um Vorschläge aus der Versammlung.
AbgeordneterHneck: Ich möchte dem hohen Hause vorschlagen,auch den ebenfalls be¬

währten zweiten Vorsitzenden, Seine Exzellenz Graf und Marquis von und zu Hoensbroech wieder¬
zuwählenund die Wahl ebenfalls dnrch Akklamation vorzunehmen. (Lebhafter Beifall.)

AltersvorsitzenderI). Couze: Auch hier erkläre ich, wenn kein Widerspruch erfolgt, Seme
Ezzcllenzdeu Grafen uud Marquis von und zu Hoensbroech als zum zweiten Vorsitzenden gewählt
und frage ihn, ob er die Wahl annimmt.

AbgeordneterGraf nnd Marquis vuu uud zu Hoeusbroech: Ich nehme die Wahl
mit herzlichem Danke an. (Lebhafter Beifall.)

Altersvorsitzenderv. Conze: Dann bitte ich Herrn OberbürgermeisterSpiritus den
Vorsitz zn übernehmen. ^ „ ^,

Vorsitzender Spiritus: Meine verehrten Herren! Ich glaube, u, Ihrer aller Sinne zu
sprechen, wenn ich Herr,, Geheimmt 0. Conze für die freundliche Mühewaltung, die er dnrch die
Einleitung der Verhandlungenan deu Tag gelegt hat, herzlichst danke. (Lebhafter Beifall.)

Meine Herren! Wir haben dann die Schriftführer zu wählen.
Im vorjährigen Landtage waren Schriftführer die Herren Landrat von Wülfing, Landrat

von Schütz, OberbürgermeisterDr. Lembke, Landrat von Eynern.
Ich bitte um Vorschläge. (Zurufe: Wiederwahl!)
Abgeordneter 0. Conze: Ich habe gehört, daß Herr Landrat von Wülftng abwesend

ist und der Herr Landrat von Schütz dringend bittet, ihn nicht zum Schriftführer zu wählen. Ich
schlage Ihne» vor, den Herr» OberbürgermeisterI)r Lembke und den Herrn Landrat von Eynern
wiederzuwählenund an Stelle der beiden Ausscheidenden den Herrn Landrat Dr. Peters uud den
Herrn Landrat The Losen zu wählen. ^ ^ ^

VorsitzenderSpiritus: Sie habe., die Vorschläge gehört, die Herren Lembke und von
Eynern wiederzuwählenuud an Stelle der Herren von Wülfing und von Schütz die Herren Land¬
räte Dr. Peters und The Losen zu wählen. Findet das Ihre Zustimmung? (Rufe: Jawohl!)

Ich stelle das fest.
!'
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Ich frage die Herren, soweit sie anwesend sind, ob sie die Wahl annehmen. (Die vier
Herren bejahen.)

Die Herren haben die Wahl angenommen. Ich darf die beiden hier anwesenden Herren
bitten, cmch weiterhin ihres Amtes als Schriftführer zu walten.

Alsdann habe ich die Ehre, Seiner Exzellenzdem Herrn Landtagskommiffariusdie Mel¬
dung zu erstatten, daß der 53. Provinziallandtag sich konstituierthat.

Ich erteile zunächstdas Wort dem Herrn Landeshauptmann.
LandeshauptmannDr. von Renvers: Meine hochverehrten Herren! Vor etwa 3 Jahren

erteilte der Provinziallandtag der Provinzialverwaltuug einen doppelten Auftrag: einmal den
Auftrag, am Bergerufer ein neues Verwaltungsgebäude zu errichten, das die bisher iu ver¬
schiedenenHäusern verteilten einzelnenAbteilungen unter einem Dache sammeln sollte und zweitens
den Auftrag, uach Fertigstellung des Verwaltungsgebäudeshier das Ständehans umzubauen und
für den Provinziallandtag und den Provinzialausschuß würdige und geeignete Räume zu schaffen.

Der erste Auftrag, ein neues Verwaltungsgebäudezu errichten, ist schon längst erledigt.
Wir haben schon seit längerer Zeit die Freude in dem neuen Laudeshcmse zu arbeiten, und ich
kann nur sageu, wem, die Ecke auch ein bischeu wiudig ist, so sind wir doch sehr wohl dort einlogiert.

Ich freue mich, heute nun dem hohen Hause melden zu können, daß auch der zweite Auf¬
trag glücklichvor der heutigen Tagung feine Erledigung gefuudeuhat. Der leitende Architekt Herr
vom Endt, uusere hochbcmtechuischeAbteilung und die Verwaltungsdezeruenteu,die mit der Sache
befaßt waren, sind mit Freude und mit Liebe an die Arbeit herangegangen,und wir hoffen, daß
wir aus dem Hause alles gemachthaben, was zu machen war, um unserer großen und bedeutenden
Provinz ansehnliche Repräsentationsräume zu bieten.

Ich habe hente mm die Aufgabe, das fertiggestellteWerk dem Herrn Vorfitzendendes
Provinzialausschusseszu übergebeumit der Bitte, es seiner weiteren Bestimmung zuzuführen.

Möge die Arbeit in diesem Hause für unsere Rheinprovinz in der Zukunft, wie sie es in
Vergangenheitwar, eine gesegnete sein. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Ich gebe das Wort dem Herrn Vorsitzendendes Provinzial¬
ausschusses Graf Beissel von Gymnich.

Abgeordneter Graf Beissel von Gymnich: Euer Exzellenz! Meine hochverehrten
Herren! Wie eben schon der Herr Landtagskommissarausgeführt hat, stehen wir im Jahre 1913
in einem Jahr der Jubiläen. Ernsten Blickes fchauen wir zurück auf die Zeit vor hundert Jahren,
als der preußische Heldenmut, von neuem entstammt, der Fremdherrschaft,die die Welt bis dahin
für fast unbezwingbargehalten, ein Ende machte. Für die Rheinprovinz, meine Herren, ist zwar
das Jahr 1913 nicht das eigentliche Iubiläumsjahr der Befreiung. Aber, meiue Herren, auch für
die Rheinproviuz ging im fernen Osten die Morgenröte einer glücklichenZeit bereits auf.und zwei
Jahre später konnte sich die Rheinprovinz auch der Befreiuug und des großen Erfolges erfreuen,
daß sie nunmehr der Kroue Preußen einverleibtwurde.

Meine Herren! Bewegten Herzens, dankbaren Sinnes blicken wir aber auf die Zeit vor
25 Jahren zurück, welche uus einen jugendlichen kraftvollenHerrscher geschenkt, dem wir in wenigen
Monaten den Tribut unserer innigsten Liebe und aufrichtigste» Verehrung für eine 25 jährige segens¬
reiche Erfüllung seiner Herrschelpflicht zu Füßen legen dürfen.

Meine Herren! Mit diesem Iubilänm unseres erhabenenKaisers und Königs fällt auch
ein spezielles Jubiläum der Rheinprovinz zusammen. Mit dem Jahre 1913 vollendet sich das
25. Jahr seit der Einführung der neue» Proviuzialordnung, welche der Provinzialverwaltung eine
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neue Grundlage gegebenhat, die Grundlage zu der so segensreichen Entwicklung,wie sie bisher
erfolgt ist.

Meine Herren! Es ist für mich eine große Ehre und Freude, gerade m dieser er.unerungs-
«ichen Zeit dem hohen Landtage dieses neue Haus, über dessen Vollendung soeben der Herr
Landeshauptmann berichtet hat, zu übergeben. Ich tne es um so lieber, weil ich zu den wenigen
Abgeordneten gehöre, die damals dem ersten Landtage angehört haben, der im hiesigen Hause getagt
hat, und heute noch in Ihrer Mitte sind. Außer mir befinden sich unter Ihnen nur noch zwei
Herren, die das von sich sagen dürfen, es ist das unser verehrter Alterspräsident, Herr Geheimrat
Conze. es ist das ferner unser verehrter stellvertretender Vorsitzender des Landtags, Seine Exzellenz
Herr Marquis von Hoensbroech,beide in treuer Arbeit bewahrteStützen des Landtages. (Beifall,)

Meine Herren! Wenn jemand ein neues Heim bezieht, dann pflegt er um stch liebe
Freunde uud treue Gäste zu versammeln,damit sie sich mit ihm erfreuen an dem Schönen, was
ihm zuteil geworden ist. Und so freuen wir uns denn auch heute, daß wir versammelt sehen um
Seine Exzellenz den Herrn Ober-Präsidenten, den wir ja kraft seines Amtes als Mitglied des Land-
tages, als zugehörig zum Ausschuß,auf das herzlichsteals »uferen Hausgeuossenbegriißen, die
Herren Regiernngs-Präfideutender Rheinprovinzund die Spitzen der Behörden der hiesigen fchönen
Landtagsstadt Düsseldorf. Ganz besondersaber auch freue ich mich, daß sich unter unseren Gasten
unser langjähriger verehrter früherer Landesbaurat Herr Geheimrat Drel.ng befindet der damals
bei dem Neubau diefes Hauses den Bauherrn vertrat. Meine Herren, ich hoffe, daß auch er sich
mit Interesse den heutigen Bau ansieht und daß dieser ihm auch Freude macheu wird

Meine Herren! Als der Provinziallandtag am 13. Novemberdes Jahres 1881 ,n die
hiesigen Ränme einzog, da frente er sich des schönen nnd prachtvolle»Banes welcher als würdige
Stätte für die Tätigkeit der Provmzialverwaltung und des Provmzilllausschnsses diene» sollte, und
damals konnte wohl mit Fug uud Recht der LandtagskommissarHerr Ober-Präsident von Barde¬
leben sagen: Es ist ein Bau entstandenebenso groß und schön wie zweckmäßig,welcher zum Ruhme
°er Rheinprovinz gereicht. ^ , ^ . „...^ c c

Meine Herren! Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit auch e.nen Blick werfen auf
unsere früheren Landtage. Da, meine Herren, ergeben die Alten, daß der Landtag wohl nicht
immer sehr glücklichuud günstig untergebrachtwar.

Dei erste Landtag der Nheinprovinz wurde im Jahre 1826 auf Allerhöchsten Befehl
des Königs nach Düsseldorf in die alte kurfürstliche Kanzlei einberufen. Meine Herren, die Kanzle,
ist auf dem Markte Hierselbstgelegen gewesen, dort, wo das alte Rathaus m.t dem nenen zusammen¬
stößt. Sie diente znr französischenZeit als Tanzlokal. Die erste Anfgabe- so sagen d'e Alten -
die notwendigwar, um diese Räume zu einem Sitzungssaal herzurichten,bestand dann, daß das m
die Wand eingemauertefeste Orchester beseitigt werden mußte, Daun - so fährt die Chromt
fort - wurde der Saal durch eiue Bretterwand in zwei Teile geteilt: in einen Sitzungssaal und
einen Vorsaal. Die Bretterwand wurde mit Papier und Tuch überzogen. Eingerichtetwar der
Sitzungssaal mit dreizehn mit grüuem Tuch überzogeuenTischen und 84 schwarzen, m.t wem
Iuchteuleder überzogenen Sesseln. Die Sessel befinden sich hente noch in dem neum Lm.de Haus
in Beuutzuug. Auch soust kaun der Raum nicht sonderlich schön Spesen se.n Die ^nneubeeuch-
tung bestand in Kerzenlicht,zu welchem 13 Lichtputzscheerengeliefert wurden He. erle^ Auch er
Geruch in dem Lokale ... ß nicht gerade angenehm gewesen sein, denn so fahrt d.e Chrou.k fort:
es wurde vor jeder Eröffuuug des Landtages eiu halbes Pfuud des fe usten Berliner Naucherpulvers
beschafft (Heiterkeit) uud damit das Lokal ausgeräuchert. Auch fehr beengt müssen d.e Herren
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gesessenhaben, denn, meine Herren, in den schon damals gepflogenenBeratungen zur Beschaffung
eines besseren Raumes flir den Landtag wird der ernstliche Vorschlag gemacht und der Autrag
gestellt, daß dabei aber auch Rücksicht genommen werden müßte, daß wenigstenseinige Plätze etwas
mehr Raum für die korpulenteren Herreu bieten möge. (Heiterkeit.) Meine Herren, wahrend
der Vakanz, d. h. während der Zeit, wo der Landtag nicht zusammenwar, wurde das Lokal
vermietet und zwar an eine Gesellschaft,an „den Rat der Alten". Es ist das die Gesellschaft,
aus welcher die heute noch hier bestehende Gesellschaft„Verein" hervorgegangenist.

Meine Herren! Die Klagen über die Unzulänglichkeitdieses Raumes waren allgemein
und führten dahin, daß im Jahre 1843 der Landtag in ein Privathaus verlegt wurde, in ein
Haus, welches der damalige Regierungs-Präsident von Spiegel bewohnt hatte. Es drohte nun
aber schließlich doch eine Sezession und es kamen die Städte Cöln und Coblenz in Frage. Tat¬
sächlich hat denn auch im Jahre 1845 der Landtag in Coblenz getagt, nnd er wurde eröffnet in
dem Thrunsaale des Königlichen Schlosseszu Coblenz. Zwischenzeitig aber war der alte Plan des
Ausbaus des DüsseldorferSchlosses, welches die Franzosen im Jahre 1794 zerstört hatten, von
welchem heute nur noch der Turm in der Altstadt am Rhein vorhanden, zur Reife gelangt und
wurde das Schloß wieder hergestellt. In diesem Schloße wurde dann dem Landtage ein Heim
geboten und tagte nach sechsjährigerPause daselbst wieder ein Landtag; der Landtag war dort
Wuhnungsgenosseder berühmten Düsseldorfer Kunstakademie. Ais zum Jahre 1871 tagte der
Landtag in diesem Gebäude, und, meine Herren, gerade als der Landtag, froh des geeinten Deutschen
Vaterlandes, eine Kolossalbüste des ersten Deutschen Kaisers, unseres unvergeßlichen Kaisers Wilhelm
des Großen, aufgestellthatte, zerstörte am 20. März 1872 eine Feuersbrunst dieses Schloß und
machte somit den Landtag wieder heimatlos.

Meine Herren! Diesem obdachlosen Landtag gewährte nunmehr die Stadt Düsseldorf ein
anderes Heim und zwar war es die Aula des Realgymnasiums, des heutigenstädtischen Gymnasiums
und Realgymnasiums. Meine Herren, in diesen Räumen tagte der Landtag bis zum Jahre 1879,
und während dieser Zeit wurden die weitgehendsten und eingreifendsten Beschlüsse für die Entwickelung
unserer provinziellenSelbstverwaltung gefaßt, daher bildet der Aufenthalt des Landtags in der
Aula eine nicht zu vergessende historische Epoche in der Entwickelung unserer Provinzialverwaltung.

Meine Herren! Der mißliche Zustand, daß die Provinzialverwaltung in den verschie¬
densten Miethnnsern in der Kronprinzenstraße untergebracht werden mußte, ließ die Besprechung
über die Errichtung eines eigenen Gebäudes nicht znr Ruhe kommen. Die Dotationsgesetzgebung
war inzwischenerfolgt und damit auch die finanzielle Sicherstellungder Prouinzialuerwaltnng, Dieses
gab den Ständen den Mut, an das Werk heranzutreteu und ein neues Haus zu errichten. Im
Jahre 1880 war das Haus nach den Plänen des genialen ArchitektenRaschdorff vollendet, und
Sie können sich denken, mit welcher Frende der Provinziallandtag nunmehr in sein eigenes Heim
eingezogen ist, glaubte er doch, daß uunmehr für Menschenalter ein ausreichenderVan entstanden
sei. Meine Herren, 25 Provinziallandtage haben in der Zwischenzeitin dem hiesigen Hause
getagt; mehrfach war es uns vergönnt,unsere Herrscherin dem hiesigen Hause begrüßen und ihnen
huldigen zu dürfen. Allen denjenigenHerren, denen die Freude zu teil gewordenist, an diesen
Festen teilzunehmen,werden sie wohl unvergeßlich geblieben sein.

Meine Herren! Die Provinz blieb aber nicht stehen, sie wuchs nnd mit ihr wuchsen die
Aufgaben der Provinzialverwaltung. Stets neue Aufgabenkamen hinzu, und es dauerte wider alles
Erwarten nicht lange, da fing schon wieder derselbe Zustand an zu drohe», und er trat anch ein,
sodah Teile der Provinzialverwaltung nach Mietshäusernauswandern mußten.
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Meine Herren! Aber es vermehrte sich auch mit der Größe der Provinz die Zahl der
Herren Vertreter, und so blieb es nicht aus, daß wiederum die Nowendigkeitan den Landtag
herantrat, zu erwägen, eventuell ein neues Haus zu schaffen oder das bestehende Haus so umzu¬
gestalten,daß Räume genug für die Vertretung der Provinz vorhanden waren. So, meine Herren,
ist denn dieses Haus umgebaut worden und steht heute vollendetvor Ihnen.

Meine Herren! Sie werden sich wohl alle schon in diesem Hause umgesehen haben und
Sie werden mir zustimmen, wenn ich sage, daß wir tatsächlich einem herrlichen, formvollendetenund
schönen Werke gegenüberstehen, einem Werk, welches uns Raum bietet -- und das glauben wir nun¬
mehr doch mit aller Bestimmtheit behauptenzu können - für lange, lange Jahre und welches
auch in seinen Räumen die Bequemlichkeiten und Annehmlichkeiten nicht vermissen laßt, welche der
moderne Menschauch für seine Arbeitsstubenicht gern entbehrt.

Meine Herreu! Sie werden mir nachfühlen,daß, nachdem wir nunmehr dieses schone
H°ns in Besitz genommenhaben, uns da das Herz drängt, auch allen deiyemgen, die nutgewirkt
haben, dieses schöne Heim entstehen zn lassen, einen warmen und herzlichen Dank zu sagen. (Beifall.)
Und da möche ich zunächst den Dank richten an unseren verehrtesten Herrn Landeshauptmann.
(Beifall.) Mir ist bewußt, mit welcher Liebe, mit welcher Aufopferungund Tatkraft er nicht nur
die Ausgestaltnng der Pläne, nein, wie er die Einrichtung eines jeden Raumes überwachtund da¬
für gesorgt hat, daß an ihnen nichts fehle, daß Bequemlichkeit herrsche und daß die Einrichtung
gediegen, aber anch nicht zu teuer sei. Meine Herreu. wir sind ja gewöhnt, daß, wenn nnser
Herr Landeshauptmann etwas für uns einrichtet und herstellt, wir dann nur immer etwas gutes
und schönes erhalten. Und so auch hier. Ich bin Ihrer Zustimmungganz bestimmtgewiß, wenn
ich dem Herrn Landeshauptmann nicht nur für die an diefer Stelle geleistete Arbeit, sondernauch
für die ganze segensreiche Tätigkeit, welche er in den zehn Iahreu seines Wirkens ,n der hiesigen
Provinz geleistet hat. auch heute nochmalsden wärmstenDank ausspreche. (Lebhafter Beifall.)

Meine Herren' Dem Herrn Landeshauptmannzur Seite staud sein treuer Adjutant, unser
uns allen bekannter liebenswürdigerLandesrat Adams. (Beifall.) Seine Pflichttreue,sein Eifer, feme
Sachkenntnis sind uns allen, die wir im Landtag zu tun haben, nicht unbekanntgeblieben; seine
Pflichttreue, seinen Fleiß, alles das hat er mit der Lust und Liebe, die ihm eigen sind, dem Herrn
Landeshauptmann anch bei diesem Werk zur Verfügung gestellt. Und so gebührt auch ihm ei.,
nicht geringer Teil des Verdienstes, daß das Haus rechtzeitig und so schön und vollendet uns
übergeben worden ist. Herzlichster Dank. (Beifall.)

Meine Herren! Nun mochte ich aber auch mich mit meinem Dank an den Mann
"enden, dem wir den Plan für den hiesigen Ansbau und den Ausbau selbst an erster Stelle ver¬
danken. Es ist das der Architekt Herr Baumeister vom Endt. Als der Provinziallandtag eine
Ausschreibungfür deu Umbau des hiesigen Hauses erließ, da trugen die Pläne des Herrn vom
Endt die Palme des Sieges davon. Ihm wurde, auch da er uns bereits als bewährter Banherr
bekanntwar, die Ausführung des Baues übertragen. Meine Herren, daß der damalige Beschluß
nicht schlecht gewesen ist, das glaube ich. brauche ich heute hier nicht zu betonen Sie alle, die l2ie
das Hans durchwanderthaben, werden sagen müssen i Das war ein guter Entschluß, er hat M)
gelohnt. Das Werk lobt seinen Meister. , ^ _ ^

Meine Herren! Dem Herrn Architekten vom Endt stand aber auch unsere Hochbauver¬
waltung treu zur Seite. Vor allem mochte ich da unseren langjährigen alten GeheimenBaurat
Ostrop erwähnen,der uns schon so viele schöne Anstaltenhat mit schaffen helfen,- 'ch mochte erwähnen
den genialen Herrn Landesbaurat Baltzer, dem es nie an fchöpferischen Ideen gemangelthat. Die
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beiden Herren haben eifrig und tren dem Baumeister in der Bewältigung der schweren Aufgabe,
die grade die Konstruktionsuerhältuissedes hiesige« Hauses bedingte», zur Seite gestanden. Auch
ihnen mein herzlichster Dank. (Beifall.)

Meine Herren! Ich hätte noch meinen Dank auf so viele andere auszudehnen,ans alle die¬
jenige!!, die hier mitgewirkthaben, dieses Hans zur Entstehungzu bringen, es sind das die Lieferanten,
es sind das die Unternehmerund ihre Werkmeister,es ist das aber vor allem — und den möchte
ich doch auch noch namentlich nennen — der Herr Bauführer Kriegel. Seiner planmäßigen Ein¬
teilung, seiner sorgsamenUeberwachnng verdankenwir, daß dieses Hans nicht nur ohne erhebliche
Unfälle zustaudegekomineu ist, sondern daß es auch rechtzeitiguns übergebenwerden konnte.

Meine Herren! Blicke ich nun zum Schluß auf alles dasjenige, was nach dem Beschlusse
des Proviuziallaudtags vom 23, März 1909 geschaffen worden ist. — Es ist das unser Landes-
hllns am Bcrgerufer, welches der Pruvinzialverwaltuug ein geräumiges und schönes Heim bietet,
es ist das das hiesige Haus, welches uns hier nicht nur Raum zu deu Sitzungen gibt, sondern
welches auch berufen sein soll, zu Repräsentationszwecken einen tadellosenAufenthalt zu bieten, —
dann meine ich, dürften auch wir uns heute das Wort zu eigen machen, das ich fchon eingangs
erwähnte, das der Landtagskommissar,der Ober-Präsident von Bardeleben damals gesprochen hat,
daß Bauten entstanden sind, nicht nur schön uud groß, sondern auch zweckmäßigund der
Provinz zum Ruhme gereichend.

Somit, meine Herren, möchte ich nunmehr dieses Haus dem Herrn Vorsitzenden des Pro-
vinziallcmdtags übergeben. Ich tue das mit dem Wunsche, daß Gottes Segen stets auf dem
hiesigen Hause ruhen möge, daß in diesem Hanse Beschlüsse entstehen mögen frei von jedem Partei-
zwist, Beschlüsse, die getragen sind von dem eiueu Gedanken,dem Wohle und dem Gedeihenunserer
schönen Heimatprovinz zu dienen. Das walte Gott. (Lebhafter anhaltender Beifall.)

VorsitzenderSpiritus: Exzellenz,meine hochverehrtenHerren! Bei der Uebernahme
dieses Hauses durch den Rheinischen Pruviuziallandtag sind es Empfindnilgen nnd Gefühle der
Freude und des Daukes, die die Abgeordnetenbewegen, der Freude, daß dieses Haus, so Prächtig
neu erstandenist, der Freude, daß es rechtzeitig für die Sitzungen des neuen Landtages hergestellt
werden konnte, des Dankes gegenüberden Männern, die dieses zustande gebrachthaben, des Dankes
in erster Linie gegenüberdem Provinzialausschuh uud seinem verehrten Vorsitzenden Herrn Grafen
von Beiffel, dem Pruvinzialansschuß, der es verstanden hat, das Zustandekommeudieses Umbaues
und die Ueberwachnng der Ausführung, in bewährter Weise zu bewirken, des Dankes gegen unseren
verehrten Herren Landeshauptmann uud seine Mitarbeiter, die in Pflichttreue uud Arbeitsfreu¬
digkeit das geschaffen haben, was wir heute vollendetvor uns sehen.

Meine verehrten Herren! Ich weiß mich mit Ihnen einig, wenn ich dem Wunsche Aus¬
druck gebe, daß das treue Zusammenwirkendes Rheinischen Pruvinziallandtages mit dem Prouiu-
zmlausschuß und der Provinzialverwaltuug wie bisher so auch fernerhin in diesem neuen Hause
fortbestehenmöge, Ich weiß mich ferner mit Ihnen in Uebereinstimmung,wenn ich dem Wunsche
Ausdruck verleihe, daß die beiden Männer, die in hervorragenderWeise an der Spitze des Provin-
zialcmsschusses und der Prouinzialverwaltung stehen, noch lange Jahre an diesen Posten zum Segen
unserer schönen Provinz wirken mögen. (Beifall.)

Meine verehrten Herren! In dieses nene Haus zieht ein neuer Landtag eiu. Aus dem
Vertrauen der Wähler hervorgehend, sind wir heute zum ersten Male in der neuen Wahlperiode
hier versammelt. Die Zahl der Abgeordnetenhat sich erheblich vermehrt. Es sind 28 neue Sitze
in diesem neuen Hause vorhanden. Manch altes und lieb gewordenesGesicht vermissenwir, da-
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gegen begrüßen wir viele neue Herren, die zum ersten Male in unsere Versammlung eintreten,
herzlich.

Meine verehrten Herren! In dieser feierlichenStunde wollen wn uns bewußt sein,
welche ernsten Pflichten uns obliegenund welche wichtigen Aufgabenuns erwarten.

Machtvoll und unaufhaltsam schreitet die Entwicklung in unserer großen und schonenPro¬
vinz fort und die Männer, die berufen sind und die Ehrenpflichthaben, im öffentlichen Leben der
Provinz mitzuarbeiten,werden suchen müssen, Schritt zu halten mit dieser machtvollen Entwicklung,
sie werden bestrebt sein müssen, den Pulsschlag ihrer Zeit zu empfinden. Industrie, Handel Technik
und Verkehr sie alle find auf fortschreitenden Bahnen. Eine ernste, für uns schone Pflicht ist es
ferner, die Landwirtschaftin unferer Provinz zu fordern und zu uuterstützen,und wohl kaum em
3weig der Provinzialverwaltung bedarf unferer tatkräftigen Mitarbeit mehr als der der ,ozmlen
Fürsorge, der Fürsorge für Arme und Elende, für Sieche, für geistig Kranke, für Taubstumme,
für Winde für Minderwertige und der Fürsorge Bedürftige. Hier auf dem gememfamen Boden,
dem sozialenWohle und der Charitas zu dienen, fei uns eine schone Aufgabe.

Eine andere Aufgabe, die wir freudig erfüllen, ist die Pflege von Kunst und Wissenschaft.
Auch werden wir immer bereit fein, das zu pflegen und zu erhalten, was vergangeneGenerationen
an denkwürdigen und ehrwürdigenBauten uus hinterlafseuhaben, besonderssoll und muß es uns
Rheiuländern am Herzen liegen, wenn es gilt, die Denkmaler zu schütze», d,e em gütiges Geschick
in reicher Fülle auf dem Gebiete der Natnrschönheite» uuserer Heimatprovinzgeschenkt hat.

Meine Herren! Wir sind im redlichen Bestreben, alle diese Pflichten zu erfüllen em.
Freilich mögen die Mittel, mögen die Ziele, mögen die Wege, wie wir das was uns vorschweb.
erreichen küunen, manchmal auseinander gehe». Die Ansichten i» e.nem so großen Parlament,
wie der hiesige Provin iallandtag mittlerweile geworden ist. können nicht immer llberemstimmen
Aber, meine verehrten Herren, bei aller Anerkennnng der persönlichen Memnng und der Vertretung
berechtigter Interessen möchte ich hente die Bitte anssprechen, lassen Sie uns das, was nns trennen
kann, möglichst vermeide,,, lassen Sie uns dagegen zusammenfinden in dem. was uns vereint. (Beifall.)
Und wir können uus vereinen,wenn wir den Boden betreten, anf dem wir alle wurzeln, wenn wir
uns vereinigen in der Liebe zu unferer rheinischen Heimat. Wie die Rhemprovinz keiner der
anderenProvinzen gegenüber zurücktritt in der Liebe zum Vaterlande, in der Treue zum Herrscher¬
hause, zu Kaiser und König, so wollen wir auch miteinander Wetteifers ,n der Liebe zn unserer
teure» Heimat (Beifall) und wenn unsere Verhandlungen und unsere Beschlusse m diesem Geiste
erfolgen nud vou dieser Gesiunung getragen sind, so bin ich überzeugt und >°'r eck w, es von
Gott, daß sie zum Segen gereichen werden uns und kommenden Geschlechtern.(Beifall.)

Das Wort hat Seine Exzellenz der Königliche Herr Landtagskummissar.
Königlicher Landtagstommissarius Ober-Präsident. Staatsminister vr. Freiherr von

Rheinbaben: Meine verehrte» Herren! Bei der Weihe des Hauses em Wort freudigste An¬
teilnahme des Staates an dem vollendeten Werk anssprechen zn dürfen, kann ich nur nicht ver,age,.
Es ist menschlicherklärlich und doch nicht zu rechtfertigen, daß wir oft, wenn wir das v° ende e
Werk vor uns sehen, „nr der Vollenduuguns erfreueu und vergesse», "«s dahinter li g v ge
alle die Pläne, alle die Erwägungen, alle die Arbeiten, alle die Mühen, ,e «°twend g wa . ,
das Werk der Vollendung e>,tgege»z»führe,,und ich danke unserm verehrten Herr Gafe °>
Beifsel herzlich, daß er diese Dankesschuldfür alle diejenigen,die stch dieser Muhe uud Arbeit
unterzogenhaben, schon abgetragen hat. Ich könnte nur wiederbolen, was er ge,agt yat.
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In seiner Bescheidenheit hat er aber unterlassenetwas hervorzuheben,das ist, die Anteil¬
nahme des Pruuinzinlausschnssesselber an diesen Arbeiten und diesen Mühen. Meine Herren, all
das, was wir jetzt in der Vollendung vor uns sehen ist in mühsamen Sitzungen sowohlseitens des
verehrten Herrn Landeshauptmanns, wie seitens des Provinzialansschnsscserwogen und festgestellt
worden. Praktische, künstlerische und finanzielle Rücksichten sind dabei in gleichem Maße gewahrt
worden. Herr Graf Beissel hat dieses Anteils des Pruvinzialnnsschussesmeiner Ansicht nach nicht
in dem gebührendenMaße gedacht, und ich glaube, ich biu Ihrer Zustimmung sicher, wenn ich
diese eine Dankesschuldhier an den Provinzialcmsschußund an seinen verehrten Vorsitzenden,den
Grafen Beifsel noch abtrage. (Beifall.)

Ich glaube, meine Herren, es wird Sie freuen zu hören, daß der Nestor, der allverehrte
Nestor unseres Provinzialansschusses,Herr Destrse durch die Gnade Seiner Majestät heute mit
dem Roten Adlerorden 3. Klasse mit der Schleife begnadigt worden ist, und es wird Sie weiter
freuen zu hören, daß auch einige der Techniker, die an dem Werke mitgewirkt haben, mit Aus¬
zeichnungen bedacht wurden sind. Ich kann mir den Wuuschuicht versagen, daß der verehrte Ab¬
geordnete Destr^e in der köstlichen Frische,die wir an ihm bewundern,dem Provinzialausschußund
dem Provinziallandtag noch lange erhalten bleiben möge.

Meine Herren! Das Werk, das wir weihen, stellt sich innerlichals eine Erweiterung, als
eine Verschönerung dar, aber es hat nichts geändert an den festen Fundamenten, auf denen das
Haus ruht, und ich frage, ist das nur zufällig, oder ist das nicht von viel tieferer Bedeutung?
Ist das äußere Geschehen nicht eine gnte Vorbedeutung für das, was innen in den Räumen des
Hauses selber sich vollziehen soll? Ich erblicke darin einen tiefereu Sinn, eine tiefere Vorbedeutung.
Ich erblicke darin den Willen, fo wie man das Haus äußerlich auf den alten Fundamenten erhalten
hat, auch die ganzen Verhandlungen,die sich in dem Hause vollziehe!! solleu, auf deu alteu, festen
Fundamenten ruhen zu lassen. Wie sie an den granitnen Blöcke Ihres Hauses festgehaltenhaben,
wie an dem äußeren Gesüge nichts geändert worden ist, so bin ich überzeugt,werden Sie auch Ihr
Werk selber ans dem granitnen Boden beruhen lassen, auf dem es bisher gestanden hat, werden
Sie das feste Gefüge des äußeren Baues auch ein Vorbild sein lassen für das Wirken im Hause
selber. Ich biu überzeugt, daß, wenn Sie diese granitnen Pfeiler der Vaterlandsliebe, des Heimat-
sinns nnd der Opferwilligkeitfesthalten, auf denen Ihr Haus äußerlich und innerlich bisher gestanden
hat, auch fürderhin aus diesem Hause sich reicher Segen in alle Zweige unserer vielgeliebten Pro¬
vinz ergießenwird. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Spiritns: Meine verehrten Herren! Bevor wir in unsere Verhandlungen
eintreten, wollen wir uns vereinigen (die Anwesenden erheben sich) in den Gefühlen der Ehrerbietung,
der Liebe und Treue zu unserm Landesherr«. Das erste Hoch, das diesen Saal durchbraust, gilt
dem Kaiser. Seine Majestät uuser Kaiser und König lebe hoch, hoch und immerdar hoch.

(Die Mitglieder stimmenbegeistertin das dreimalige Hoch ein.)
Ich erbitte die Zustimmung des hohen Hauses zur AbsendnngfolgenderDepeschen:

„Seiner Majestät dem Kaiser und König
Berlin.

Der auf Eurer Majestät Berufung soeben zusammengetretene53. Rheinische Pro-
vinziallandtag bittet Eurer Majestät und Ihrer Majestät die Kaiserin und Königin zur
Verlobung Ihrer KöniglichenHoheit der Prinzessin Viktoria Luise mit dem Prinz Ernst
August, Herzog von Vraunschweigherzliche Glück- und Segenswünscheuntertänigst darbringen
zu dürfen. Das rheinische Volk fühlt sich in unverbrüchlicher Treue und Anhänglichkeitmit
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dem angestammtenHerrscherhaus verbunden und nimmt deshalb innigen Anteil an dem
glücklichenEreignis, welches zu einer Quelle des Glückes und der Freude werden möge für
Eure Majestäten und das hohe Paar. ^. . >..«

^ ' OberbürgermelsterSpiritus,
Vorsitzender des 53. Rheinischen Provinziallandtags."

(Lebhafter Beifall.)

Ihrer Königlichen Hoheit der Prinzessin Viktoria Luise
Berlin,

Guere Königliche Hoheit bittet der 53. Rheinische Provinziallandtag die herzlichsten
und ehrerbietigstenGlück- und Segenswünschezur Verlobung mit Seiner Königlichen Hoheit
dem Prinz Erust August,Herzog von Braunschweig entgegenneh'nen zu wollen. ^Gottes
Segeu die glückverheißende Verbindung immerdar begleiten,das «st der nnnge Wunsch des
rheinischen Volkes und seiner Vertretung. ^ - :...3" OberbürgermeisterSpiritus,

Vorsitzender des 53. Rheinischen Provinziallandtags,"
(Lebhafter Beifall.) ^ <5 -. . c

Aus Ihrer Zustimmung entnehme ich, daß ich diese Telegrammeabsenden darf.
Ich mache Ihnen dann folgende geschäftlicheMitteilungen:
Seit der letzten Tagung des Provinziallandtags find die folgenden wiedergewähltenMit»

glieder des bisherigen Provinziallandtags gestorben:
Geheimer KummerzienratFunke in Efseu,
Geheimer Regiernugsrat Dr. Limbuurg in Crefeld,
Geheimer KommerzienratGauhe in Eitorf,
Kammerherr Clemens Freiherr von Hövel in Iunkernthal.
Rentner C. A. Decker in Cöln,
Geheimer Regierungsrat Brümug in Grevcnbroich,
KöniglicherLandrat Graf von Galen in Bonn,
GutsbesitzerTheodor Melchers in Neuß,
Geheimer KommerzienratWegeler in Coblenz. ^ . . „ „ , ,, ,

Meine Herren! Die Verstorbenenhaben größtenteils dem Provmz.allaudwge seit laugeu
Jahren angehört, sich mit regstem Interesse an den Verhandlungendes Hauses beteiligt und ,,ch
dadurchgroße Verdiensteum die Provinz erworben.

Von den neugewählte»Mitgliedern ist gestorben:
der Rentner Di-. Hiisgen in Düsseldorf.

Ich bitte Sie, sich zn Ehren der Verstorbenenvon Ihren Plätzeu zu erheben. (Geschieht.)
Ich stelle fest, daß Sie sich erhoben haben.

Von den bisher gewähltenMitgliedern haben ihr Mandat niedergelegt:
1. der Königliche Landrat Eichhorn in Crefeld, für den Kreis Merzig;
2. der OberbürgermeisterVoigt in Frankfurt a, M.;
3 der Fllbrikaut Hermann Böker in Remscheid.

Es waren demnachschon eine Reihe von Ersatzwahlenvorzunehmen,m welchen gewählt
worden sind:

1. Nechtsanwalt Iustizrat Altcnberg in Essen;
2. Königlicher Landrat Eichhorn in Crefeld;
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3. KommcrzienratKeller in Siegburg;
4. Hüttendirektor Schneider in Herdurf;
5. Notar Iustizrat Krings in Cöln;
6. GutsbesitzerFrings in Hersel;
7. Bürgermeister Gielen in Neuß;
«. Brauereidirettor Wiedemeyerin Düsseldorf;
9. Fabrikbesitzer Edmund von Noch in Mettlach;

10. OberbürgermeisterDr. Hartmann in Barmen;
11. OberbürgermeisterDr. Iarres in Reiuscheid;
12. GutsbesitzerPeter Broich auf Haus Kamp;
13. OberbürgermeisterOrtmann in Coblenz.

Ein Verzeichnisder nach Tätiguug dieser Ersatzwahlen jetzt bestehenden Zusammensetzung
des Landtags ist Ihnen zugegangen.

Nach den hier vorliegendenMitteilungen haben ihr Fernbleiben von den Sitzungen aus
Gesundheitsrücksichten angezeigtdie Herren Abgeordneten:

KöniglicherLandrat von Wülfing in Dinslaken,
Klustergntsbesitzer Engels in Marieuforst,
Rentner und BeigeordneterSeyd in Rheydt,
Grubenbesitzer Michels in Andernach,
MühleubcsitzerAuer i» Cöln,
Hüttenbesitzer von Beulwitz in Mariahütte,
GutsbesitzerPeters in Fressenhof,
Geheimer KommerzieuratDr. Ing. Delius in Aachen.

Für die Sitzung am 24, hat sich entschuldigt der Herr AbgeordneteThysscn,
Ich gebe Ihnen ferner von folgendenEingängen Kenntnis:
1. Der Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Neuwahl vou bürger¬

lichen Mitgliedern und Stellvertretern für mehrere Obercrsatzkommissionen— aufgeführt
unter laufender Nr, 15 des Vorlagenverzeichniffes (Drucksachen Nr. 25), —

2. Der Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Errichtung einer
Stiftung aus Anlaß des 25 jährigen RegierungsjnbiliiumsSeiuer Majestät des Kaisers
und Königs — laufende Nr. 16 des genannten Vorlagenverzeichniffes. —

3. Der Bericht und Antrag des Provinzialausschusseszu der „Kundgebungder Bürgermeister
des preußischen Mosel- und Saargebiets, betreffenddie Notwendigkeit der baldigen Aus¬
führung der Mofel- uud Saarkanalisierung"—laufendeNr. 18 des Vorlagenverzeichniffes. —

4. Der Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Einrichtung einer
Abteilung für Arbeitsscheue und säumige Nährpflichtige, die auf Grund des Gesetzes
vom 23. Juli 1912 untergebrachtwerden, bei der Provinzial-Arbeitsaustalt in Brau-
weiler — laufende Nr. 40 des Vorlagenverzeichniffes. —

Außerdem:
5. Eiu Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Begutachtungdes Antragesder

Gemeinde Stertrade im Kreise Dinslakenauf Verleihungder Städteordnuug — Drucksachen
Nr. 27. — Diese Vorlage ist im Verzeichnisder Vorlagen nicht aufgeführt, sie ist erst
später gekommen. Ich schlage vor, diese Vorlage an die I. Fachkommissionzu überweisen.
Die Vorschläge wegen Ucberweisungder anderen Vorlagen sind in dem Vorlagen¬
verzeichnis enthalten.
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Sodann liegt vor ein Bericht und Antrag des Provinzialausschusfes,betreffend die Betei¬
ligung des Provinzialverbandes an dem Schleppmonopol- Drucksachen Nr. 28. -

Anch dieser Bericht ist im Vorlagenverzeichnis nicht aufgeführt.
Der Landtag wird darüber zu befinden haben, wie die geschäftlicheBehandlung dieser

Vorlage geschehensoll.
Ich frage, ob Vorschläge gemacht weiden.
Das Wort hat Herr AbgeordneterExzellenz Graf von Hoensbroech.
AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech:
Meine Herren! Ich möchte mir den Vorschlag erlanben die Vor age über das Schlepp¬

monopol sowie di? Vorlage, welche die Kanalisierungder Mosel und S«°r betrifft m.er e onderen
Kommission zu überweisen. Die I.Fachkommissionist ohnehm schon, glanbe ich se r mit Arbeiten
- ich will nicht sagen - überlastet, aber belastet,uud es würde memes Emchtens °uch em°
diese Fragen sachgemäßere Znsammensetznug erfolgen können, wenn sie emer besonderen Kommission

überwiesen würden^ ^ ^ ^eses durch Beschluß des Promuziallandtages tunlich;
deshalb möclM ich den Ant ag stellen- der hohe Provinziallandtag wolle besaßen diese be.de
Vorlagen einer besonderen Kommissionvon 15 Mitgliedern - was ia die übliche Mitgliederzahl

^ ^''^^tffem/biwn^ie Mldung dieser besonderen Kommission erst morgenerfolg,
damit erfolgenkann welche Mitglieder "est Kmumi,^
zu debitieren wären. Dann könnte Dienstag oder Mittwoch die Beratung « K°mmG°n st^
finden nnd dementsprechend nach dem Abschluß der Komm.ssionsberatnngentw ede M'ttw ch °de

Donnerstag die Sache im Plennm zur Verhandluug kommen. ^ wäre erwacht, daß d^Sch
fp«testens am Donnerstag im Plennm erledigt wird, we.l am Freitag m Be ' ' ^ «
die Kommissionsberatungenüber die Schleppmonopolvorlagestattfindenund es "« " ^mme
kann, wenn das Resultat der hiesigen Verhandlungen bei der Beratuug im Herrenhause bereits
vorliegt. (Beifällige Znstimnumg.) ^ ^ ^., ,^ ^^ ^ .s.^

Vorsitzender Spiritus: Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. Oehler.
AbgeordneterDr. Oehler: Ich verzichte.
VorfitzenderSpiritus: Herr Abgeordneter vr. Oehler verzichtet. . . ...
S haw dm V schlag Seiuer Ezz des Herrn Grafeu von H°eMroech geh rt

die Vorlag über das Schle m^ uud die Vorlage über ^e "i^
Saar eiuer besonderen Kommissionvon 15 Mitgliedern zu überweisenuud falls d.es beschlossen
wird, die Kommission nicht heute sondernmorgen durch die Abteilungenzu bilden.

Ich frage, ob zn diesem Antrage das Wort gewünscht w.rd. Widerspruch
Das Wo t wird nicht gewüuscht.Ich schließe die Diskussionund °ar ^ ^

nicht erfolgt ist. annehmen, daß Sie dem Antrage des Herrn Gm m von f^ech ^
Widersprucherfolgt nicht; ich stelle fest daß "«e "swn ^

werden soll, diese besondere Kommission aber erst morgen durch 'Abt wnge g Y
Dann stelle ich die Frage, ob Sie vor dem Plenum oder nach dem ^enum u

zusammenberufen wollen. (Rufe: Nach dem Plenum!)
Nach dem Plenum, dann sind die Herren anch alle hier. _. . ,^ ^ aerickteten
Ferner ist Ihnen zugegangen ein Verzeichnis der an den Provinz.allaudtag gerichteten

Petitionen — Drucksachen Nr. 26. —
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Nach diesen, Verzeichnissind eingegangen:
1) eine Petition der Registraturender Provinzialverwaltnng nm Anstellungans Lebenszeit.

Ich schlage Ihnen vor, diese Petition an die I. Fachkommission zu verweisen.
2) eine Petition des Rheinischen Gemeindeförster-Vereinsum Ausbesserungder Nuhe-

gehaltsbezüge der Altpensionäre und der Bezüge der Witwen und Waisen resp, um
Zuwendungenvon Unterstützungenan dieselben.

Auch diese Petition dürfte an die I Fachkommission zu überweisen sein,
3) eine Petition einer Anzahl pensionierterBürgermeister um Anrechnungder Vergütung

für die Geschäftsführungder Pruvinzial-Fenervcrsichernngsanstaltbezw. anderweite Fest¬
stellung ihres Ruhegehaltes,

Diese Petition dürfte mit der Vorlage des Pruvinzialansschusseswegcu Aenderung
der Satzungen der Nuhegehaltskasscder Bürgermeister (Drucksachen Nr. 12) zu ver¬
binden sein. Ich schlage vor, sie an die I. Fachkommission zn überweisen.

4) eine Petition der ans dem Militttranwärterstmidc hervorgegangenenProvinzialstraßen-
meistcr um Anrechnungeines Teiles der Militärdienstzcit auf das Vesoldungsdienstaltcr.

Ich schlage Ihnen vor, auch diese Petition an die I. Fachkommission zu überweisen.
5) eine Petition der Handwerksmeisterund verheirateten Angestelltender rheinischen Pro-

vinzial-Heil- und Pflegeanstalten um Lohnerhöhungund Gewährung von Wohnnngsgeld.
Diese Petition würde an die II. Fachkommission zu gehen haben.

6) eine Petion der Pfleger an der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt zu Dnren nm Ge¬
währung einer Teuerungszulage nnd Auszahlung des Geldwertes der freien Wäsche.

Anch diese Petition würde an die II. Fachkommission zn verweisen sein.
Weiter ist eine Broschüre: „Reform der Rheinischen Gemeinde-Furstverwaltung"von

Bürgermeister Schäfer in MayenHand im Auftrage der Forstkommissiun des Rheinischen Gemeinde¬
tages mit der Bitte llbersandtworden, sie an die Herren Provinziallandtags-Nbgeordnetenverteilen
zu lassen. Sie finden die Broschüreauf Ihren Plätzen.

Seine Erzellenz der Herr Ober-Präsident hat die Wahlverhandlungenüber die im ver«
flosscnen Jahre für den Provinziallandtag in den einzelnenKreisen der Provinz getätigten Neu»
wähle» sowie über die inzwischen vorgenommenenErsatzwahlen in den Kreisen Essen-Stadt, Alten-
kirchen, Bonn-Land, Cüln-Stadt, Sicgkreis, Barmen-Stadt, Crefcld-Land,Düsseldorf-Stadt, Neuß,
Ncmscheid-Stadt,Merzig, Grevenbroichund Coblenz übersandt. Ich schlagevor, diese Wahlakten
der Wahlprüfnngskommissionzu überweisen.

Gegen die im Kreise Dann stattgehabte Neuwahl ist ein Einspruch erhoben worden. Die
Verhandlungen über diesen Einspruch werden ebenfalls der Wahlprüfungstommissionzunächst zu
überweisen sein.

Bezüglich der vom Provinziallandtag vorzunehmendenErsatzwahlen für den Provinzml-
ausschuh in dem RegierungsbezirkeDüsseldorf — es handelt sich um Ersatz für Geheimrat Funke
und GutsbesitzerMelchers — und im RegierungsbezirkCoblenz — Ersatz für das stellvertretende
Mitglied Freiherr von Hövel — möchte ich die Herren aus diesen Bezirken bitten, so rechtzeitig
zur Vorbereitung der Wahlvorschlägezusammenzutreten,daß die Vornahme der Wahlen spätestens
Donnerstag ans die Tagesordnung für die Plenarsitzung gesetzt werden kann.

Es war anch bisher Brauch im Hause, daß die Wahlen am Donnerstag stattfanden. Ich
mochte fragen, ob Sie wünschen,daß in dieser Hinsicht eine Abweichungerfolgt, oder ob es bei
dem bisherigen Brauch verbleibensoll.
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Sie scheinen das letztere zu wünschen. Ich werde also die Wahl auf die Tagesordnung
des nächsten Dunnerstag setzen.

Dann, meine Herren, wissen Sie bereits, daß das Landtagsessen am Donnerstag dieser
Woche nachmittags 5 Uhr, im Kaisersaaleder städtischen Tonhalle, stattfindet.

Zur Vorbereitungdes Essens, bitte ich Sie, wie in den früheren Jahren eine Kommission
zu bestimmen Seither bestand diese aus dem Vorsitzenden und stellvertretendenVorsitzenden des
Probinziallandtag» dem Vorsitzendenuud stellvertretenden Vorsitzendendes Provlnzialausschusses,
dem Herrn Landeshanvtmann. Herrn Destree. Herrn Freiherr» von Dal.mgt und Herrn Landes-
rat Adams

Ich frage, ob andere Vorschläge gemacht werden oder darf ich annehmen daß Sie diese
sehr bewährte Kommissionin ihrer bisherigen Zusammensetzung wiederwählen. Da kein Wider¬
spruch erfolgt, ist die Kommission wiedergewählt. , ., ^

Die Verwaltung der städtischenKunsthallehat Eintrittskarten für die Herren Abgeordneten
zum Besuche der Kunstyalleübersandt. Sie finden die Karten auf ihren Platzen.

Der Vorstand des Künstlervereins Malkasten" beehrt sich, auch m diesem ^ahre den
Herren Abgeordnetendie Räume und den Garten des Malkasten jederzeit zur Verfügung zu stellen,
und ladet die Herren höflichst ein, nach dem Ständeessen in der Touhalle den Malkasten zu besuchen.

Der Vorstand des Zentralgewerbevereinshat Eintrittskarten für das Kunstgewerbemuseum
Übermittelt. Diese Karten liegen auf Ihren Plätzen. .. ^ « ,e< i. ^

Der Bericht über die Tätigkeit der Provinzialkommissionfür die Denkmalpflegeund der
Provinzialmnseenzu Bonn nnd Trier für das Jahr 1912 ist auf Ihre Plätze verteilt wordem

Nach § 3 der Geschäftsordnungfür den Provmziallandtag ist m der Sitzung des Pro-
vinzialausfchu fes vom 25. Januar d. Is. vou mir die Verlosung der Mitglieder des Provmzial-
landtages in 5 Abteilungen vorgenommenworden. Das Verzeichnis der Abteilungen ist m
Ihren Händen. ^... . < , .. «,<

Ich bitte die Herren in den Abteilungen umuittelbar nach Schluß der heutigen Plenar°
sitznng zusammenzu trete» nnd die Konstituierungder Abteilungenund die Wahl der Kommissionen
vorzunehmen. ^ ^, >. > -

Die Abteilungenhaben zu ihrer Konstituierungzu wählen: l° e.nen
stellvertreteudeu Vorsitzenden, einen Schriftführer nnd eiueu stellvertrete» en Schriftführer

Unmittelbar »ach der Konstituierungwollen die Abteilnugenwähle»: eine Gescha tsordnnngs-
lommission, eine Wahlprüfnngskommissionnnd vier Fachkommissionen, im gmizen also 6 Kom¬
missionen. Jede dieser 6 Kommissiouenhat nach der Geschäftsordnung15 Mitglieder. Es hat
demnach jede der 5 Abteilungenfür jede der 6 Kommissionen 3 Mitglieder zu wählen - Verzeich¬
nisse der konstituierten Abteilungenund der gewähltenKommissionen werden Ihnen alsbald zngeyen.

Ich möchte nur noch mitteilen, daß die Abteilungenzusammentreten:
I Abteilung: im I. Stock, Zimmer Nr. 36,

II. „ „ 1. « " Nr. 37,
(Sitzungssaal des Provinzialausschusses)

III. „ im I. Stock, Zimmer Nr. 38,
IV. .'.' „ Erdgeschoß, Zimmer Nr. 5,
V „ " Nr. 6.

Weiterhin erlaube'ich mir vorzuschlagen" daß die gewähltenKommissionenmorgen vor.
mittag zu ihrer Konstituierungum 10 Uhr zusammenkommen.Zur Konstituierunghat jede Kom-
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Mission einen Vorsitzenden,einen stellvertretendenVorsitzenden, einen Schriftführer und einen stell¬
vertretendenSchriftführer zu wählen.

Ich frage, ob Sie gegen die Vorschlägewegen des Zusammentrittsder Abteilungen und
der Kommissionen Einwenduugeuzu machen haben?

Das Wort hat der Herr AbgeordneteWallrnf.
AbgeordneterWallras: Der Herr Vorsitzende hat angeregt, noch eine Geschäftsordnnngs-

kommission zu wählen. Nach den neuen Vorschlägen soll eine Gcschäftsordnungskummission für die
Zukunft nicht mehr bestehen. Nun erkenne ich an, daß wir formell heute wohl noch eine Ge-
schäftsordnungskommifsion zu wählen haben; aher wenn morgenanders beschlossen wird, liegt die
Wahl neben der Sache und die Herren können wieder nach Hause gehen. Ist es nicht gefchäfts-
ordnungsmäßig zulässig, daß der Einfachheit halber bereits heute beschlossen wird, die Geschäfts-
ordnuugskommissiun durch das Bureau zu ersetzen?

Vorsitzender Spiritus: Ich habe keiu Bedenken, wenn das Haus beschließt, daß die Ge<
schäftsorduungskommission ausfällt. Andererseitsist es nnr eine kleine Sache, die Kommission zu bilden.

Das Wort hat Herr AbgeordneterDr. Oehler.
AbgeordneterDr. Oehler: Ich habe doch Bedenken. Die Kommission hat diesmal gerade,

wie die uns zugegangeneVorlage aufweist, die geschäftsordnungsmäßigeVorbereitung zu treffen.
Ich nehme an, daß über die Ueberweisungder Druckvorlagenan die Kommission morgen Beschluß
zu fassen sein wird. Ich werde mir noch erlauben, zu den Vorschlägen, die bisher gemacht
worden sind, einige Anträge zu stellen; aber ich glaube, daß gerade die Frage, wie die Geschäfts¬
ordnungkünftig geregelt wird, eingehenderwogen werden muß und daß die bisherige Geschäfts»
ordnungskummiffiondafür zuständig sein muß.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteWallraf.
AbgeordneterWallraf: Meine Anregung wird hinfällig, da Bedenken auftauchen,
Vorsitzender Spiritus: Dann ist das erledigt.
Ich erlaube mir noch folgendesmitzuteilen:Die gewählten Kommissionen weiden morgen

Vormittag um 10 Uhr zu ihrer Konstituierung zusammentreten. Die Kommissionen haben dann
auch wieder ihre Vorsitzenden und ihre Schriftführer zu wählen und zwar würden die Kommissionen
zusammentrete»:

I. Fachkommissionim I. Stock, Zimmer Nr. 36.
II. .. „ Erdgeschoß, „ Nr. 6.

III. „ „ Erdgeschoß, ., Nr. 5.
IV. „ .. I. Stock, „ Nr. 38.

Geschäftsordnungslummifsion:im Erdgeschoß, Zimmer Nr. 3.
Wahlprüfungskommission: im Erdgeschoß,Zimmer Nr. 7.

Ich werde mir erlauben, wie das auch in früheren Jahren der Fall war, die morgige
Plenarsitzung um V2H Uhr also unmittelbarnach Konstituierung der Kommissioneneinzuleiten
mit folgender Tagesordnnng:
1. Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisse der Provinzialuerwaltung für das Rech¬

nungsjahr1911.
Berichterstatter Freiherr von Dalwigk,

3. Vorbericht zn dem Haupt-Haushaltsplander Provinzialverwaltung der Rheinprovinz sowie zu
den zu ihm gehörenden Haushaltsplänender einzelnenVerwaltnngszweige und Anstalten und
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Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu ihm gehörenden Haushaltspläne
der einzelnenVerwaltungszwcigeund Anstalten für das Rechnuugs,ahr vom 1. Apr:l 1913
bis 31. März 1914.

Berichterstatter:Herr Landeshauptmann. c«. - >^ m .- > ,
4. Bericht des Proviuzialansschnsses.betreffend den Vermögensstanddes Rhenuschen Provmzml-

verbaudes.
Berichterstatter: Herr Landeshauptmann.

5. Entscheidung über die geschäftlicheBehandlung der eingegangenen Vor ageu.
Da keine Bedenken bezüglich der Zeit und der Tagesordnnng bestehen, werde ich n, diesem

Sinne verfahren.
Dann noch ein paar kurze Mitteilungen:
Iu den letzten Jahren hat am Dienstag keine Plenarsitzungdes Landtages stattgefun en,

d» es sich als zweckmäßig erwiesen hat. den Dienstag für die Kommiw°nsberatnngenfrei zn halten.
Ich m chte Ihnen vorschlagen, auch in diesem Jahre in dieser Weise zn verfahren. Dann wurde also
die nächste Sitzuug nach der morgigen Sitzuug Mittwoch, deu 26 Februar sta tstuden nnd zwar
erlanbe ch mir. Ihnen vorzuschlageu. diese Sitznng nm 12 Uhr begmneu zu lassen, a die Herren,
die leiuer^Konnuissionangehören nnd die Morgeu nach der Sitzuug nach H^°-f«^ w°llen
d°nn Dienstag zu Hause sein uud am Mittwoch Morgen zurzeit wieder nach h,er znrückkonmen
können. Eine Tagesordnung für die Mittwoch-Sitznng kann ich Ihnen noch "^ °r 1 «^
Das hängt davon ab. welche Fortschritte die Arbeiten in den Kom.msstouen machen, ^h btt ^
d°her. den Gepflogenheitender früheren Jahre entsprechend, nm zu erlaube«, tue Tagesordnung
für Mitwoch festzustellen.

Dagegen erhebt fich kein Widerspruch.

F«n^hab5ich°n°ch die Bitte an Sie zn richten, möglichst bald den von IlM« gewählten
Platz ans dem kleinen Schildchen einzntragen.das sich auf der Nücklehue der S'tzeeftnde damit
der Ueberfichtsplander Plätze dieses Hanses in Drnck hergestellt nn Ihnen "Wnnt el werden k nn-

Ferner meine Herren, möchte ich Sie bitten, eine Mitteiluug über Ihre hiesige Wohuun .

soweit da! ch >M K e ist, am zweck.näßigsten ans dem vorliegenden Formnlar noch heute
dem Landtagsbureau zugeheu zu lasse., weil es für die Verseudungder Druck.acheu an Sie un¬
bedingtnotwendig ist. daß das Bureau weiß, wo Sie wohnen.

Damit, meine Herren, bin ich am Schlüsse der geschäftliche« »ilungen. ^ch b tt
Sie nvchmals. sich jetzt in die Abteilungen zu den Wahlen zn begeben. Ich frage, ob noch von
irgend einer Seite das Wort gewünscht wird.

Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Sitzung.
(Schluß 1" Uhr.)
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Zweite Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, Montag den 24. Februar 1913.

(Beginn 10 Uhr 45 Minuten.)

1. Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisseder Provinzialverwaltung für das Rech»

jähr 1911.
3. Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung der Rheinproviuz sowie zu

den zu demselben gehörenden Haushaltsplänen der eiuzelueu Verwaltungszweigeund Anstalten
und

Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben gehörenden Haushalts»
Pläne der einzelnen Verwaltungszweigeund Anstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913
bis 31. März 1914.

4. Bericht des Provinzialausschusses,betreffend den Vermögensstand des Rheinischen Provinzial-
verbandes.

5. Entscheidungüber die geschäftliche Behandlung der eingegangenen Vorlagen.
Vorsitzender Spiritus: Ich eröffnedie Sitzung.
Schriftführer sind heute die Herreu Abgeordnetenvon Eynern und The Losen.
Meine Herren! Einige kurze Mitteilungen. Seine Exzellenzder Herr Landtagkoinmissar

hat mitgeteilt, daß er den Herrn Oberregierungsrat I)l. Momm als seinen Kommissar zu den
Sitzungen des Provinziallaudtages und der von diesem zur Vorbereitung seiner Beschlüsse gewählten
Kommissionenernannt hat.

Ferner hat der Herr KöniglicheLandtagskommissarmitgeteilt, daß Seine Exzellenz der
Herr Staatsminister Dr. Freiherr von Schorlemer infolge dringender Dienstgeschäfteverhindertsei
am 23. und 24. d. Mts. an den Sitzungen des Prooinziallandtages teilzunehmen.

Der Herr AbgeordneteThyssen teilt mit, daß er durch eine dringendeReise verhindert sei,
am 24. uud 25. d. Mts. den Sitzungen beizuwohnen.

Entschuldigtsind für heute der Herr Abgeordnete Moritz und der Herr AbgeordneteKrupp
von Bohlen.

Die Herren AbgeordnetenDr. von Beckerath und Dr. Lembke sind ebenfalls für heute
entschuldigt.

Die Abteilungen haben sich gestern nachmittag in nachstehender Weise konstituiert.

I. Abteilung:
Vorsitzender:Dr. vom Rath, stellvertretenderVorsitzender:Destree, Schriftführer: von Schütz,

stellvertretenderSchriftführer: Minien.

II. Abteilung:
Vorsitzender:Graf und Marquis von und zu Hoensbroech-Haag, stellvertretender Vorsitzender,
Veltman, Schriftführer: Freiherr von Hammerstein, stellvertretenderSchriftführer: Vielen-
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III. Abteilung:
Vorsitzender:von Groote, stellvertretender Vorsitzender: Kirchmann, Schriftführer: Dr. Peters,

stellvertretenderSchriftführer: Frings.
IV. Abteilung:

Vorsitzender:Lange, stellvertretenderVorsitzender:Huthmacher, Schriftführer: A. von Boch.
Fremersdorf, stellvertretenderSchriftführer: Kessellaul.

V. Abteilung:
Vorsitzender: Wallraf, stellvertretenderVorsitzender: Dr. Oehler, Schriftführer Dr. Haarmann,

stellvertretenderSchriftführer: The Lofen. ^ , ,
Ein Verzeichnis der konstituierten Abteilungen ist Ihnen bereits zugeschickt Auch haben

die Abteilungenfür die Geschäftsordnnngskommission, die Wahlprüfungskomm.sfionund d,e 4 Fach¬
kommissionen gestern die Wahlen vorgenommen. Ein Verzeichnis der Komnnsstonen befindet stch m

Sieben haben sich diese Kommissionen konstituiert; die Vorstände der Kommissionen sind
die folgenden'

Wahlpnifungskomnnsston: ^ ,^.,
Vorsitzender:Vopelius. stellvertretender Vorsitzender: von Bömnnghau eu. Schriftführer:

von Vruchhausen, stellvertretender Schriftführer: Robinson.
Geschäftsllldmmgskommission:

Vorsitzender: Kyll, stellvertretender Vorsitzender:Dr. Ing. Kirdorf, Schriftführer: Dr. Peters,
stellvertretender Schriftführer: Ortmann.

I. Fachkommission:
Vorsitzender:Oneck, stellvertretenderVorsitzender: Friderichs, Schriftführer: Dr. Lembke,

stellvertretenderSchriftführer: Dr. zur Nieden.
II. Fachkommission:

Vorsitzender:0. Conze. stellvertretenderVorsitzender:O. von Nell, Schriftführer: Eichhorn,
stellvertretenderSchriftführer: Dr. von Halfern.

m. Fachkommission.
Vorfitzender: von Stedman, stellvertretender Vorfitzender:von Kruse, SchriftführerDr. Hentzen,

stellvertretenderSchriftführer: Kehren.
IV. Fachkommission:

Vorsitzender: von Groote, stellvertretenderVorsitzender:Heising, Schriftführer: Frelherr von
Hammerstein, stellvertretender Schriftführer: Bessemch.

Meine Herren! Nach Ihrem gestrigen Beschlnh werden alsbald nach ^1^ der Heu.geu
Plenarsitzung die Abteilungen in den schou bekauut gegebeuenRäumen zur Wah der «aal
kommission für die Vorbereitung der Vorlagen über das Schleppmonvpolund der Saar- nnd

^"^e ^ 2^^, wählt drei Mitglieder in diefe Kommisston. Ein Verzeichnis

d°r Wahl in Zimmer 3? - das ist der Ausschußsaal- zur Konstümerung der Konnmsstou
zusammenzufinden.

8*
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Meine Herren! Sodann schlägt Ihnen die zweite Fachkommissionvor, daß diejenigen
Herren, die an der Besichtigung der Anstalt Vedburg teilnehmen wollen, sich am Samstag vor¬
mittag um 9,13 am Bahnhof Düsseldorf cinfiuden wollen, wo eine Fahrgelegenheit vorbereitet
wird. Die Herren wollen sich aber zunächst an den Herrn Landesrat Dr. Horion wenden,der die
Besichtigungvorbereiten und das Erforderlicheveranlassenwird.

Daneben findet aber die regelmäßigeSitzung — vermutlich die Schlußsitzung— statt.
Dieser Vorschlagist also nur für diejenigen Herren gemacht,die Bedbnrg besichtigen wollen.

Wir treten dann in die Tagcsordnnng ein. Der erste Gegenstandlautet:
Bericht des Proviuzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzial-
verwaltnng für das Rechnungsjahr 1911.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteFreiherr von Dalwigk zu Lichteufels, dem ich
das Wort gebe.

BerichterstatterAbgeordneterFreiherr von Dalwigk zu Lichteufels: Nach § 102 der
Provinzialurdnung hat der Provinzinlnusschuß bei Vorlage des Provinzial-Hanshaltsplans dem
hohen Hause einen Bericht über die Ergebnisse und über den Stand der Prouinzialvcrwaltungvorzulegen.

Meine Herren! Dieser Bericht für das Rechnungsjahr 1911 ist Ihnen als Drucksache
fchon vor einer Reihe von Wochen zugegangen, und ich darf wohl voraussetzen,daß Sie sich mit
dem Inhalt eingehend vertraut gemacht haben Da er ferner einen Umfang von 400 Druckseiten
hat, darf ich wohl weiter voraussetzen,daß es nicht Ihren Wünschenentsprechen würde, wenn ich
Ihnen alle Einzelheiten vortragen würde. Ich kann mich wohl um so mehr ans die Hauptpunkte
beschränken, als ja auch der Herr Landeshauptmann bei der Vorlage des Haushaltsplanes auf die
meistenFragen dieses Berichts eingehen wird.

Auf Seite 2 bis 33 finden Sie angegeben,was der Provinzialausschuß auf Grund der
Beschlüsse des letzten nnd der früheren Provinziallandtage veranlaßt hat. Dann finden Sie auf
Seite 54 bis 93 den Bericht über die Ergebnisse der Finanzverwaltnng der Provinz.

Meine Herren! Leider hat im Berichtsjahr 1911 das Ergebnis der Prouinzialumlage
nicht dem Voranschlageentsprochen,es ist vielmehr um rund 94 000 Mark zurückgeblieben.Aber
dieser Ausfall ist uicht nur gedeckt, sondern weit überschrittendnrch Ersparnisse und durch Mehr¬
einnahmen an anderer Stelle, so daß wir am Schlüsse des Jahres das Ergebnis zu verzeichnen
hatten, daß rnnd 377 000 Mark dem Ausgleichs- und VnnfondZ zugeführt, uud daß ferner
noch 100 000 Mark zurückgestellt werden konnten, über deren VerwendungIhnen eine besondere
Vorlage behufs Errichtung von Stiftungen aus Aulaß des Regierungsjubiläums Seiner Majestät
des Kaisers und Königs zugehenwird.

Die Provinzial-Feuervcrsicherungsaustalthat im Berichtsjahre einen erfrenlichen Aufschwung
erfahren. Das Vcrsicherungskapitalist um rnnd 317'/2 Millionen Mark gewachsen.Das finanzielle
Ergebnis entsprach nicht ganz diesem erfrenlichen Aufschwung, da gerade in diesem Jahre besonders
hohe Brandschadenzn bezahlenwaren, was wohl auf die besondere Dürre zurückzuführen ist.

Auch die Laudesbankhat sich weiter erfreulichentwickelt. Trotz des ungünstigenStandes
des Geldmarktes hat sie einen Netto-Zinsgewinn von 1428 000 Mark aufzuweisen,über deren
Verwendungsie ans Seite 116 des Berichts nähere Angaben finden.

Die Schülerzahl der Provinzial-Taubstummenanstaltenist von 734 auf 801, also um 6?
gestiegen. Die Schlllerzahl der Provinzial-Vlindenanstaltenist um 17, von 324 auf 307, gesunken.

Die Ueberweisungeuzur Fürsorgeerziehunghaben auch in dem Berichtsjahre wieder zu¬
genommen. Sie betrugen 2194 gegen 1958 im Jahre 1910 und 1900 im Jahre 1909, ein
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Beharrungszustand ist also noch nicht eingetreten, es ist vielmehr bisher eine anfsteigendeLinie
zu verzeichnen. ^

Die Zahl der nachschnlpflichtigeuZöglinge hat allerdings etwas abgenommen.
Die Za l der in der Fürsorge des Rheinischen Gastes-

kranken. Idioten und Epileptikerist im Berichtsjahrevon 14 310 »uf 14604 also um 294 gest.egeu.
Zum Schlnß kann ich Ihnen noch als erfrenliches Ergebms """" ^

günstigen wirtschaftliche« Lage die Kosten der Lcmdarmenverwaltungnm rnnd 134500 Mark hmter

"' ^Äet^n^ Hauptpuukte, die ich die Ehre hatt. Iw« Vorzug
und ich habe Ihnen namens des Proviuzialansschussesden Antrag zu »nterbre.teu. d'esen Bencht
durch Kenntnisnahme für erledigt zu erachteu. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung.
Das Wort wird nicht gewünscht. Ich darf daher annehmen,daß 5-:e den Ber.cht durch

Kenntnisnahmefür erledigt erklären.

^»"7.ich7«?".«"H».,P..H»,.«h°<!«''l»« d.. P.»»inzi»I°..w»I.«»«d..

^, «»«..»»> >.sz«.i' «>,d «»st»l.°» »»> H»..p..H»..«h»>!«P»»

pl°,,<n d.. .inz.ln.» «.r»»»»»»'l«e>»' «»^ «,,s!»«°» !»' d»s Rech-

«.^z^ 7r ^«—w^,^^«».., ., d««...«»,..,.

Rheinischen Provinzialverbandes.

'^'''"chter^ von Renvers: Meine hochverehrten Herreu' Bei
der h°t der Herr Vorsitzeudedes Pr°vmzm an^ e M^
darauf hiugewieseu. daß wir uns in einem Inbilünmsiahre beftudeu. I. >" ' ^' ^
wir zurück ans die großen Ereignisse, die sich vor hundert Ja reu «wsp el ha '. >md n wen.
Wochen werden wir das Regierungsjnbilaum nuseres Allerhöchsten H^" b^ ' W n ,ch m
diesen beiden großen Ereignissenein kleineres in Verbindungbrmgen ^f. d ^ ^
hinweisen, daß wir auch in diesem Jahre ein Jubiläum, das ^'«hrM Beste u uusere^
Mlorduung feiern. Meine Herren, ich glanbe. daß ich, znmal be: f^genhe e V,lage
Hanshalts lans im Hinblick auf das
kann, als durch den Hinweis auf eine andere Tatsache, tne uns d.eses ^ahr ^ u°n ch a
die Tatsache, daß wir in diesem Jahr ein Steuersoll der gesamte« Stadt- und Laudkreye
Provinz von weit über 100 Millionen haben. ,. .^ ^

»«l dm M,M „l»he» D!»«t !ch°» hi,,»»»Im, >«d ,ch d«! «°V » «l» 1

darf darauf hinweisen, daß wir vor 25 Jahren, als die proomz.
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Steuersoll von rund 28 Millionen Mark hatten. 1893 betrug das Steuersoll 38 Millionen,
1898 betrug es 49 Millionen, 1903 59 Millionen, 1908 79 Millionen und jetzt 10,1 Millionen.

Ein Gefühl herzlichen Dankes gegen den Landesherrn muß uns bei der Betrachtung dieser
Zahlen bewegen. Die weise Regierung unseres erhabenenKaisers und Herrn hat uns den Frieden
erhalten und hat uns zur Entwicklung in Handel, Industrie und LandwirtschaftGelegenheitgegeben.
Ich glaube aber, meine Herren, wenn Sie als Mitglieder dieses Hauses diese Zahl von 100 Millionen
ins Auge fassen, dann werden Sie sie vielleicht etwas nüchterner und vielleicht auch von anderen
Gesichtspunktenaus ansehen wollen.

Meine Herren! Sie werden wohl die Frage stellen, wie es sich erklärt, daß wenn das
Steuersoll so kolossal in die Höhe gegangenist, die Provinzialnmlagen nicht heruntergegangen,(sehr
richtig) im Gegenteil von Zeit zu Zeit noch etwas in die Höhe gegangen sind. Ich glaube, die
Frage wird sich wohl jedem aufdrängen und ist auch wohl berechtigt. Ich möchte zur Klärung
dieser Frage einiges anführen und einen kurzen Vergleich zwischen 1888 und 1913 ziehen, nnd
dabei zugleich eine Grundlage für den Ihnen vorzulegenden Haushaltplan von 1913 schaffen.

Meine Herren! Wenn ich auf das Jahr 1888 zurückblicke, fo hatten wir damals an
Provinzialsteuern 2 960 000 Mark, und heute habe» wir au Provinzialsteuern über 14 Millionen.
Von den 2 900 000 Mark die wir 1888 hatten, wurden 2 635 000 Mark also beinahe die ganze
Summe nicht zu Prouinzialzwecken,sondern zu Kreiszwecken verwandt, zur Erhaltung der Kreis¬
straßen die wir in unserer Eigenschaft als Provinz den Kreisen abgenommenhaben, die wir heute
noch dauernd unterhalten, im großen Gegensatzzu allen anderen Provinzen, wo die Kreise ihre
Straßen selbst unterhalten müssen. (Hört! hört!) Von der Summe von 2 900 000 Mark fielen
2 600 000 Mark auf die Kreise. Nur 300 000 Mark dieses gesamtenSteuerbetrages wurden zu
Provinzilllzweckenverwandt, und zwar zur Verzinsung der großen Irrenhausanleihe ans den
70 er Iahrcu, und ganze 25 000 Mark fanden Verwendungfür audere Provinzialzwecke,

Also, meine Herren, damals kam die Provinz mit ihren eigenenEinnahmen aus den
Anstalten und mit diesem minimalen Zuschuß von 300 000 Mark für ihre Bedürfnisse aus. Ich
lasse die Kreisstraßcn dabei ganz außer Acht, Heute aber sind so unendlich viele neue Aufgaben
der Provinz zugefallen, und die Aufgaben, die sie fchon hatte, haben sich so erweitert, daß wir
nicht mehr alles, was wir für neue Aufgaben nnd für die Erweiterung der bestehenden aufwenden
müssen, aus der Dotationsrente nehmen können, sondern einen erheblichen Teil aus den neuen
Steuern schöpfen müssen. Seit dieser Zeit ist die Notwendigkeit an uns herangetreten, höhere
Steuern zu erheben.

Meine Herren! 1888 hatten wir (um eiuen nebensächlichenPunkt zu erwähnen) bei der
Zentralverwaltung uur 56 000 Iournaluummern. Bei der Zentralverwaltung haben wir heute,
wenn ich das Jahr 1911 zugrunde lege, allein 310 000 Nummern, abgesehen vou deu Geschiifts-
nnmmern bei den Nebenverwaltungen.

Meine Herren! Wir hatten im Jahre 1888 566 Beamtenstellen,heute haben wir deren
1409. Bei dem Haushaltsplan der Zentralverwaltung hatten wir im Jahre 1888 in Einnahme
und Ausgabe 275 000 Mark, heute haben wir 410 000 Mark. Zum Peusionshaushaltsplau
zahlten wir 1888 eiueu Provinzialzuschußvou 10000 Mark und heute zahlen wir einen Zuschuß
von mehr als 347 600 Mark. Meine Herren, das Tanbstummenwesen kostete uns 1888
174 000 Mark, heute kostet es uns 484 000 Mark, das Blindenwesenkostete uns 75 000 Mark,
heute kostet es beinahe 200 000 Mark. Für das Hebammenwesen gaben wir damals 33 000 Mark
aus, heute geben wir 240 000 Mark dafür aus. Die Fürsorgeerziehungoder, wie sie damals ja
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°uch hieß: die Zwangserziehung,kostete nns nur 109 000 Mark und heute kostet allein der pro-

^ M Hell^ hatten wir damals 5, die mit 2538 Geisteskranken nnd mit
107 Pflegern usw. belegt waren. Heute haben wir in den ProvinzialaHalten 7000 Kranke und

^ ^s^7"erweiterte Armenpflege betrifft, so hatten wir 1888 in ft^n Anstalten
186 Geisteskranke,407 Epileptiker nnd 151 Idioten mit einen: Aufwand ^^«50 Mark^
Hente hben wir zur erweiterten Armenpflegeeinen Provinzmlznschußvou 1409 000 Mark zu
zahlen und danebe.. werden noch die Spezialkostenmit rund 4,7 Millionen von den Ortsarmen-

^^"'^e^e^'^^aßenverwaltung ist von 4 Millionen jetzt auf 7,5 Millionen
Angelegenheitenerforderten1888 ^000«, hente zahlen

wir sin- dipl.ii »weck 1 Millon Die Provinzialmueen kosteten früher 14 000 Mark wobei
10^^ Heute koste« fie uns 100000 Mark Kunst nnd Wissenschaft
kostete uns etwa 20000 Mark und beanspruchtjetzt 65000 Mark, und die Aufwenduugenfür
gewerbliche Zwecke sind von 31000 Mark ans rund 200 000 Mark gestiegen.

Seh inte effant ist der Anleihebedarf. Damals zahlten wn, wie fchon hervorgehoben.
und hente zahlen wir

jährlich 2147 000 Mark. Allerdings find inzwischen die zahlreichenIrrenanstalten. Fürsorge-

"'Mer^n/^eigenm Einnahmen haben sich seit ^er^au^^^^
wobei ich hier nur auf eins hinweisen mochte: 1888 bekamen wn von der Landesbank 200000 Mark,
heute bekommen wir jährlich von der Landesbankrund 700 000 Mark

Meine Herren Ich mochte auf diefen Puukt um so Ueber hmweiseu, als auch d,e
Laudesbanli diesem Jahre zn den Iubilareu zählt, denn am 23. April werden
sein, daß ans der Proviuzialhilfstaffe die Laudesbank entstanden .st. D.e erhöh e Abga
die Landesbank an die Provinzialverwaltnng zahlt, beweist, wie
hat und wie alücklick sie in den 25 Iahreu geleitet worden ist. Ich brauche wohl darauf hier

nicht^e^ werden ja vielleicht bew Haushaltsplan der Landesbmll arUw uoch
einiges hören. Meine Herren! jedenfalls zeigen diese Zahlen, die ich Ihuen m
getM habe, daß auf fast alleu Gebieten große, neue Anforderungenan uns gestell worde sm.
und da wir nns bestreb! haben, diefen Anforderungennach Möglichkeit n°chz"tm'M°u, Wem Se
mich mm fragen, woran liegt es denn, daß die großen Anforderuugeuau uus herangetretenfmd.
s° mochte ich zur Beantwortung auf 3 Punkte hmwelfen. Millionen

Ich möchte daran erinnern,daß wir im Jahre 1888 eme Bevölkerungszahl
hatten uud daß wir heute beinahe 7^ Millionen haben. Die Zunahme der Bevölkerung bringt
die Erhöhung der Aufwenduugenund der Kosten ganz naturgemäß mit sich.

Ich möchte darau erinnern, daß wir ferner die erweiterteA'mmpfl g ewm'e ^ be
die uns ja Millionen kostet uud vor alle», die 2«rf°rgeerziehung die alle Ja r we ubr 1 M «
Zufchuß verlangt Und as dritte Moment, für die Vermehrnngder Ausgabendas ist d,e Steigerung

Löhne, der Preife der Materialien usw. Alles dies nötigte nns zu großen.

ich Ihuen gegeben habe, wird Ihnen zeigen wie die Provinzial-
verwaltung sich in den letzten 25 Jahren aus kleinem heraus eutwickelt hat. Er wird Ihuen
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zeigen, daß wir nicht gerastet, sondern daß wir mit gearbeitet haben. Und bei alledem steht die
Nheinpruvinz viel besser in ihren Steuerverhältnissen als jede andere Provinz Wenn Sie die
Kosten, die wir für die Landstraßen ö. conto der Kreise aufwenden, mit rund 6°/o berechnen —
soviel betragen sie — dann hat die Rheinprovinz für ihre eigenen Zwecke nur 8"/» der Provinzial-
steuern nötig, andere Provinzen sind bis auf 27°/» in die Höhe gegangen, (Hört! Hört!)

Und nun, meiue Herren, darf ich wohl nach diesen kurzen Vorbemerkungenzu der ersten
Aufgabe übergehen,die mir gestellt ist, zu der Vorlage des Vermögensberichtes. Hierzu bitte ich
Sie, deu Bericht des Proviuzialausschussesüber den Vcrmögensstanddes Proviuzialverbandes zur
Hand zu nehmen.

Meine Herren! Am 1. April des Jahres 1912 bestand das Vermögen des Proviuzial¬
verbandes ausschließlichdes Vermögens der Landesbank, des Meliorationsfonds und der Feuer¬
versicherungans 81694000 Mark. Sie finden diese Summe auf Seite 31 des Vorberichts
angegeben. In dieser Summe siud aber enthalten die der Provinz nicht gehörigenVermögen der
Ruhegehaltskasscn,der Polizeistwfgelderfonds, der Stiftungsfonds, des Viehsenchenfunds usw. mit
11344 776 Mark. Ziehen Sie diesen Betrag von der genannnten Summe ab, dann bleibt ein
Bestand von 70 349 290 Mark, wie auf Seite 33 des Berichts vorgetragen ist. Auf der auderen
Seite müssen Sie aber dem Vermögensbestanddas Vermögender Landesbankmit rnnd 12 Millionen,
des Melioratiunsfunds mit über 2 und der Feuerversicheruugsanstaltmit über 15 Millionen Mark
hinzuzählen, so daß Sie dann auf 99 792 000 Mark kommen. Meine Herren, im Vorjahre
betrug das Vermögen des Provinzialverbandes, wie Sie ans der Uebersicht ans Seite 1 und 2 des
Berichts ersehen wollen, 92 243 413 Mark, so daß also ein Vermögenszuwachsvon 7 549 465 Mark
zu verzeichnen ist.

Meine Herren! Es fragt sich, wie ist dieser Vermögensznwachsnnn eigentlich entstanden?
Zur Beantwortung dieser Frage bitte ich Sie, Seite 2 bis 4 des Vermögeusberichtes zu vergleiche».
Dort ist unter den Nummern 1 bis 18 jede einzelne Position aufgeführt. Ich möchte mir einzelne
Punkte hervorheben. Ich möchte auf die Nummern 2, 3, 6, 7 und Nr. 8d hinweisen. Sie sehen
also, daß insgesamt ein Vermögensznwachsvon beinahe 3 Millionen verzeichnet ist. Ich möchte
auch kurz noch hinweisen auf Nr. 16, wo bei der Laudesbauk ein Zuwachs von 2 044 653 Mark
augegeben ist.

Dem Vermögender Provinz stehen selbstverständlichnun auch Schulden gegenüber. Bezüg¬
lich dieses Punktes bitte ich Sie, die Seiten 4 bis 6 des Berichtes ins Auge zu fnfseu. Dort sind
unter den Nnmmern 1 bis 15 die Schulden aufgeführt und diese schließen ab mit 44 523 599 Mark,
wie auf Seite 6 angeführt ist. Die Schulden bestehen hauptsächlichaus den 5 großen Anleihen,
die unter Nummer 5 und 9 auf Seite 6 und 7 angegeben sind, aus den 5 Anleihen für die
Straßenverwaltung, die Sie unter Nummer 16 des Verzeichnisses finden, und aus kleineren Posten,
die wir für Wasserleitungszwecke, für Fürsorgebanten, für Brauweiler, für Meliorationsarbeiten usw.
aufgenommenhaben. Auf den Seiten 38 bis 50 ist jede einzelneSchuld der Provinz mit Ver¬
zinsung und Tilgnng aufgeführt und ebenso mit dem Termine, an dem diese Schuld zur Erledigung
kommen wird.

Meiue Herren! Im Vorjahre wareu au Schulden vorhanden 40 965 009 Mark, so daß
wir also jetzt einen Schuldenzuwachsvon 3 558 590 Mark haben.

Es fragt sich nun, wie kommt es, daß die Schulden in diesem Jahre um diesen nicht
uubedeuteudcnBetrag in die Höhe gegangensind? Auf Seite 6 uud 7 des Berichtes finden Sie
unter den Nummern 1—9 die einzelnenPosten aufgeführt. Die Addition schließtmit 4 457 378
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Mark. Davon sind aber in diesem Jahre 898 788 Mark amortisiertworden. Ziehen Sie diesen
Betrag von der eben genanntenSumme ab. so bleiben die 3 558 590 Mach von welcher Snmme
ich zn Ihnen eben gesprochen habe. Da die Schnldenzmmhme 3 558 590 Mark beträgt der Vermögens-
zuwachs aber 7 549 465 Mark, so ist ein Vermögenszuwachs von 3 990 875 Mark zu konstatieren.

Das sind die Hauptpunkte,die ich aus dem Vermögeusberichte dem hohen Hanse mitteilen
möchte. Ich darf nun vielleicht bitten, im Anschluß daran gleich zu dem zweiten Punkt meiner
heutigen Anfgabe übergehen zn dürfen, zum Vorberichtüber deu Hausitchaushaltsplan

Meine Herreu! Ans Seite 25 des Hanpt-Haushaltsplanes stnden S,e daß der Haus¬
haltsplan für 1913 abschließt mit 39 056 651 Mark. Aus der gle.ch daneben steheuden Spalte
bitte ich zu entnehmen,daß der Hanshaltsplan für 1912 abschloß «ut 37 157 433 Mark o daß
sich also für den Hanshaltsplanfür 1913 eine Crhöhuug von 1899 218 Mark ergibt, also
immerhin eine ganz erkleckliche Mehrforderung.

Von dieser Erhöhuugkann nnn ein großer Teil durch d.e erhöh eueigeuen Einnahmen
unserer Anstaltengedeckt werden. In dem Vorbericht zum Haupt-Haushaltsplan'ft auf dm
Seiten 56--71 von Punkt zu Punkt klar gelegt, iuwiefern die Emuahmennuserer eigene., Anstalten
gewachsensind. Ans Seite 71 finden Sie zum Schluß die Zahl ^3618 Mark. Dies ist d

Mehreinnahme aus unseren eigenen Anstalten, welche zuuäM zur Deckung des Eta^
verwandt werden kann. Dauu bleibt uoch eine Snmme von 855 600 Mark übrig, f die wir
eine direkte Deckung nicht haben, für die wir alfo anderweiteine Decknng ^schaffeu ...üsieu

Ich habe Ihueu «nächst uachzuweiseu. daß dieser Betrag vou run 855 600 Mark mehr
in die Abgaben einsetzt ist. und daß wir anch eine Mehreinnahmen. diesen, betrage vorgesehen
haben. W nn ich zue st au die Ausgabe» eingehen darf, so finden Sie dort meh eingesetzt ans
Seite 8 des Ha^haltsplaus bei Titel II. 1 Proviuziallandtag. Provinzmlausschußuud Zeutral-
verwaltung'22 700 Mark; bei Titel II. 2 Rnhegehaltskasse der S.e meh
16 259 Mark; bei II. 7 auf Seite 10 Taubstnmu.enweseu finden S'e 23 400 Mark mehr emgefttz .
bei II, 8 Blindenwesen21270 Mark- bei II, 9 Heba"nneuwee>.13240 Mark bei II 10 Fü -
s°rgewesen91 000 Mark; bei II. 11 Heil- uud Pflegeaustalteu 31500 Mark; be, ll, 12 L da men^
Wesen 18 245 Mark; bei II. 14 erweiterte Armenpflege 109 000 Mark; bei
Mark; bei II. 17 banliche Unterhaltnng nnd Maschinen-ErnenernngsfondsW"a k; b i l. 9
Straßenwesen 52 700 Mark; bei II. 20 Landwirtschaft^18 Mark; w ^
Wissenschaft 89 500 Mark; bei IV. 2 Museen 8600 Mark. Bei ^ / ^st der Standefods
30 000 Mark erhöht worden, bei V. 6 Nenban des Landeshansesnnd Umbau des Sandehauses sind
die Zinsen um 35 750 Mark erhöht worden. Bei Titel V. 8 Fonds ö^ Bernnndernng des -
leihebedarfs sind 30 000 Mark mehr in Ausgabe gestellt, uud «ndl.ch
Mel. ans Seite 22 bei Titel VI. 2 sind zn den anßerordentl.chen Ansgaben 265 700« m

eingestellt, das heißt im Vorjahrestanden bei diesem Titel 504 000 ^^ letz s^h n d rn
770 000 Mark, uud zwar für ertraordinäre Aufgabe., die die Provmz nu kommenden Jahre er<

^'^" ^Weiter finden Sie dann bei Titel VI. 3 znr Verzinsnng nnd Bestreitnng der lanfenden

^^.^ S^^ "itste eben nannte zusammenzähle, dann

beko.« .ie 910130^rk. ^ ^el ^ « ^ T^'
^ts^t^^^^ be! 3! ^/Hung der dritte.. Auleihe 350 Mark.
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bei Titel V, 5 Verzinsung der vierten Anleihe 6230 Mark, zusammen54 537 Mark. Ziehen Sie
diese Summe ab, dauu bleibt genau die Summe, von der ich Ihnen nachzuweisen hatte, daß ich
sie mehr in Ausgabe gestellt habe, nämlich 855 600 Mark.

Ich muß nun weiter nachweisen,daß auch in der Einnahme die Summe von 855 600
Mark mehr vorgesehen ist. Hierzu finden Sie im Hanshaltsplan auf Seite 4 die nötigen Zahlen. Da
sind bei Titel II, 1 Straßeuweseu mehr eingesetzt52 700 Mark und 200 000 Mark, bei Titel II, 2
2 Lcmdarmenwesen 18 245 Mark, bei II, 3 erweiterte Armenpflege109 000 Mark, bei II, 4 all»
gemeineDotatiunsrente 430 055 Mark, bei II, 5 Fonds zur Verminderung der Anleihe» 30 000
Mark, bei V, 1 16 000 Mark, bei V, 2 noch eine unvorhergesehene Sache von 7 Mark. Das
macht 856,007 Mark. Anf der anderen Seite find bei Titel IV, 2 407 Mark als Minderein¬
nahme verzeichnet. Ziehen Sie diefe Summe ab, dauu bleibt die Summe von 855 600 Mark,
mit anderen Worten also: die Summe, die in der Ausgabe mehr eingestellt ist, findet fich auch iu
der Einnahme mehr, so daß die Sache etatsmäßig klappt.

Ich kau» hier nun nicht darauf eingehen,ob das, was wir in der Mehrausgabe bei den
einzelnenPositionen mehr eiugefetzt haben, gerechtfertigtist oder nicht. Das muß zuerst in den
betreffenden Fachkommissionen geprüft werden. Dort wird ja über das eine oder das andere noch
Auskunft gegeben werden müssen.

Ich habe mich nuu darüber zu äußern, wie wir die 855 600 Mark in Eiunahmeu und
Ausgabe» decke» wolle». Da möchte ich zunächst für die Herren, die jetzt erst in das Haus ein¬
getreten find, bemerke»,daß wir in: Jahre 1909 »nsere» damalige» große» Neservebestand in drei
Teile aufgelösthabe», in einen Betriebsfonds, eiueu Ausglcichsfondsund einen in jedem Jahre zu
erschöpfenden Baufonds. Es wnrde damals die Bestimniuug getroffen, daß alles, was in einem
Jahre erspart werde, zum Ausgleich-und Baufouds je zur Hälfte abgeführt werden folle.

Meine Herren! Ich muß uun auf die drei ciuzelneuFonds eingehen. Der Betriebsfonds
betrug am 1. April 1911 500 899 Mark, der Ausgleichsfoudsbetrug damals 618 036 Mark,
zusammenalso der ganze Reservefonds1118 936 Mark.

Es fragt fich nun, ob diesen Fonds während des Jahres 1911 weitere Summen zuge¬
flossen sind, sei es aus Steuern oder aus Ersparnisse», Da möchte ich znnächst bemerken, daß im
Jahre 1911 aus Steuern dem Fonds nichts zugeflossen ist, denn wir hatten ein Stenermmus von
über 94 000 Mark, das aber aus Ersparuisscu an anderen Stellen gedeckt worden ist. Das Rech¬
nungsjahr 1911 hat aber mit einem Mehrbestand von 377 000 Mark abgeschlossen und dieser ist
vorschriftsmäßigmit der einen Hälfte dem Ausgleichsfondsuud mit der anderen Hälfte den: Bau¬
fonds zugeführt worden. So euthält also der Ausgleichsfonds zurzeit 618 000 Mark — die
Hälfte der eben genannten Summe mit ruud 188 000 Mark — und etwa 18 000 Mark Zinsen,
also 825328 Mark. Der Betriebsfonds ist Ihrer Bestimmunggemäß stehen geblieben wie er war,
nämlich auf ruud 500000 Mark.

Nun fragt es fich, ob das Rechnungsjahr 1912 diesen beiden Fonds noch weitere Mittel
zuführen wird. Das Jahr 1912 wird mit einem Ueberschußvon ruud 80 000 Mark abschließen,
Aber dieser Ueberschuß muß verwandt werden, um das Defizit bei der Fürsorgeerziehungzu decken.
Ganz genau steht dieses Defizit uoch uicht fest, aber es wird eine ganz erkleckliche Höhe erreichen.

Alfu, meine Herren, den Ausgleichsfondsund den Betriebsfonds bitte ich für die Deckung
der 855 600 Mark nicht in Anspruchzu nehmen. Sie haben im Vorjahre ja schon gesagt, daß
der Betriebsfonds von 500 000 Mark viel zu gering fei und haben gewünscht,ihn auf 700 000
Mark zu erhöhen. Von diesem Standpunkt wird das Haus auch heute wohl nicht abgehen.
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Dem Ausgleichsfondsvon 800 000 Mark etwas zu entnehmen, mochte ich auch dringend
widerraten Meine Herren, wir haben einen festen Hanshaltsplan, und was einmal darin steht,
kommt schwer wieder heraus. Wir wissen aber noch lange nicht, ob das Steuersoll stch auf der¬
selben Höhe hält Geht das Steuersoll einmal herunter, dann müssen wir einen Ausgleichsfonds
haben, aus dem wir die festen Leistungen, die im Haushaltsplan stehen, entnehmen können. Ferner
müssen wir diesen Ausgleichsfoudsaber auch für den Fall haben, daß wir zu dem Dortmund-
Rhein-Kanal zahlen müssen. Wir dürfen also uach der Auffassungdes Provmzmlansschussesan
den Ausgleichsfondsnicht Herangehen. „> . ^ ...

Meine Herren! Was den dritten Fonds betrifft - den Banfonds - 1.0 haben wn
nichts darin. In jedem Jahr fließt in diesen Fonds das halbe Prozent zur Ver.n.nderung des
Anleihebedarfs, und diese Summe wird dann sofort zur Tilgung der Bauschulden ausgegeben.

Also, meine Herren, ich bitte, auf diese beiden Reservefondsnicht zurückzugrelfen Das
ist aber auch nicht Mig. Wir hatten im vorigen Jahre ein Staatssteuersoll von 94 Mllwnen
Mark, und dieses ist, wie ich eben schon sagte, in diesem Jahre auf rund 101 Mllwnen Mark
gestiegen. Wir können alles, was wir nötig haben, mit Rücksicht auf das letz'ge hohe Staatsstener-
s°ll, ohne Erhöhung des Steuersatzesaus der gewöhnlichen Umlage nehmen.

Meine Herren! Sie können aus dem Haushaltsplan ersehen daß wn «u Steuern
13 567 500 Mark nötig haben. Ich nehme an, daß Sie diese Summe als Steuerbetrag festhalten.
Nun hat am 1. Oktober 1912 das Staatsstenersoll 101348 037 Mark betragen. Meme Herren,
der 1. Oktober ist aber nicht maßgebend, gesetzlich ist das der 1. Januar ^s zum 1. Januar
wird die eben genannteSumme des Staatsstenersolls sich aber durch Re lamatwnen, Beschwerdenusw^
bedeutend reduziert haben, so daß man nach den Erfahrungen der letzten Jahre ruh.g 800 000
Mark absetzen kann. Wenn wir also nur 100 500000 Mark Staatsstener,oll am 1. Januar .
nehmen,dann bringen diese bei 13V-«/« die eben genannte Snmme von 13
soviel Mark. Dazu würde dann noch das halbe Prozent zur Vermmderung des An e.hebedarfs
zu erhebensein. Wir können also mit demselben Prozentsatzwie im Vorjahre alle Anforderungen,
die an uns gestelltwerden,decken. ^ « „ ^ „<. z> ..

Meine Herren! Ich könnte nnn dazu übergehen, Ihnen aus dem Vorbencht über
Haushaltsplan dk Anträge zu verlesen, wie sie der Proviuzmlausschuß auf Se.te 53 Ih e
unterbreitet hat. Sie haben sie aber ja schou alle gelesen und .ch darf wohl darauf zunächst nur
bezug nehmen. Ich möchte aber noch einiges zn dem vorgelegten Haushaltsplau bemerke,,,

Ich sehe voraus, daß mir vou der einen oder anderen Seüe gesagt werden wn: ^hr
h°bt den Haushaltplan in Anbetrachtder guten Finanzverhältmsseeigentlich etwas opulentaufgestellt
(Sehr richtig!) man hätte hier und da eine kleine Snmme vielleicht abknapp,entonne» und dann
hätten wir vielleicht die Steuer um ein ^«/° heruntersetzenkönnen. Meme Heneu, 'ch m°ch
d°n vornherein dieser Vemerkuugdie Spitze abbrechen. Sehen Sie sich die einzelnen H°" ""
«>', In den einzelnen Hanshaltspläuen ist nirgendwo opulent «erfahrenwordem ^">e «""^O uwz
liegt vielleicht darin, daß wir den Stäudefonds um 30000 Mark erhöht haben. A 'ch g ^
wir werden wohl im hohen Hanfe darin kaum auf Schwierigkeiten stoßen Alles andere ,st ,n den
einzelnen Hans altsplänen knapp berechnet nnd knapp bemessen. Wenn S. uns m ,rgend en,em
Punkte eine Opulenz vorwerfenkönnen, dann liegt sie höchstens m dem Titel VI Seit 22
des Hanshaltsplanes wo wir fUr besondere Zwecke 770 000 Mark ,m Eztraordmarmm - wenn
ich es so nennen darf - ausgeworfen haben. Wenn Sie diefe Position streichen wollen, dann
konnten Sie vielleicht V<°/° in den Steuern heruntergehen. Aber, meine Herren, der Provmzml-
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ausschuß freut sich, unter deu jetzigengünstigen Verhältnissen auch einmal etwas Weiteres ohne
Steuererhühuug tun zu können. Sie werden gesehen haben, daß von diesen 770 000 Mark als
besondere Leistungenzunächst 300 000 Mark zur Bekämpfmigdes Staubes auf den großen Straßen,
die durch Autos in Ansprnchgenommenwerden, ausgeworfen sind. Meine Herren, Sie werden
mir wohl zustimme», daß diese 300 000 Mark nicht gestrichenwerden könne», (Sehr richtig!)
Rechtlichist die Provinz nicht verpflichtet,den Staub zu bekämpfen, es ist dies vielmehr Sache
der Gemeinden, Aber wir können uns doch bei dieser großen Kalamität nicht der Aufgabe ver¬
schließen, hier einzutreten, um zu helfen. Ich hatte mir eigentlich gedacht, in der Staubbekämpfung
weiter zu gehen, als hier im Haushaltsplan mitgeteiltist. Ich habe aber eine Zusammenstellung von den
Bauämtern aufstellenlassen, durch die ich zu wisse» wünschte,was es kostet, wenn wir ans den
großen Ronten, in der Nähe der Ortschaften, vor und nach dem Ort Kleinpflaster, oder wo es
unbedingt nötig ist, Großpflaster oder Teermakadamlegen. Was kostet es, wenn wir in den ersten
fünf Jahren, von 1913 bis 1917, die schlimmsten Orte herausnehmen,und was würde es dann
kosten, wenn wir nach 1917 die anderen Orte bedenken? Ja, meine Herren, als mir diese Zu¬
sammenstellung,die lange Zeit in Anspruchgenommenund viel Mühe gemacht hat, vorgelegt wurde,
da war ich doch etwas erschlage». Meine Herren, wenn wir im RegienmgsbezirkAachen in den
Jahren 1913 bis 1917 die Orte, die es am nötigsten haben, mit Kleinpflaster oder sonstigem
staubfreien Pflaster versehen, dann kostet uns das 1181000 Mark und nach 1917 noch 1253000 Mark
Im CoblenzerBezirk würden wir bis 1917 1493 000 Mark auszugeben haben, und nach 191?
1466 000 Mark. In Cöln würden wir bis 1917 über 2 000 000 Mark, in Düsseldorf auch
beinahe 2 000000 Mark und in Trier 1700 000 Mark auszugeben habe». Meine Herren, bis
1917 hätten wir im ganzen 8 331000 Mark auszugeben uud nach 1917 noch 6 500 000 Mark.
Zusammen also würde uns die Stanbbekämpfnng, wenn wir sie in diesem großen Umfang machen
wollten, ruud 15 000 000 Mark kosten. Dazu kommt noch, daß dann natürlich die Materialpreise
und die Arbeitslöhne in die Höhe gehen würden. Bei dieser Sachlage werden Sie mir recht geben,
daß 300 000 Mark eigentlichnnr ein Tropfen auf den heißen Stein sind. (Sehr richtig!) Wir
weiden hierbei nur die allcrbedürftigste»Orte berücksichtige»kömien. Jetzt, wo die Sache durch die
Zeitungen gegangen ist, habe ich schon große Stöße Zuschriften von den Landbürgermeistern
bekommen: „Meine Gemeindekommt jetzt aber zuerst," Wir können mit diesen 300 000 Mark
in diesem Jahre nur rund 12 Kilometer mehr machen, das ist alles. Daneben kommen aus dem
laufenden Haushaltsplan 11 Kilometer,sodaß wir also nur 22 bis 23 Kilometer Kleinpflaster mehr »rächen
können, und das ist, wie gesagt, wirklich nicht erschütternd. Ich möchte deshalb glauben, daß Sie
diese Position des Extraordinarinms schon bewilligenmüssen, denn sonst kommen wir ja überhaupt
mit der Sache nicht weiter.

Ich möchte dabei noch eins bemerken, was ich bisher zu sageu vergessen habe. Wenn wir
so große Beträge für unsere eigenenStraßen im Laufe der nächsten Jahre aufwenden müssen,
dann müssen wir uns klar macheu, daß wir uns im kommunalenWegebau auf die Summe zu
befchränken haben, die wir jetzt zur Verfügung haben, das find 800 000 Mark. Wenn wir zu
unseren eigenen Wegen so kolossale Summen nötig haben, dann sind wir nicht in der Lage, diese
Haushaltsposition zu erhöhe«. Das tut mir zwar sehr leid, aber ich glaube, daß wir nicht darüber
hinausgehen können. Wir müssen in der Beziehungeine gewisse Sparsamkeit walten lassen.

Meine Herren! Die zweite Position des Extraordinarinms betrifft eine Straße an der
Saar, eine Straße, die jetzt so steil ist, daß sie dem Verkehr kaum uoch dienen kann. Diese Straße
soll dnrch die Kreise Snarburg und Merzig geändert weiden, die eine Ersatzstraße bauen wollen.
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Die beiden nicht wohlhabendenKreise bringen dazu 280000 Mark freiwillig auf, und deshalb
wird Ihnen vorgeschlagen,zu diesem großen Unternehmen auch einen Beitrag in Höhe von
250 000 Mark zn leisten und zwar in fünf Raten.

Die dritte Position des Eztraordinariums bezieht sich auf die dringendnotwendige Deich¬
regulierung au der Sieg. Ich darf erinnern an die Schäden, die die Sieggegend beim letzten Hoch¬
wasser gehabt hat. Auch diese Deichregulierungist eine Kulturaufgabe,die die Provinz mit erfülle»
muß, zumal, wenn mich der Staat den gleichen Betrag zur Verfügung stellt.

Die letzte Position des Extraordinariums von 290 000 Mark soll für Bauten aufgewendet
werden, nm diese Bauten nicht aus Anleihen decken zu müssen. Meine Herren, wenn wir heute
für Bauten eine Anleihe machen,haben wir sie zu verzinsen mit 4 V,» °/° und 2«/4 °/o Beiträge.
Nun wäre es doch finanzpolitisch unrichtig,wenn wir eine Anleihe zu solchem Zinsfuße aufuehmen
würdeu, wHreud wir das bare Geld - die 290 000 Mark - haben, nnd daher wird vom
Proviuzialausschußvorgeschlagen, diese Snmme, die wir hier im Haushaltsplan vorgesehen haben,
direkt zu Bauten zu verwenden, anstatt ein Darlehen aufzunehmen. , .^ , . <.

Meine Herren' Wenn Sie die Gesichtspunkte prüfen, die ich eben entwickelt habe, dann
werden Sie mir darin zustimmen,daß auch das Eztraordinarium begründetist. W,r konnten uus
nur Vorwürfe machen, wemi wir diese großen Positionen fallen ließen

Nnn werden Sie mich vielleicht weiter fragen: Ja, stehen uns denn in der nächsten Ze,t
nicht noch andere größere Ausgaben bevor, für die wir noch keine Deckung haben? ^ch darf daran
erinnern, daß wir in ewiger Zeit das Fest der Vereinignug der Rheinlande mit Preußen feiern;
ich darf daran erinnern, daß wir das Iubiläumsfest Seiner Majestät des Königs mitbegehen uud
dazu irgend eine auch nach außen hervortretendeStiftung errichten müssen.

Meine Herreu! Auch in der Beziehungkönnen Sie beruhigt sein. Für die Vereinigung
der Nheinprovinz mit Preußen beabsichtigt der Provinzialausschnßein Werk heranszugeben,das die
Entwickelung der Nheinprovinzseit Beginn der preußischen Zeit darstellt. (Be.fall.) Das Werk,st
schon i» der Ausführung begriffen und die Mittel dazu find aus den vorjährigenUeberschüssender
Landcsbmik genommen worden. .„.,,.„ , - ^ ^^

Meine Herren' Auch für die anderen Aufwendungenund vielleicht für etwaigeFestlich¬
keiten haben wir laugst 'eine Summe reserviert,so daß wir auch damit „icht in Verlegenheü kommen
werden. Speziell für die Iubiläumsstiftung ist Ihnen ja schon eben von dem Herrn Referenten
Wer den Verwaltnngswicht gesagt worden, daß aus den Ueberschüffendes letzten Jahres 100 000
Mark zur Verfügung stehen. Also, meine Herren, auch in der Beziehungkönnen S.e beru ,gt sem:
Wir habeu Vorsorge getroffeu, daß, wenn auch das Extraordmarium bewilligtwird. w,r doch auch
in der Zukunft für die kleinen Aufwendungen sorgen können.

Nun meine Herren, möchte ich noch auf einzelne Haushaltsplane
sinauziellerB dentnng swd. Auf das Ertraordinarinm brauche ich wohl mcht mehr urückzulommn

Es ist Ihnen eine Vorlage zugegangen, wonach die Taubst.unmenschu e m Essen nn. vier bis
fünf Klaffen e Mi t werden soll, die 50000 Mark kosten werden. Diese wollen w.r mcht ans e.ner
Anleihe b zahle , sondern aus dem alljährlich mit >/,°/« in den Hanshaltsplan einzusetzenden Betrag zur
Verminderung des Anleihebedarfs. Anch die Blindenanstalt in Düren muß moei ert wer eu und
diese Erweiteruug kostet etwa 30 000 Mark. Diesen Betrag wollen w,r aus der gleichen Quelle
nehmen, also auch nicht durch Anleihe decken. .

Anders liegt die Sache bei der Vorlage, betreffend Errichtung einer nenen Fursorgeerziehungs-
"nftalt uud Erweiterung der Anstalt in Solingen. Diese Arbeiten werden - um eine runde
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Summe zu nenucn — über 2 Millionen Mark erfordern, und diesen Betrag können wir allerdings
nur aufbringen, indem wir ihn auf Anleihe übernehmen. Es läßt sich aber leider nicht vermeiden,
mit dem Ban dieser beiden Anstalten bald vorzugehen; wir sind schon in der größten Verlegenheit
bei der Unterbringung der Kinder und vor allem auch bei der Unterbringung gewisser Kategorien
der Kinder.

Die anderen Vorlagen — die Aenderung des PcnsiouKreglcmcutsusw. — kosten zwar
auch Geld, aber nicht der Provinz, sondern den Gemeinden,die den Wunschhaben, ihre Bürger¬
meister, Rentmeister, anders gestellt zu sehen.

Irgend welche Vorlagen über Gehaltsregulieruug werden dem Hause nicht gemachtwerden,
es werden nur einige Petitonen der Pfleger, der Handwerksmeisterund einiger Militäranwärter
vorliegen. Wir bitten, diese Petitionen dem Provinzialausschuß zu überweisen. Für das nächste
Jahr wird sich aber eine Aenderuug der Bezüge der Handwerksmeisterund der Pfleger wohl kaum
vermeidenlassen. Den Handwerksmeistern,die ja nicht Beamte sind, sundern aus dem Lohntitel
bezahlt werden, können wir in diesem Jahre schon einigermaßenhelfen; für die Pfleger haben wir
vor einigen Jahren eine Aufbesserung eintreten lassen, diese wird im nächstenJahre erweitert
werden müssen.

Meine Herren! Ich möchte Sie bitten, prüfen Sie den Haushaltsplan und Prüfen Sie
speziell auch die Positionen des Extraordinariums, und ich hoffe, Sie werden, dem Provinzialaus¬
schuß zustimmen,daß wir nicht zu opulent verfahren sind, fondern nur den VerhältnissenRechnung
getragen haben. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Meine Herren! Bevor wir in den Verhandlungen fortfahren,
habe ich die Ehre, Ihnen ein Telegramm von Seiner Majestät dem Kaiser und König zu verlesen,
(die Mitglieder erhebensich). Das Telegramm lautet:

„OberbürgermeisterSpiritus, Düsseldorf.
Dem Rheinische« Provinziallandtage fvreche ich zugleich im Namen Ihrer Majestät

der Kaiserin und Königin herzlichen Dank aus für die freundlichenSegenswünfche,welche
der Landtag anläßlich der Verlobung unserer Tochter so freuudlicheu Ausdruck gegeben hat.
Wir haben uus über die warme Teilnahme der rheinischen Bevölkerung an dem glücklichen
Ereignis sehr gefreut.

Wilhelm N."
(Beifall.)

Das Wort hat zunächst der Herr AbgeordneteDr. Oehler.
Abgeordneter Dr. Oehler: Meine Herren! Wir find es gewohnt, daß der Etats-

entwurf für die Provinzialverwaltung uns in mustergültigerWeise vorgelegt wird, klar, übersichtlich
und sorgfältig vorbereitet und durchgearbeitet, die neue Auflage des Etatsentwurfs für 1813
mit ihren wefeutlichvermehrten Einnahmen und Ausgaben schließt sich in Übersichtlichkeit,Klar¬
heit und Sorgfältigkeit der Zahl der Vorgänger würdig an. Das Bild, welchesuns aus dem
Bericht über die Verwaltung des Jahres 1911 entgegentritt und auch das Bild, welches uns aus
den Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns, die wir eben gehört haben, entgegenleuchtete, ist
durchaus erfreulich. Aber, meine Herren, der Herr Landeshauptmann hat schon darauf hingewiesen,
daß doch auch Einwürfe und Bedenken gegen Einzelheiten des Etatsentwurfs geäußert werden
könnten. Wo viel Licht ist, ist auch mancher Schatten, und ich halte es für meine Aufgabe, auf
einige Bedenken hinzuweisen,die mir bei der Durchsichtdes Etatsentwurfs aufgestoßcusiud. Wenn
reichlichere Mittel vorhanden sind, dann liegt die Gefahr nahe, daß die Ausgaben reichlich bemessen
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werden und handelt es sich um laufende Ausgaben, dann liegt die weitere Gefahr vor, daß man
sich an diese reichlicherenAusgaben gewöhnt, und daß es dann sehr schwer ist, in ungünstigeren Zeiten
von der erhöhten laufendenAusgabe wieder herunterzugehen.

Es ist hente wiederholt von dem Herrn Landeshauptmann darauf hingewiesen worden,
wie erfreulich das umlagefähigeSteueraufkommender Rheinprovinz gestiegen ist: Es hat über
hundert Millionen erreicht, so daß wir also sagen können, daß 1 Prozent letzt gleich 1 Million,
'/- Prozent gleich 'i- Million Mark ist. Die Steigerung vom Jahre 1911 wo wir ein Umlage-
fähiges Steuersoll von 89 Millionen Mark hatten, zum Jahre 1912 mit einem Steuersoll von
94,5 Millioueu Mark betrug 5,5 Millionen Mark und betragt jetzt noch mehr: etwa 6 MillionenMark.

Nnn ist es richtig, daß nach dem Etatsentwurf und nach den Vorschlägen d.e uns hier
gemacht wordeu sind, eine Erhöhung des Prozentsatzesder Provmzmlabgaben nicht n. Aussicht
steht, wir bleiben bei 13'/-«/° und dem '/°°/°, zusammen also 14°/«. Man tonnte daher geneigt
sein, davon zu sprechen, daß eine Steuerhöhuug überhaupt uicht mitritt. Aber wenn man sich d.e
Zahlen einmal ansieht, dann stehen wir doch vor einer Steuerhohung denn nach dem Haus¬
haltsplan des Jahres 1912 - ich nehme die 14°/« znsammen- sollte e.ne Provinzm abgäbe
v°n 13 230 000 Mark erhoben werden, 1913 sollen 14070 000 Mark erhoben werden,so daß em
Mehr von 840 000 Mark von den einzelnen Kreisen und Städten an Pr°v,nzial°bgaben anfgebracht
werden mnß. Meine Herren, das merken wir auch in den Haushaltsplänen der einzelnen Kreise und
Städte, denn dort stehen nicht die Prozentsätze,sondern die Summen die von deu Kreisen und
Gemeinden aufgebrachtwerden müssen. Für den Stadtkreis Düsseldorfliegt die Sache so, da wir
"" Provinzialabgaben 1912 rund 1 220000 Mark aufzubringenhatte..; w.r werden dagegen1913
1 315 000 Mark, also 95 000 Mark mehr aufzubringenhaben. Da muß der Prov.nz.allandtagdoch
prüfen, °b dieses Mehr an Provinzialabgabennotwendigund ob es m diesem Umfaugenotwendi
i^ Man kann zunächst darauf hiuweisen, daß nach dem uus vorgelegten Berichte das Bern
d« Provinzialverwatlung in jedem Jahre wesentlich zunimmt, so 1911 w.edernn. nm rund 4 Millionen
Mark, und das könnte dafür sprechen, daß man nicht nötig hat, mehr Stenern ^ erheben, b
"eine Herren, dieses Vermögen der Provinz ist kein werbendes Vermögen "N gewöhnlichenSmne
Es ist im großen und ganz.» in den Anstalten angelegt, die ja auch E.nuahmeu haben aber von
unserem Standpunkt abschlisse erfordern, oder es besteht in Fonds d.e W best.mmteZweck
festgelegt worden sind. Es ragt sich dann, wie ist es mit der Fondsb.ldnng be. der Provinz?
Der Betriebsfonds, der am 1. April 1912 500 000
Hanshaltspla des Jahres 1912 innegehalten wird, im Laufe des Jahres nf 700000 M
steigen. Aber, meine Herren, ich trete darin dem Herrn ^deshanp mann be., d w.r es

Betriebsfonds nötig haben, er ist uucmtastbarund kann meines Emchtens für laufendeAusgaben

"'^ ""^chsfonds, den wir zweitens haben, ist jetzt angewachsen °uf «25 000 Mark.
Ob er im Iah 1912 abbekommen wird, ist nach den Ausführnngen des Herrn Landes-
H«uptmanns7vliel aft Unfalls kann es nicht viel fein. und. "^ Herren wemi^a^nchUg
ist. daß der Ans leichs onds jetzt etwa 0,8?«/° des «mlagefäh.genStenersoll der P v.b tragt.
'° ist doch klar, daß wir mit 0,87 °/°, wenn wir wirklich aus dem Ausgle.chsfondsausg e.ch n
>°°llen. «.ich nicht sehr weit kommen werden. Es wären höchstens auf zwe. bis dre. Jahre Zuschüsse
°W ihm u e n chm dann wäre der Ansgleichsfondsaufgezehrt und wir können meines
^achtens deshalb nicht daran denken, in den günstigen Zeiten - und d.e haben w.r M, . . an
den Ausgleichsfondsheranzugehen.
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Dann der Baufonds. Der Vanfonds ist eigentlich lein Fonds, er ist nur eiu Schulde«-
funds. Nach dem Bericht ist der Naufouds zurzeit noch mit ziemlich erheblichen Ausgaben belastet.
Die Baukosten der Proviuzial-Heil- und Pflcgeanstalt Bedburg siud in Höhe von 1,2 Millionen
Mark noch nicht gedeckt. Dazu kommen dann weiter die Bedürfnisse, die wir eben gehört haben.
Einmal sollen aus diesem Baufonds die 40 000 Mark für die Erweiterung der Taubstummen¬
anstalt in Essen gedeckt werden, und dann die 30000 Mark für die Erweiternngsaulagen der
Blindenanstalt in Dürcn. Dazn kommendann noch 600 000 Mark, die nutwendig werden für
den Neubau der Taubstummenanstaltin Euskirchen. Das sind zusammen rund 1870 000 Mark,
die nicht in dem Baufunds find, sondern die ihm fehlen.

Aus diesem Baufonds ist also nichts herauszunehmen. Dazu kommt, daß der Baufonds
noch weiter mit den Kosten für weitere Anstalten belastet werden muß. Es ist soeben darauf hin¬
gewiesen worden, daß voraussichtlich 2 Millionen Mark für den Neubau einer proviuzialen Für-
sorgeanstalt aufzuwendensind, so daß also der Baufonds sich in einer sehr ungünstigen Schuldenlage
befindet. Nach dem Vorschlage wie er uns vorliegt, sollen im Jahre 1913 502 000 Mark davon
gedeckt werden, das ist das V2 "/<> des Fonds zur Verminderung des Anlcihebedarfsund dann noch
die Extrazmuendnng von 290 000 Mark, zusammen792 000 Mark. Aber, meine Herren, auch
wenn wir diese 792 000 Mark abziehen, die im Jahre 1913 dem Banfonds zufließen solle», so
bleiben doch immer noch mehrere Milliunen Mark Schulden bei den Bauten.

Auch bei dem Peusiuusfonds ist nicht daran zu deukeu, irgend etwas für die laufenden
Ausgaben zu gewinnen. Er betrug am 1. April 1912 ^ 1495 000 Mark. Er wird zwar
voraussichtlichin den Jahren 1912 und 1913 uach den Haushaltsplänen rnnd V2 Million Mark
bekommen, wird sich also Ende des Jahres 1913 ans rund 2 Millionen Mark stellen. Aber, meine
Herren, auch dieser Fonds ist für bestimmteZwecke festgelegt; er steht uns nicht zur Verfügung.

Nuu muffen wir mit der Tatsache rechnen, daß die jährlichen Ausgaben der Proviuzial-
verwaltung sich weiter gauz erheblichsteigern werden. Wir hatten im Jahre 1912 nach dem
Haushaltsplan gegenüber1911 eine Steigerung der Ausgaben vou 1977 000 Mark oder rund
2 Milliunen Mark, und nach dem vorgelegten Etatseutwurf steigern sich die Ausgaben der
Provinzialverwaltung von 1912 auf 1913 wieder um 1,9 Millionen Mark.

Meine Herren! Es scheint, als ob diese Vermehrung der Ausgaben, die jetzt von Jahr
zu Jahr erfolgt ist, als dauernd anzusehen ist. Es ist ja richtig, daß der größte Teil der Aus¬
gaben aus cigeueuEiunahmeu, namentlich der Anstalten gedeckt wird. Aber muh diese eigenen
Einnahmen der Anstalten sind im großen und gauzeu vom Standpunkte der Kreise nnd der Städte
Ausgaben; es sind Beiträge, die sie für die Anstalten zn leisten haben. Zum Teil wird allerdings
auch der Staat mit eiuem größeren Beitrage auf dem Gebiete der Fürsorgeerziehungherangezogen.
Aber immerhin, auch wenn man die eigenen Einnahmen abzieht, so bleibt in diesen: Jahre doch
noch eine ungedeckte Mehrausgabe von 855 600 Mark, im Jahre 1912 waren es 662 600 Mark, und,
es fragt sich: ist nun diese wesentlicheSteigerung der ungedeckten Mehrausgaben unbedingtnotweudig?

Bei den meisten Ausgaben der Provinzialverwaltung wird man allerdings zugeben müssen,
daß die Provinzialverwaltungals solche auf die Steigerung der Ausgaben kaum einen Einfluß hat. Die
Anstaltenfüllen sich ans den Angehörigender Provinz, die Ausgaben für das Landarmenwefen steigern
sich ohne Zutun der Verwaltung, die Ausgaben für Fürsorgeerziehung steigern sich in erschreckendem Maße.

Auch da kauu die Verwaltung keinen wesentlichen Einfluß ausüben. Indes, meine Herren,
trotzdem habe ich doch bei einzelnenHaushaltsplänen und einzelnenAusgaben das Gefühl, als ob
die Ausgaben etwas reichlich vorgesehen wären, weil eben reichliche Mittel vorhandensind, und mein
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Bedenken liegt eben grade darin, daß diese Steigerung sich auch auf solche Ausgaben bezieht, die
laufend sind, wo man sich also unwillkürlich dran gewöhnt, auch in, künftigen Jahren mit diesen
erhöhten Ausgaben rechnen zu können, und daß wir damit nicht nur die Gegenwart, sondernauch
die Inkunft belasten. . «- .

Ich darf mir erlauben, zunächst auf einige Zahlen hinzuweisen, die meines Trachtens das
Anwachsenunserer Ausgaben besonders bedenklich erscheinen lassen - allerdings will ich zugeben:
Ausgabe,,, auf dereu Gcstnltuug die Provinzialverwaltungwenig Einfluß hat.

Am uuerfreulichsten ist für mich das rapide Anschwelle» der Ausgaben für tue Fürsorge¬
erziehung. Meine Herren, die Ausgaben sind nach dem Haushaltsplan von 3 304 800 Mark
im Iah« 1912 auf 3 584 900 Mark gestiegen, das ist ein Mehr von 280100 Mark, eine
Steigerung von rund 9 °/o in einem Jahre. 1912 betrug die Steigerung 255 200 Mark. Den
Zuschuß, den die Provinz für die Fürsorgeerziehungzu zahle» hat, soll im ^ahre 19l3 von
1034 000 Mark auf 1125 000 Mark, um rund 91000 Mark, also um ruud 9 > steige.,. Das
ist leider ein überaus schuelles Anwachse» ei»er »„erfreuliche« Ausgabe, uud zwar cm schuelleres
Anwachsenals bei den sonstigen Zweigen der Provinzialverwaltung, Wir können sonst ,m große»
und ganzen sagen, daß das Ansteigen der Ausgaben nicht volle 5 °/° betragt, während sich hier die
Ausgaben der Fürsorgeerziehungum 9°/° steigern. ^ ., . ^ m . „ <-<

Auch die erweiterteArmenpflegeerfordert einen höheren Zuschuß der Prov.nz, »am ich
1409 000 Mark, 109 000 Mark mehr gegen 1912, nnd leider haben wir «uch auf den, Gebiet
des Landarmenwesensin diesem Jahre mit einem Mehrznschnß zu rechne». Bei der Vorlage des
vorjährige» Haushaltsplans, im Jahre 1912, war das umgekehrt. W,r konnten den damaligen
Haushaltsplan mit eine», Minderzuschnßvon 141800 Mark abschließen. ^D°s war erfreulichnnd
war auf die finkende Tendenz der Ausgaben infolge der günstigen wirtschaftlichen Verhältnisse zurück-
zuführe». Aber, meiue Herreu, es scheint uns, als ob hier der Höhepunkt bereits überschritten sei
denn Sie sehen, daß 1913 eine Steigerung dieser Ausgaben gegenüber 1912 eintreten M ",d daß
daher nicht ein Minderznschnßsoudernein Mehrznschnßvon rund 18 000 Mark notwendigist.

Meine Herren! Ganz besonders bemerkbarmacht sich die Steigerung der Znschnsse uud
Ausgaben der Provinzialverwaltnng bei dem Eisenbahnfonds. Hier entsteht m. Jahre 1913 eine
Mehrbelastnng der P oviuz gegen 1912 »m 90 000 Mark. Das 'st d«ra»f zuruckzuichrcu,daß
der Fonds zur Gewthruug von Darlehen für Kleiubahuenauf 50 M.Monen Mari crho Word«,
ist. nnd daß höhere Zuschüsse für die Verziusuug vom ^''3'"^
Die Zuschüsst der Provi z für dieseu Kleiubahufoudsbelaufe» sich letzt bereits auf 311000 Mach
denen „„r20 000 Mark Einnahme» gegeuübersteheu, fo daß tatsächlich b" P«mnz mt ^
jahrlich belastet ist Meiue Herrn, diese rapide Steigerung des provinziellen Zuschüsse»mahnt doch

eiue Iahlln cht ich h rvorhebm. die mir anfgefallen ist. Im H^ ^Plan ^ He'l- «nd Pfleg^
«nstalt von Vedbur indet sich für Heizuug ein Posten von 112 000 Mark ^e.n Herre st
Posten von 112 000 Mark für Heizuug bedeutet gegeuüber cm ^t" "°n 92 m.e Ste n
«m 39 500 Mark. Diese Mehrausgabe wird damit begründet, daß die He lansta t « Vedbnrg
stärker bclegt werden soll als das im Hanshaltsplan von 1912 vorgesehen war, n ml.ch sie soll
statt 1000 1500 Pfl glinge aufnehmen. Dennoch, meine Herren Steigerung
aubemroeutlichhoch vor. Allerdings ist dabei zn berücksichtigen,daß der Tite u, der Position mcht
ganz richtig bezeichnet ist. Es handelt sich nicht um reiue Heizung- es handelt sich um d,e Bc°

5
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schnffnug von Kuhlenmaterial, und diese Kuhlen dienen nicht nur zur Erwärmung, zur eigentlichen
Heizung der Räume, sondern auch zum Betriebe der Wäscherei und zur elektrischen Beleuchtung.
Andererseits kommt aber in Betracht, daß diese 112 000 Mark uicht die alleinigen Kosten für
Heizung sind, sondern nur die Koste» für Kohlen. Die Ausgaben für das Personal, für Maschinen¬
meister, Maschinisten, Heizer usw. stehen noch außerdem im Haushaltsplan. Diese Zahl kommt
mir außerordentlichhoch vor. Sie ist auch relativ hoch, wenn man die Kosten für die Heizung
dieser Anstalt mit den Heizungskostenanderer Provinzialanstalten vergleicht und die Beträge auf
die entsprechende Belegung der Anstaltenzurückführt. Ich wäre sehr dankbar, wenn in der II. Fach¬
kommission einmal die Frage geprüft würde, woher diese außerordentlichhohe Summe kommt. Es
konnte vielleicht sein, daß auch die berühmte Fernheizung der Austalt mit Ursache dieser Kosten ist.
Vielleichtstellt sich heraus, daß, weun mau den Sirenengesängender modernen Technik Folge leistet,
man sehr leicht auf eine» Weg gerät, der nicht ganz wirtschaftlich ist.

Die Ausgaben, die ich hier erwähnt habe, waren nuu im wesentlichen solche, bei denen
die Provinzialuerwnltuug wenig Einfluß auf ihre Gestaltung und Steigerung hat. Ich komme nun
zu einigen Ausgaben, bei denen mehr freiwilligeLeistungender Pruvinzialverwaltnng vorliegen,und
bei denen es also an sich möglich wäre, die Ausgaben geringer einzustellen.

Der Haushaltsplan für Verwaltungder landwirtschaftlichen Angelegenheiten sieht eine Steigerung
der Ausgaben vou 1399 000 Mark auf 1444 000 Mark um rund 45 000 Mark vor. Für
Hebnng der Viehzuchtfolleu statt bisher 30 000 Mark künftig 40 000 Mark eingestelltwerden;
dann auch noch 2000 Mark für den fünften Tierzuchtinspektor. Der allgemeineFonds für Land¬
wirtschaft soll um 5000 Mark erhöht werden. Weiter sollen 10 000 Mark für landwirtschaftliche
Wanderhaushllltuugsschuleneingestelltwerde». Meine Herren, ich habe den Eindruck gewonnen,
daß hier etwas reichlich eingestellt worden ist; aber ob man gerade daran viel wird sparen könueu,
ist eine andere Frage, Gerade wir in den Großstädten haben in den letzteu Jahren doch die Er¬
fahrung gemacht, daß es unbedingt notwendigist, die Landwirtschaftzu förderu und zu heben, und
ich glaube daher, daß das auch ein gut angelegtes Kapital ist, wenn wir etwas mehr für die
Hebnng unserer rheinischen Landwirtschafttun, damit wir auch iu der Lage siud, unsere Bevölkerung
besser uud ausreichenderans den heimischeu Produkten zu ernähren, als das zur Zeit der Fall ist.
Also ich möchte hier nicht anregen, etwas zu streichen.

Dann komme ich weiter auf den Ständefonds zur Erhaltung der Kunstdeukmäler.Gr soll
von 120 000 Mark auf 150 000 Mark, um 30 000 Mark erhöht werden. Außerdem siud noch
7200 Mark Mehrausgabe» für zwei Afsistente» für die Dcnkmälerstatistikvorgesehen.

Meine Herren! Hier kann man an sich sparen; ob es aber richtig ist, iu diefem Jahre
an diefem Posten zu sparen, ist mir auch sehr zweifelhaft; ich stelle es unr zur Erwägung anheim.

Nun kommenwir zu einem Pusten, von dem der Herr Landeshauptmanu selber voraus¬
gesehenhat, daß er angefochten werden würde, und den er deshalb gleich fo warm verteidigt hat:
das sind die 300 000 Mark zur Bekämpfungder Staubplage durch Herstellung von Kleinpflaster,
oder, wo es notwendig ist, auch durch Herstellung von Großpflaster. Meine Herren, ich möchte
ausdrücklich darauf hinweifeu, daß dieser Posten nur die Mehrkostendes Pflasters gegenüber dem
Makadam enthält, also nicht die ganzen Kosten. Nun ist es mit dieser Vorlage gegangen,wie wir
es schon häufig hier im Provinziallandtage mit anderenVorlagen erlebt haben. Im vorigen Jahre
kam dieser Posten ganz neu. und damals wurde ausgeführt, die Provinzialverwaltung sei rechtlich
mcht verpachtet, die Staubplage zu bekämpfen, sie wolle aber trotzdem aus Gründen des allgemeinen
Interesses 150 000 Mark einstellen. Es wurde damals auch der Vorbehalt gemacht, daß diese Ms-
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gäbe nur solange iu Frage kommen könnte, als keine Steucrerhöhuugnötig sei. Es wurde in der
Kommissionauch von vielen Seiten die Ansicht vertreten, daß eine rechtliche Pflicht der Provinz
ans diesem Gebiete nicht vorläge. Es wurden ferner hier aus dem hohen Hause Bedenken ausge¬
sprochen ob e« überhaupt richtig sei, Makadam durch Kleinpstaster zu ersetze». Es wurde speziell
auch hervorgehoben,daß Automobilfahrcr lieber auf Makadam als auf Kleinpflastcr führen. Meine
Herren, nun soll, nachdem einmal die 150 000 Mark bewilligt worden sind, diese Summe auf
300 000 Mark erhöht werde». Das ist gerade ein Posten, bei dem ich befürchte,daß, wenn wir
uns einmal an diese Höhe gewöhnt haben, nur sobald nicht davou herunter kommen werden,selbst
dann nicht, wenn in dem nächsten Jahre Stenererhöhuugeukommen sollten.

Nun will ich gerne zugeben, daß die Bekämpfungder Staubplage überaus wünschenswert
ist. Ich bin auch nicht dafür, daß etwa der ganze Posten gestrichen wird. I^"wchte "ber doch
zur Erwägnng anheimstelleu. ob es richtig ist, hier diese Ausgabe von 150 000 Mark auf 300 000
Mark zu erhöhen. ^ .

Meine Herren! Die Finanzlage ist meines Erachtensnicht danach angetan, das zurzeit zu
rechtfertigen

Wir werden meiner Ansicht nach mm in erster Linie prüfen müssen: Sollen die Steuern
i» dem von uns vorgeschlagenen Umfange, also mit 13'/- -^ '/° "/« erhoben wer en? Musseu ste
m dieser Höhe erhoben werde»? Meme Herre», ich glaube, rechnungsmäßig würden wn ganz gut
in der Lage seiu, au Steuern > °/° weniger zu erheben. Folgeude Posten steheu zur Veyngnug: D,e
290 000 Mark, die in, Haupt-Haushaltsplau bei Titel VI steheu, die «l° zurückgelegt werde»
solle» i» de» außerorde»tliche»Ba»fo»ds, den Fonds für Vermindernngdes Anleihebedarfs Dann
könnten wir statt der 300 000 Mark nur 150 000 Mark für Bekämpfungder Staubplage em-
stelle... Das wäre znsammeu ein Ersparnis von 440 000 Mark, nnd es wäre memes Erachtens
ganz leicht möglich, uoch Posten von 60- bis 70000 Mark anfznbringen, d,e an den Aufgabe,,
^striche» werde» können, so daß wir ruud >/2 Milliou Mark vom Haupt-Haushaltsplau absetze»
können. Dauu würden wir also '/«°/» weniger erheben können. Der Provinzmllandtag ist ,a ver¬
pflichtet,diese Frage ernstlich zn prüfen. „

Ich komme aber bei meiuer Prüfuug zu dem Ergebnis, daß es nnncht'g wäre um dieses
'/2°/° die Steuer» z» ermäßige». Wir wisse», daß wir »»ter ^"Umstanden m en uachsteu
I«hren größere Mehransgaben haben, nnd da würde es meines Erachtens nicht ncht.g em, m
Bnstiger Zeit eine Stenerermäßigung herbeizuführen,wenn mau we.ß daß man ste "uht lange
durchführe»kann, sondernbald wieder auf höhere Steuern kommen wird. W sind fm >"«l) hanpt-
'achlich zwei Sorgenpnnkte,von denen ich dabei ansgehe: einmal, meme Herren, das Notlnden e

Naufouds Ich habe mir ja zn Aufang meiner Ansführnngenerlang hier darzulegen daß e

^an oudl'uicht ,, ei . Pfemng «er.nögen, sondern sehr erbliche Sch.^n h^w demnächst
gedeckt werden müssen. Es muß .veiter damit gerechnet we^', daß m Au^ b u stch .^
weiter steigern S haben sich bisher schon um 2 MilKoueujährlich gesteigert. Das wird n, deu

Ochsten/ahren ^ Wetter gehm Soll.n nngünstige Jahre komm.,
«ß sich die Ausgabe» uoch mehr steigern werden

Wesens während entsprechende Mehreu.ua men a s ^'« ^ ^^ ^y ^, ^
"" oamit zu rechn«,, öaß vom Jahre '' " "ch m ^mt ^ ^ ^ ^.
WasserstraßeMehrausgaben an uns herantreten, in den, "" "" «

!7beu, die für diese Wasserstraßengeleistet sind. E? komme» dann d.e neuen Anstaltenlunzu, w.e
'^ "lich schu„ ,„^fMt habe.
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Meines Erachtens ist es daher richtiger und notwendiger,zunächst einmal dafür zu sorgen,
daß dem Banfonds ein wesentlicher Teil seiner Schulden abgenommenwird, als daß laufendeAus¬
gaben übernommenwerden, von denen wir nicht wissen, wie wir sie in Zukunft decken können,und
die zwar erwünscht, aber nicht notwendigsind. Wenn wir daher dem Vaufonds nach der Vorlage
die 502 500 Mark, das ist V-"/«, überweisen könnten, dann die 290 000 Mark, die in den Aus¬
gaben bei Titel VI vorgesehen sind, und dann noch weiter 150 000 Mark, also einen Teil der
Summe, die jetzt für die Bekämpfung der Staubplage eingesetzt worden ist, so würde» wir dem
Banfonds 942 500 Mark überwiesen haben. Meine Herren, das scheint mir eine richtigerePolitik
zn sein, unseren Fonds für die Zukunft zn verstärken, unseren Anleihebedarfzu vermindern, als daß
wir uus auf laufende Ausgaben festlegen, die zwar zweckmäßig und wünfchenswert,aber nicht not¬
wendig sind.

Ich empfehle daher nach dieser Richtung hin den Haushaltsplan einer eingehenden
Prüfnng durch die I. Fachkommission.(Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
LandeshauptmannDr. von Ren Vers: Meine fehr verehrtenHerren! Ich bin dem Herrn

Oberbürgermeister sehr dankbar für die Besprechung des Haushaltsplans. Ich habe aber das
Gefühl gehabt, daß ich nur eigentlichkeinen besseren Verteidiger meines Haushaltsplans wünschen
könnte als gerade den Herrn OberbürgermeisterOehler. (Sehr richtig!)

Zunächst hat der Herr Oberbürgermeisterausgeführt, der Betriebsfonds,, der Baufonds,
der Ausgleichsfondssind uuaugreifbar, aus ihnen darf nichts genommenwerden — genau dasselbe,
was ich für die eiuzelucnPositionen mir auch schon auszuführen gestattete. Dann hat der Herr
Oberbürgermeistergesagt: Ja, die Nnforderuuge»gehen aber immer höher, in jedem Jahre kommen
neue Ausgaben dazu. Aber der Herr Oberbürgermeisterhat gleich dazn ausgeführt: die Provinz
ist daran ganz unschuldig. Wir wachen die Ausgaben nicht, die Ansgaben werden uns gebracht.
Wenn man uns 1000 Geisteskrankemehr bringt — wir müssen sie unterbringen. Wenn uns
100 Fürsorgezöglingevom Amtsgericht überwiesenwerden — wir müssen sie nnterbringen. Wir
sind nicht diejenigen,die die Kosten machen, sondern wir sind nur die Unglücklichen, die sie bezahlen
müssen. Dritte machensie. Das hat der Herr Oberbürgermeisterganz richtig hervorgeboben.

Dann ist der Herr Oberbürgermeisterauf einzelne Positionen eingegangenuud hat gesagt:
Bei der Fürsorgeerziehung gehen die Kosten ja kolossal in die Höhe. Das läßt sich gar nicht
leuguen. Unser Haushaltsplan für die Fürsorge beträgt jetzt etwa 3 Millionen. Aber, wie gesagt,
wir sind noch immer nicht auf dem Beharrnngszustand, der Haushaltsplan wächst hier noch weiter.
Wenn wir erst auf dem Beharrungszustaud sind, können wir sagen, in der Zukunft bleibt es fo.
Aber soweit sind wir noch nicht. Es wird in der Kommissionuud vielleicht auch hier im Hause
das genauere darüber noch naher ausgeführt werden.

Dann bemängelt der Herr OberbürgermeisterOehler den Kleineifenbahnfonds. Er ist
sehr in die Höhe gegangen. Wir zahlen jetzt jährlich 311000 Mark, '/2 °/« Zinsen, das sind die
Zuschüsse. Aber ein Unglückist das nicht, daß der Kleineifenbahnfondsin die Höhe gegangenist.
Die Kleinbahnenbringen doch auch dem Lande Gewinn, bringen Verkehr, (sehr richtig!) diesen dürfen
wir doch nicht zurückdämmen,dafür müssen wir doch eintrete». (Zustimmnng.) Die Erhöhung
des Kleineifenbahnfondshalte ich deshalb wirklich nicht für verfänglich.

Nun kam die Frage der Heizung in Bedburg. Zunächstdarf ich bemerken — das hat
der Herr Obeibürgermeistcrauch richtig hervorgehoben— es handelt sich nicht um die Heizung
allein, sondern in diesem Titel steckt die Heizung, die elektrische Kraft, die elektrische Beleuchtung,
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vor allem aber die Wasserversorgung,die die kolossale Anstalt nötig hat. Die Anstalt hat eine
doppelt so große, ja dreimal so große Belegzisferwie andere Anstalten. Man hat also auch höhere
Beträge hier in den Haushaltspan einzusetzen, als bei anderen Anstalten. Aber in der Kommiss.on
können wir die Einzelheitenüber diese Sache ja noch näher aufklären. ^ ^ „ ,

Dann kam der landwirtschaftliche Fonds. Der ist allerdings nach dem Haushaltsplan
um 94 000 Mark, in Wirklichkeitaber nur um 47 000 Mark gestiegen, well en.e Verschiebung
vorliegt. Hier hat der Herr Vorredner schon gesagt, er hielte das mich Nicht f"r bedenklich.-
Meine Herren, ich mich nicht. Wie die Sachen hente liegen - ich darf nur an ,e F e.schuot usw.
erinnern - müssen wir entschieden die Landwirtschaftunterstützen U"d heben Außerdem md wir
auf diese». Geb t gar nicht selbstäudig. Hier haben wir die Landwn schaf skammer hmer nns.
Di Landwirtschaftskamn.erkönnte ja anch eine Reihe von Aufgaben uberuehmenf.e mußte dann
aber auch ihr Steuern in die Höhe fetzen, uud das geht nach den dortigen Best.n.mm.geumcht
Wir sind d ejenige., die doch eigentlich für die Landwirtschafts ammer mit eintreten Wir müssen
die Winterschnlenmitbezahlen,wir müssen die Inspektoren mitbezahlen,wir müssen für Vieh usw.

"' bei dem ich unbedingt znstimmenmuß. betnfft die Vermehruugdes

Ständefonds nm W000 Mark. Mit Bezng hierauf hat .Herr ^
gehoben das ist vielleicht ein Lnrus. dovon könnte man vielleicht etwa st ° ^
das wird das Hans nicht tun. da es immer die Unterstütznng dieser Baudenkmalerals eine Ehren-

Pflicht anerkannt hat. Stanbbekämpfuugfort¬

lassen ode^De^ V ne^' M wr. von den 300000 Mark die Hälfte in den
d3 d. 290000 Mark, die jetzt schon für Baute» bezahN werden solle.. Dmm

hatten wir 440 000 Mark, das wäre eine Erhöhung des Baufonds etwa um 2 . ^ .nem
Herren, das ist eine Sache, über die sich ja fprechen läßt.
auf diesen Vo schlag eiuzu eheu. Wir köunen dem Andränge.,der Laudbevolk rnu nM w.de e ^
für die Staubbekämpfung müssenwir etwas tnu. Nehmen S.e e,uu^
m die Nachbarschafthinaus nach Haus Meer; rechts uud l.u s a°n 'egt d.e gw »own
die Leute können dort nicht mehr atmen, mcht mehr den Mnnd "'N"" ^° ^
überall. Wenn wir auch leine rechtliche Verpflichtunghaben, so .st es m n d « °Momm,daß
auch da eintreten. Ich möchte dringend bitte,, es dabe.

Vorsttzender ^us ..^ ^ ,,
Haushalt^"^^^^ ^fseldorf d^s Wort uehin.. Wir ssnd in Di,el orf

außerordentlicĥ rfrent/die rheinische Selbst^o^^^^^^^^^^^^^^
aulaßt uns auch, die Arbeite., der Organe de h misch .S ^^^ ^^ ^„^^^^ ^^
m.t großer Aufmerksamkeit zu verfolgen. Wenn .ch ^ " , ^^ .^,^e Anerkenniing
ritischen Bemerkuugenkomme, so soll das keineswegs ^ "« . g ^)^ ^ ^ ^ ^

für die Verwaltung m.d für ankrochen habe. Aber,
en'em Privatgespräch mit den. Hern, ^erburge n . te w, ^ ^
meine Herren, mau kann über «mnche Dinge versch ed ne 3Mn>M ' 1 .^ ^
gesagt hat; man hat verschiedene Gesichtspunkteund schließlich taun , )
bitte ich um Belehrung und Korrektur.
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Ich bin nicht ganz der Meinung meines Vorredners, daß wir unbedingt daran festhalten
füllen, die 13'/ü Prozent Umlage als einen eisernenBestand des Pruuinzial-Haushaltsvlans an¬
zusehen. Ich meine vielmehr, es fei Aufgabe des Landtags, von Jahr zn Jahr zu prüfen, ob die
Bedürfnissedie Umlage noch in der Höhe erfordern.

Ich habe, als ich deu Vorbericht las, den Eindruckgehabt, daß eigentlichunsere Ver¬
waltung den Gedanken gehabt hat, wir haben nun einmal hier 13'/2 Prozent und wollen Ver«
Wendungdafür suchen. Das ergab sich ganz bcfouders aus dem Schlußbericht für mich, als es
sich darum handelte, noch 290 000 Mark dem Fonds zur Vermindernngdes Nnleihebedarfszuzuführen.

Meine Herren! Es find außer diesen 290 000 Mark ja schon 502 500 Mark vorgesehen,
und so kommenwir zn einem Zuschußvon 792 500 Mark znr Verminderung des Anleihebcdarfs.
Da habe ich mir die Frage vorgelegt, ist es denn wirklich notwendig, daß wir mit deu Abschrei¬
bungen unserer Bauten in dem schnellen Tempo vorgehen, in dem wir das bisher macheu. Die
Anstalt Bedburg ist eben erst bezogen. Sie hat einen Kostenaufwandvon 11215 500 Mark ver-
jnrfacht. Davon sind rnnd 7 400000 Mark durch Anleihen gedeckt. Bis heute sind fchun nbgc-
chrieben 2 079000 Mark. Jetzt werden noch 460 000 Mark zugefügt und 50 000 Mark, so daß
eben nach Eröffnung der Anstalt schon ein Drittel des Anlagekapitals gedeckt ist

Meine Herren! Ich halte dafür, daß das für Abschreibungenauf Bauten ein sehr
schnelles Tempo ist. Ein weiteres ist mir bezüglichder Bedttrfuisfc unserer Anstalten aufgefallen.
Wenn man den Bericht liest, dann hat man den Gedanken, daß bei unseren Anstalten enorm viel
gespart worden fei. In dem Bericht ist bei den Heil- und Pflcgcanstalten in dem Jahre 1911/12
zahlenmäßig ein Minderbedürfnis von 214 000 Mark, 1910/11 ein Mindcrbedürfnis von 235 000
Mark angegeben, In der Bemerkungsteht dahinter, die Minderbedürfnissewerden dem allgemeinen
Vaufouds zugewiesen,und das ist wörtlich in allen Berichten wiederholt. Es scheint eben eine
ständige Einrichtung zu sein. Ebenso haben wir Mindcrbedürfnissc bei dem Landarmenwesenim
Jahre 1911/12 von 188 000 Mark, im Jahre 1910 11 von 166 000 Mach bei der erweiterten
Armenpflege im Jahre 1911/12 202 000 Mark, 1910/11 32 000 Mark. Das find eben buch¬
mäßige Verechuungen,die uns mit dem Bericht vorgelegt siud. Als ich den Bericht zuerst las, habe
ich uicht geglaubt, daß wir im Haushaltsplan zn solchen Forderungen kommen müssen, wie wir jetzt
nach der Vorlage, die ja gewiß sorgfältig geprüft ist, bewilligensollen. Ueber diese Differenzen
wird mich die Verwaltung ja wohl nachher aufklären.

Wir haben bei unseren Anstalten mich einen allgemeinen Vanfunds. Dieser Baufouds hat
eine Einnahme von 822 000 Mark, eine Ausgabe vuu 175 000 Mark, einen Bestand von 647 000
Mark, dem noch schwebende Verpflichtungenvon 350 000 Mark gegenüberstehe!,,so daß noch
296 000 Mark zur Verfüguug blieben, die ja auch wieder zu dem GedankenVeranlassung geben,
daß der Haushaltsplan recht reichlich ausgestaltet fei. Auch hierüber wird uns ja gewiß die Ver¬
waltung sachlich belehren.

Meine Herren! Ich komme dann noch zu einem anderen Gegenstand, den mein Herr
Vorredner schon erwähnt hat: das ist die Frage der Fürsorgeerziehung. Da bin ich mm wieder
ans Zahlen gekommen, an denen ich mich gestoßen habe. Die Ueberwcisuugeu sind dort statistisch zu¬
sammengestellt, uud da finde ich kolossaleDivergenzenzwischen den einzelnen Städten. Ich bemerke im
voraus: ich weiß sehr wohl, daß diese Sache nicht unserer Beschlußfassung uuterliegt. Aber, meine
Herren, wenn auch die Beschlußfassung über die Ucberweisnng zur Fürsorge nicht zu uuserer Kom¬
petenz gehört, so ist doch zu berücksichtige!,,daß wir die Kosten des Verfahrens, soweit es sich um
persönliche Lasten haudelt, zum dritten Teil, soweit es sich nm die Bauten handelt, ja ganz zn
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tragen haben und infofern haben wir doch alle Ursache, uns mit dieser Frage zu beschäftigen.
Da habe ich'festgestellt, daß in der Stadt Essen im Jahre 1911 auf 10 000 Einwohner 9 74 in
der Stadt Aachen 7.75, in der Stadt Trier 6.31 und in der Stadt Euskuchennur 0 20 Per¬
sonen der Fürsorge überwiese,, wordeu siud. Hier liegt unzweifelhaft eine sehr starke Verschiedenheit
in der Behandlung der Ueberweisungen znr Fürsorge vor. und ich meine, unsere Organe sollten
buch einmal dahiu wirken, daß geprüft wird, ob „icht auf der eine,, Seite zn viel oder auf der
»«deren Seite zu wenig geschieht. (Sehr richtig!) Beides, meine Herren, hat seine Bedeute» Die
Fürsorge hat eine ideale und eine materielle Seite Wenn man zu viel überweist dann muh man
doch wohl bedenke,,, daß denjenigen,die der Fürsorge überwiese» worden sind „och l""ge Ze,t im
Lebe» eiu Makel anhangt. Die materielleSeite haben wir eben hier in unserem Haushaltsplan
zu behandeln,und auch das gibt alle Veranlassung,diese Sache zu prüfen.

Mein Herr Vorrednerhat den Gedanken ansgesprochen, den Hanshalt-planfür Kuust
"»d Heimatschußeinzuschränken.Darin bin ich nicht seiner Meinung.

Ich ,nichte Si bitten, den Haushalts (Vravo!) ^ch
bin »nßeror eutlich über das erfreut, was anf diesen, Gebiete iu deu letzten Jahren geschehe» st

Ich bi» sehr erfreut gewesen üoer die Einrichtungen,die bei der hiesigen Kimstaladenuegetrofe
worden si, , n>, Geistlichz» belehre». Meine Herren, ich möchte wüu fchen daß man ans dem
Gebiete noch w iter g nge d ß um» auch »och dazu überginge, sich an die ^«r «nfe«r Pro n^
zu wenden. Ich habe gerade gefm.de».daß in einzelnen Fällen, ^ ^ hier bescha^g bm
auf ganz nnulrantwortlicheWeife bestehende Gebändes«gruude ger,chtet wurde, ^ch hb.
einen, Gebäude, welches ich selbst geseheu habe. hier, wenn ich nicht irre, die « '> k ug gefn

der Inhalt ist verschwnnden, die Fensterscheiben sind zerstört. Mm.e Herre d^ st . dm m ch
Füllen die Arbeit der verständnislosen Schntjugeud.und wenn nach der N'chtmi h "m d B
etwas mehr geschieht, so würden wir wahrscheinlichau „muchen S^en p°t^
müssen, die w r jetzt ür zerstörte Kirchengebände uud andere

Ich möchte bei der Gelegenheit dem anwesendenHerrn
Gedanken nahelege . Ich spreche da mich a»f Grund memer Erfahrnnge W n ^ ch >m ">>t

gemacht'werden.dann wenden sich die Kirchenvorstände ja an das ^r^^' " " " ^» m
Bewilligung einer Kollekte. Ich habe d» gefnnden. daneben den Neubauten» "^ ^uch
Weise altehrwürdige Kirchenbcmten zerstört wurden, (sehr richt.g!) und «. chte .ch n
empfehlen, nnr dann Kollekten zn bewilligen,wen»

Kirchengemeinde die bestehenden Einrichtuuge.. feie^ ^^. uu l^a^^
s'e küustlerischeuWert haben, erhalten werden, ^'e ° ^ ^s'ct e g 1
vo« dem betreffenden Antragsteller ve^
Fallen nicht notwendig werde... aß man 'p" .w"« >,o „, ^ ^ ^ ^^^,^^

Meine Herren! Ich komme Worte ansgesprochen habe:
urnck. Ich habe die Meinnng, die ich «"' « b"^"'eiNiNg Hanshaltspläue

du Umlage oou 13^°/° Me nicht em "sl'"^/"?/diese Höhe gekonnne» sind.
werden. Als nnr damals - ich habe das 1° schon miterlebt «nf o>, ^ , , .
haben wir das doch wirklich als rein ^ferge^
muß nuu danernd ^ben werd^ ,'..„^^ ,, „ „,.Missionen prüfen, ob es nicht möglich ist, diese Umlage zu cu.
uusereu Bedürfnissenvon Jahr zn Jahr entricht, ^^all.)

Vorfitzender Spiritus- Das Wort hat der Herr Landeshanptmann.



40 53. RheinischerProvinziallandtag, 2. Sitzung am 24, Februar 1913,

Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Es liegt durchaus nicht in der
Absicht des Provinzialausschusses,die 13'/«°/« zu einem eisernenBestand des Haushaltsplans zu
machen, sundern wir wünschen, daß von Jahr zu Jahr der Haushaltsplan in allen seinen Einzel¬
heiten geprüft, wenn es möglich ist, herabgesetzt oder in dem einen oder andern Falle — das ist
auch schon vor zwei oder drei Iahreu vorgekommen — erhöht wird.

Nichtig ist, wie Herr Fnsbahn angeführt hat, daß, wenn wir in diesem Jahre nicht die
güustigen Verhältnisse hätten, wir wirklich nicht dazu gekommen wären, die Summe zur Staub¬
bekämpfungvon 150 000 Mark auf 300000 Mark zu erhöhen, dann würden wir anch sicher nicht
dazu gekommen sein, zn sagen: wir wollen 290 000 Mark sofort für die laufenden Bauten zahlen,
anstatt aus Anleihe zu nehmen. Insofern hat Herr Fnsbahn recht: das ist ans dem Ueberstuß
hervurgegaugen,in dem wir im Moment leben.

Nun kam Herr Fnsbahn darauf: mit der Tilgung der Schulden wären wir etwas zu
scharf vorgegangen. Er berief sich darauf, daß wir iu Bedburg von den 11^2 Millionen, die die
Anstalt kostet fchon alles bis beinahe auf 7 Millionen getilgt haben. Ja, meine Herren, das liegt
doch im dem Wunschedes Hauses. Es ist uns seinerzeit ausdrücklich gesagt worden, wir wollen
diese großen Bauten nicht lediglich aus Auleihemittelumachen, sondern wir wollen bares Geld dazu
verwenden,und darum ist uns das '/v °/<> bewilligtwurden, und darum haben wir auch das V«"/«
sofort auf diese Bauten bezahlt. Ich meine, das wäre an und für sich ein ganz gesundes
Verfahren, und wir handelten darin gcnan so wie die Städte, bei denen die Schnlhausbauten zum
großen Teil neuerdings ja auch aus dem baren Gelde, aus Steuern und nicht aus Anleihen
errichtet werden.

Ich darf noch cmf eins hiuweiseu. Wir sind ja mit unseren Anstaltsbauten noch nicht zu
Ende. Ich fürchte, daß wir in zwei oder drei Jahren mit dem Bau einer neuen Anstalt werden
kommen müssen, und da ist es doch gut, weu» wir deu Schnldenbestandder eben fertig gewordenen
Anstalt möglichst heruntergedrückt haben, (Sehr richtig!) Ich glanbe, das Verfahren der fchnellen
Schuldentilgungbei Bedburg ist noch gar nicht so unrichtig. (Sehr wahr!)

Dann kam Herr Fnsbahn auf den sogenanntenBaufouds zu sprechen. Dieser Baufonds
ist hier nie besprochen worden. Er ist aber seit 30 Jahren vorhanden, und zwar entsteht er in
der Weise, daß die Gelder, die aus der Uebcrbeleguugciuer Anstalt gegenüberdem Haushaltsplan
im Jahr mehr eingehen,nicht znm Zeutralfonds zurückgeführt,sondern in einem besonderen Bau¬
fonds zusammengelegtwerde». Also nehmen wir au: cS sind bei den Irrenanstalten 100 000 Mark
gespart worden, bei Brauweiler 20 000 Mark oder wie hoch die Summe nun sein mag, so gehen
diese Beträge in den sogenanntenBaufonds. Meine Herren, das ist nun nicht ein Töpfchen,wie
man früher fagte, ein Schmandtüpfchcu,aus dem wir einfach Beträge entnehmen. Sehen Sie sich
einmal die Haushaltspläne der letzten zehn Jahre an; in diesen werden Sie uicht eiue Position
finden — ich glaube weuigstensnicht — die sich ans unsere alteu Irrenhäuser bezieht.

Wir haben niemals an den Landtag die Forderung gestellt: Baut uns diese Anstalt um
und gebt uns dazu Anleihegelder. Nein, die Umbauten dieser alten Anstalten haben wir stets aus
den Ersparnissen bestritten, die wir im Laufe der Jahre gemacht und in den Baufouds geschüttet
haben. Ich glaube, daß das Haus uns sogar dankbar sein muß, daß wir diesen Banfonds in
jedem Jahre ansammeln und daraus die laufenden Erweiterungen machen. Täten wir das nicht,
dann mühten wir in jedem Jahre kommen und sagen: bitte, hier haben wir 200 000 Mark, dort
300 000 Mark nsw. nötig. Es ist ein vorsichtiges Finanzgebahren, das wir mit Billigung des
Hauses — weuigstenshabe ich nicht gehört, daß es bestritten worden ist — eingeführthaben.
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Dann kam Herr Abgeordneter Fusbahn auf die Fürsorgeerziehungzu sprechen. Ich
stimme ihm völlig bei. Wenn man die Liste sieht, werden in dem einen Bez,rk wenig m den.
anderen Bezirk viele Kinder überwiese«. Hierauf haben wir keinen Einfluß Das Königliche
Amtsgericht spricht die Ueberweisung aus. und wir müssen die Kinder übernehmen, ^möchte
einmal sehen, wenn ich mich an das Amtsgericht in XX wenden und sagen würde: Herrschaften,
ihr seid zu weit gegaugeu, ihr überweist zu viel, überweist nicht so "ele ilmder ^ch wüßte n.cht.
welche Antwort ich bekäme. Ich glaube, ich würde da iu die größte Verlegenheitkommen. Ich
könnte mich aber auch nicht an die vorgesetzten Behördenin Cöln oder Dusseldorfwenden. D,e e
würden auch uicht eiuwirkeukönueu auf die Frage: Ist ein Kind zur Fürsorge reif oder nicht.
Das ist eine rein richterliche Tätigkeit, der Richter hat allein zu bestimmen.

Und mm endlich noch zu den Ansführuugeu des Herrn Fusbahn nber den Standefonds.
Für diefe Ausführungen bin ich Hern, Fusbahn sehr dankbar. Ich glaube, d,e,e Ehrenanfgabe
wollen wir uns nicht verkürzen lassen. (Beifall.) ^ ^ > ,

VorsitzenderSpiritns: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFlenster. Er schemt
nicht da zu sein.

Ich gebe das Wort dem Herrn Abgeordneten Wallraf. .,«.>,
AbgeordneterWallraf: Der Herr AbgeordneteDr. Oehler

«nch der Herr Landeshauptmann haben in sehr vorsichtiger««d zurückhaltender We,u
Möglichkeithingewiesen von der Erhöhuug des Ständefonds abzuseheu Ich habe e sonlich nu
Provinzialansschnßdie Erhöhung des Staudefouds angeregtund ich b.tte, ,mr als Vater des Ge-

^ ^e^ ^^i^lzen Zahlen von dem Herrn
anderer Stelle von der industrielle«und gewerbliche» Entwickelungder Provinz W ^ h ^
Aber diese wirtschaftliche Eutwickelnng hat. wie alle guten Dinge, auch
Äs manchmal das Erwerbslebenrücksichtslos seine Ellenbogengebmncht nnd manche SMeu m
großen Vergangenheituud eiuer schöueu Natur über Gebühr uud über die Notwendigkeit hnmu
zerstört hat. Vor allem ist dem Verkehrans diesem Gebiete sehr viel zum Opfer gefall Mem
Herren, demgegenüberhalte ich es geradezu für eine Ehreupflichtder Provinz, mif Gebe^
der Denkmal- nnd Naturdeukmalpflegenachhaltig tätig zn sein. (Sehr "ch 'g ^ ^an ' m«n
kann mit großer Dankbarkeit konstatieren,daß das öffentliche Gewissen auf diesem Gebiete rege
geworden ist uud daß manches heute durch einen Sturm der Eutrüstuug vou voruhere.uverhmdert
worden wäre, was in früheren Jahren anstandslos geschehen ist. ^»c^^„ ;n ^^«,

Die Erhöhuug ds Ständefonds um 30 000 Mark, wie sie Ihnen vorgeschlagen 'st bietet
ja auch Werde,, die Zeiten schlechter, dann

Dessert der Proviuzialverwaltuugetwas abkuappsen, aber in Zeiten wo °s/l^ tt ge , M«^^^^^^^
Ständefonds reich otiere., denn es handelt fich - die Herren werden nur w

«m die Erfüllung einer der schönsten uud voruehn.sten Aufgabeuder ^m^"^
Vorsitzender Spiritus: Der Herr Abgeorduete Fleuster ist noch nicht gekommen.

A^o^ie^^ Al7 Redner haben übereinstim.^
Haushaltspla?uüt Recht gelobt. Anch ich möchte der Provinz nnd insbesondere dem Herrn Landes-
hnuptmann dazu meinen Glückwunsch ll.lssprechen. „^».^s, z,!. »^»f.,^

Was um, die verschiedeueu Posteu des Haushaltsplans ange t, nnd nament ich die erheblichen
Ausgabe» der Fürsorge, so hat uus der Herr Landeshauptmanngesagt: m, nns werden die Leute
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gebracht,daran können wir nichts andern. Meine Herren, das mag in gewisser Beziehung richtig
sein, aber es kommt nicht darauf an, daß die Gäste gebracht werden, sondern es kommt anch darauf
an, wie die Gäste in den verschiedenen Hotels der Provinz aufgenommenwerden. (Heiterkeit.) Ich
bin heute durchaus nicht in der Lage und auch nicht gewillt, in Beziehung auf diese Aufnahmen
irgend welche Vorwürfe zu machen, aber ich möchte doch der Provinzialverwaltnug und dem
Pruvinzialcmsfchnßzur Erwägung geben, diese Gäste nach wie vor gut aufzuuehmcn,aber vielleicht
auch nicht in der allerlururiösestenWeise. Dann läßt sich auch daran sparen.

Nun sagt der Herr Landeshauptmann: Die Zahl der Gäste können wir nicht beschränken.
Das glaube ich doch. Die Amtsgerichtewürden es sich allerdings — das gebe ich zn — verbitten,
wenn man in ihre Befugnisse eingriffc. Aber, meine Herren, die Amtsgerichte fuchen sich nicht
diefe Zöglinge aus, sondern denen werden sie gebracht, und diese Zubringer iu ihrem übermäßigen
Eifer zu beschränke», wäre, glaube ich, das, was seitens der Provinz anzuregen und was eine der
dankbarsten Aufgaben wäre. Daß diese Zubringer iu ihrem Eifer ganz verschieden sind, sehen wir
an den Resultaten, wie sie sich in den einzelnen Kreisen zeigen.

Nieine Herren! Im übrigen bin ich der Meinung, daß die Provinzialverwaltnug iu allcu
Punkten, die hier erwähnt wurden sind, durchaus auf dem richtigen Wege ist. Ich meine, wir
sollten auch au der nicht alten, aber seit einigen Jahren gehandhautenbewährtenFinanzpolitik fest¬
halten. Was würde es den Kreisen nutzen, wenn sie nun in diesem Jahre ein halbes Prozent
weniger bezahlen würden? (Sehr richtig!) Sie hätten gar nichts davon. Meine Herren, wir
wollen den alten bewährten Grundsatz aufstellen, daß man, wenn man »venig hat, sich nach der
Decke streckt und daß, wenn man dies nicht nötig hat, sich auch einmal weiter ausdehnt. Aber,
meine Herren, nicht, indem man Geld hinauswirft, foudcrn indem man — und da verstehe ich auch
nicht, wie der Herr Abgcurduete Fusbahu das bekämpft — uach dem Grundsatz: Wer seine
Schulden bezahlt, verbessert sein Vermögen — auch reichlich die Schuldeu abträgt, so lange es in
guten Zeiten unsere Mittel erlauben. (Sehr richtig!)

Meine Herren! Was den Ständefuuds angeht, so ist es die vornehmste Aufgabe desjenigen,
der in der glücklichenLage ist, Geld zu erwerben — und das ist unsere Proviuz — auch die
Kunst zu pstegeu und deshalb kann gegen die höhere Dotierung des Ständcfonds in diesem Jahre
nichts eingewendet werden.

Meine Herren! Was die Chausseen angeht, so bin ich mit der Einstellungder 300 000 Mark
durchaus einverstanden. Ich möchte aber doch bitten, dafür Vorsorge zn treffen, daß nicht die
III. Fachkommission aus den Millionen, von denen der Herr Landeshauptmannals für den Wegebau
wüuscheuswertgesprochen hat, entnimmt, daß noch weit höhere Beträge hier eingesetzt werden
müßten. (Heiterkeit.)

Meine Herren! Bei der Besteuerung in der Provinz, in den Kreisen nnd Gemeinden
handelt es sich vor allen Dingen um eine gewisse Stetigkeit. Wir sind nun einmal auch gegenüber
den Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns, daß in den anderenProvinzen weit mehr bezahlt
würde, ans dem hohen Satz von 14 Prozent angelangt. Die Kreise und Gemeinden haben
sich darauf eingerichtet. Ich meine deshalb, wir lassen den Satz von 14 Prozent bestehen
und suchen iu gute» Jahren alles das zu machen, was wünschenswertund gut ist. Wir müssen
dann aber auch auf der Grundlage, die wir in gutcu Iahreu geschaffenhaben, verlangen, daß
die Provinzialverwaltuug daun auch feruerhiu mit deu 14 Prozent auskommt. Daß sie nicht
überschrittenwerden, das ist meines Erachtens das Allerwichtigste,was wir hier zu erstreben
suchen müssen.
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Meine Herren! Es ist gestern wiederholt betont worden, daß die Einigkeit und das
Zusammcugeheu die Hauptsache siud. Wenn wir aber einmal mit den Steuern hinauf und dann
wieder hinuntergehen, dann geht es uns so, wie in einer schlecht verwalteten Aktiengesellschaft,in der
auch die Dividenden immer hinauf und herunter gehen. Eine solche Aktiengesellschafthat überhaupt
keine Gesellschafter, ihre Aktien sind ein Spekulatiouspapier, sie hat an einem Tag diese Gesell¬
schafter, am andern Tag jene Gesellschafter. Wir sollten vor allen Dingen darauf bedacht sein,
daß wir dieselben Steuern beibehalten und damit für das Wohl der Provinz erreichen, was bei
sparsamer und guter Verwaltung nur irgend möglich ist, (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat Herr Graf und Marquis von und zu Huensbroech.
Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Meine Herren! Sie

wollen gestatten, daß ich zu den Ausführuugen des Herrn Landeshauptmanns und zwar zu einer
Position des Erttaordinariums Ihnen einige Gedanken und Erwägungen anheimstelle. Es sind im
Extraordiuarium, in dem Dispositionsfonds des Provinzinlausjchusscs, 300 000 Mark für die
Beseitigung der Staubentwickelung durch die Automobile in Aussicht genommen. Ich verkenne
durchaus nicht die Wichtigkeit dieser Frage, und daß es für viele Gemeinden, besonders für folche,
die in der Nahe größerer Städte liegen, in denen ein reger Automobilverkehr besteht, ein dringendes
Bedürfnis ist, derartige Maßnahmen zu treffen. Der Herr Landeshauptmann hat aber fehr richtig
hervorgehoben, daß eine Verpflichtung für die Provinzialstraßen-Verwaltung, auch dieses Gebiet zu
betreten und hierin Abhilfe zu fchaffen, nicht besteht. Wir stehen also durch die Bewilligung der
Tatsache gegenüber, daß wir nunmehr in unseren Pflichtcnlreis eine weitere Aufgabe übernehmen;
denn darüber kam,'kein Zweifel sein, daß diese Maßnahme nur der erste Schritt ist, und wenn wir
einmal diesen Schritt getan haben, so wird das Bedürfnis fo mächtig an die Provinzialverwaltuug
herandrängen, wie dies der Herr Landeshauptmann auch schon hervorgehoben hat, daß es ganz aus¬
geschlossenist, daß dann einmal der Moment kommen könnte, wo wir sagen können: Wir machen
jetzt Schluß, jetzt gehen wir nicht mehr weiter.

Wenn dann hervorgehoben wnrde, daß diese Kosten bis zum Jahre 191? annähernd
8 000 000 Mark und später uoch 6 000 000 Mark für die Provinz betragen würden, so nehme ich
an. daß diese Ziffern doch noch erheblich überschritten werden, denn die Ziffern sind wohl nach
dem jetzigen Stande des Automobilverkehrs aufgestellt worden, und bei dem Wachsen des Automobil»
Verkehrs, das ja unausbleiblich ist, werden sich die Ziffern noch wesentlich erhöhen.

Meine Herren! Ich bedanere, daß aus diesem neuen Fonds — wenn ich ihn so nennen
soll — dem 300 000 Mark-Fonds, nunmehr vom Herrn Landeshauptmann die Konsequenz gezogen
worden ist, keine Erhöhung des Fonds L für die Unterstützung der Kommunalwege eintreten zu
lassen. (Sehr richtig!) Das, meine Herren, ist die Rückseite der Medaille, daß, wenn auf der einen
Seite die doch immerhin noch beschränkteZahl der Gemeinden, die unter dem Staub der Automobile
zu leideu haben, unterstützt werden sollen, dann für die weitere Unterstützung der Kommunalwege
zunächst die Mittel nicht erhöht werden sollen. Der Fonds L ist eine so segensreiche Einrichtung
in unserer Provinz, daß ich wünschen möchte, daß mit der Maßnahme in der Automobilfmge keine
schädigende Rückwirkung auf den Fonds L ausgeübt wird, fondern daß im Gegenteil das Streben
unserer Provinzialverwaltnng dahin gehen möge, diesen Fonds L noch weiter zu stärken. (Beifall.)

Meine Herren! Beim Fouds L besteht ja das Verhältnis, daß, wenn nicht noch weitere
Zuschüsse aus dein Dotationsfonds kommen, in der Regel die Provinz zu den Kosten der Kommunal¬
wege ein Drittel beiträgt. Ein anderes Drittel wird vielfach von den Kreisen getragen. Nun
fragt es sich, ob es uicht möglich wäre, bei den Leistungen, die die Provinz jetzt für die Beseitigung

6»
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des Antomobilstaubesübernehmensoll, auch eine Gegenleistungvon feiten der Gemeindenzu ver¬
langen. Ich verkenne allerdings nicht, daß hierbei auch eine grundsätzliche Frage zur Sprache
kommen würde. Bisher hat die Provinz ihre Provinzialstraßen in allen Teilen selbständig unter¬
halte». Es würde vielleicht nun, wenn die Provinz zur Bedingung machen würde, daß für die
Beseitigungdes Automobilstaubes — also für die Herstellungdes Kleinpflastersund dergleichen^
auch die beteiligten Gemeinden einen Zuschuß leisten sollen, wenigstens theoretischein gewisser
Einfluß der Gemeinden auf die Provinzialstraßeu-VcrwaltungPlatz greifen. Ich meine aber doch,
daß diefer Einfluß lediglich theoretischer Natur wäre uud daß leicht eine Form gefunden werden
könnte, anch eine Beitragsleistuug von den einzelnenGemeinden, die durch deu 300 000 Mark-
Fonds begünstigtwerden sollen, zu ermöglichen.

Das, meine Herren, ist der Gcdauke,den ich besonders den Herren der III. Fachkommission, in
der die Sache ja wahrscheinlichweiter behandelt und geprüft werden wird, anheimgeben möchte. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. von Renuers: Meine Herren! Ich hatte allerdings angedeutet,

daß, wo wir unsere Mittel zu eigenen Zwecken so sehr in Anspruchnehmen müssen, kaum noch die
nötigen Gelder da sind, um die Beiträge zu dem Kommunal-Wegebauin nächster Zeit zu erhöheu.
Ich bin aber der Ansicht, daß dazu auch zurzeit gar kein Bedürfnis vorliegt. Ich darf daran
erinnern, daß der Wcgebaufonds iu dem sugeuanutcnBestand ^ 100 000 Mark, in dem L-Fonds
250 000 Mark besitzt. Dazu kommen im letzten Jahre noch 300 000 Mark aus der Dotation
und die cmfgelaufeucn Zinsen. Zur Unterstützungdes Kommunal-Wcgebauesstehen jetzt also rund
800 000 Mark zur Verfügung, und ich glanbe nicht, daß höhere Anforderungengestellt werden.

Hierbei habe ich noch 100 000 Mark nicht erwähnt, die die Kreise tragen uud die auch
noch dazu kommen. Also es ist eine ganz erkleckliche Summe. Ich habe das nur gesagt, weil ich
mir ja denken kann, daß man nun kommen uud sagen konnte: Unsere kommunalenWege küuut ihr
auch vor Staub schütze». Dein möchte ich doch vorgebeugthaben.

Meine Herren! Jetzt kommeich zu der Anregung die der Herr Graf von Hoensbroech
gegeben hat: man solle von den Gemeindendie Kleinpflasteraus dem Stcmbfunds bekommen, einen
Znfchuß verlangen. Der Gedanke ist ja nicht ucu. Wir haben schon Beschlüsse des Provinzial--
landtags aus deu 40 er oder 50 er Jahren des vorigen Jahrhunderts — ich weiß es nicht genau
— wo es heißt: Weuu eine GemeindePflaster haben will uud wenn das nach der wirtschaftlichen
Struktur nicht nötig ist, wenn man noch ruhig mit Makadam auskommenkönnte, dann kann die
Gemeindedas Pflaster bekommen, weuu sie eiu Drittel oder soundsoviel dazn zahlt. Das ist der¬
selbe Gedanke, den Graf Hoensbroech anch auf diesen Fall hier anwendet. Ich verkenne nicht, daß
man vielleichtanch iu diesem Falle darauf zurückgreifen kann, daß mau es hier vielleicht versuchen
und dadurch iu dem eiuen oder anderen Falle unsere Lasten erleichtern kanu,

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat Herr Abgeordnetervon Groote.
Abgeordneter von Groote. Meine Herren! Sowohl der Herr Landeshauptmann wie

auch der OberbürgermeisterOehler haben den Haushaltsplan für die laudwirtschnftlicheu Angelegen¬
heiten berührt und haben darauf hiugcwiefeu, daß auch dieser Haushaltsplan eine nicht unwesentliche
Erhöhung erfahren hat. Ich möchte iu Uebereinstimmung mit dem Herrn Landeshauptmann sage»:
auch ich könnte mir keinen besseren Verteidiger dieses Haushaltplanes wünschen,als den Herrn
OberbürgermeisterDr. Oehler.

Meine Herren! Die Erhöhungen, die hier vorgesehensind, beruhen in der Hauptsache
auf früheren Beschlüssen uud alten Einrichtungen, und es sind außerdem mir drei Posten, die neu
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in dem Haushaltplan erscheinen. Das ist einmal die Erhöhung der Ausgaben zur Unterstützung
der Tierzucht von 30- auf 40 000 Mark.

Meine Herren! Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß diese Unterstützung der Tier¬
zucht, schon seit mehr als 20 Jahren auf dem Betrage von 30 000 Mark gestände,! hat, also
schon seit einer recht langen Zeit, und daß man sich vielleicht eher fragen könnte: wie ist es
gekommen,daß man nicht schon früher an eine Erhöhung dieses Zuschusses gedacht hat. Aber
gerade das Moment, daß auch der Herr OberbürgermeisterOehler hervorgehoben hat: Die Fleisch-
teuerung, die sich iu den letzten Jahren immer wieder in so unliebsamerWeise für weite Volks¬
kreise bemerkbargemacht hat, legt es uns nahe, jetzt au diese Aufgabe im Interesse einer stärkeren
Förderung der Fleischproduktion heranzutreten,eine Aufgabe die ja doch keineswegs blos im Interesse
der Landwirtschafterfüllt wird (sehr richtig!) sondern die von sehr hoher und von ganz allgemeiner
volkswirtschaftlicher Bedeutung ist. (Zustimmung,)

Ich glaube also mit Bestimmtheitdarauf rechnen zn können, daß diese Ausgabe im hohen
Hause auf einen Widerspruchuicht stoßen wird, um so weniger, als auch die königliche Staats¬
regierung sich auf Gründ der erheblichen Bewilligung,die sie beim Landtag der Monarchie gefunden
hat, hat entschließen könneu, ganz erheblich höhere Zuschüsse zu dem gleichen Zwecke ihrerseits znr
Verfügung zu stellen.

Dann, meine Herren, kommen noch zwei Posten in Betracht, bei denen man sich fragen
kann, ob es überhaupt richtig oder wenigstensnotwendigist, daß sie gerade iu dem Haushaltsplan
für die landwirtschaftlichen Angelegenheiten stehen. Das ist zunächst die Ausgabe von 10 000 Mark
zur Gewährung von Beihilfen für ländliche Wanderhaushaltungsschulen,Meine Herren, Sie wissen
wahrscheinlich alle, daß diese ländlichen Wanderhaushaltungsschulenkeineswegs blos von den Kindern
der landwirtschaftlichen Bevölkerungbesucht werden,sondern daß auch sehr viele Töchter von Hand¬
werkern, Gewerbetreibendenjeder Art, namentlich aber auch in den Iudustriebezirkendie Töchter
der Arbeiter in diese Schulen gehen und dort sehr zu ihrem Vorteile Gutes lernen. (Zustimmung.)
Ich kann Ihnen sagen, meine Herren, daß, als diese Schulen aufkamenund der Staat eine Unter¬
stützung dazu gab, der Herr Landwirtschaftsministerdie Bedingung daran geknüpft hat, daß in
diesen Schulen anch landwirtschaftlicher Unterricht erteilt werden sollte. Wir sind aber in der
Rheinprovinz in mehrerenKreisen nicht in der Lage gewesen, auf der Erfüllung dicfer Bedingung
zu bestehen, weil gesagt wurde, nach der Herkunft der Mädchen, welche in den Schulen sind, hat
dieser landwirtschaftliche Unterricht absolut keinen Wert. Die große Mehrzahl dieser Mädchensind
nicht die Kinder von Landwirten und für sie hat das keine Bedeutung. Von der Erfüllung dieser
Bedingung mußte daher wiederholt abgesehen werden. Aber außerdem hängt ja anch diese Ausgabe
damit zusammen, daß der Staat seinerseits neuerdings eiueu erheblichen Beitrag für den gleichen
Zweck vorgesehennnd zur Bedingung gemacht hat, daß die Provinz sich in gleicher Weise an der
Unterstützungbeteiligt.

Dann bleibt noch der Posten von 3200 Mark Zuschußzu den Kosten der Förderung der
geologisch-agronomischenLandesaufnahmeder Rheiuprovinz übrig, der aber auch ebensowohl anderen
Bevölkerungskreisen wie der Landwirtschaftzugute kommt. (Sehr richtig!) Meine Herren, der Posten
ist hanptsächlichaus dem Bedürfnis hervorgegangen,auf der linken Seite des Niederrheins mit
dieser Arbeit der Bodemmtersnchungschneller vorzugehen, als das bisher möglich war. Ein
besonderer Geologe soll dafür angestellt werden, und seine Arbeit soll hauptsächlichdem Zwecke
dienen, die Bodenverhältnisseiu dem Gebiete festzulegen,das nächstensvon dem großen Ent«
wässerungstanal durchzogenwerden soll. In dem Gesetz, das wahrscheinlich in allernächsterZei-
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erlassen werden wird, ist ja der Genossenschaft, die diese Entwässerung untcruehmen füll, die Ver¬
pflichtungauferlegt, fttr die benachbartenGebiete des Kanals ein Landeskulturkatasteraufzustellen,
nnd die Küsten dieses Katasters werden von den Genossen, die vorwiegend die Industriellen des
dortigen Bezirks sind, zu tragen sein. Die Ausführung der geologisch-agronomischenLandesaufnahme
bildet aber die wesentliche Grundlage nnd einen wesentlichen Teil dieses Landesknlturkatnstcrsund
kommt also dem an sich in erster Linie der Industrie dienenden Kanal hauptsächlich zugute. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht.
Ich schließe die Verhandlung und darf feststellen,das Sie die Berichte durch Kenntnis¬

nahme für erledigt erklären.
Meine Herren! Der letzte Gegenstandunserer Tagesordnung lautet:

Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der eingegangenen Vorlagen.
Sie finden in der Drucksache 25 die Mitteilung über die Art, wie die Verweifuugan die

einzelnen Kommissionenvor sich gehen soll. Ich bemerke dazu, daß die Nummern 1 und 10 durch
die heute gefaßten Vefchlüfseerledigt sind, und daß die Vorlage laufende Nummer 18 mit der
Vorlage für das Schleppmonopolan die gleiche Kommifsiunverwiesen werden soll.

Ich frage, ob Sie zn den einzelnen Sachen noch Wünsche haben oder Vorschläge machen.
Das Wort hat der Herr AbgeordneteOehler.
Abgeordneter Dr. Oehler: Nach dem VorlagenverzcichnisDrucksache 25 soll die Druck¬

sache Nr. 3: Bericht, betreffend Aenderung der Bestimmungen der Geschäftsordnungder gestern
umgewühlten Gefchäftsordnungskommissiunübertragen werden. Diese Vorlage beschäftigtsich nun
im wesentlichen in deu Punkten I uud II mit Anregungen, die ich im vorigen Jahre namens der
I. Fachkommission (wachseude Unruhe uud Glocke des Vorsitzenden)hier gegeben habe. Es war
damals angeregt, zu prüfen, wie es ermöglicht werden könne, daß die I. Fachkommission den Aufgaben
einer Etats- und Finanzkommiffionmehr gerecht wird, als es zurzeit möglich ist. Zweitens sollte
geprüft weiden, ob eine besondere Verfafsungskomnnssion neben der I. Fachkommission einzurichten sei.
Der Bericht spricht sich im wesentlichennegativ über diese Vorschläge aus. Ich halte es aber für richtig,
wenn der I. Fachkommiffionzunächst Gelegenheit gegebenwird, über ihre eigenen Vorschlägeund
ihre eigenen Anreguugeuzu beraten. (Sehr richtig!) Ich würde es für unrichtig halten, wenn diese
Sache lediglich von der Geschäftsordnnngskummission beraten wird, und bin der Meinung, daß es
auch für die Erledigung der Aufgaben der Geschäftsordnnngskummission erwünscht ist, wenn zunächst
die I. Fachkommission sich mit diesen Punkten I und II beschäftigt. Zwischen den Vorsitzenden der
beiden Kommissiuncu wird ja. leicht eine Vereinbarung zn treffen fein. Dann dürfte dicfe Vorlage
soweit sie eine Teilung der Geschäfteder II. Fachkommission betrifft, zugleichnoch der II. Fach»
kommission zu überweise» sein. Ich bin der Meinnng, es würde schon eine Austandspflichtgegen¬
über der II. Fachkommission sein, daß man sie einmal hört, ob sie Bedenken gegen diesen Vorschlag
hat, und möchte daher beantragen, daß diese Drucksache 3 inbezug auf I und II anch der I. Fach¬
kommission inbezng ans Punkt III auch der II. Fachkommission überwiesen wird.

Vorsitzender Spiritus: Ich frage, ob zu dem Vorschlage und Antrage des Herrn
Dr. Oehler das Wort gewünscht wird. Wenn ich Herrn l)i-. Oehler richtig verstanden habe, wünscht
er, daß die Drucksache Nr. 3 in den beiden ersten Abschnitten außer der Geschäftsorduungskommissiun
der I. und in dem dritten Abschnittder II. Fachkommission überwiesen wird.

Das Wort hat der Herr AbgeordneteFnsbahn.
AbgeordneterFusbahu: Meine Herren! Wäre es da nicht besser, daß die 3 Fach¬

kommissionen für diese Angelegenheiten znsammcntagten? Sonst wäre es doch ein Nebeneinander-
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arbeiten der Kommissionen,die Gcschäftsordnnngskommissiun würde für sich arbeiten, die I. Fach¬
kommission, die II. Fachkommission.Es fehlt uns ja jetzt in diesem Hanse nicht an Räumen,
und da wäre es wohl möglich, daß für diesen Fall diese 3 Kommissionen znsammcntagtcn. (Abge¬
ordneter Graf uud Marquis uou und zu Hocnsbroech:Immer bloß zwei!) Es handelt fich um
3 Kommissioneindie Geschäftsoronuugskummission, die I. Fachkommission und die II. Fachkommission.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordnetePiecq.
AbgeordneterPiecq: Ich halte es für richtig, daß jede Kommission für sich tagt, uud

wenn sich dabei ciue Unstimmigkeit ergibt, mag man es den Herrn Vorsitzenden überlassen, die 3
Kommissionen zusammenzu berufen, um die Sache zu kläre».

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hucck.
AbgeordneterHueck: Ich verzichte uach den Aeußerungendes Herrn Piecq.
Vorsitzender Spiritus: Meine Herren! Wir kommen znr Abstimmungüber den Autrag

des AbgeordnetenOehlcr. Ich 'niederholeihn nochmals. Er geht dahin, daß die Drucksache 3,
die an die GeschäftZordnuugskommission gehen soll, bezüglichihrer beiden ersten Abschnitte der
I. Fachkommission uud bezüglich des dritten Abschnittes der II. Fachkommission ebenfalls zur Be¬
ratung überwiefen werden soll.

Ich bitte diejenigen Herren, die dem Antrage des Abgeordneten Oehler zustimmen wollen,
die Hand zu erheben. (Geschieht.) Das scheint mir die Mehrheit zn sein. Der Antrag Oehler
ist angenommen.

Herr AbgeordneterOehler will noch weitere Ausführungen machen.
Abgeordneter Dr. Oehler: Meine Herren! Es handelt sich dann weiter um die

geschäftliche Behandlung folgender Drnckuorlagen: Einmal der Vorlage, wonach statt 150 000
Mark 300 000 Mark zur Bekämpfung der Staubplage infolge des Kraftwageiwcrkchrsanf den
Prcwinzilllstraßcn in den Haushaltsplan eingestelltwerden sollen, dann der Vorlage, wonach zur
Herstellungeiner Fahrstraße im Saartale zwischen Mettlach und Saarbnrg 50 000 Mark in den
Haushaltsplan eingestellt werden sollen uud dann der Vorlage, wonach zur Unterstützung des Baues
und der Verstärkungder Deiche an der Sieg 130 000 Mark bewilligt werden sollen.

Meine Herren! Die Sachlage ist eigenartig. Während in früheren Jahren der Haus¬
haltsplan so aussah, daß am Schlüsse des Hcmpt-Haushaltplans ein Gcsamtpostenals znr Ver¬
fügung des Provinziallandtages stehend eingestellt war, hat man in diesem Jahre schon einen
Schritt weiter getan und hat nun diese Verwendungszwecke bereits in den Haupt-Haushaltsplan
eingestellt. Der Haupt-Hcmshaltsplau uud damit diese 3 Posten unterliegen nun der Prüfung
durch die I. Fachkommission.Die Vorlagen aber, auf Grund deren dicfe Positionen in den Hanpt-
Hanshaltsplau eingestellt sind, sollen nicht der I. Fachkommission überwiesen werden, sondern zum
Teil der III., zum Teil der IV. Fachkommission.Das ist auch an sich berechtigt. Nun ist aber
die I. Fachkommission doch gezwungen,wenn sie überhaupt den Haupt-Haushaltsplau prüfen will,
auch diese 3 Positionen zu prüfen (sehr richtig!) und, meine Herren, gerade diese Positionen bilden
eigentlichfür die ganze Beratung der I, Fachkommission in bezug auf den Haupt-Haushaltsplau
das Rückgrat. Wir habeu schon aus der heutige« Generaldiskussion gesehen, daß gerade der Posten
von 300 000 Mark für Stanbbekämpfuugeigentlich der Schwerpunktder Kritik des ganzen Haupt-
Hllushnltplans ist, uud deswegen bin ich der Meinung, daß diese 3 Drnckuorlagen auch der I. Fach¬
kommission zn überweisensein würden. Ich deute mir die Sache so - - ich gehöre selbst zu den
Mitgliedern der I. Fachkommission und werde entsprechend geschäftsordnuugsmäßige Anträge stellen
— daß die I. Fachkommission möglichst bald in eine Generalbcsprechuug des Haupt-Haushaltplaus
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eintritt und dann zunächst die Fragen zur Entscheidung stellt, die von Herrn Fusbahn, zum Teil
auch von mir angeregt worden sind, nämlich, ob wir ttberhanpt der Frage einer Steuerermäßigung
näher treten wollen und ob wir den Betrag von 300 000 Mark halbieren und nur 150 000 Mark
hierfür einstellen sollen. Wenn die I. Fachkommission zn diesen Fragen Stellung genommenhaben
wird, wird es, glaube ich, auch zweckmäßig sein, die III. oder IV. Fachkommission darüber zu
uuterrichteu,wohin die Verhandlungender 1. Fachkommission zielen.

Ich bin der Meinung, daß es auch ganz zweckmäßig ist, gerade diese Ueberweisungein¬
treten zu lassen. Es würde dann dasjenige geschehen, was in der Drnckvorlage3 angeregt ist:
daß es unter Umständen erwünscht sei, auch die I. Fachkommissionmit derartigen Vorlagen zn
beschäftigen.

Ich stelle also den Antrag, diese 3 Drucksachen mich an die I. Fachkommission zu verweisen.
Vorsitzender Spiritus: Darf ich Sie bitten, die Nummern anzugeben?
AbgeordneterDr. Oehler: Es sind die Nummern 45, 46 und 52, die der I. Fach¬

kommission überwiesen werden sollen.
Vorsitzender Spiritus: Ich mochte eine allgemeineBemerkung macheu uud die Herren

Abgeordnetenbitten, sich in Zukunft bei ihren Anträgen an die Geschäftsordnungzn halten uud mir
die Anträge schriftlich vorzulegen. Ich habe mir hier die Anträge notiert, die Sache ist für heute
erledigt; ich möchte aber für die Folge darum bitten.

Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Nenvers: Ich sehe eigentlich den Grund des Antrages nicht

recht ein. (Sehr richtig!) Es liegt doch hier wie bei allen anderen Sachen: Die Wcgesachc geht
an die III. Fachkommission, die Deichsache geht an die landwirtschaftliche Kommission,genau wie
sonst (sehr richtig!) und der Landtag beschließt hierüber.

Ist der Haushaltsplan angenommen,dann ist er für die I. Fachkommission bindend, wie
jeder andere Haushaltsplan anch. Es wird dann einfach der I. Fachkommission mitgeteilt: Der
Landtag hat beschlossen,die 300 000 Mark zn bewilligen,und die I. Fachkommission stellt es dann
richtig in den Haupt-Haushaltsplan ein. Es liegt kein Grund vor, die Sache an die I. Fach¬
kommission zu überweisen. Sie können bleiben, wo sie sind, in der II. und iu der III. Fach¬
kommission, nnd die I. Fachtommissionstellt die bewilligten Beträge dann einfach in den Haushalts¬
plan ein.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnetevon Stedman.
Abgeordnetervon Stedman: Meine Herren! Auf dem Wege könnte überhaupt gar keine

Frage mehr an das Haus herankommen,wenn sie Geld kostet. Dann müßte sie einfach in die
I. Fachkommission hineinkommen. Hier handelt es sich einfach um Dinge, die sachgemäßin die
III. Fachkommission hineingehören. (Sehr wahr!) Wenn überhaupt eine Finanzkommissionnoch
bei einer Sache mitzuwirkenhätte, so würde es sich höchstens um die Beratung über die Frage
handeln, wie sollen bei einer beschlosseneuAusgabe die erforderlichen Mittel am besten aufgebracht
werden, durch eiue Anleihe oder aus bereiten Beständen und dergleichen. So wie hier angestrebtwird,
könnte ganz allgemein jegliche andere Sache von der Finanzkummissionan sich herangezogen werden.
(Sehr richtig!) Ich möchte aber doch dringend abraten, eine solche Einrichtung zu treffen. Für
uns ist zunächst der Provinzialausjchuß die Fiuanzkommission, Wenn eine Sache vom Ausschuß
vorbereitet uud iu deu Haupt-Haushaltsplan hineingebrachtist, dann soll hernach von der I. Fach¬
kommissionNachprüfungvorgenommenwerden nnd findet die Angelegenheitso ihren besten Weg zur
Ausführung. (Beifall.)
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Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Oehler.
AbgeordneterDr. Oehler: Meine Herren! Es ist doch ein Unterschied. Der Haupt-

Haushaltsplan enthält in der Hauptsachedie Ergebnisseder Spezial-Hanshaltspläne. Es unter¬
liegt auch hier keinem Zweifel, daß die Spezial-Haushaltspläne von den einzelnen Fachkommissionen
geprüft werden müssen, daß also auch für die I. Fachkommission, die nachher bloß die Znsammen¬
stellung im Haupt-Haushaltsplan zu besorgen hat, das Ergebnis der Beratung der einzelnen Haus¬
haltspläne in den Fachkommissionen maßgebend ist. Aber hier bei diesen einzelnen Positionen ist es
etwas anderes. Da ist kein Haushaltsplan vorgelegt,sonderndiese Positionen sind in den Haupt-
Haushaltsplan eingestellt worden. Der Haupt-Haushaltsplan soll von der I. Fachkommission
geprüft werden, und, meine Herren, wenn die I. Fachkommission ihre Schuldigkeit tun will, so muß
sie doch die Frage prüfen: Sollen hier zu Maßnahmen für Bekämpfungder Staubplage 300 000
Mark in den Haupt-Haushaltsplan eingestellt werden oder nicht. Also die I. Fachkommission muß
sich schon mit dieser Frage beschäftigen.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Lnudeshauptmaun.
LandeshauptmannDr. von Renvers: Meine Herren! Ich halte das nicht für richtig.

Das setzt voraus, daß zunächstdie Zuständigkeitder I. Fachkommission anders reguliert worden
wäre. (Sehr wahr!) Die I, Fachkommission hat die Befugnis, das, was die anderen Kommissionen
beschlossenhaben und was der Landtag bewilligt hat, in den großen Haushaltsplan hiueinznsetzen.
Hier will man es aber umgekehrt machen. Hier soll die I. Fachkommission materiell beschließen
und die III. Fachkommission uud die andere» ausschließen. Da müßte zunächsteine andere Regu¬
lierung der Zuständigkeitder Fachkommissionen stattfinden.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Iohansen.
AbgeordneterDr. Iohansen: Meine Herren! Ich glaube, daß die beiden streitenden

Parteien gar nicht so weit von einander entfernt sind. Wenn auf Grund des Beschlusses einer
Fachkommission der Landtag eine Vorlage angenommen hat, für welche die Mittel im Haupt-Haus»
haltsplan vorgesehensind, so ist nunmehr diese Vorlage ein Teil des Haupt-Haushaltsplanes
geworden, der demnächsteiner besonderen Beschluhfaffungdurch das Plenum des Landtages auf
Grund des Referates der I. Fachkommission unterliegt. Ich könnte mir sehr wohl den Fall denken,
daß die Fachkommission die Annahme einer Vorlage befürwortet,das Plenum auch zunächst dement¬
sprechend beschließt uud daß demnächst bei der Beratung über deu Haupt-Hnushaltsplau der Landtag dahin
schlüssig wird, daß die Mittel für diesen Zweck nicht zur Verfügung stehen und daher die bereits
bewilligtePosition aus dem Haushaltsplan dann wieder zu streichen sei. Denn der erste Beschluß
des Landtags erfolgt meiner Ansicht nach immer uur vorbehaltlichder Erwägung, daß demnächst
bei der Beratung des Haupt-Hanshaltsplanes die erforderlichen Mittel aus Steuern oder sonst zur
Verfüguug gestellt werden. Daher brauchten wir gar keiue Beschlüsse zu fassen, sondern es würde
durchaus richtig sein, daß zunächstdie Fachkommissionen allein sich mit einer Vorlage befassen,
dann das Plenum des Landtages, und daß dann die I. Fachkommission, die uns den Haupt-Haus¬
haltsplan vorlegt, die einzelnen Positionen daraufhin Prüft, ob die Mittel dafür da siud. Ich
glaube, infolgedessen bedarf es keines besonderen Beschlusses.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort wird nicht mehr gewünscht. Ich schließe die Ver¬
handlung und frage den Herrn Antragsteller,ob er noch das Wort wünscht.

Er wünscht es nicht.
Ich habe den Antrag des Herrn AbgeordnetenOehler leider nicht schriftlich nnd muß

nochmalsbitten, mir für die Folge die Anträge schriftlich zu geben, sonst kann zu leicht ein Miß.
Verständnis unterlaufen.
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Der Antrag geht, wenn ich recht verstandenhabe, dahin, die Positionen zur Bekämpfung
der Staubplage 300000 Mark, Unterstützung zur Herstellung einer Fahrstraße im Sanrtale
50000 Mark und Unterstützungdes Baues uud Verstärkung der Deiche an der Sieg 130 000 Mark
außer an die III, bezw. IV. Fachkommission auch zur Beratung an die I. Fachkommission zu verweisen.
(Zuruf: Gleichzeitig)— gleichzeitig.— Ich bitte diejenigenHerren, die dem Antrage des Herrn
AbgeordnetenOehler zustimmen wollen, die Haud zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die Minderheit; der Antrag ist abgelehnt. (Heiterkeit.)
Meine Herren! Im übrigen ist zn der Vorlage über die geschäftlicheBehandlung der

eingegangenenVorlagen nichts weiter bemerkt worden, sie ist also mit den Aenderungenangenommen
worden, die beschloffenworden sind,

Meine Herren! Ich darf dann nochmals darauf hinweisen,daß morgen eine Sitzung hier
im Hause uicht stattfinden wird, sondern daß die nächste Plenarsitzung am Mittwoch, und zwar,
wie Sie gesternbeschlossenhaben, um 12 Uhr mittags abgehalten werden soll.

Das Wort wird nicht weiter gewünscht.
Ich weise dann noch darauf hiu, daß die Herreu jetzt iu die Abteilungen gehen möchten,

um die Kommission für die beiden Kaualangelegenheitenzu wählen.
Ich schließe die Sitzung.

(Schluß 1'/2 Uhr.)

Dritte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, am Mittwoch den 26. Februar 1913.

Beginn 12 Uhr 15 Minuten.

1. Eingänge.
2. Antrag der Kanalkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend das

Schleppmonopolauf dem Rheiu-Weser-Kmml.
3. Antrag der Kanalkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusseszu der „Kund¬

gebung der Bürgermeisterdes preuhifcheu Mosel- und Saargebiets, betreffend die Notwendigkeit
der baldigen Ausführung der Mofel- uud Saarkaualisieruug".

4. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Taubstummenanstalten
zu Aachen, Brüht, Cüln, Elberfcld, Essen, Hnttrop, Keinpeu, Neuwied uud Trier, sowie über
die Verwendungder Wilhelm-Augusta-Stiftung, des Uuterstützuugsfoudsder frühereu Vereins-
Taubstummenaustaltzu Cöln und des Unterstützungsfondsfür eutlafsene Taubstumme für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

5. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Erweiternng der Prouinzial-Taubstummenanstaltiu Essen.
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6. Antrag der II. Fachkommission zn den Haushaltsplänen der Provinzial-Blindenanstalten zu
Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied ^AugusteViktoria-Haus),sowie über den Unterstützungs-
fonds für Blinde für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

7. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
einige Umbauten in der Prouinzilll-Blindenanstalt zu Düren.

8. Autrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen über das Hebammenwesen einschließlich
Hebammenlehranstaltenzu Cölu und Elberfeld für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913
bis 31. März 1914.

9. Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung der landwirtschaftlichen
Angelegenheiten nebst

Anlage ^, Voranschlagfür die Proviuzial-Wein- und Obstbauschule zu Trier,
Anlage L, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschule zu Kreuzuach,
Anlage 0, Voranschlagfür die Provinzial-Wein«und Obstbauschule zu Ahrweiler

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.
10. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Bewilligung einer Beihilfe zn den Kosten von Deichanlagenan der Sieg.
11. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Errichtung einer landwirtschaftlichen Wiutcrschulein Call, Kreis Schleiden.
12. Antrag der IV. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds

zur Gewährung von Viehentschädigungcu für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis
31. März 1914.

13. Antrag des I. Fachkommission zum Haushaltsplan für den Provinzialllliidtag,den Provinzial-
ausschuß und die Zentralverwaltungsbehordefür das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis
31. März 1914.

14. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan
n) zur Zahlung von Ruhegehältern«. au Pruviuzialbcamteuud vuu Witwen» uud Waisen»

geldern sowie Unterstützungen an deren Hinterbliebene,
d) zur Zahlung von Invalidengelderu (Unterstützungen)und Witwen- uud Waisengelderu

an nicht ruhegehaltsberechtigteAugestellte uud Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene,
e) über die Dr. Klein-Stiftnng

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.
15. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Besoldungenuud andere» persön¬

lichen Ausgaben für die bei der Landesvcrsichernngsanstalt Rheinprovinzbeschäftigten Provinzial-
beamten der Rheinprooinzfür das Kalenderjahr vom 1. Januar 1913 bis 31. Dezember 1913.

16. Autrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostendes Genussen-
schllftsvorstandes der Nheinifchcnlandwirtschaftlichen Berufsgenofseuschaft für das Kaleuderjahr
vom 1. Januar 1913 bis 31. Dezember1913.

17. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltnngskosten der Proviuzial-
Feuerversichcruugslliistaltder Rheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1913 bis
31. Dezember 1913.

18. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Arbeitsaustnltzu Brauweiler
für das Rechnungsjahrvom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

19. Antrag der II. Fachtommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Einrichtung einer Abteilung für Arbeitsscheueund säumige Mhrpflichtige, die auf Gruud
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des Gesetzesvom 23. Juli 1912 untergebracht werden, bei der Provinzial-Arbeitsanstalt
zu Brauweiler.

20. Autrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan des Landarmenhauses zn Trier für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

21. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Autrag des Proviuzialausschussesüber
Einstellung von 300 000 Mark in den Haupt-Haushaltsplan für die Herstellung von Klein¬
pflaster, besondersin Ortseingängen.

22. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Herstellungeiner Fahrstraße im Saartale zwischen Mettlach und Saarburg.

23. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die Ueber¬
sicht über den Eisenbahnfondsund die Förderung von Bahnunternehmungen.

24. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Bewilligung von Darlehen ans dem Kleinbahnfonds an Kreise und Gemeinden zur Auf¬
bringung der Grunderwcrbskosteufür staatlicheNebenbahnen.

25 Antrag der III. Fachkommissionzu dem Bericht des Provinzialausschusses,betreffenddie im
Jahre 1912 erfolgten Bewilligungen von Beihilfe» zum Gemeinde- und Kreiswegebau aus
Fonds ^ und L, dem Fonds von 100 000 Mark sowie aus deu weiteren Dotationsrenteu.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll der letzten Sitzung liegt auf dem Tisch des Hauses offen.
Als Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren AbgeordnetenDr. Lembke und

Dr. Peters bestimmt.
Meine Herren! Ich habe Ihnen dann von Eingängen Kenntnis zn geben, und zwar

zunächst von einem Telegramm (Glocke des Vorsitzenden),unterschriebenKabinetsrat Freiherr von
Spitzenberg, folgendenWortlauts:

„Ihre Königliche Hoheit Prinzessin Viktoria Luise, freudigbewegt durch Anteilnahme
der Rheinländer an ihrer Verlobuug, bitte», dem Provinziallandtage herzlich zu daukeu."

Dann ist vom Rheinischen Verein für Kleinwohnungswesenfür die Herren Abgeordneten
eine soeben erschienene Nummer seiner „Mitteilungen", „Spiegel rheinischerBauart" überscmdt
worden. Die Druckschrift finden Sie auf Ihreu Plätzen.

Der Industrie-Klub Düsseldorf hat einen Prospekt des Klubs übersaudt, der auf Ihren
Platzen liegt.

Der Verschöneruugsvereinfür das Siebeugebirgeübermittelt einen Aufruf au die Freunde
des Siebengebirges. Auch dieser Aufruf wird auf Ihre Plätze gelegt werden.

Der AbgeordneteOberbürgermeisterFunck entschuldigt sich wegen dringenderAmtsgeschafte
für Mittwoch und Freitag. Der Abgeordnete Nippes ist wegen Unpäßlichkeitverhindert, am
Mittwoch nnd Donnerstag nn den Sitzungen teilzunehmen.

Die Abteilungenhaben die Kommissionfür Kanalangclegenheitengewählt. Sie hat nach
ihrer Konstituierung die folgende Znsammeusetzuug: Vorsitzender: Graf und Marquis von
und zu Hoensbroech. Stellvertretender Vorsitzender: vi-. vom Rath. Schriftführer: von
Eynern. Stellvertretender Schriftführer: Mangold. Mitglieder: von Bruchhausen, Eichhorn,
Hirsch, Holle, Hngenbcrg, Lehr, von Miqucl, L. Nöchling-Völklingen, Graf von Spee,
Freiherr von Troschke, Vopelius.

Wir fahren dann in der Tagesordnung fort und kommen zunächst zum
Antrag der Kanalkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend das Schleppmonopol auf dem Rhein —Weser-Kanal-
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Berichterstatterist Herr AbgeordneterHirsch, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterHirsch: Meine Herren! Das Gesetz, betreffenddie Her¬

stellunguud den Ausbau von Wasserstraßenvom 1. April 1905 bestimmt in seinem § 18: „Auf
dem Kanal vom Rhein zur Weser, auf dem Anschluß Hannover, auf dem Lippekanalund auf den
Zweigkanälen diefer Schiffahrtstraßeu ist eiu einheitlicherstaatlicher Schlcppbetrieb einzurichteu,
Privateu ist auf diesen Schiffahrtstraßcn die mechanische Schlepperei untersagt. Zum Befahren
dieser Schiffahrtstraßendurch Schissemit eigener Kraft bedarf es besonderer Genehmigung.

Die näheren Bestimmungenüber die Einrichtung des Schleppmonopolsund die Bewilligung
der erforderlichenGeldmittel werden einem besonderen Gesetze vorbehalten."

Den Entwurf eines solchen Gesetzes hat, wie Ihneu in der DrncksacheNr. 28 bereits dar¬
gelegt ist, die Königliche Staatsregieruug dem Landtageder Monarchievorgelegt. Das Abgeordneten¬
haus hat den Entwurf mit einzelnen Aenderungen angenommen. Zurzeit liegt er dem Herrenhause vor.

Bei der Uebernahmeder Garantie für die Betriebs» und Unterhaltungskosten,fowie die
Verzinsung und Tilgung des Baukapitals durch die Proviuzialverbäude vou Hannover, Westfalen
und der Rheinprovinz, sowie der freien Hansestadt Bremen, im Jahre 1906 hat die Königliche
Staatsregieruug diesen Garantieverbänden das Recht vorbehalten, sich an den Einnahmen und
Ausgabe» des Schlepsimonopolsim Verhältnis der Höhe ihrer Garantieverpflichtungenzu beteiligen.

In dem genannten Gesetzentwurf sind deswegenin den §§ 6 und 13 entsprechende Be¬
stimmungen vorgesehenmit der Maßgabe, daß die Garantieverbäude bis zum 1. Juli dieses
Jahres die Erklärung abgebenmüssen, ob sie sich beteiligen wollen oder nicht.

Hier, meine Herren, entsteht nun eine gewisse Schwierigkeit.Ueber die definitve Gestaltung
des Gesetzes läßt sich bestimmtesnoch nicht sagen, da der Entwurf wie angedeutet,im Herrenhaufe
noch nicht zur Verabschiedung gelangt ist. Diese Verabschiedung wird auch uicht so früh erfolge»
können, daß der Entwurf in seiner definitivenGestalt etwa dem Provinziallandtag noch in seiner
gegenwärtigenTagung znr Kenntnis kommen könnte. Somit würde es also ohne eine Sondertagung
des Provinziallandtages uicht möglichsein, die Entschließungrechtzeitigvorzunehmen. Eventuell
könnte ja eine Verlängerung der Frist ins Auge gefaßt uud vorgenommen werden. Das würde aber
bedingen, daß der Gesetzentwurf, auch wenn er sonst im Herrenhausevöllig unverändertangenommen
wird, nochmals an das Abgeordnetenhauszurückgehen muß, was man augenscheinlichvermeiden will.
Die Minister der öffentlichen Arbeiten und der Finanzen haben daher mit Erlaß vom 12. Februar
dieses Jahres, der Ihnen in der von mir erwähntenDrucksachezur Kenntnis gebracht ist, angeregt,
daß seitens des Provinziallandtages der Proviuzialausschuß ermächtigt werden möge, selbständig
darüber zu entscheiden, ob und in welcher Weise seitens der Rheiuprovinz von der Möglichkeit,sich
nn dem Schleppmonopolzu beteiligen,Gebrauch gemacht werden soll.

Die vom Provinziallandtag mit der Vorberatuug der Angelegenheitbetraute Kommission
hat bei der Besprechungdarüber, ob der Anregung der Königlichen Staatsregierung Folge geleistet
werden soll, zunächst die Frage aufgeworfen,ob denn die Uebertragung eines derartigen, an
sich dem Provinzillllandtllge selbst zustehenden Rechtes an den Provinzialausschuß
nicht formellen und grundsätzlichen Bedenken unterliege. Die Kommissionhat aber
geglaubt, angesichts der geschilderten Sachlage diese Frage ausschaltenzu dürfen. Andererseitshat
sie sich allerdings auf den Standpunkt gestellt, daß eine Ermächtigung, wenn sie erteilt werden
sollte, uur insoweit gelten darf, als nicht etwa die Verabschiedung des Gesetzes sich wider
Erwarteu noch solange hinauszögert, daß etwa der Provinziallandtag in die Lage kommen könutc,
seinerseits zu beschließen.Dieser Fall könnte beispielsweise eintreten, wenn das Herrenhaus nn dem
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Entwurf noch Abänderungen vornimmt, so daß er nochmalsan das Abgeordnetenhauszurückgehen
muß. In diesem Falle könnten ja Schwierigkeiteneine Fristverlängerung herbeiführen. Es würde
dann wohl zu erzielen sein, daß die Frist solange hinausgeschoben wird, daß der Provinziallandtag
in seiner nächstjährigenTagung die Entschließungselbst fassen kann.

Weiter hat die Kommission,bevor sie darüber entschied,ob dem Provinzialausschussedie
fragliche Ermächtigung zn erteilen sei oder nicht, die Frage erörtert, ob nicht schon jetzt die
Sachlage soweit geklärt erscheine, daß seitens des Provinziallandtages eine definitive
Erklärung über die Beteiligung oder Nichtbeteiligung der Rheinprovinz abgegeben
werden könnte. Diese Frage hat die Kominission, in Uebereinstimmungmit dem vom Provinzial-
llnsschnß Ihnen unterbreitetenVotum, verneint. Eine zustimmende Erklärung konnte nach Ansicht
der Kommission beim gcgeuwärtigeuStande der Dinge in keinem Falle in Frage kommen, und eiue
verneinendeErklärung hat man aus denselben Gründen, wie sie der Provinzialansschnß hat gelten
lassen, nicht in Frage ziehen zu solleu geglaubt. Denn wenn auch heute überwiegendeGründe für
die Ablehnung sprechen, so darf doch nicht verkannt weiden, daß eine, wenn auch vielleicht nur ent¬
fernte Möglichkeitvorliegt, daß der Entwurf im Herrenhause»och wesentliche Abänderungenerleidet,
die die Sachlage verschieben könnten. Dieser Möglichkeit hat auch die Kommission ebenso wie der
Provinzialansschnß geglaubt Rechnung tragen zu sollen. Sie hat daher davon Abstand genommen,
dem Provinzialausschuß schou jetzt, vor definitiverVerabschiedungdes Gesetzes,einen ablehnenden
Beschluß zu empfehlen.

Die Gründe, welche heute für eine Ablehnung sprechen, sind Ihnen ja in der
Drucksache Nr. 28 vom Provinzialausschuß klar und eingehend auseiuaudergesetzt. Ich darf sie
vielleicht kurz zusammenfassenund damit auch schon znm Teil die Begründung für die weiteren
Vorschlägegeben, die Ihnen vom Provinzialausschussegemachtwerden.

Zunächst ist die hauptsächlichste Voraussetzung, von der man bei Einfügung der
Bestimmung über das Schlcppmouopol in das Wasserstraßeugesetz ausgegangen ist,
nämlich, daß aus betrieblichen Rücksichten ein einheitlicher Schleppzug vom Lande
und zwar die elektrische Treidelei vorgesehen werden müsse, in Fortfall gekommen.
Eingehende Beratnngeu, die nach Verabschiedungdes Wasserstraßengesetzesbei der Erörterung
über seine Durchführung stattgefundenhaben und auch praktische Erfahrungen, die man feit jener
Zeit gemacht hat, haben erkennen lafsen, daß die elektrischeTreidelei, wenn überhaupt, erst bei
einem größeren Verkehr, wie er auf dem Rhein-Weser-Kanal präsumtiv erst nach einer längeren
Reihe von Iahreu eintreten wird, rentabel und wirtschaftlicherscheint. Man hat sich also ent¬
schlossen,von der Einführung der elektrischen Treidelei vorweg jedenfalls Abstand zu nehmen und
statt dessen den Verkehr mit freifahrendenDampfern zu bedienen.

Damit ist aber die Hauptvoraussetzung,welche man bei dem Beschluß, betreffend die
Übertragung des Schleppmonopolsan den Staat gemacht hatte, in Furtfall gekommen, wie ich
schon andeutete. Es würde daher an sich nur konsequent erschienen sein, wenn man staatlicherseits
ans die Ausübung des Schleppmonopuls überhaupt oder doch wenigstens solange verzichtet hätte,
bis der Verkehr auf dem Kanal sich soweit entwickelthat, daß die Einführung der elektrischen Treidelei
zweckmäßig erscheine.Wenn es zu einem solchen Verzichtnicht gekommen ist, so sind dafür Gründe
allgemeiner Art, Gründe wirtschaftlicher, finanzieller Art, maßgebend gewesen,die ja im Abgeordneten-
hnuse eingehend erörtert sind, auf die hier näher einzugehen für mich aber keine Veranlassungvorliegt.

Ein weiterer Grund, der für eine Ablehnung der Beteiligung sprechen würde,
ist der, daß bezüglich der finanziellen Gestaltung der Sachlage im Falle einer Be-
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teiligung eine gewisse Unsicherheit besteht. Die für die Einrichtung aufzuwendenden Kosten
sind im § 5 des Schleppmonopolgesetzes auf 9 900 000 Mark veranschlagt. Die Garantie ist
aber nicht, wie beim Kanalbau, auf einen bestimmtenBetrag festgelegt, sondern es kommen die
tatsächlichverausgabten Beträge in Betracht. Ferner wird in § ? des Gesetzesausdrücklich
bestimmt, daß die Zins- und Tilgnngsgarantie sich nicht nur auf die aus deu 9 900 000 Mark
verausgabtenBeträge beziehen soll, sondern auch — so heißt es — „auf die Koste» von Aenderungen
»nd Ergänzungen des Schleppbetriebes,die von dem zuständigen Minister etwa später für erforderlich
gehalten werden, um den Verkehr in einer dem öffentlichen Interesse entsprechenden Weise durch¬
führen zu können."

Dadurch kommt natürlich ein unsicheres Moment in die finanzielleGestaltung der Sache.
Es ist aber, wie ja der Provinzialausschuß mit Nachdruck und auch mit Recht ausgesprochen hat,
für die Provinz, die auf Steuern der Städte uud Landkreife augewiese» ist, wichtig, aus ihrer
Fiuanzgebarung solche unsicheren Momente auszuscheiden.

Dazu kommt dann noch, daß auf einen erheblichen Gewinn nicht zu rechnen
ist. Ein solcher kön»te vielleicht erzielt werden, wenn hohe Schlepplöhne eingeführt werden würden.
Würde man das aber tnn, so würde man damit wieder die dringend wünschenswerte Entwicklung
des Verkehrs und damit auch wieder eiuc günstigeGestaltung der Einnahmen aus den Kanal-
gebühren hintanhalten. Auch ist hier noch in Rücksicht zu ziehen, daß die Garantieverbändeirgend
einen Einfluß auf die Gestaltung der Schlepptarife nicht haben, die Festsetzung der Schlepplohntarifc
bleibt vielmehr lediglich Sache der staatlichenVerwaltung.

Wenn Ihnen nun trotz dieser Sachlage die Kommission nicht empfiehlt, schon heute eine
Ablehnung lluszusprechen, so geschieht das, wie angedeutet,um der Möglichkeit Rechnungzu tragen,
daß das Herreuhaus an dem Entwurf etwa noch grundlegende Aenderungenvornehmen konnte.
Diese Möglichkeit hat ja auch der Provinzialausschußin: Auge gehabt, wenn er Ihnen in Ziffer 1
seiner dem Provinziallandtage vorgelegtenBeschlußfassung vorschlägt:

„Der Provinziallandtag ermächtigt den Provinzialausschuß,die iu § 6 des Entwurfs
zum Gesetz, betreffend das Schleppmunosiolauf dem Rhein-Weser»uud Lippe-Kanal
vorgeseheneErklärung darüber, ob der Provinzialverband sich am Schleppmonopol
beteiligt, nach Erlaß des genannten Gesetzes abzugeben."

Meine Herren! Die Kommissionempfiehlt Ihnen, diese Ziffer I der Beschlußfassung
unverändert anzunehmen.

Die Kommissionhat sich dann im weiteren auch dem Gedankengangedes Provinzialaus-
schusses,wie er in Ziffer II des Beschlusseszum Ausdruckkommt, angeschlossen.Hiernach haben
die Garantieverbände lediglich, wie es in der Ihnen unterbreitetenDrucksacheheißt, eiu erhebliches
Interesse daran, daß diejenige Regelung des Schleppvertehrseingeführtwird, „die geeignet ist, den
stärksten Verkehrherbeizuführen,iusbesondere de» stärksten Anfangsverkehr,weil gerade in den ersten
Jahren die Garantieverbände voraussichtlichzu Zahlungen herangezogenwerden müssen, denn je
stärker der Verkehr ist, um so mehr geht an Kaualgebühreu ein und um so größer wird die
Möglichkeit,die Betriebs- und Unterhaltuugskosteudes Kanals nnd die Verzinsung und Tilgung
des Baukllvitals aus den Kanaleinncchmenzu decken, und die Aussicht der Garantieverbände, auf
Grund der Garantieverpflichtungennichts oder doch nur wenig zahlen zu müssen."

Nachdem man daranf verzichtet hat. einen einheitlichen Schleppbctriebvom Lande anK
einzurichten,sich vielmehrentschlossenhat, den Verkehr mit frcifnhrenden Dampfern zn bedienen, l,nt,
unter den angedeutetenGesichtspunkten betrachtet,denen die Kommission durchaus zugestimmthat,
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die Provinz auch nach Ansicht der Kommission kein Interesse daran, etwa Widerspruchzu erheben,
wenn in Frage gezogenwerden sollte, das Schleppmonopolnicht einzuführen. Die Kommission
glanbt vielmehr, daß unter diesen Umständen eine Freilassung des Kanals vom
Monopol die Interessen der Provinz nicht nur nicht schädigen, sondern sogar fördern
würde, weil in diesem Falle eine raschere Entwickelung des Kanalverkehrs bis zu
seiner höchsten Höhe erhofft werden tonnte. Eine solche rasche Entwickelung würde aber,
nach Ansicht der Kommission, nicht nur im Interesse der Erleichterung der Garautielaften,
sondernauch im allgemeinenwirtschaftlichen Interesse der Provinz liegen, insofern, als eine möglichst
rasche und vollständigeAusnutzungder durch den Kanal gebotenen Transportmöglichkeitenwesentlich
dazu beitragen würde, der Eisenbahn die Bewältigung des seit Erlaß des Kanalgesetzes ja gerade
im Westen der Monarchie ganz außerordentlichgestiegenen Verkehrs zu erleichtern, und solche Ver¬
kehrskalamitäten,wie wir sie im letzten Herbst zu beklagen hatten, hintenanzuhalten.

Meine Herreu! Diesen Gedanken hat die Kommission geglaubt, durch einen Zusatz zu
der BeschlußfassungZiffer II Nr. 1 Ausdruck geben zu sollen. Die Kommissionschlägt Ihnen
vor, hinter den Worten: „unter den gegenwärtigenVerhältnissen" einzuschalten die Worte: „Ins¬
besondere im Hinblick auf die seit Erlaß des Wasserstraßengefetzes vom 1. April 1905 eingetretene
Verkehrssteigernng."

Nach Ansicht der Kommissionstehen irgend welche Bedenken der Einfügung eines solchen
Zusatzes nicht entgegen, und ich empfehle Ihnen namens der Kommissiondie Annahme der
Beschlußfassung II Ziffer 1 mit diesem Zusatz.

Auch die vom Provinzialausschuß vorgeschlagene BeschlußfassungII Nr. 2 schlägt die
Kommissionvor anzunehmen. Die von der Regierung ins Auge gefaßten Bestimmungen über
die Berechnung der Kanalabgaben und Schleppgebühren sind nach übereinstimmender An¬
sicht der Kommission dringendeiner Revision in der Richtung einer Herabsetzung der Lasteu bedürftig.
Die Kommission erachtet es nicht als im Interesse des Verkehrs liegend, wenn, z. B. bei dem
sogenanntenwestlichen Verkehr,beim Nhein-Herne-Kanal, die Kanalabgaben und Gebühren doppelt
so hoch bemessen weiden wie im übrigen Verkehr. Die Hauptmenge der Transporte aus dem
Ruhrrevier — die Kohlen- und Kokstransporte — bewegt sich in der Richtung von Herne nach
dem Rhein. Diese Hauptmenge — es sind etwa °/i« aller Transporte aus dem Ruhrrevier, die
hier in Frage kommen — würde in erster Linie von den doppelt hohen Gebühren betrossen werden,
nnd das widersprichtdoch ganz dem Zweck, zu dem eigentlichder Kanal erstellt ist. Der Kanal
ist zu dem Zwecke erbaut worden, die Eifenbahnenzu entlasten. Soll dieser Zweck erreicht werden,
dann muß man dafür sorgen, daß ein Anreiz vorhanden ist, die Massengüter, die die Bahn haupt¬
sächlich belasten, dem Kanal zuzuführen. Einen solchenAnreiz schafft man aber natürlich nicht,
wenn man auf der Hauptstrecke die doppelte Belastung vorsieht wie auf den übrigen Strecken.

Nun weiß ich wohl, daß darauf hingewiesen wird, daß die Kosten des Rhein-Herne-Kanals
besonders hoch gewesen sind und daß 7 Schleusen zu überwindensind. Aber meine Herren, dem
steht doch gegenüber,daß gerade auf dieser Strecke des Rhein-Weser-Kanals,auf der Strecke Rheine-
Herne, voraussichtlich Schiffe mit befonders hoher Belastung fahren werden, wie sie auf der übrigen
Kaualstrecke kaum verkehren dürften. Wenn aber dort Schiffe mit fo hoher Belastung verkehren,
dann verbilligensich ja auch die Selbstkosten und es erscheint nur angemessen, wenn man auf diesen
Punkt auch bei der Bemessungder Kanalgebührenund Abgaben Rücksicht nimmt.

Dann, meine Herren, ist Ihnen ja in den Unterlagen, die Ihnen vom Provinzial-
ausschuhunterbreitet sind, noch ein Hinweis gegeben worden, in welcher Beziehung eine Abänderung
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der vorgeschlagenen Kanalgebühren stattfinden muß. I. B. hat die Regierung ins Auge gefaßt,
bei Berechnung der Kanalabgaben die tatsächliche Entfernung auf 5 Km nach oben
abzurunden. Es ist weiter ins Auge gefaßt, daß bei Berechnung der Schleppgebühreu
stets mindestens 30 Km in Rechnung gezogen werden sollen. Derartige Bestimmungen müssen
natürlich dazu führen, daß unberechtigthohe Sätze herauskommen.

Was speziell die Bestimmung angeht, daß bei Berechnung der Schleppgebllhrenstets
mindestens 30 Km in Rechnung gezogen werde» sollen, so zeigt es sich schon, wie unangebrachtdiese
Bestimmung ist, wenn man ins Auge faßt, daß der ganze Rhein-Herne-Kanalnur 38 Km lang
ist; mit anderen Worten, es müßte jedes Schiff fast die ganze Kanallänge bezahlen. Eine solche
Bestimmung glaube ich, kann man nicht für gerecht und nicht als für die Benutzung des Kanals
förderlichansehen.

Auch die fernere Bestimmung, daß die Schleppgebühren einesteils nach dem
Gewicht der Ladung, anderuteils nach der Tragfähigkeit der Fahrzeuge berechnet
werden sollen, bedarf nach Ansicht der Kommissiondringend einer Revision, denn tatsächlich
bedeutet diese Maßnahme eine schwere Belastung gerade der Kohlen- uud Kokstransporte,die, wie
angedeutet,deu Hauptteil der Frachten ausmachenwerden. Es ist ja ganz ausgeschlossen, daß die
Kohlenschiffe stets Rückfrachtenfinden: sie werden in den meisten Fällen leer zurückfahren muffen,
und somit kann man auch von dieser Bestimmung nicht erwarten, daß fie dem Zweck entspricht, zu
dem sie getroffen sein soll, nämlich die Leerfahrtenmöglichst einzuschränken. Eine solche Einschränkung
kann eben nicht in Frage kommen, weil Rückfrachten in den meisten Fällen nicht vorhanden sein werden.

Meine Herren! Sie werden aus dem, was ich Ihnen vorgetragenhabe, entnehmen,daß
die Kommissionsich hinsichtlichder vom Provinzialausschuß vorgeschlagenen Beschlußfassungdem
Gedankengangdes Provinzialausschussesangepaßt hat und ihn auch ihrerseits vertritt.

Die Kommissionschlägt Ihnen nun vor, die Beschlußfassung des Provinzialausschussesin
der Form, wie ich sie Ihnen vorgetragen habe, anzunehmen.

Ferner schlägt sie vor, daß eine Ziffer 3 hinzugefügt werden möge, und zwar folgenden Inhalts:
„Provinziallandtag wolle beschließen:

— in der Drucksache ist ein kleiner redaktionellerFehler —: Es muß in der Ein«
leitung zu II, 3 heißen:

Provinziallandtag wolle beschließen — Diese Worte müssen eingefügtwerden: —
„Von der im § 9 des Wasserstraßengesetzesvom 1. April 1905 zugelassenen Voraus¬
belastung möge bis auf weiteres und so lauge die tatsächliche Entwickelung des Kanal-
verkehrsnicht übersehbarist, Abstand genommen werden."

Meine Herren! Bei diesem Vorschlagehat sich die Kommissionvon der Ansicht leiten
lassen, daß, wenn man von dieser Bestimmung in gerechter Weise Gebrauch machen will, man
zunächsteinen tatsächlichen Maßstab haben muß, auf Grund defsen man die Vorausbelastungvor¬
nehmenkann. Ein solcher tatsächlicher Maßstab wird aber erst gegeben fein, wenn über die wirk¬
liche Entwickelung des Verkehrs auf dem Kanal Erfahrungen vorliegen.

Ich glaube, ich braucheein weiteres zur Begründung des Vorschlages der Kommission hier
nicht auszuführen.

Damit wäre ich mit dem, was ich zu sagen habe, fertig. Ich hatte Ihnen nur noch über
eine Petition zu berichten — ich darf es vielleicht, mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten, gleich an
dieser Stelle tun, — Die Petition ist von den Partikulierschifferniu Duisburg eingegangen. In
dieser Petition heißt es:
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„Wir Partil'ulicrschifferhaben wiederholtgegen die Einführung des Schleppmonopolsauf
den« Rhein-Herne-KanalStellung genommen. Insbefuudere haben wir uuter dem 17. August 1910
bei dem Herrn Minister der öffentliche« Arbeiten die Aufhebungdes § 18 des Wasfcrstraßcngefetzes
beantragt. Abdruck der betreffendenEingabe fügen wir crgebcnstbei. Leider ist indes unseren
Vcmühuugeueiu Erfolg versagt geblieben. Das Abgeordnetenhausist sogar über den Regierungs-
entwurf hinausgegangen, indem es das Schleppmonopol für den durchgehendenVerkehr im
Duisburg-Ruhrorter Hafen zwischen Kanal und dem Rhein festgelegt hat. Dagegen
haben eine Anzahl Partikulierschifferuerbändedie ebenfalls anliegendePetition, welche die Gefahren
jener Maßnahme darlegt, an die Mitglieder der Schleppmonopol-Kommissiondes Herrenhauses
gerichtet.

Wir bitten den Provinziallandtag, bei der Wichtigkeit der Sache, namentlich für den Stand
der Partikulierschiffer,unsere Eingaben nicht unberücksichtigt zu lassen und sich gegen die Einführung
des Schleppmonopolsüberhaupt, zum mindesten aber gegen seine Anwendung im durchgehendenVer¬
kehr zwischen dem Rhein-Herne-Kanal und dem Rheinstrom anszusprechen."

Meine Herren! Ich möchte mir erlauben, meiner Ansicht dahin Ausdruck zu geben —
und auf diesem Standpunkt steht auch die Kommisfion— daß, wenn die Befchlußfaffungfu, wie
sie Ihnen vorgeschlagen ist, angenommenwird, wir diese Petition für erledigt erklären können. Ich
erlaube mir, auch diesen VorschlagIhnen namens der Kommission zu üuterbrciteu. (Beifall.)

Norsitzeuder Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung und bitte die Herren, sich zum
Worte zu melden.

Das Wort wird nicht verlangt; ich schließe die Verhandlung.
Ich darf wohl annehmen, daß Sie die Vorlage, wie sie aus der Kommissionhervor¬

gegangenist, angenommenhaben, und daß Sie ebenfalls auch die Petition, die der Herr Bericht¬
erstatter soeben zum Vortrug gebrachthat, als erledigt erklären.

Widersprucherfolgt nicht. Ich stelle das fest.
Wir kommen dann zn Nr. 3 der Tagesordnung:

Antrag der Kanalkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausjchusses zu der „Kundgebung der Bürgermeister des preußischen Mosel-
uud Saargebiets, betreffend die Notwendigkeit der baldigen Ausführung
der Mufcl- nnd Saarkanalisierung."

Berichterstatterist der Herr Abgeordnetevon Bruchhausen;ich erteile ihm das Wort.
BerichterstatterAbgeordneter von Bruchhausen: Meine Herren! Die Frage der Kanali-

sierung der Mosel und der Saar hat das hohe Haus schon iu frühereu Jahren mehrfach befchäftigt.
Es handelt sich um die Kaualisierung der Mosel von Coblenz bis Metz und der Saar von Conz
bis Brebach.

Der Provinziallandtag hat im Jahre 1890 durch einstimmigen Beschluß ausgesprochen,
daß die Ausführung des Projektes der Kanalisieruug der Mosel als eine der Land- und Forstwirt¬
schaft wie dem Weinbau an der Mosel und am Rhein nützliche,dem Handel diefer Gegenden in
hohem Maße fördersame,der Industrie derselben dringend benötigte Verkehrsverbcsscruug zu erachten
sei. Eine gleichfallseinstimmige Knndgebnngdes Provinziallandtages fand statt bei der Beratung
der großen wasserwirtschaftlichen Vorlage im Jahre 1901. Damals ist die Erbauung des Mosel¬
kanals — wenn ich von Moselkanal spreche, meine ich zugleich auch die Saar — in gleicher Weise
für dringend gebotenerachtet wurden wie der Ausbau der von der Königlichen Staatsregiernng in
der Gesetzesvorlage vorgesehenen Wasserstraßen.
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Meine Herren! Die Königliche Staatslegierung hat im Jahre 1902/03 ein Projekt der
Mosel- und Saarkanalisierung aufstellenlassen, das mit einem Kostenaufwand von 73 Millionen -
wenn ich nicht irre — für die Moselkanalisierungund von 28 Millionen Mark für die Saar¬
kanalisierungabschließt. Sowohl in technischer wie in finanziellerBeziehung sind Bedenkengegen
das Projekt nicht erhoben; die Rentabilität ist allerseits als erwiesen angesehen worden.

Meine Herren! Bei der Verabschiedungder großen wasserwirtschaftlichen Vorlage im
preußischen Landtag hat sowohl das Abgeordnetenhauswie auch das Herreuhaus eine Resolution
angenommen,die Königliche Staatsregieruug zu ersuchen, die Frage der Zweckmäßigkeitund Durch¬
führbarkeit einer Kanalisieruug der Mofel und der Saar mit möglichsterBefchleumgungenier
Prttfuug zu uuterzieheuuud gegebenenfalls dem Landtage einen Gesetzentwurf vorzulegen, m welchen,
nnter ausreicheuder Herauziehuug aller Iuteresseuteu, einschließlichElsaß-Lothrmgens und Luxem¬
burgs, die Mittel gefordert werden für die Kanalifierung der Mosel von der lothrmgifchen Grenze
bis Coblenz nud der Saar vou Brebach bis Conz, und zwar so frühzeitig, daß der Vetr.eb auf
deu drei Flußkanälen zu gleicher Zeit mit dem Kanal vom Rhein nach der Weser eröffnet werden
könne. Der Minister der öffentlichen Arbeiten hat am 3. Febrnar 1905 im Abgeordnetenhause
erklärt, daß die Königliche Staatsregierung dieser Resolutionwohlwolleud gegenüberstehe; die Staats¬
regierung könne allerdings eine Bürgschaft für die Innehaltnng des genanntenTern.ms mcht über¬
nehmen, da wesentliche Vorbedingnngen,wie der Abschluß der Vertrage unt Elsaß-Lothringen und
Luxemburg,nicht allem vou ihr abhingen; sie sei aber bereit, baldigst m eine Prüfung der Vorlage

"'^"^ Meine Herren' Die Frage mit Elsaß-Lothringenist erledigt. Elsaß-Lothringenist bereit,
sich anzuschließen,' es hat sogar erklärt, daß, wenn Prenßen den Moselkanal mcht ansbaue Elsaß-
Lothringen einen Kanal von Diedenhofennach Metz bane und an das französische KanalnetzAn-
schlich suchen werde. . .^,555

Ans der Stellung Luxemburgs sind neuerdings irgend welche Einwendungen mcht mehr erhoben
worden, dagegensind neue erhebliche Schwierigkeiten entstaudeu, die in der Entschließung des Staats¬
ministeriumsvou 1910 zum Ausdruck gekommen sind. Es ist behauptet morde,,, daß der Mo el°
nnd Saarkanal, der die beiden großen Industriezentren im Ruhrgebiet uud „„ Südweste«verbinde»
und den gewaltigenFrachtverkehrzwischen diesen beiden Industriezentren vermitteln soll - dem
Austauschvon Erz ans dem Rnhrrevier und umgekehrt von Koks ans dem Rnhrrev.er nach dem
Südwesten - eine solche Verschiebung der wirtschaftlichen Verhältmssezu Gunsten des Südwestens
herbeiführenwerde, daß das Ruhrgcbiet ernstlich gefährdetwerde. .

Diese Behauptung ist vom südwestlichenRevier mit der Entgegnungbestniten worden, daß
der Kanal für eine gedeihlicheweitere Fortentwicklungder dortigenIndustrie unbedingt notwendig se,.

Die KöniglicheStaatsregierung hat den Gegensatzdieser beiden Indnstnezentren zum
Anlaß genommen, zu erklären, daß zurzeit eine Kanalisieruugvon Mosel und Saar nicht zweck¬
mäßig und nicht durchführbarsei. ^ <..«-> <. z.

Iu der Eutschließungvou 1910 ist auch auf die Rückwirkungauf d,e Annahmen der
Staatseisenbahnverwaltunghiugewieseu wordeu. In der Folgezeit h°t der M.mster der öffentlichen
Arbeiten diefeu Puukt iudes nicht mehr so sehr betont, wohl aber sind d,e Bedenken bezüglich der
Verschiebung der wirtschaftlichen Verhältnisseaufrecht erhalten worden.

Neuerdings hat die Königliche Staatsregierung FrachtermäßMNgen für den Bezug von
Eisenerz und Hochofenkoks in Aussichtgestellt, um damit zugleicheinen Ausgleich zwischen deu
beiden Revieren zu bewirken.
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Meine Herren! So steht zurzeit die viel umstritteueFrage der Moselkaualisieruug.
Die Bürgermeister des preußischenMosel- und Saargebicts haben sich nun mit einer

Eingabe an den Proviuziallaudtag als an die Stelle gewandt, die in erster Linie zur Beurteilung
der wirtschaftlichen Verhältnisse der Rheinprovinz zuständig ist. Sie führen u. a. aus, daß die
Kanalisierung der Mosel von Metz bis Coblenz und der Saar von Conz bis Beblach von der
grüßten wirtschaftlichen Bedeutuug für das ganze Mosel- und Saargebiet sei. Es wird hervorge¬
hoben, daß das Kohlenbecken in Nieder-Nheinlauduud Westfalen, ebenso wie das Snarkohleurevier
und die reichen Erzlagerstätten in Lothringen Vorteil von der Wasserstraßenverbiudunghatten, daß
hierdurcheine Stärkung der Wettbewerbsfähigkeitder deutschen Eiseniudustiegegenüber dem Aus¬
lande eintrete, daß die Kanalisierung aber auch für die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung des
engeren Mosel- und Saargebiets von größtem Nutzen sei und daß sie daher von Handel und
Gewerbe als eine dringende Notwendigkeitverlangt und von der Landwirtschaft als durchaus
wünschenswert erhofft werde.

Es wird in der Eingabe daranf hingewiesen, welche reichen Mengen von Bodenerzcugnissen,
die eine hohe Fracht nicht vertragen, ans den Wasserweg augewiesensind; neue Industriezweige
würden sich im Muselgebiete entwickeln. Insbesondere wird auch auf den Schiffbau hingewiesen,
der in früheren Jahrzehnten sehr rege geweseu, aber gauz zurückgegangen ist, seitdem die Mosel^
schiffahrt so zurückgegangen ist. Der Muselwasserstaudist so verschieden, daß die Schiffahrt nnter
den jetzigen Verhältnissenin der Tat nicht prosperierenkann.

Weiter wird darauf hingewiesen,daß durch die Muselkanalisieruugden Bewohnern der
wirtschaftlichrückständigenEifel- uud Hochwaldgegeud,die, sich auf der eigenen Scholle kaum
ernähren tunneu, iu der Nähe der Heimat Gelegeuheitzur Arbeit gegeben würde; das bedeute eine
erwünschteSeßhaftmachung von Arbeiterfamilien ans dein Lande. Es wird der Ueberzeugung
Ausdruckgegeben, daß die Mosel- und Saarkanalisiernng wie keine andere wirtschaftliche Maßnahme
das ganze heimische Erwerbslebenfördern, dem Verkehr neue Bahne» eröffnen,den Volkswohlstand
und die Stenerkraft des ganzen Landesteiles heben und sich somit als ein bedeutsamesvolkswirt¬
schaftliches Unternehmeuerweisenwerde. Der Ausgleich, den die Eisenbalmverwaltungvorgesehen
habe, komme nnr der Industrie zugute, während die Moselkanalisieruug als eine selbständige
wirtschaftliche Forderung der Mosellaude anzusehensei. Die Eingabe stellt die dringendeBitte,
für die baldige Ausführung der Kanalisierung der Mosel und der Saar mit allem Nachdruck
eintreten zu wolleu. Sie trägt insgesamt sechzig Unterschriften.

Eine weitere Eingabe ist von der Handwerkskammerzu Saarbrücken eingegangen, die auf
dem Standpunkt steht, daß den Hauptvorteil von der Kaualisierung der beiden Wasserstraßenan
sich zwar die Großindustriehaben werde, daß mau aber erwarte, daß aus der sich durch die Kanali-
sieruug ergebenden Förderung des gesamten Wirtschaftslebensalle Stände, also auch der Handwerker¬
stand in seinen einzelnen Berufszweigenunmittelbar wie auch mittelbar Vorteile haben werde.

Weiter hat die Handelskammerin Coblenz auf die schweren Stockungen hingewiesen,die
im letzten Herbst im Eisenbahnverkehr aufgetreten sind, und hat betont, daß jene Stockungenlängst
nicht in dem Maße möglich gewesenwären, wie es tätsächlich der Fall war, wenn neben den
Schienenwegenzwischen dem niederrheinisch-westfälischenIndustriebezirk einerseits und dem Saar¬
bezirk andererseits eine leistungsfähigeWasserstraßevorhanden gewesen wäre.

Schließlich hat auch die Handelskammer Trier eine ausführliche Begründung für die
Mosel- und Saarkanalisiernng unter Hinweis auf die allgemeine wirtschaftliche Lage im Mosel- und
Saargebiet gegeben, die im Bezirk der Handelskammerkeineswegs günstig sei.
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Meine Herren! Der Provinzialausschuß hat zu den Eingaben Stellung genommenund
hat bei der von mir vorgetragenenStellungnahme der Königlichen Staatsregierung unter Hervor«
Hebung der Bedenken, die sich aus den Gegensätzenvon Ruhrrevier und südwestlichem Revier
ergeben, vorgeschlagen,Provinziallandtag wolle zurzeit von einer Beschlußfassung absehen und ab¬
warten, welche Wirkung die von der Königlichen Stantsregierung in Aussicht genommenen Maß¬
regeln haben werden.

Meine Herren! In der von Ihnen gewählten Sunderkommissionhat eine eingehende
Anssprachestattgefunden. Es sind gegen den Vorschlag des Proviuzialausschusses,znmal mit Rück¬
sicht auf die Begründung, von verschiedenen Seiten Bedenken erhoben worden, da hierbei die
Moselkanalisierungfast ausschließlichvon dem Standpunkte der Schwerindustriebeurteilt wird,
während sie, wie das bei früheren Beschlüssen des Provinziallandtages wiederholtfestgestellt worden
ist, als eine Frage von größter Bedeutung für die wirtschaftliche Hebung der gesamten Mosellande
angesehenweiden muß. Es kommt in Betracht, daß die von der Stantsregierung in Aussicht
genommenenFrachtermäßigungendem zwischenliegendenLande in keiner Weise zugute kummeu, da
sie nur Eisenerzeund Hochofeukoksbetreffen. Es wurde auch darauf hingewiefen,daß, wenn man
zur Hebung der wirtschaftlichen Verhältnisse in anderen Landcsteilen Wasserstraßenbaut, füglich
diese auch dem Mosellande nicht vorenthalten könne und dürfe. Außerdem sei aber der Nachweis
nicht erbracht, daß durch die Kanalisierung der Mosel in der Tat eine solche wirtschaftliche Ver¬
schiebung eintreten werde, daß die Industrie am Niederrheinernstlich gefährdetwerde.

Es ist keine Frage, daß die Schaffung jeder neuen VerkehrsaderVerschiebungen hervor¬
bringen muß. Deshalb allein aber von der Ausführung eines so bedeutsamen Werkes abzusehen,
könne nicht als richtig anerkannt werden. Treten wirklicherhebliche Schädigungeneines Bezirks
ein, so möge ein Ausgleich geschaffen werden, wie das bei anderen Gesetzen auch geschehenbezw.
vorgesehen ist. Dieser Ausgleichköuue aber ebensowohl, wie er jetzt auf eisenbahntarifarifchem Wege
vorgesehen ist, auf dem Wege der Differenzierungder Kanalabgaben erfolgen. Außerdem wurden
Bedenkengeäußert, ob die Eisenbahnin der Lage sein würde, den gewaltigenFrachtverkehr weiter¬
hin allein zu bewältigen. Es wurde auf die schweren Verkehrsstockungenim Herbste vorigen Jahres
hingewiesen. Zweifellos könne es auch nicht als wirtschaftlich angesehen werden, wenn die schweren
Massengüter andauernd über die Gifel geschleppt werden, während eine von der Natur gegebene
Wasserstraßevorhanden ist, die bcqnem den ganzen Verkehraufnehmenkann. Von anderer Seite
wurde ausgeführt, daß in der Tat eine solche Schädigung des Niederrheins eintreten würde, die das
Fortbestehen und die gesuude Weiterentwickeluug der nicderrheinischen Industrie erustlichgefährde.
Von dritter Seite wnrde betont, daß man bei dem Meinungswiderstrcitzurzeit die Sachlage nicht
zu überschauen vermöge,daß man die Folgen der Moselkanalisierungnicht genügend übersehen könne.
Es erscheine erwünscht,die gesamte wirtschaftliche Lage der beiden Bezirke zu uutcrsuchenund
gegeneinander abzuwägen.

Nach eingehenden Erörterungen fand in der Kommission allgemeine Zustimmungein Vor¬
schlag, der dahin ging, zunächst von einer materiellenBeschlußfassung über die Petition noch abzu¬
sehen und weitere Klarstellung der voranssichtlichen Folgen der Moselkanalisierungzu erstreben, ins¬
besondere durch das Material, das die Königliche Staatsregierung zu der bekannten Entschließung
gefühlt hat. Der nächste Provinziallandtag sei dann in der Lage, einen durchaus sachlichen
Beschluß zu fassen.

Auch die Befürworter der Petition haben sich dem Antrage angeschlossen, zumal bei dem
neuerlichwiederholt eingenommenennblehueuden Standpunkte der Königliche« Stantsregierung auf
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eine alsbaldige Aenderungihrer Haltung wohl nicht zn rechnen sei und ein die Moselkanalisierung
wiederholt fordernder Beschluß des Prouinziallandtages, zurzeit wenigstens, daran nicht viel zu
ändern vermöge.

Ich habe dem hohen Hause einen einstimmigenAntrag der Kommission für Kanal»
angelegeuheiten zu unterbreiten, der Ihnen folgendeBeschlußfassung vorschlägt:

„Der Provinziallandtag sieht zurzeit von der Beschlußfassung über die Frage der
Kllnalisierungder Mosel und Saar ab und bittet die Königliche Staatsregieruug um
Klarstellung der Folgen dieser Kanalisieruug insbesonderehinsichtlich der Wirkung auf
die wirtschaftlichen Verhältnisseder Nheinprovinz."

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung.
Eine Wortmeldung erfolgt, wie ich sehe, nicht. Ich schließe die Verhandlung.
Ich darf daher annehmen, daß Sie dem Vorschlageder Sonderkommission,der in der

Drucksache 32 enthalten ist, zugestimmthaben.
Punkt 4 der Tagesordnung lautet:

Autrag der 11. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Pruvinzial-
Taubstummenanstalten zu Aachen, Brühl, Cüln, Elberfeld, Essen, Huttrop,
Kempen, Neuwied und Trier, sowie über die Verwendung der Wilhelm-
Augusta-Stiftuug, des Unterstützungsfouds der frühereu Vereins-Taub-
stummenanstlllt zu Cöln und des Unterstütznngsfonds für entlassene Taub¬
stumme für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteNeizert, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterNeizert: Meine Herren! Im Anschlußan das Gesetz vom

7. August 1911, betreffend die Beschulungblinder und taubstummer Kinder, hat der 52. Provinzial¬
landtag ein Reglement erlassen, nach welchem für jeden Zögling ein gleichmäßiger Pflegesatzvon
460 Mark bezahlt weiden soll mit der Maßgabe, daß hiervon nicht nnr die Kosten für die eigent¬
liche Verpflegung, sondern auch für die Bekleidung, Ferienreisen, Schulbücherusw. gedeckt werdeil,
Infolgedefseumußte in den Hanshaltsplan für 1913 auf Seite 120 der Haushaltspläne im Aus-
gabetitel III eine neue Positiou Nr. 2 von 73 600 Mark für die neun Anstalten eingesetztwerden.
Ebenso waren die Ausgaben für Kranken- und Aerztekosten von 2680 Mark auf 7500 Mark zu
erhöhen. Die übrigen Mehlausgaben ergeben sich von selbst aus dem gesteigerten Verkehr, und zwar
zn Titel I, Gehälter, durch de» festgestellten Vesuldungsplau,sowie durch die Errichtung dreier neuer
Lehrerstelle!!,zu Titel II, durch die Erhöhung der Vureauunkusteuentschädigung und durch den
stärkerenBesuch der Seminarien in Brühl und Neuwied, zu Titel III durch die Vermehrung der
Zöglinge. Die gesamten Mehransgaben betragen 117 650 Mark, denen Mehreinnahmen von rund
94 000 Mark gegenüber stehen, so daß ein Mehrzuschnßvon 23 400 Mark aus Provinzialmitteln
zu decken bleibt.

Die Wilhetm-Augusta-Stiftungauf Seite 196 der Haushaltspläne gibt einen Zufchußvon
42 800 Mark für Aachen und 7200 Mark für Essen. Im übrigen sind die Ausgaben und Ein«
nahmen dieselben geblieben.

Namens der II. Fachkommission habe ich die Ehre, die unveränderte Annahme zu be¬
antragen.

Vorsitzender Spiritus: Sie haben den Vorschlag des Herrn Berichterstattersgehört. Ich
frage, ob dazu das Wort gewünscht wird? — Das ist nicht der Fall.

Der Antrag ist also angenommen.
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Wir gehen zu Nr. 5 der Tagesordnung über:
Antrag der II. Fachkommission znm Bericht und Antrag des Prouinzial-
ausfchnffes, betreffend Erweiterung der Proviuzial-Taubstummenanstalt
in Essen.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterNeizert, der das Wort hat.
Berichterstatter AbgeordneterNeizert: Meine Herren! Der Bericht und Antrag des

Provinzialansschusses,betreffend die Erweiterung der Provinzial-Taubstummcnanstaltin Essen ist
Ihnen unter Nr. 13 der Drucksachen zugegangen. Die Prouinzialverwaltung hat die Fürsorge für
die Taubstummenin Essen im Jahre 1885 übernommenund hat in den Jahren 1888 bis 1890
die jetzt bestehende Anstalt erbaut, welche für 6 Klassenund etwa 50 bis 60 Zöglinge eingerichtet
war. Die Verlängerung des Lehrgangs auf 8 Jahre und die Vermehrungder Zöglingehat wieder¬
holt eine Vermehrung der Klasfenränmeerforderlich gemacht, die durch Ausbau der Seiteuflügelund
Einziehung der Lehrcrimienwohnungenermöglichtwurde. Die Schülerzahl hat sich jetzt, trotzdem
die Schwachbefahigtender Anstalt Huttrop überwiesensind, auf 106 gehoben, für welche nur
9 Klassenzur Verfügung stehen. Es fehlt außerdemein Raum für den jetzt obligatorifchen Hand¬
fertigkeitsunterrichtfür die Knaben. Außerdem find die Turnhalle, die Aburtgebäude und die
Vrausebadeeinrichtungungenügend. Es ist auch nicht möglich, die Kinder anderen Anstalten zu
überweisen, weil nach dem Gesetz vom 7. August 1911 den Kommunaloerbäudenerhebliche Unkosten
dadurch entstehenwürden; es würde wenigstens für Effen und die umliegenden Städte sehr wenig
vorteilhaft sein. Die II. Fachkommission war daher von der Notwendigkeitder Erweiterung
überzeugt.

Diese Erweiterung ist nun nach der Drucksciche so gedacht, daß ein Anban angefügt wird,
der im SockelgefchoßBaderaum und Auskleideraum,im ersten und zweiten Obergeschoß je 2 Klassen¬
zimmer und im Dachgeschoß einen größeren Ranm für den Handfertigkeitsunterrichtenthält; außer¬
dem sind die Turnhalle und die Abortanlageu zu vergrößern. Die Kosten sind auf 53 000 Mark
berechnet, zu denen 2000 Mark für innere Einrichtungentreten. Sie würden aus der Proviuzial-
abgnbe, von ^2°/° aus 1914, zu decken sein, da von dieser Abgabe von 502 500 Mark nnr mehr
412 000 Mark für Bedbnrg erforderlich sind. Der Vorschlagdes Provinzialansschusseshat von
einer Seite lebhaften Widerspruchgefunden; es wurde hervorgehoben,daß die Erweiterung nicht
ausreichendsei, daß die Anstalt inmitten des lebhaften Verkehrs in der Nähe der Bahn ungünstig
liege und daß ihr durch das daneben liegende Kohlenkontor Licht und Luft entzogen werde. Das
Grundstücksei auch nicht für eine weitere Ausdehnung geeignet. Infolgedessenhätte die Stadt
Essen ein neues, gutliegendesGrundstückangebotenund sich außerdembereit erklärt, die bisherige
Anstalt für den Preis von etwas über 170 000 Mark zu übernehmen. Die Provinzialuerwaltung
sei daher in der Lage, für etwa 100 000 Mark einen vollständig einwandfreien Neubau zu errichten,
während jetzt 53 000 Mark für eine unvollkommene Erweiterung ausgegeben würden.

Meine Herren! So verlockendein Neubau bei so geringen Aufwendungen auch ist, so hat
sich doch die I. Fachkommission davon überzeugenmüssen, daß die Verhältnisse nicht so günstig
liegen. Vor allen Dingen hat eine Verlegung der Anstalt den Nachteil, daß für Unterkunft der
taubstummenKinder wieder neue geeignete Familien gefucht werden muffen, was große Schwierig¬
keiten hat. Auch die Lehrer sind zum Umzug genötigt. Das Grundstück der Anstalt ist zwar nicht
sehr günstig, aber vollständig ausreichend,denn es enthält 52 Ar gegenüber 32 Ar. die von der
Stadt Esscu angebotensind. Was die Hauptsache, den Kostenpunkt angeht, so wurde darauf hin¬
gewiesen,daß schon der Bau der Taubstummenanstalt in Nenwied im Jahre 1905 annähernd
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300 000 Mark erforderte, so daß bei den höheren Baukosten in Essen und bei den gesteigerten
Preisen für alle Bedürfnissemit Sicherheit auf 350000 Mark zu rechnen sei. Dadurch werde eine
Anleihe von etwa 200 000 Mark, und zwar bei dem jetzigen hohen Zinssatz erforderlich.

So verlockend also, wie gesagt, ein Neubau ist, so dürfte er doch nur befürwortet werden
können, wenn durchschlagende Gründe vorlägen, die noch brauchbarebisherige Anstalt zu verlassen.
Wir würden sonst die Grundsätzeder Sparsamkeit außer acht lassen, welche sich das hohe Haus für
den Bau vou Provinzialanstalten zur Richtschnurgesetzt hat und welche besondersim vergangenen
Jahre bei der Beratung des Baues der neuen Anstalt in Enskircheneinen fo bestimmten Ausdruck
gefundenhaben.

Der Antrag des Provinzialausfchusseslautet:
„Der Provinzillllandtag wolle die Erweiterung der Provinzial-Taubstummenanstaltin
Essen nach den vorgelegten Plänen beschließen und genehmigen, daß die Kosten im
Betrage von 55 000 Mark bis zur Verrechnung auf die zur Verminderungdes Anleihe¬
bedarfs für regelmäßig wiederkehrende Hochbautenzur Erhebung gelangende Provinzial-
abgabe von ^ °/„ des als Maßstab für die Prouinzialabgaben dienenden Staatssteuer¬
solls vorschußweise bei der Landesbankaufgenommenwerden.

Namens der II. Fachkommissionhabe ich die Ehre, die unveränderte Annahme dieses
Antrages zu erbitten.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung.
Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die Verhandlung. Ich stelle fest, daß Sie

den Antrag, wie er in der Drucksache 13 in Ihren Händen ist, angenommenhaben.
Punkt 6 der Tagesordnung:

Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Blindenanstalten zu Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste
Viktoria-Haus), sowie über den Unterstützungsfonds für Blinde für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Haarmann, dem ich das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Haarmann: Meine Herren! In dem Haushaltsvor¬

anschlag für die Piovinzilll-Bliuoenanstaltenin Düren und Neuwied kommt zum ersten Male das
im vorigen Jahre vom Provinziallandtage genehmigteReglement, das zur Ausführung des Gesetzes
betreffenddie Beschulungblinder und taubstummerKinder erlassen ist, zur vollen Geltung. Infolge¬
dessen ist jetzt an den Einnahmen bei der Dürener Anstalt ein Mehrbetrag von rund 18 000 Mark
vorgesehen, um den das Pflegegeld von 42 000 Mark auf 60 000 Mark erhöht ist. Das früher
gezahlte Pflegegeld der Zöglinge für Kleider- und Waschekosten ist dagegen ganz in Wegfall
gekommen. Es ist dadurch ein Einnahmeverlust von 14 500 Mark entstanden. Das ist die
wesentliche Aenderung.

Ich möchte nur noch außerdem erwähnen, daß auf Grund der herrschenden Teuerung für
Beköstigung,einfchließlich Reinigung und Krankenpflege, 3500 Mark Mehrausgaben angesetzt sind.
Ferner für Krankenhanspflege,ärztlicheBehandlung und Kosten der Ferienleisen — das ist auch
eine Folge des Reglements — 6000 Mark Mehrausgabe. Im ganzen schließtder Haushaltsvor¬
anschlag für die Anstalt in Düren mit 197 925 Mark. Gegenüber 179100 Mark im Vorjahre
enthält die Einnahme also eine Erhöhung um 18 825 Mark.

Aus diesem Haushaltsplan ist ferner noch erwähnenswert,was auch bei der Provinzialanstalt
in Neuwied zu berücksichtigenist, daß im Jahre 1913 ein Blindenlehrer-Kongreßstattfindenwird und
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zwar der 25, Es sind in die Haushaltplänebeider Anstalten je 2500 Mark zur Bestreitungder Kosten
dieses Kongresses eingestellt, mit Rücksicht darauf, daß auch vor 25 Jahren, als zum ersten Male
die Tagung des Kongresses hier in Düsseldorf stattfand, ebenfalls die Provinz die Kosten über¬
nommenhat und daß auch seitdem stets die Provinzialverbändefür die Deckung der Kosten ein¬
getreten sind. Das 25 jährige Fest findet wiederumhier in Düsseldorf statt.

Ebenso wie bei der Dürcner Anstalt sehen wir, daß auch bei der Neuwieder Austalt
im Haushaltsplan eine erhebliche Mehreinnahmean Pflegegeld angesetzt ist, nämlich 8000 Mark;
das hängt auch mit dem soeben erwähnten Reglement zusammen. Ferner ist an Kleider- und
Wäschekustenbeiträgen eine Mindereinnahmevon 6300 Mark angesetzt.

In der Ausgabe erscheinen auch hier einige Beträge, die auf die Teuerung zurückzuführen
sind, vor allem für Krankenhauspflege eine Erhöhung nm 4000 Mark. Dann ist der Blindenlehrer-
Kongreß ailch hier mit 2500 Mark berücksichtigt.

Der Provinzialznschußfür die Blindenanstalt in Düren ist um 14825 Mark und für die
Anstalt in Neuwiedum 5945 Mark erhöht worden.

Als dritter Punkt des Haushaltsplanes für das Bliudenwcsen kommt der Unterstützungs¬
fonds für Blinde in Betracht. Dieser schließt in Einnahme und Ausgabe mit 17 046,50 Mark
ab. Die Einnahmen konnten erfreulicherweise um einen erheblichen Zinsbetrag erhöht werden, der
aus der Erbschaft Franckenherrührt, die dem Unterstützungfondsim Betrage von 110 500 Mark
im letzten Jahre zugewachsen ist. Demgemäßkonnte auch in der Ausgabe aus dem Unterstützungs¬
fonds für Blinde ein Betrag von 3655 Mark mehr angesetzt werden,außerdemkonnte der Zuschuß
an den Blinden-Fürsorgeverein,der bekanntlich in Düren ein Vlindenasylunterhält, von 3000 auf
3500 Mark erhöht werden. Diese Erhöhung wird damit begründet,daß der Blinden-Fürsorgeverein
erheblich zu kämpfen hat, um die Mittel für das in Düren errichtete Asyl aufzubringen,das aber
auch den Interessen der Provinz zustatten kommt.

Die II. Fachkommission bittet, den Haushaltsplan für diese drei verschiedenenGebiete des
Blinden-Fürsorgewesensunverändert zu genehmigen.

Vorsitzender Spiritus: Ich frage ob das Wort gewünscht wird.
Herr AbgeordneterThoenissen hat das Wort.
AbgeorducterThoennissen: Meine Herren! Bei der Etatsberatuug ist es wohl gestattet,

einem besonderen WunscheAusdruck zu geben. In Handelstreisen wird darüber Klage geführt,
daß die Submission für die Provinzialanstalten auf ein ganzes Jahr stattfinden. Da möchte ich
dem WunscheAusdruck geben, daß die Submissionen für bestimmte Landesproduktehalbjährig
stattfinden. Im Laufe eines ganzen Jahres unterliegen gewisse Landesprodukteganz gewaltigen
Preisschwankungen.Es ist den Submittenteu daher nicht möglich, feste Prcissätze in ihren Angeboten
zu nennen. Eine große Anzahl von Kaufleutenhat dadurchgroße Verluste erlitten und viele erste
Firmen sind von den Submissionenzurückgetreten.Sie nehmen nicht mehr Teil an den Submis¬
sionen, was wohl auch für die Provinzialverwaltungnicht zum Vorteil ist.

Meine Herren! Schon im Jahre 1906 hat die Cölncr Handelskammeran den Herrn Landes,
hauptman die Bitte gerichtet, er möge anstelle der jährlichenSubmissionenwieder halbjährlichefür
bestimmte Landesprodukteeinführen. Erfreulicherweise hat der Herr Landeshauptmanndieser Bitte
entsprochen,und die Submissionenhaben 2 Jahre lang wieder halbjährlich stattgefunden. Leider
ist jetzt nach einigen Jahren wieder der alte Modus eingeführtworden. Es finden wieder jährliche
Submissionen statt. So viel ich unterrichtet bin, ist auch bei der Königlichen Regierung für die
Arresthäuser die halbjährlicheSubmissionsfristeingeführt worden. Ich sollte nun meinen, wenn
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das bei der Königlichen Regierung möglich ist, müßte es auch bei der Provinzialvcrwaltung möglich
sein. Ich richte daher an den Herren Landeshauptmann die Bitte, die Angelegenheiteingehend im
Schoße der Verwaltung prüfen zu wollen und, damit die Kaufmannschaft sich endgültig beruhigt
und auch zum Vorteil der Provinzialverwaltuug, wieder halbjährliche Submissionstattfindenzu lassen.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Wir hatten bereits einmal die

Submissionenhalbjährlich, haben es dann aber wieder auf Wunsch der Lieferanten geändert. Diese
kamen und sagten: „Wir können die Sachen auf ein halbes Jahr nicht machen." Jetzt haben wir
noch eine Milderung getroffenund haben den 1. November genommen, damit nach der Ernte die
Verhältnisse zunächstübersehenweiden können. Aber wenn es gewünscht wird, haben wir kein
Bedenken,auch hier wieder halbjährlicheTermine anzunehmen,

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteThoennissen.
AbgeordneterThoennissen: Meine Herren! Ich freue mich, daß der Herr Landeshaupt¬

mann die Zusichemnggegeben hat, daß bei der Verwaltung keine Bedenken vorliegen, wieder halb¬
jährliche Submissionen stattfinden zu lassen. Gewissen Haudelstreisen, die diese Artikel führen,
würden Sie einen großen Gefallen tun, denn gerade aus diesen Kreisen habe ich den Auftrag
erhalte», diesen Wunsch hier vorzubringen. Ich würde mich also sehr freuen, besondersaber auch
jene Herren würden sich freuen, wenn die Verwaltung wieder halbjährigeSubmissionen einführen würde.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht.
Ich frage ob der Herr Berichterstatter das Wort wünscht. — Der Herr Berichterstatter

wünscht das Wort nicht.
Ich schließe die Verhandlung und erkläre hiernach den Haushaltsplan für angenommen.
Wir kommen zu Punkt 7:

Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend einige Umbauten in der Provinzial-Blindenanstalt
zu Düren.

Berichterstatter ist derselbe Herr. Ich gebe ihm das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Haarmann: Meine Herren! Wie Ihnen aus dem

Bericht nnd Autrage des Provinzialausschusses,betreffend einige Umbauten an der Provinzial-
Blindenanstalt in Düren, Drucksache Nr. 24, bekannt geworden ist, besteht in der Blindenanstalt
in Düren schon seit Jahren ein Mangel an genügendenRäumen zur Aufbewahrungder für den
Arbeitsbetrieb erforderlichen Rohmaterialien, besondersder Korbweiden, die jetzt nur notdürftig in
einem offenen Raume neben dem Kohlenschuppenuntergebracht sind. Es fehlt ferner an einem
geeignetenLagerraum, in dem die fertigen Waren aufgestapelt werden müssen. Der vorhandene
Rllnm ist viel zu eng. Gleichzeitighat sich aber auch das Bedürfnis herausgestellt, die bisher
betriebeneSeilerei für die Schüler der Blindenanstalt fallen zu lassen, weil die Seilerei nicht mehr
die Konkurrenzmit den Fabriken verträgt, und statt dessen mehr auf Korbwarenfabrikationüberzu¬
gehen, sodaß die bisherige Kleinseilerei mit der Seilerbahn in Wegfall kommen kann.

Es besteht nun die Absicht, das vorhandene alte Pförtnerhauschen niederzulegen und an
seiner Stelle ein neues kleines Hans zu errichten, das dem vorhandenenRaumbedürfnis abhelfen
soll. In dem Erdgeschoß sind vorgesehen ein Pförtnerzimmer, Buchbinderei,Verkaufsräume mit
Schaufensterund daneben eine Wiederherstellungder früheren Kegelbahn. Die Blinden sollen, wie
in der Vorlage erwähnt ist, eine besondere Freude am Kegelnhaben. Gs wird ferner auch einem
Wunsche der Stadtverwaltung Düren Rechnunggetragen, die alte Anßenmauer bei dieser Gelegen¬
heit besser auszufugen.
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Iu dem ersten Stockwerksind vorgeseheneine Verläuferwohnung,Maschinen für die
Druckereiund eine kleine Blinden-Bibliuthek,ferner im Dachgeschoß die Hauptlagerräume.

Die Gesamttusten der Pläne, die der II. Fachkonimission vorgelegt wurden, sind auf
35 000 Mark ermittelt.

Der Provinzialmisschußhat daher den Antrag gestellt:
„Der Provinziallandtag wolle die Umbautenan der Prouinzial-Bliudenanstaltin Düren
nach den vorgelegten Plänen beschließenund genehmigen, daß die Vaukosten im Betrage
von 35 000 Mark vorläufig vorschußweisebei der Landesbankaufgenommenund ini
Rechnungsjahr 1914 aus der Provinzialabgnbe von ^ "/» zur Verminderung des
Anleihebedarfsfür regelmäßigwiederkehrendeHochbauten gedeckt werden.

In der gedrucktenVorlage ist ausgeführt, inwieferndiese 35 000 Mark im nächsten Jahre
übrig bleiben.

Die II. Fachkommission beantragt die unveränderteAnnahme auch dieses Antrages.
Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich

stelle den Gegenstandzur Verhandlung.
Es meldet sich niemand zum Wort. Ich konstatiere die Annahme des Antrages.
Wir kommen zum folgendenGegenstande:

Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen über das Heb-
nmmcnwesen einschließlich der Hebammenlehranstalten zu Cöln und Elber-
feld für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

Referent ist Herr Abgeordneter Dr. Haarmann. Ich bitte den Herrn Referenten,das Referat
zu erstatten.

Berichterstatter, Abgeordneter Dr. Haarmann: Meine Herren! Der Haushaltsvoran¬
schlag für das Hebammenwesen im engeren Sinne ist sehr kurz und gegen das Vorjahr gänzlich
unverändert. In der Ausgabe handelt es sich lediglich um etwa 3000 Mark zu Unterstützungen für
Hebammen und um einen Beitrag an den Verein für Säuglingsfürsorge im Regierungsbezirk
Düsseldorfim Netrage von 0000 Mark.

Erheblichersind die Aufwendungendes Provinzialverbandes für die beiden Hebammen-
lehilln stalten in Eoln und in Elberfeld.

Der Cölner Haushaltsplan schließt ab mit 268 400 Mark, gegen das Vorjahr mehr
15 800 Mark. Unter den Einnahmen ist eine Mehreinnahme besonderserwähnenswert: nämlich
9500 Mark an Pflegekostenbeiträgen, die daher kommt, daß der Pflegesatz für die Wöchnerinnen
II. Klasse von 5 auf 6 Mark erhöht worden ist. Ferner ist der Prooinzialzuschußum 6300 Mark
erhöht worden. Im Vorjahre hat er für die Cölner Anstalt insgesammt140 550 Mark betragen.
Er soll im Jahre 1913 146 850 Mark betragen.

An Ausgaben-Steigerungensind vor allem erwähnenswert4000 Mark, die zur Ergänzung
des Wäschebestandes angesetzt sind, davon 3000 Mark einmalig. Außerdemist der Etatsansatz für
Heizung und Beleuchtung von 33 000 auf 35 000 Mark, also um 2000 Mark erhöht worden,
und ferner sind an Mehrkostenfür Arzneien, ärztliche Instrumente, Desinfektionsmittelund der¬
gleichen 2000 Mark mehr vorgesehen; diese Position ist von 19 000 auf 21000 Mark erhöht worden.

Im übrigen ist aber auch bei diefer Anstalt keine wesentlicheAenderungeingetreten.
In gleicher Weise sind einige Erhühuugeu in Einnahme und Ausgabe bei der Elberfelder

Anstalt zu verzeichnen. Hier schließt der Gesamt-Haushaltsvlan mit 157 500 Mark ab, gegen das
Vorjahr 11 600 Mark höher.

9»
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Die Einnahmen sind hier ebenfalls bezüglichder Pflegekostenbeiträgeder Wöchnerinnen
um 4610 Mark erhöht und der Provinzialzuschußum 4940 Mark; er betragt jetzt 84 950 Mark.

An Mehrausgaben siud vor allem vorgesehen:für Beköstigung 6600 Mark, für Heizung
1600 Mark, für Arzneien, ärztliche Instrumente, Desinfektionsmittel und Aehnliches800 Mark,

Es hat sich nun nach der Drucklegungdes Haushaltsvoranschlages ergeben, daß für die
Anstalt in Elberfeld noch eine 4. Anstaltshebammeangestellt werden muß. Die II. Fachkommission
empfiehlt daher, den Haushaltsvoranschlag für das Hebammenwesenund die beiden Provinzial-
anstalten unverändert anzunehmen,mit der Maßgabe, daß in der Hebammenlehranstaltzu Elberfeld
eine 4. Anstaltshebammeangestelltwird uud die Kosten über den Haushaltsplan verrechnet werden.

StellvertretenderVorsitzender Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich stelle
den Gegenstandznr Verhandlung.

Es meldet sich niemand zum Wort. Ich konstatiere die Annahme des Antrages.
Wir kommen zum folgendenPunkt der Tagesordnung:

Antrag der IV. Fachkommisfion zum Haushaltsplan für die Verwaltung
der landwirtschaftlichen Angelegenheiten nebst
Anlage H,, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule zu
Trier,
Anlage L, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule zu
Kreuznach,
Anlage <ü, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule zu
Ahrweiler,
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteHeising. Ich bitte ihn, das Wort zu nehmen.
BerichterstatterAbgeordneterHeising: Meine Herren! Der Voranschlag für die land¬

wirtschaftlichenAngelegenheiten,der sich auf Seite 690 ff. des Haupt-Haushaltsplanes befindet,
schließt in Einnahme und Ausgabe mit 1444 051 Mark ab.

Was zunächst die Einnahmen anbelangt, so sind, abgesehen von kleinen Zinsschwankungen,
besondere Veränderungen nicht zu erwähnen mit Ausnahme vou Titel I Nr. 8 „Zuschüsse aus
sonstigen Provinzialmitteln für die sonstigen in dem Haushaltspläne aufgeführtenlandwirtschaftlichen
Zwecke", wo eine Erhöhung der Zuschüssevon 466 000 Mark auf 513 000 Mark — also um
46 768 Mark — stattgefunden hat, so daß die Gesamtzuschüsse der Prouinzialverwaltung für die
Zwecke der landwirtschaftlichenAngelegenheiten sich nunmehr auf 998 237,38 Mark belaufen.

Was die Ausgabe anbelangt, fo ist zunächst bei Titel I Nr. 1 „Zuschüsse für die land-
wirtfchaftlicheu Winterschulen"zu bemerken, daß hier für die demnächst zu gründende46. landwirt¬
schaftliche Winterschule,und zwar für die neu zu gründendeWinterschuleim Kreise Schleiden ein
Betrag von 2500 Mark vorgesehen ist.

Die Nummern 2, 3 und 4 sowie 5«. dieses Titels haben eine Veränderungnicht erfahren.
Unter Nummer 5d dieses Titels ist zum erstenmale ein Betrag von 2000 Mark im

den Haushaltsplan eingestellt worden. Es handelt sich hier um einen Zuschuß zu den Kosten des
Bauamts des RheinischenBauernvereins, das seit einigen Jahren in Bonn besteht und sich im
wesentlichen aus den für die Benutzungdieser Stelle zu erhebenden Gebühren erhält, zurzeit aber
den Betrag an Gebühren nicht aufbringen kann, den es nötig hat. Deshalb hat der Rheinische
Blluernvereinnach Benehmen mit der Landwirtschaftskammerbeantragt, zu dieser Einrichtung, die
sich durchaus bewährt hat, einen Zuschuß zu geben. Der Provinzialausschuß schlägt vor, einen
Zuschußbis zu 2000 Mark zu gewähren.
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Zu Punkt 6 der Ausgabe „Zur Unterstützung landwirtschaftlicher Unternehmungenin den
wirtschaftlich zurückgebliebenenTeilen der Provinz (Westfonds)" ist zu bemerken, daß der Westfonds
sich aus zwei Teilen zusammensetzt, einmal aus dem Westfondszur Förderung der Land- und Forst¬
wirtschaftund fodann aus dem Fonds zur Unterstützung von Wasserleitungen.

Was die Wasserleitungenanlangt, so hat die IV. Fachkommission mit Bedauern davon
Kenntnis genommen, daß die Bemühungen des Provinzialnusschusses,die Staatsregierung zur
Erhöhung ihres Zuschusseszu bewegen, bisher einen Erfolg nicht gehabt haben. Es ist in der
Kommission wiederholtdarauf hingewiesen worden, daß gerade der Bau von Wasserleitungen in den
ärmeren und gebirgigen Teilen unserer Provinz weiter und schneller gefördert werden müsse und daß
die zur Zeit gegebeneu Beihilfen nicht ausreichen, um den zahlreichen Anträgen einigermaßen gerecht
zu werden. Die Kommissionhat zwar davon Abstand genommen,einen Antrag auf Erhöhung
dieses Titels zu stellen, hat aber beschlossen, im Plenum den Wunsch znm Ausdruckzu bringen,
daß der Provinzialansschuß fortgesetzt dahin wirken möge, daß mit der Zeit der Staat doch noch
eine Erhöhung seiner Zuschüsse vornehme, und daß, falls dies nicht erreicht werden sollte, später
aus bereiten Mitteln die Zuschüsse der Provinz erhöht werden möchten.

Bei Nummer 7 a ist scheinbarein Rückgang in den Ausgaben eingetreten, indem der
Betrag von 217 000 Mark auf 176 000 Mark vermindert ist, also hier ein Weniger von 41000
Mark verzeichnet wird. Dieser Betrag ist aber nicht erspart, sondernes ist nur eine Verschiebung
eingetreten, indem die folgendenNummern 7d und 7o diese Posten, die dort entnommen sind,
besonders aufführen, nämlich einmal „zur Unterstützungder Tierzucht" 58 000 Mark und dann
„zur Gewährung von Beihilfen zu ländlichen Wanderhaushaltungsschulen"10000 Mark. Es ist
nämlich auf Anregung der Landwirtschaftskammerund auch nach wiederholterBesprechungin der
IV. Fachkommission für zweckmäßig gehalten worden, einen besonderen Betrag aus dem allgemeinen
landwirtschaftlichen Fonds auszuschalten und sür die Unterstützung der Tierzuchteinzusetzen. Hierbei
ist gleichzeitig eine Erhöhung des früher gewährtenBetrages für die Rindviehzucht von 30 000 Mark
auf 40000 Mark erfolgt.

Die übrigen einzelnen Ansgabepostenfinden die Herren auf Seite 3 naher erörtert, und
es bedarf hier eines weiteren Eingehens auf dieselben nicht.

Was die Nummer 7 o angeht „zur Gewährung von Beihilfen für ländliche Wanderhaus¬
haltungsschulen",so hat es sich als notwendig herausgestellt,die Unterstützung für ländliche Wander¬
haushaltungsschulenans dem allgemeinen Westfonds herauszunehmenund hier aufzuführen. Die
Staatsregierung hat nämlich seit dem Jahre 1912 gewisse Mittel zur Verfügung gestellt, die sich
nach der Zahl der Wanderhaushaltungsschuleuund nach der Leistungsfähigkeitder einzelnen Kreise
bemessen.Im Jahre 1912 sind von der Staatsregierung rund 24 000 Mark bewilligt; die Provinz
hat 8000 Mark bewilligt. Der Staat verlangt nun daß zunächstdiese Summe nicht mehr aus
dem Westfonds, sondern aus dem allgemeinenFonds bewilligt werde, und außerdem, daß die
Provinz sich demnächst mit einem gleichen Betrage an der Unterstützung der Wanderhaushaltungs¬
schuleu beteiligt, wie der Staat es tut. Hierfür ist aber eine gewisse Karrenzzeitgelassen, indem
die einzelnen Provinzen erst nach fünf Jahren ihre Zuschüsse auf die gleichen Beträge erhöhen sollen,
die der Staat bewilligt hat.

Die Positionen 8 und 9 beruhen ans Beschlüssen des 51. bezw. 52. Provinziallandtages.
Die Positionen 10 und 11 dieses Titels sind unverändert geblieben.

Wenn ich dann gleich zu dem Neuen-Haushaltsplänender Provinzial-Wein- und Obstbau¬
schulen in Trier, Kreuznach und Ahrweiler übergehendarf, so hat sich auch dort eine bemerkens-
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werte Verschiebung nicht ergeben. Nur bei der Provinzial°Wein- und Obstbauschule in Kreuznach,
mit der ja seit dem vorigen Jahre auch eine landwirtschaftliche Winterschuleverbundenist, kommt
eine Erhöhung von 5775 Mark in Betracht, die hauptsächlich durch die notwendigeNeuanlage des
Weinbergs im Kahlenberg bei Kreuznacherforderlich wird.

Die IV. Fachkommission stellt den Antrag:
„Der Provinziallandtag wolle die vorbezeichneten Haushaltspläne annehmen mit der
Maßgabe, daß der Errichtung einer weiteren landwirtschaftlichen Winterschuleim Kreise
Cochem zugestimmtwird und die etwa mehr erforderlichen Mittel über den Etat hin¬
aus gezahlt werden,"

Was diese landwirtschaftlicheWinterschuleim Kreise Cochem anlangt, so darf ich noch
bemerken,daß bereits im Vorjahre für diese Winterschnledas Gehalt für einen Wanderlehrer in
Hohe von 1250 Mark ausgeworfenworden und dabei ausdrücklich bemerkt wurde, daß der Wander»
lehrer dazu bestimmtsei, die Errichtung einer Winterschnleim Kreise Cochem vorzubereiten.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Huensbroech: Ich
eröffne die Beratung.

Es meldet sich niemand zum Wort. Ich konstatiere die Annahme des Antrages der
IV. Fachkommission.

Wir kommen zu Punkt 10 der Tagesordnung:
Antrag der IV Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
nusschusses, betreffend die Bewilligung einer Beihilfe zu den Kosten von
Deichanlagen an der Sieg,

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterKemmann. Ich bitte ihn, das Wort zu nehmen,
BerichterstatterAbgeordneterKemmann: Meine Herren! Es handelt sich hier um einen

Betrag von 130000 Mach welcher sich unter Titel VI Nr. 2o des Haupt-Haushaltsplanes befindet.
Dieser Titel hat bereits in der Sitzung am Montag zu einer längeren Geschäftsordnungsdebatte
Anlaß gegeben. Der Bericht liegt Ihnen als Drncksache Nr. 22 vor; ich kann mich deshalb wohl
darauf beschränken, in kurzen Zügen auf die Angelegeuheiteinzugehen.

Meine Herren! Die Veranlafsuug zu dem Bericht und Antrag hat das Hochwasser
gegeben, welches am 4. und 5. Februar 1909 große Strecken des Siegkreises überschwemmte.
Große Flächen des Kreises wurden mit Kies überdeckt; auf weiten Flächen wurde die Ackerkrume
weggeschwemmt; es wurde gewissermaßen ein großer Teil des Siegkreises in Oedland verwandelt.

Meine Herren! Es hat daraufhin eine Besichtigungstattgefunden,um Mittel und Wege
zu finden, wie der Wiederholungeiner solchen Katastrophe vorzubeugen sei. Diese Besichtigung hat
ergeben, daß die Deiche zum Teil zu niedrig, zum Teil zu schmal angelegt waren, und daß auf
großen Strecken gar keine Deiche vorhanden waren. Die Katastrophe wäre noch viel schwerer aus¬
gefallen, wenn nicht durch einen vorangegangenenFrost die Deiche gefestigt gewesenwären und
deshalb größeren Widerstand gegen das Durchbrechen geleistet hätten.

Meine Herren! Das Resultat der Besichtigung hat nun dazu geführt, daß von der
Oberdeichinspektion in Düsfeldorf Projekte ausgearbeitet wurden, welche geeignet sind, einer Wieder¬
holung der Katastrophe vorzubeugen. Die Projekte verlangen zu ihrer Ausführung insgesamt einen
Betrag von rund 390000 Mark. Er verteilt sich, wie in der Drucksache auch erläutert ist, auf
die verschiedenen Gemeinden in der Form, daß die Verstärkung des Siegdeiches bei Geislar
6600 Mark erfordert, der Ausbau des Aueler Deiches 14 000 Mark, der Ausbau der Deichaulagen
bei Siegburg 52 000 Mark, die Instandsetzungder Troisdorfer und Sieglarer Deiche 141000 Mark
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der Ausbau des Bülgenaueler Deiches 24000 Mark, die Verstärkung des Heunef-Zifsendorfer
Deiches 32 000 Mark, die Erweiterung des Hennefer Deichverbandes101000 Mark, die Ver¬
stärkungdes Siegburg-Mülldorf-MendenerDeiches 3000 Mark, die Instandsetzung der Siegdeiche
bei Meindorf 11 700 Mark und der Ausbau des Siegdeichesbei Allner 12 000 Mark.

Meine Herren! Es ist also im ganzen eine Summe von rund 390 000 Mark aufzu¬
bringen. Dazu sind die beteiligten Gemeinden nicht in der Lage, sie können sich höchstens mit
einem Drittel beteiligen.

Nnn hat sich auf Antrag des Kreisausschusses der Provinzialausfchußmit der Angelegen¬
heit beschäftigt, und es hat sich auch weiterhin die Staatsregierung damit beschäftigt. Der Herr
Lllndwirtschaftsministerhat sich bereit erklärt, ein Drittel des Betrages zu leisten, falls auch die
Provinz ein Drittel des Betrages übernähme,und falls weiter die beteiligten Intereffenten die Unter¬
haltung der Deiche zu übernehmenund das weitere Drittel aufzubringenbereit seien.

Der Provinzialausschußhat der Aufbringung dieses Drittels zugestimmt,und der Antrag
ist an die IV. Fachkommission verwiesen worden.

Neuerdingshat aber der Herr Finanzministerdarauf hingewiesen, daß es sich für das Jahr
1913 nicht habe ermöglichenlassen, den gefordertenBeitrag in den Hanshaltsplan einzusetzen.
Deshalb hat der Provinzialausschußein vorsichtiges Vorgehen insofern für geboten erachtet, als er in
den Beschluß,ein Drittel, diese 130 000 Mark bereit zu stellen, die Klausel hineingebrachthat, daß
er sie nur für den Fall bereit stelle, daß auch die Staatsregierung ein Drittel bewillige.

Die IV. Fachtommission hat den Antrag des Provinzialausschusseseingehend geprüft und
sich auf den Boden des Beschlusses des Provinzialausschussesgestellt. Sie schlägt Ihnen deshalb
vor, den Antrag des Provinzialausschussesunverändert anzunehmen.

Der Antrag des Provinzialausschussesgeht dahin, zu beschließen:
„Provinziallandtag wolle zur Unterstützung des Baues und der Verstärkung von Deichen
an der Sieg eine Beihilfe in Höhe eines Drittels der Gesamtkostenin der Voraus¬
setzung bewilligen,daß auch der Staat eine Beihilfe in der Höhe eines Drittels dieser
Kosten gewährt."

Meine Herren! Ich gestatte mir namens der IV. Fachkommission die Bitte, diesen Antrag
in der Fassung des Provinzialausschussesanzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: ^ch
eröffne die Verhandlung.

Es meldet sich niemand zum Wort. Ich konstatiere die Annahme des Antrages der
IV. Fachkommission.

Wir kommen zu Punkt 11 der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Errichtung einer landwirtschaftlichen Winter-
schule in Call, Kreis Schleiden.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Dr. Vüllers. Ich bitte ihn, das Wort zu nehmen.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Vüllers: Meine Herren! Der Kreis Schleiden m der

Eifel gehört zu den wenigen landwirtschaftlichen Kreisen der Rheinprovinz, welche eine landwirt¬
schaftliche Winterschulenoch nicht besitzen. Er ist jetzt dem Bezirke der landwirtschaftlichen Wmter-
schule für den Kreis Dann in Hillesheim zugeteilt.

Im Kreife Schleidenbesteht nun seit langem der Wunsch, eine eigene landwirtschaftliche
Winterschulezu besitzen, und es ist dies namentlich deshalb ein Bedürfnis, weil es nicht möglich
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ist, von Hillesheim aus in den beiden Kreisen Dnuu und Schleidcn die Wanderlehrtätigkeit so
intensiv auszuüben, wie dies die landwirtschaftlichen Verhältnissein dieser Gegend verlangen.

Der Kreis Schieiden hat sich bereit erklärt, die für die Errichtung einer landwirtschaftlichen
Wintcrschuleerforderlichen Gebände zur Verfügung zu stellen und auch die sonstigen Leistungenin
üblicher Weise zu übernehmen.

Der Bestand der Schule in Hillesheim wird durch die Errichtung der Winterschule im
Kreise Schleiden nicht gefährdet. Die Wintcrschule in Hillesheim ist nach dem Durchschnitt der
letzten Jahre überhaupt nur von 4 Schülern aus dem Kreis Schleiden besucht worden. Außerdem
wird aber auch der Verlust dieser geringen Anzahl an Schülern dadurch ausgeglichen,daß der
Winterschuldirektorin Hillesheim in Zukunft eine weit umfangreichere Wanderlehrtätigkeitim Kreise
Daun ausüben kann, als dies bisher der Fall war, wodurch einem dringendenBedürfnis ab¬
geholfenwird.

Nach den mit der LandwirtschaftskammervereinbartenSatzungen über die Einrichtungund
Verwaltung des landwirtschaftlichen Winterschulweseus und des Wanderlehrtums gewährt die Provinz
für jede Wiuterschuleeinen jährlichenZuschuß von 2500 Mark, und außerdem übernimmt sie die
Ruhegehalts- und Hinteibliebenenversorgungfür den Direktor der Schule. Die erforderlichen Betrage
sind im Haushaltsplan für landwirtschaftlicheAngelegenheitennnter Titel I, 1 der Ausgabe
vorgesehen.

Namens der IV. Fachkommission habe ich die Ehre, dem hohen Hause vorzuschlagen:
„Provinziallandtag wolle der Errichtung einer landwirtschaftlichen Winterschulefür den
Kreis Schleideu in Call zustimmen."

Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich
stelle den Gegenstandzur Verhandlung uud konstatiere die Annahme des Antrages, da sich niemand
zum Wort meldet.

Wir gehen über zu Punkt 12 der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltung
der Fonds zur Gewährung von Viehentschädigungen für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1913 bis 31, März 1914,

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteBrllcker, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterBrücker: Meine sehr geehrten Herren! Nach dem letzten

Rechnnngsabschluß betrug der Reservefonds für Pferde 530 062,20 Mark. Dieser Fonds ist rentbar
angelegt; die Zinsen sind bei Titel I, 1 der Einnahme mit 13 751,56 Mark verzeichnet; und
ergebengegenüberdem Vorjahr ein Mehr von 1125 Mark.

Ebenfalls nach dem letzten Rechnnngsabschlußbetrug der Reservefonds für Rindvieh
1 203 376,96 Mark. Auch dieser Fonds ist rentbar angelegt. An Zinsen sind unter der nämlichen
Nummer hierfür 33 073 Mark vorgesehen;und ergeben ebenfalls ein Mehr gegenüberdem Vor¬
jahr von 1357,40 Mark.

Unter Titel I Nr. 2 „Abgaben der Viehbesitzer"sind vorgesehen 49 082,75 Mark bei
Pferden; das ist ein Weniger von 9443,35 Mark. Nuu könnte es den Anschein erwecken, als
wenn der Pferdebcstand in unserer Provinz erheblich zurückgegangen wäre. Dem ist aber nicht so.
Die Ursache liegt darin, daß die Abgabe früher auf 30 Pf. festgesetztwar und sie nunmehr auf
25 Pf. ermäßigt worden ist. Die Zahl der Pferde an sich ist um 1244 Stück gestiegen.

Die Abgabe der Viehbesitzcr für Rindvieh beträgt 342 083,70 Mark; das ist gegen das
Vorjahr ein Mehr von 107 964,50 Mark. Auch hier ist es notwendig,mit ein paar Worten näher
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darauf einzugehen, denn es könnte sonst den Anschein erwecken, als ob unsere Viehbeständein so
erheblicherWeise gestiegenwären. Tatsächlich sind sie auch wiederum gestiegenund zwar um
30 217 Stück. Die Mehreinnahme,meine Herren, beruht aber darauf, daß nach dem neuen Reichs-
viehseuchengesetzdie Abgaben, die für jedes einzelne Stück zu zahlen sind, von 20 auf 30 Pf.
erhöht werden mußten. Daher diese große Steigerung.

Ich komme nuumehr zu den Ausgaben. Da haben wir unter Titel I Nr. 1 10°/«
Veranlagungs- und Hebegebllhrenmit 4 908,28 Mark bei Pferden zu verzeichnen, — also ein
Weniger gegenüberdem Vorjahr von 944,33 Mark — und von 34 208,37 Mark beim Rindvieh,
ein Mehr also von 10 796,45 Mark.

Bei dem nämlichen Titel ist unter Nr. 2 „4°/« der Einnahme des Pferde- pp. und Rind¬
viehversicherungsfundsuach Abzug der Veranlagungs- und Hebegebührenals Verwaltungskosten¬
beitrag für die Zentralvcrwaltung" vorgesehenfür Pferde die Summe von 2 31? Mark — ein
Weniger gegen das Vorjahr von 295 Mark. — für Rindvieh die Summe von 13 638 Mark
ein Mehr gegen das Vorjahr von 3 941 Mark.

Unter Nr. 3 des nämlichen Titels ist vorgesehen die Summe von 175 Mark bei Pferden
für die Beschaffungder erforderlichen Formulare für die Viehverzeichnifse— der Betrag ist der
gleiche wie im Vorjahr. — Ebenfalls sind vorgesehenfür Rindvieh 175 Mark; das ist auch der
gleiche Betrag wie im Vorjahre.

Bei Nr. 4 des Titels „Entschädigungan Viehbesitzer, Abschätzungsgebühren und sonstige
im Interesse der Seuchenbekämpfung erforderlicheAusgaben, eventuell zur Bildung eines Reserve¬
fonds" sind vorgesehen bei Pferden 55 434,03 Mark — ein Weniger gegenüber dem Vorjahre von
7 079,02 Mark, — beim Rindvich 327 135,40 Mark; ein Mehr gegenüber dem Vorjahr von
94 594,45 Mark.

Diese Summen sind nach dem dreijährigen Durchschnittberechnet und so ergeben sich zum
Schlüssedie Gesamt-Einnahmenvon 62 834,31 Mark bei Pferden, denen die nämliche Summe bei
den Ausgaben gegenübersteht, und 375156,77 Mark bei dem Rindvieh, denen auch an Ausgaben
die nämlicheSumme gegenübersteht.

Dieser Etatsentwurf ist in der IV. Fachkommission eingehend geprüft uud als rechnerisch
richtig befundenworden. Ich habe nun die Ehre, Ihnen meine Herren namens der IV. Fach¬
kommission den Antrag zu unterbreiten, das hohe Haus wolle den vorliegenden Etatsentwurf in
unveränderterForm genehmigen. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich
stelle den Gegenstandzur Verhandlung und konstatiere die Annahme des Antrages, da sich niemand
zum Wort meldet.

Wir kommen zum folgendenGegenstandder Tagesordnung!
Antrag der 1. Fachkommission zum Haushaltsplan für den Provinzial¬
landtag, den Provinzilllausschuß und die Zcntralverwaltungsbehörde für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Dr. Oehler; ich bitte ihn, das Wort zu nehmen.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Oehler: Ich habe zn diesem Haushaltsplan nur

wenige Bemerkungen zu machen. Der Haushaltsplan für den Provinziallandtag, Provinzialausschuß
und die Zentralverwaltungsbehördeschließtab in Einnahme und Ausgabe mit 878 500 Mark,
das sind 43 500 Mark mehr als im laufenden Jahr, wo der Haushaltsplan mit 835 000 Mark
abschloß.

10
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Bei den Einnahmen ist zu bemerken, das wegfallen sollen 4200 Mark aus Miete
für die Häuser iu der Elisabethstrahe. Es wird angenommen, daß es gelingen wird, diese
Häuser baldmöglichstzu einem angemessenen Preise zu verkaufen. Diesen Wunsch möchte ich
unterstützen.

Bei der Ausgabe entfallen 7500 Mark auf den Proviuziallandtag selbst. Das hängt damit
zusammen, daß die Zahl der Abgeordneten vergrößert ist, daß neue erweiterteRäume gewonnen
und die Kosten der Drucksachen gestiegen find.

Im übrigen betragen die Mehrausgaben in der Hauptsache bei III Besoldungen37 137,49
Mark. Diese Mehrausgaben sind zum großen Teil dadurch entstanden, daß besoldungsplaumäßig
Aufbesserunge» der Gehälter eingestellt wurden sind, nnd dann sind bei einzelnen Positionen Mehr¬
ausgaben auch dadurch entstanden, daß technischeund Verwaltungsbeamte die bisher bei den
Bauten, namentlichbei dem Bau in Bedburg beschäftigt waren, und dereu Gehälter auf die Bau¬
kosten verrechnetwurden, jetzt in die Zentralverwaltung übernommenund ihre Gehälter daher in
diesen Haushaltsplan eingestelltwerden mußten. Die Verhandlungen über diesen Punkt in der
I. Fachkommission haben ergeben, daß nicht etwa die Besorgnis gerechfertigt ist, daß man Beamte,
die vorübergehendnur für Bauten angenommensind, nach Beendigung' der Bauten noch weiter
beschäftigen und etatsmäßige Stellen für sie fchaffen will. Es handelt sich meist um etatsmäßige
Beamte, die nur vorübergeheud bei Bauten beschäftigt waren, die der Zentralverwaltung angehörten
und die nunmehr in ihre ursprünglicheTätigkeit zurücktreten.

Im laufendenHaushaltsjahre 1912 waren bei Titel V noch 10 000 Mark als eine Art
Dispositionsfonds eingestellt. Man wußte damals nicht, wie sich die erhöhten laufendenKosten für
das neue Laudeshaus stelle» würden. Nunmehr ist eine Uebersicht darüber gewonnen, die Positionen
sind richtig in den Haushaltsplau eingestellt, nnd daher ist dieser Ergänznngstitel V z> mit 10 000
Mark in Wegfall gekommen.

Namens der I. Fachkommission habe ich den Antrag zn stellen:
„Das hohe Haus wolle den Hanshaltsplan in unveränderter Form feststellen."

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Huensbroech: Ich
stelle den Antrag zur Verhandlung.

Es meldet sich niemand zum Wort. Ich konstatiere die Annahme.
Wir gehen über zu Punkt 14 der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommisssion zum Haushaltsplan
n,) zur Zahlung von Ruhegehältern ?c. an Provinzialbeamte und von

Witwen- und Waisengeldern sowie Unterstützungen an deren Hinter¬
bliebene,

d) zur Zahlung von Invalidengeldcrn (Unterstützungen) und Witwen- und
Waisengeldern an nicht ruhegehaltsberechtigte Angestellte und Arbeiter
bezw. deren Hinterbliebene,

o) über die Dr. Klein-Stiftung
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Dr. Oehler. Ich bitte ihn, das Wort zu nehmen.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Oehler: Meine Herren! Auch diefer Haushaltsplau

gibt nur zu wenigen BemerkungenAnlaß.
Die Einnahmen und Ausgaben steigernsich von 882 600 Mark im laufenden Jahre auf

930 600 Mark im Jahre 1913, also um 48 000 Mark.
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Die Einnahmen bestehen in der Hauptsacheaus dem Zuschuß von 15°/«, der von den in
den Haushaltsplan eingestellten Gehältern an die Pensionskasseabgeführt werden muß. Dies sind
im ganzen 875191 Mark gegen 836 575 Mark im laufendenJahre. Dazu kommen dann noch
Zinsen der rentbar angelegten Beträge in Höhe von 47 374 Mark. Der Pensionsfonds beträgt
jetzt 1495 800 Mark und ist in Höhe von 500 000 Mark zu 3'/° °/«, im übrigen mit 985 800
Mark mit 3 »/<> bei der Landesbankzinsbar belegt.

Die Ausgaben betragen in der Hauptsache an Ruhegehälternvou Beamte» 410 644 Mark,
an reglementsmäßigenWitwen- und Waisengeldern91705 Mark. Beide Positionen erhöhen sich
gegen das laufende Jahr um 42 591 resp, um 588? Mark.

Dann findet sich als Hanptausgabepostennoch die Position IV für weitere Ruhegehälter
mit 235 369 Mark. Meine Herren, das ist derjenige Posten, der voraussichtlich erspart werden
wird und der zur Verstärkungdes Peusionsfondszurückgelegt werden kann.

In der I. Fachkommission ist wiederum die Frage geprüft worden, ob es angängig und
zweckmäßig sei, die Rücklage für diesen Pensionsfonds, mit anderen Worten die Rücklage von 15 °/°,
die jetzt von den fämtlichenGehältern berechnet wird, zu ermäßige«. Rechnungsmäßigwürde es
wohl möglich sein. Dann würden wir eben nicht in der Lage sein, bei der Position IV weitere
235 000 Mark in den Pensionsfonds zurückzulegen.

Indes die Erwägungen in der I. Fachkommission ergaben wiederum, daß es nicht zweck¬
mäßig sei. jetzt schon mit einer Ermäßigung der 15 °/° anzufangen. Darin liegt eine stille Reserve
für die Zukunft. Es kommt auch in Betracht, daß die Zinseinnahmeudes Peusionsfonds, die jetzt
mit 47 000 Mark eingestellt sind, gegenüber den tatsächlichen Ausgabenan Pensionenund Witwen¬
geldern, die jetzt nahezu 600000 Mark betragen, doch verhältnismäßig gering erscheinen. Sie
betragen nur 8°/» der tatsächlich gezahltenPensionen und Witwengelder.

Es kommt weiter in Betracht, daß, wenn die Rücklage von 15»/» ermäßigt werden sollte,
den Vorteil davon zum Teil nicht der Haupt-Haushaltsplan, sondern die Haushaltspläne der
einzelnen Anstalten haben würden.

Mit Rücksicht darauf war die I. Fachkommission der Meinung, man sollte den Haushalts¬
plan so lassen und ihn ans den Grundlagen weiter aufbauen, auf denen er bisher beruht.

Ich komme nun weiter zur Dr. Klein-Stiftung. Der Haushaltsplan enthält in Einnahme
und Ausgabe 731,54 Mark. Ich möchte hierbei auch einen Wunsch wiederholen,der schon in
früheren Jahren hier vorgetragen worden ist. Wir möchtengern, daß diese Stiftung, die den
Namen des verewigtenLandeshauptmannsDr. Klein trägt, durch Verstärkung, durch Vermehrung
ihrer Fonds in die Lage versetzt würde, ihrem wohltätigenZweck noch mehr als bisher dienstbar
3u werden.

Namens der I, Fachkommission beantrage ich die unveränderteAnnahme dieses Haus¬
haltsplans.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich
stelle den Gegenstandzur Verhandlung.

Es meldet sich niemand zum Wort. Ich konstatiere die Annahme.
Wir gehen zu Nr. 15 der Tagesordnung über:

Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Besolduugen
und anderen persönlichen Ausgaben für die bei der Landcsversicherungs-
anstalt Rheinprovinz beschäftigten Provinzialbeamten der Rheinprovinz
für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1913 bis 31. Dezember 1913.

10»
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Berichterstatterist der Herr AbgeordneteKesselkaul.Ich bitte ihn, das Wort zn nehmen,
BerichterstatterAbgeordneterKesselkaul.- Meine Herren! Dieser Haushaltsplan hat für

das hohe Haus in etatsrechtlicherBeziehung eigentlich nnr eine formale Bedeutung, und zwar aus
dem Grunde, weil durch Vertrag zwischen der Landesversicherungsanstaltund der Provinzial-
verwaltung letztere gehaltenist, ihrerseits der Landesversicherungsanstaltalle Beamten zur Verfügung
zu stellen,die aber aus eigenen Mitteln der Landesversicherungsanstaltmittelbar besoldet werden.
Aus diesem Grunde sind diese Posten, wie ja auch der Vordruck des Haushaltsplans ergibt, sowohl
in der Einnahme wie in der Ausgabe eigentlich blos als durchlaufende anzusehen.Trotzdem aber mochte
ich Ihnen hier ein paar Zahlen verlesen, wo ein Unterschied gegen das vorige Jahr eingetretenist,
weil wir doch alle für die Verwaltung der Landesversicherungsanstaltgroßes Interesse haben.

Meine Herren! Die Ausgaben betragen in diesem Jahre 1120 000 Mark gegenüber
963 000 Mark im vergangenen Jahre, also eine Mehrausgabe von 157 200 Mark. In der Haupt¬
sache ist diese auf die Besoldungenzurückzuführen. Die Besoldungen betragen nämlich in diesem
919 305,83 Mark gegenüber778 741,6? Mark im Jahre 1912.

Den Herren ist wahrscheinlich bekannt, daß dnrch das Inkrafttreten der Reichsversichernngs-
ordnung die sämtlichen Schiedsgerichte weggefallen sind. Dadurch hat eine große Zahl von Beamten,
die früher von der Provinzialverwaltung an dem Sitze der Schiedsgerichte besoldet werden mußten,
eingezogenwerden müssen und ist zur Zentrale der Landesversicherungsanstaltzurückgetreten, was
aber um so weniger bedenklich war, als schon seit längeren Jahren ein Bedürfnis vorlag, die
etatsmäßigen Beamten bei der Landesversicherungsanstaltbedeutend zu vermehren.Diese Forderung
war bisher immer zurückgestellt worden bis zum Inkrafttreten der Reichsversicherungsordnung, und
erst im Laufe dieses Jahres ist die dringendeNotwendigkeithervorgetreten, der Landesversicherungs¬
anstalt noch einen größerenStamm von festbesoldeten und festangestellten Beamten weiter zu sichern.

Es wird Sie vielleicht noch interessieren, daß die Zahl der Landessekretärevon 53 auf 84
angewachsen ist; die Zahl der Registraturen hat sich von 43 auf 50 erhöht und die der Kanzlei¬
sekretäre von 20 auf 30.

Ich möchte namens der I. Fachkommission an das hohe Haus die Bitte richten, den Haus¬
haltsplan in unverändeterForm anzunehmen.

VorsitzenderSpiritus: Meine Herren! Sie haben den Antrag gehört, Widerspruch
erfolgt nicht. Ich stelle fest, das Sie dementsprechend verfahren wollen.

Wir kommen zu Nr. 16
Antrag der I.Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungs¬
kosten des Genosscnschaftsvorstandes der Rheinischen landwirtschaftlichen
Verufsgenossenschaft für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1913 bis
31. Dezember 1913.

Berichterstatter ist Herr von Schütz.
BerichterstatterAbgeordnetervon Schütz: Meine Herren! Der Haushaltsentwurf über

die Verwaltungskostendes Vorstandes der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft schließt mit einer
Gesamtausgabevon 249 100 Mark ab, gegenüberdem vorigen Jahre ein Mehr von 18 100 Mark.
Abgesehen von einem kleinen Betrage, den die Landesversicherungsanstaltzum Gehalt des Landes-
Medizinalrats zuzahlt, werden die Ausgaben vollständigdurch Umlage auf die Genossenschaft selbst
gedeckt, so daß also der Provinz irgendwelche Mehrbelastung dadurch nicht entstehen kann.

Unter den Mehrausgaben befinden sich namentlichsolche, die auf Erhöhung der Gehälter
gemäß der Gehaltsnachweisungberuhen. Dann findet sich eine Position, wonach die Zahl der
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Landesselretärevon 16 auf 18 erhöht werden soll. Tatsächlich handelt es sich nicht um eine Ver¬
mehrungder Beamten, sondern ein Assistent rückt in die Stelle eines Landessekretärsauf, und es

, findet sich da auch eine Minderausgabe unter Titel I, 7 bei den Vureauassistenten, und ferner wird
ein zweiter technischerAufsichtsbeamterin die Stelle eines Landessekretärseinrücken. Die Kosten
wurden bisher als Kosten der Unfallverhütunganderweit berechnet. Dieser letzt erwähnte Beamte
ist bereits, vorbehaltlich der Genehmigung durch den Provinziallandtag, vom 1. April vorigen
Jahres ab in die Stellung und in seine Bezüge eingerückt. Es wird daher, wie ich vorweg
bemerken möchte, hier beantragt, dieser Einrichtung die nachträgliche Zustimmungzu erteilen.

Unter dem Titel „Andere personlicheAusgaben" findet sich eine Mehrausgabe von
1687,50 Mark, die in der Hauptsache darauf beruht, daß ein neuer Rüntgcnappamt beschafft
worden ist und zur Hilfeleistungbei diesem Rüntgcnapparat eine Assistentin angestellt ist. Die Ein¬
richtung eines eigenen Röntgeuapparates hat sich sehr bewährt, und sie erspart auch Kosten, da
anderweitige Apparate nicht mehr in Anspruch genommen zu werden brauchen und die bisher dafür
geleisteten Ausgaben wegfallen.

Dann ist noch zu bemerken, daß im Titel III die Entschädigung an die Zentralverwaltung
für die Erledigung der Kassengeschäfteum 3100 Mark erhöht worden ist. Diese Erhöhung entspricht
den wirklichen Aufwendungen,

Anderweitigewichtige Aenderungenfinden sich nicht vor.
Die I. Fachkommission schlägt dem hohen Hause vor, den Haushaltsplan zu genehmigen.
Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird nicht gewünscht. Ich stelle die Annahme fest.
Punkt 1? der Tagesordnung ist:

Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungs-
kosten der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt der Rheinprovinz für das
Kalenderjahr vom 1. Januar 1913 bis 31. Dezember 1913.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Friderichs, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Friderichs: Meine Herren! Gelegentlichder Beratung

des Haushaltsplans der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt,den ich im Auftrage der I. Fach¬
kommission hier zu vertreten habe, sind in gewohnterWeise von dem Direktor eingehende Mit¬
teilungen über die Entwickelung,die geschäftlichenVerhältnisse und Ergebnisseder Anstalt in dem
laufenden Geschäftsjahre1912 gemacht worden, die ich, soweit sie wesentlicher Natur sind, hier in
Kürze wiedergeben möchte.

Danach ist die Zahl der Versicherungenum 16 761 gestiegen. Die Versicherungssumme
selbst hat sich um 310 Millionen Mark erhöht und hat damit die sechste Milliarde überschritten.

Von besonderem Interesse ist die Tatsache, daß bei Beginn des Jahres 1900 die Ver¬
sicherungssumme nur drei Milliarden betrug, so daß sich also in dieser Spanne von zwölf Jahren
die Versicherungssummeauf das doppelte erhöht hat — sicher auch ein Beweis für die außer¬
gewöhnlich günstigeEntwickelung unserer Provinz im letzten Jahrzehnt.

Die Jahresbeiträge sind um 337 000 Mark auf ?°/< Millionen Mark gestiegenund
haben damit eine Höhe erreichtwie nie zuvor.

Die enorme Brandschadenziffer von 6^4 Millionen Mark in dem außergewöhnlich trockenen
Jahre 1911, eine Summe, wie sie niemals vorher erreicht worden war, ist in diesem Jahre auf
4 841000 Mark gesunken — immerhin noch eine Höhe, die über den Durchschnittder vorher¬
gehenden Jahre weit hinausgeht.



78 53 Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 26 Februar 1913.

Ueber die Beteiligung einzelner Stellen an dieser Versicherungssumme wurde bemerkt,daß
die Industrie mit 496 Fällen und mit 37100 Mark, die Waldbraudschädenmit 48 Fallen und
15 486 Mark, die Blitzschäden mit 220 Fällen im Betrage von 91268 Mark beteiligt waren.

Die Zahlen der Waldbmndversichernngschwanken ganz außerordentlich. Zum Beispiel
haben sich in dem brandreichenJahre 1911 die Schaden der Waldbrände 20 Mal höher gestellt
als im verflossenen Jahre. Im übrigen ist aber die erst im Jahre 190? aufgenommene Wald-
brandversicheruugvon den Waldbesitzerndankbar begrüßt worden. Sie umfaßt zurzeit bereits
eine Versicherungssumme von 78^2 Millionen Mark und eine Versicherungsstache von 92 308 Iia.

Von den vor Jahresfrist aufgenommenen neuen Versicherungszweigen ist nur die Versicherung
gegen Einbruchsdiebstahlmit Energie und auch mit einigem Erfolge in Angriff genommenworden
und hat es zurzeit auf rund 30 Millionen Mark Versichernngskapitalgebracht, während die
übrigen Zweige: Glasversicherung,Wasserleitungsschäden, Mietverlustversicherung und Betriebsverlust¬
versicherung nur mit äußerster Vorsichtund Zurückhaltungund in bescheidenemUmfange betrieben
wurden. Dieses Vorgehen fand den vollen Beifall Ihrer Fachkommission

Der Direktor war auch bereits in der Lage, der Fachkommission den endgültigenRech¬
nungsabschlußfür 1912 vorzulegen,welcherin Einnahme nnd Ausgabe mit 9 017 437,57 Mark
abschließt und einen Ueberschußvon 1623 458,65 Mark aufweist. Dieser Ueberschußsoll nach
den Vorschlägen des Verwaltungsrats zur Gewährung der für 1911 noch nicht voll verrechneten
und der für 1912 bewilligtenPrämienrückgewahrvon 10«/« an die Versicherungsnehmermit zu¬
sammen 1337642,33 Mark verwendet werden. Es würde dann noch ein Betrag von 285816,32 Mark
zur Verwendungfür gemeinnützige Zwecke, Unterstützungder Anlage von Wasserleitungenund der¬
gleichen verfügbar bleiben.

Mit Befriedigung hat die I. Fachkommission von diesem Ergebnis Kenntnis genommen,
unter einmütiger Anerkennungder zielbewußten Leitung der Anstalt, eine Anerkennung,welcher sich
das hohe Haus nach dem Gehörten gewiß gern anschließen wird.

Aus der stattgehabten Diskussion ist noch folgendes zu erwähnen. Auf Anfrage wurde
mitgeteilt, daß nach IV2 jährigen Vorarbeiten nunmehr der Entwurf einer Satzung für den nach
dem Gesetz vom 25. Juli 1910 zu bildenden Verband öffentlicher Feuerversicheruugsanstaltenin
Preußen fertig gestellt und dem Herrn Minister des Innern znr Genehmignugvorgelegtsei; die
öffentlichen Anstalten seien nunmehr in der Lage, auch die größten Risiken im Wege der Rückver¬
sicherung durch den Verband unterzubringen. Dieser Verband solle aber keineswegsan dem bis¬
herigen freundschaftlichen Verhältnis zu den foliden und leistungsfähigenPrivatgesellschaftenetwas
ändern, sondern Hand in Hand mit diesen an dem gesunden und kräftigen Ausbau der einzelnen
Versichernngszweige arbeiten.

Aus dem Schoße der Fachkommissiou wurde hierbei lebhaft Klage gefühlt über die in den
letzten Jahren über alles Bedürfnis hinaus in die Erscheinung getretenen fortgesetztenGründlingenneuer
Versicherungsgesellschaften, welche höchst bedauerlicheKonkurrenztreibereieuzum schweren Schaden
des Versicherungswesens im Gefolge hatten. Es wurde der Hoffnung Ausdruck gegeben, daß im
Wege der Gesetzgebungdie Voraussetzung des Bedürfnisses für die Konzessionierungvon Neu¬
gründungen geschaffen werden möge, wahrend jetzt die konzessionierendenBehörden diesem verderb¬
lichen Treiben machtlos gegenüberstehen.

Was nun den Haushaltsplan angeht, der ja lediglicheine Zusammenstellungder Ver-
waltuugskosteu ist, so zeigt er gegenüber dem Vorjahre eine Steigerung von 864 000 auf 923 000
Mark, im wesentlichenveranlaßt durch den verstärkten Betrieb, die darum nötige Einstellungweiterer
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Arbeitskräfte und sonstige vermehrte Ausgabe«. Gegen diese hat sich in der I. Fachkommission
nichts zu erinnern gefunden.

Ich habe darum namens der I. Fachkommission hiermit die Ehre, dem hohen Hanse die
unveränderte Genehmigungdes Haushaltsplanes zu empfehlen.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlungund frage, ob das Wort gewünscht wird.
Es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung und stelle fest, daß der

Haushaltsplan genehmigtist.
Wir kommen zum Punkt 18 der Tagesordnung.

Antrag der N. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Arbeits-
anstatt zu Vrauweiler für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis
31. März 1914.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. Iohausen, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Iohansen: Meine Herren! Der Haushaltsplan der

Provinzial-ArbeitsllnstaltBrauweiler wird im wesentlichen durch die Belegungszifferdieser Anstalt
beeinflußt. Es ist nun interessant, daß die Zahl der Korrigenden,die in Brauweiler untergebracht
sind, nicht wie diejenige der Insassen der übrigen Provinzialanstalten in einer ständigenSteigerung
begriffenist, sundern gewissen Schwankungenunterliegt, aber im großen und ganzen etwa auf dem¬
selben Durchschnittverbleibt. Die jetzt vorliegendenZiffern ergeben, daß für das bevorstehende
Etatsjahr wahrscheinhich eine Abnahme der Korrigendenzu erwarten sein wird, und daher ist dem
Haushaltsplan eine Zahl von männlichen und weiblichen Korrigenden zugrunde gelegt, die
um 120 geringer ist, als die Zahl der Korrigenden, die unserem laufendenHaushaltsplan zu¬
grunde liegt.

Ebenfo ist angenommen,daß die Zahl der männlichenLand- und Ortsarmen von 60 auf
40 herunterzusetzen sein wird.

Neu eingestellt ist in die Belegungsziffereine Zahl von 40 für entmündigte Trinker.
Das ist die Konsequenz des im letzten Jahre von Ihnen gefaßten Beschlusses,wonach eine solche
Abteilung für entmündigte Trinker in Brauweiler eingerichtetwerden soll. Dagegen fallen die
weiblichen Fürforgezöglingevöllig fort, weil beabsichtigtist, die 25, die in den vorigen Haus-»
haltsplan aufgenommenwaren, anderen Anstalten zuzuführen.

Die Anzahl der Geisteskranken ist um zwei in dem Anschlage erhöht worden.
Insgesamt ergibt sich danach, daß die Kopfzahl gegenüberdem vorjährigen Haushaltsplan

um 123 geringer angenommenist. Naturgemäß mußte diese Annahme der geringerenBelegungs-
ziffer ihren Einfluß auf den Haushaltsplan ausüben.

Im übrigen ist aber zu dem Haushaltsplan außerordentlichwenig zu bemerken. Die
einzigePosition, die von wirklichem Einfluß noch ist, ist die Neueinsetzung von 14 000 Mark an
Zinsen für gekaufteOedländcreien. Die Einsetzungauch dieser Position entspricht einem Beschluß
des vorjährigen Provinziallandtages.

Insgesamt erfordert die Anstalt Brauweiler einen um 25000 Mark erhöhten Zuschuß
aus Provinzialmitteln.

Ich habe die Ehre, im Namen der II. Fachkommission Ihnen zu empfehlen, den Haus¬
haltsplan der Provinzial-Arbeitsanstaltzu Brauweiler,wie er uns vorgelegt ist, unverändert anzunehmen.

Vorsitzender Spiritus: Ich frage, ob das Wort gewünscht wird.
Das ist nicht der Fall. Der Antrag ist angenommen.
Es folgt Nr. 19 der Tagesordnung:
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Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prouinzial-
ausschusses, betreffend die Einrichtung einer Abteilung für Arbeitsscheue
und säumige Nährpflichtige, die auf Grund des Gefetzes vom 23. Juli 1912
untergebracht werden, bei der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweiler.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr Dr, Iohcmsen,dem ich das Wort gebe,
Berichterstatter Abgeordneter I)i- Io Hansen: Meine Herren! Bei diesem Punkte der

Tagesordnung liegt die Versnchnng nahe, etwas weitlausigzu werden. Ich will aber mit Rücksicht
auf die vorgeschrittene Zeit und mit Rücksichtdarauf, daß in der Fachkommission eine sehr gründliche
Beratung dieses Punktes stattgefunden hat, mich hier einer weisen Beschränkung befleißigen. (Beifall.)

Wie Ihnen wohl allen bekannt ist, ist im PreußischenLandtage ein Gesetz angenommen
worden, das einem längstgefühltenBedürfnis entsprach, nämlich das Gesetz, das den Namen trägt:
Gesetz zur Abänderung und Ergänzung des Ausführnngsgesetzeszum Neichsgesetz über den Unter¬
stützungswohnsitz, das aber den in diesem Titel nicht zn suchendenZweck verfolgt, die Arbeitsscheuen
und die säumigenNährpflichtigenznm Arbeiten zwingen zu können. Das war wirklich ein längst
empfundenesBedürfnis. Es foll in der Weise geschehen,daß der Armenuerband,dem eine solche
Person entweder selbst oder in ihren Angehörigen zur Last fällt, das Recht erhält, einen solchen
Arbeitsscheuen oder säumigenNährpflichtigenin einer Arbeitsanstalt unterzubringen.

Nun entstand dadurch für die Armenverbändedie Sorge, solche Arbeitsanstalten zu finden,
in denen diese Personen untergebrachtwerden konnten. Die Sorge entstand auch für die Provinz,
die ja als Landarmenverband ebenfalls solche Personen unterbringen muß. Sie entstand aber in
weit höherem Maße für die Ortsarmenverbäude,denn die Zahl der Landarmen,die auf Gruud dieses
Gesetzes überwiesen werden, wird wohl verhältnismäßig nicht sehr groß sein. Dagegen ist es für
die Ortsaimenverbände von großer Bedeutung, daß die Provinz, wie wir mit herzlichem Danke
anerkennen müssen, in bereitwilliger und entgegenkommender Weise hier den Versuch macht, ihre
Anstalten für diesen Zweck zur Verfügung zu stellen, und zwar ist hier in erster Linie — und das
ist, glaube ich, auch wieder ein glücklicher Griff — an Brauweiler gedacht. Wir wissen alle,
welchen Ruf Brauweiler bei den Personen hat, die hier in Frage kommen,und wir dürfen daher
hoffen, daß die Aussicht, hier in diesem „Hotel" — um mich des Ausdrucksdes Herrn Abgeordneten
Piecq zu bedienen — untergebracht zu werden, immerhin eine abschreckendeWirkung ausüben
dürfte.

Nun ergeben sich aber einige Schwierigkeitenin der formellen Behandlung dieser Frage.
Es ist so gedacht, daß man die jetzt in Brauweiler eingerichtete Anstalt für entmündigteTrinker
erweitern und sie eben diesem Zwecke zugleich dienstbar machen will. Dabei wird aber zugleich
vorgesehen, daß wenigstensteilweise, eine Vereinigung mit den Korrigendenzum mindestenin der
Arbeitsstätte eintritt. Das ist auch als durchaus richtig und zulässig zu erachten. Die Provinz,
die hier fremde Aufgaben erfüllt, muß natürlich für diefe Leistungenvolle Entschädigungverlangen
und aus diesem Verlangen ergeben sich gewissepekuniäreSchwierigkeiten. Der Gesetzgeber hatte
sich gedacht, daß ein so untergebrachterArbeiter zweifellos mindestens soviel verdienen würde, wie
seine eigene Ernährung erfordert, ja darüber hinaus noch etwas, das dann zum Unterhalt seiner
Angehörigenverwandt werden sollte, oder das ihm schließlich ausgezahlt werden könnte, wenn er sich
recht brav geführt hat.

Tatsächlicherfordert nun aber der Unterhalt in Brauweiler soviel, daß noch ein Zuschuß
aus Provinzialmitteln geleistet werden muß, trotzdem ja die in Brauweiler Untergebrachten arbeiten,
und zwar ein Zuschuß,der in den letzten beiden Jahren 38 bezw. 45 Pfennige betragen hat.
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In diesen Zuschüssen sind die allgemeine» Unkosten nicht enthalten. Wenn man auch diese
noch darauf rechnet, so würden noch etwa 35 Pfennig für den Kopf zuzusetzensein, so daß insgesamt
für den in Brauweiler Untergebrachtenaußer seinem Arbeitslohn noch eine Aufwendungvon, sagen
wir rund, 80 Pfennig erforderlich wird.

Die Provinzialverwaltungist nuu bereit, die Aufnahmedieser Personen in Brauweiler den¬
jenigen Ortsarmenverbändenzuzugestehen, die gewillt sind, 80 Pfennig pro Kopf zu zahlen. Daraus
ergibt sich aber von selbst die Unmöglichkeit, daß noch etwa ein Arbeitsverdienstherausgerechnet
werden könnte, der so hoch wäre, daß noch etwas für die Angehörigenoder gar für die Unter¬
gebrachten selbst übrig bliebe. Insofern divergiert auch wohl etwas die Absicht des Gesetzgebers mit
den Erfolgen, wie sie sich aus den praktischen Verhältnissenergeben haben.

Wenn sonach auf diese Art keine pekuniäreEntlastung des einzelnen Ortsarmenverbandes
dadurch erreicht wird, daß ihm die Möglichkeitgeboten wird, solche Personen in der Provinzial-
anstatt unterzubringen, so war man doch in der Fachkommission der Meinung — und ich stimme
dem durchaus zu — daß insbesonderefür die großen Ortsarmenverbande ein indirekter Nutzen
dadurch eintreten würde, daß die Unterbringung in der Anstalt Brauweiler in heilsamer Weise
abschreckend wirken wird, daß derjenige,der einmal dagewesen ist, gewiß dafür sorgen wird, daß er
nicht wieder hinkommt, uud daß er auch wohl auf seine lieben Kollegen und Genossennach der
Richtung hin einen wohltuendenEinfluß ausüben wird, so daß wir doch immerhin hoffen, daß die
Ortsarmenverbände in einigem Umfange von dem sehr anerkennenswerten Anerbieten der Provinzial¬
verwaltung werden Gebrauch machen können.

Es wird daher von Ihnen erbeten,daß Sie sich damit einverstanden erklären,
daß die bei der Provinzial-Aibeitsanstalt Brauweiler bestehende Abteilung für ent¬
mündigte Trinker zu einer Abteilung für entmündigte Trinker und für Arbeitsscheue
und säumige Nährpflichtige,die auf Grund des Gesetzes vom 23. Juli 1912 unter¬
gebrachtwerden, erweitert wird.

Diese Abteilung erhält die Bezeichnung:„Abteilung für entmündigte Trinker und
Arbeitsscheue."

Ferner muß nach dem Gesetze ein Reglement und eine Hausordnung für die Arbeitsanstalt
erlassen werden, in der diese Personen untergebrachtwerden, und es wird Ihnen dahe reine Haus¬
ordnung wie ein Reglement für die neue Einrichtungvorgelegt.

Auch hier ergaben sich gewisse Schwierigkeiten,die eben aus den von mir dargelegten
finanziellenDivergenzenhervorgehen. Wir hoffen aber, daß wir mit dieser Hausordnung und mit
diesem Reglement durchkommen können. Der Versuch muß gemacht werden. Das Reglement und
die Hausordnung haben die Zustimmung des Herrn Ministers erfahren, die nach dem Gesetz für die
Hausordnung erforderlich ist.

Der Antrag der II. Fachkommission geht deshalb dahin:
Der Provinzillllandtag wolle, unter Aufhebung des bestehenden Reglements über die
Leitung und Verwaltung der Abteilung für entmündigteTrinker bei der Provinzial-
Arbeitsanstalt Branweiler, für die Abteilung für entmündigte Trinker und Arbeits¬
scheue das in der Anlage II dieses Berichtes aufgestellteReglement und die in der
Anlage III dieses Berichtes aufgestellte Hausordnung feststellen.

Endlich, meine Herren, sind uun die Kosten der neuen Einrichtung in dem Ihnen vor¬
gelegten Haushaltsplan nicht enthalten. Man weiß ja nicht, in welchem Umfange überhaupt
von dieser Ermächtigung Gebrauch gemacht werden wird, wie groß sich etwa die Anstalt, die nun

II
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hier neu eingerichtetwird, auswachfen wird. Daher ist es notwendig, daß ein dritter Antrag
dahin geht:

Der Provinzialansschuß wird ermächtigt, die durch Ausführung des Beschlusses zu 1
und 2 entstehenden Einnahmen und Ausgaben unter Ueberschreituugder entsprechenden
Titel des Haushaltsplaues der Provinzial-Arbeitsanstalt zu machen.

Im Namen der Kommission empfehle ich Ihnen, die drei von mir Ihnen eben vorgetragenen
Antrage anzunehmen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffnedie Verhandlung.
Es meldet sich uiemaud zum Wort. Ich schließe die Verhandlung und stelle fest, daß die

Vorlage genehmigt ist. '
Wir gehen zu Nr. 20 über:

Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan des Landarmenhauses
zu Trier für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr Abgeordneter vi-. Iohansen, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Iohansen: Meine Herren! Ich kann mich hier noch

wesentlich kürzer faffeu als bei meinem ersten Referat.
Das LandarmenhausTrier gehört zu denjenigen Verwaltungen,die keiuen Zuschußerfordern,

fondern sich durch die Wegekostenerhalten. Die Abänderungenin dem vorliegenden Haushaltsplan
gegenüber dem Vorjahre sind ganz unwesentlich, so daß ich Bemerkungendazu nicht zu machen habe.

Im Namen der Fachkommissionempfehle ich Ihnen, den Haushaltsplan, wie er Ihnen
vorgelegt ist, anzunehmen.

Vorsitzender Spiritus: Dagegen scheinen keine Bedenken obzuwalten. Ich stelle das fest.
Es folgt Nr. 21 der Tagesordnung:

Antrag der III, Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses über Einstellung von 300000 Mark in den Haupt-Haushalts¬
plan für die Herstellung von Kleinpflaster, besonders in Ortseingängen.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Hentzen, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Hentzen: Meine Herren! Eine der unerfreulichsten

Begleiterfcheinuugeu des stetig steigernden Autumobilverkehrsist die Staubplage. Sie hat stellenweise
einen Grad erreicht, der wirklich kaum noch erträglich genannt werden kann.

Es ist nun die Frage, wie man dieser Staubplage Herr werden kann. Es ist nicht zu
erwarten, daß etwa durch technischeVerbesserungenan den Automobilen selbst eine nennenswerte
Besserungerzielt werden kann. Wirkliche Besserung wird man nur durch bessere Ausgestaltung der
Straßen erreichen können.

Das hat die Provinzialverwaltuug auch schon seit Jahren veranlaßt, Versuche vorzunehmen,
ob nicht durch Teerung, Innenteerung, Oberstnchenteerung,eine Verminderung dieser Staubplage
erzielt werden kann. Die Erfolge, die hiermit erreicht wurden, sind nicht durchwegbefriedigende
zu nennen. Vielmehr ist man in immer stärkeremMaße zu der Ueberzeugunggekommen, daß nur
eine Pflasterung der Straße wirklich durchgreifendHilfe bringen kann, und zwar kommt natur¬
gemäß in erster Linie wegen der Kosten, nicht das Großpflaster sundern das Kleinpstaster
in Frage.

Die Provinzialverwaltung und der Provinzialausschußhaben daher bereits im vorigen Jahre
den Vorschlaggemacht und in den Haushaltsplan aufgenommen,einen Betrag von 150 000 Mark
zu bewilligen. Aus diefem Betrage sollte der Unterschiedin den Kosten des Pflasters gegenüber
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den gewöhnlichen Chaussieruugeu gedeckt werdeu. Dieser Vorschlag der Proomzialuerwaltunghat im
vorigen Jahre den einmütigenBeifall des hohen Hauses gefunden.

In diesem Jahre nun ist dieser Posten von 150 000 auf 300000 Mark erhöht worden.
Die Provinzialverwaltung hat dabei sowohl im vorigenJahre wie in diesem Jahre ausdrücklich
betont, daß sie eine rechtliche Verpflichtungfür sich nicht anerkennen könne, zur Verminderungder
Staubplagc beizutragen.

Die III. Fachkommission hat zu der Rechtsfragecineu bestimmten Staudpunkt nicht ange¬
nommen. Ich möchte aber nicht unerwähnt lassen, daß der Standpunkt der Proviuzialverwaltung
nicht die allseitige Billigung der III. Fachkommission gefunden hat. Es wurden Stimmen laut, die
den Standpunkt vertraten: Die Straßen dienen nun einmal dem Verkehr; wenn der Verkehr andere
Anforderungenstellt, dann ist derjenige,der die Straßen zu uuterhalteu hat, auch verpflichtet, diesen
audercuAnforderungenRechnungzu tragen, nud es wurde der Ansicht Ausdruck gegeben, daß daraus
auch gefolgertwerden könne, daß die Provinz als solche zur Verminderung der Staubplagc beizu¬
tragen habe. Es wurden aber auch andere Meinungen laut und die III. Fachkommission ist zu dem
Beschluß gekommen,eine bestimmte Stellung zu dieser schwierigen Rechtsfrage nicht einzunehmen;
sie schlägt auch dem hohen Hause vor, vou einer bestimmten Stellungnahme in dieser Beziehung
Abstand zu nehmen.

Die 300 000 Mark, die für dieses Jahr erbeten werden, bilden nur einen Tropfen auf den
heißen Stein. Wie Sie aus der Begründung der Vorlage ersehen und wie der Herr Landeshaupt-
manu ja auch bei seiner Etatsrede hervorgehoben hat, würden ganz andere Beiträge erforderlich
sein, um wirklich durchgreifende Hilfe zu schaffen. In der Drucksache ist die Berechnungangeführt,
daß, wenn man die ganzen Stmßeustrecken,die innerhalb von Ortschaften und Wohnlagen oder
unmittelbar dabei liegen und die daher eine lästige Staubeutwickelungzeigen, mit Kleiupflastcroder
Iuueuteeruug befestigen wollte, dazu bis zum Jahre 1917 eiufchließlich rund 9 Millionen Mark
erforderlich wären uud nach 1917 noch weitere 6,5 Millionen. Das sind ja derartige Beträge, daß
einstweilen wohl leider nicht daran zu deuten ist, sie im Interesse der Verbesserungder Straßen
gegenüberder Staubeutwickclnugaufzuweuden. Wir werden uns mit den bescheidenerenBetrügen
begnügen müssen, die der Provinzialausschußund die Provinzialverwaltung uns hier vorgeschlagen
haben. Es wird möglich sein, mit dieser Summe rund 24 Kilometer mit Kleiupflasterzu versehen.
Das ist naturgemäß, wie schon gesagt, nur ein Tropfen auf den Stein, und es werden manche
berechtigte, Anforderungenauf Jahre hinaus noch zurückgestellt werden müssen, selbst wenn dieser
Betrag alljährlich in den Haushaltsplan eingestellt wird.

Es wurde in der Kommission aber auch darauf hingewiesen, daß es iu vielen Fällen von
der Provinzialstraßen-Verwaltungdurchaus wirtschaftlich gehandeltfei, wenn sie bei solchen Straßen¬
strecken, die einem starken Automobilverkehrausgesetzt sind, zu diesem Kleinpflasterüberginge. Es
gibt jetzt schon in der Provinz einige Straßeustrecken,die tatsächlich mit der gewöhnlichenChaussicruug
gar nicht mehr ordnungsmäßigunterhalten werden tonnen, uud bei denen jetzt schon ein Kleiupflastcr
unbedingteNotwendigkeit ist, um nur überhaupt den Verkehr aufrecht erhalten zu können.

Ich möchte bezüglichder Wirtschaftlichkeit nur noch das Eine betonen, das in der Kom¬
mission erwähnt wurde: Daß Kleinpflaster eine drei- bis viermal so lange Haltbarkeit besitzt wie
die Chanssicrung.

Ich komme zum Schluß und kann die Stellungnahme der Kommissiondahin ausdrücken,
daß sie in ihrer überwiegende!!Mehrheit diese beantragte Erhöhung des Postens mit großer Freude
begrüßt hat, uud ich hoffe, daß die Finanzlage es der Proviuzialverwaltuugauch in den kommenden

II»
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Jahren ermöglichen wird, mindestensdie gleichen Beträge für diesen Zweck in den Haushaltsplan
einzusetzen.

Ich habe die Ehre, namens der III. Fachkommission, Ihnen den Antrag der Provinzial-
verwaltung zur unverändertenAnnahme zu empfehlen. (Beifall,)

Vorsitzender Spiritus: Ich erteile das Wort dem Herrn AbgeordnetenDr. Oehler.
Abgeordneter Dr. Oehler: Meine Herren! Ich habe bereits in der Etatsrede am

Montag meine Bedenken ausgeführt, ob es richtig ist, in diesem Jahre 300 000 Mark in den
Haupt-Haushaltsplan zur Bekämpfung der Staubplage durch Kleinpflasterungvon Chausseen ein-
znstellen. Ich halte diese Bedenkenaufrecht. Ich habe den Beratungen der III. Fachkommission
leider nicht beiwohnen können, habe aber aus dem soeben gehörten Referat nichts entnommen, was
irgendwiegeeignetwäre, die Bedenkenabzuschwächen.Ich muß von neuem darauf hinweifen, daß
wir im vorigen Jahre zum ersten Male die Vorlage bekamen, wonach wir 150 000 Mark für
diese Kleinpflasterungbewilligen sollten. Es ist nicht richtig, daß damals im hohen Hause diese
Vorlage einmütig angenommenworden ist; ich weiß genau, daß gerade aus dem hohen Hause
heraus schon damals Bedenken ausgesprochenworden sind, einmal Bedenken, ob eine rechtliche
Verpflichtung der Provinzialverwaltung vorläge und zweitens, ob es überhaupt zweckmäßig sei,
Makadam durch Kleinpstaster oder Großpstaster zu ersetzen. Ein Mitglied, das gerne Automobil
fährt, machte darauf aufmerksam, daß er lieber auf makadamisierten Chausseen als auf gepflasterten
Chauffeen Automobil fahre.

Meine Herren! Der Herr Abgeordnete Graf und Marquis von und zu Hocnsbroechhat am
Montag meines Erachtens mit Recht auch die Frage aufgeworfen, ob es nicht richtig sei, diese Kosten zu
teilen. Wenn Chausseenam Eingang der Ortslage gepflastert werden, fo unterliegt es doch gar
keinem Zweifel, daß dann die betreffende Gemeinde, in deren Gebiet die Chausseeliegt, einen
Vorteil hat. Wir haben nun gehört, daß aus allen Teilen der RheinprovinzAnträge und Wünsche
geltend gemacht worden sind, die Staubplage zu vermindern und Kleinpstasterauf den Chausseen
anzubringen. Ich bin der Meinung, wenn so weitgehende Wünsche ausgesprochen sind, dann sollte
man gerade auf Grund dieser Wünschemit den einzelnen Gemeinden verhandeln und sollte versuchen,
ob sie nicht zu veranlassensind, einen Beitrag zu leisten. Ich glaube, daß das gelingenwird, daß
manche Gemeinde gern bereit sein wird, um überhaupt die Annehmlichkeiten des Kleinpstasters zu
bekommen,auch einen etwas höheren Beitrag zu geben, denn die Gemeinden sind dann meines
Erachtens in der Lage, auf Grund des ß 9 des Kommunalabgaben-Gesetzeswieder einen wesent-,
liehen Teil derjenigenKosten, die sie an die Provinz abgeführt haben, auf diejenigen Anlieger der
Provinzialchausfeenabzuwälzen,die Vorteile davon haben.

Ich muß noch auf eins aufmerksammachen. Die Provinzialchausseen,die außerhalb der
Ortslage liegen, sind, soweit sie bebaut sind, nicht mehr reine Provinzialchausseen,sondern sie haben
schon den Charakter von bebauten Straßen bekommen. Darin liegt ein großer Vorteil für die
Anlieger; sie haben nicht die Opfer bringen müssen, die sonst erforderlichsind, wenn jemand an
einer neuen Straße bauen will, wo er dann die Kosten der Straße erst selbst decken muß, sondern
sie hüben hier umsonstan einer Provinzialchaufseebauen können.

Es wurde neulich gerade auch von einer Stelle gesprochen, wo Kleinpstaster an einer
Provinzialchaufseegewünschtwurde, die durch das Gelände eines Großgrundbesitzersführt, dem
es gelungenist, eine ganze Anzahl von Baustellen zu Villenbauten zu verkaufen.

Es kann aber doch unmöglichAufgabe der Provinz fein, nun hier an dieser Stelle Klein¬
pstaster aus provinziellenMitteln herzustellen,vielmehr hat derjenige,der den Vorteil des Verkaufs
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der Ländereien hat, doch das grüßte Interesse daran, daß die Straße ordnungsmäßig hergestellt
wird. Es wird nicht richtig sein, hier Kleinpflasteraus provinziellen Mitteln oder ohne Heran¬
ziehung der betreffenden Anlieger herzustellen. Ich meine, daß diese Frage zuerst geprüft werden
müßte und daß es nicht richtig ist, vor dieser Prüfung einen so großen Betrag von 300 000 Mark
einzustellen. Ich bin sehr gern dafür, daß die 150000 Mark wie im Vorjahre eingestelltwerden,
möchte aber bitten, daß die übrigen 150000 Mark einstweilen gespart werden. Ich habe am
Montag darauf hinweisen müssen, daß wir Schulden haben; wir haben in sehr erheblichemUmfange
Schulden bei dem Baufonds zu bezahlen, und wir muffen das Geld, das wir übrig haben, für
andere Zwecke zurücklegen. Es ist richtiger, das Geld nicht auszugeben,sondern es zu sparen. Es
wird sich meines Erachtens empfehlen, die 150 000 Mark in den Ausgleichsfondszu bringen.
Der Ausgleichsfoudshat jetzt «25 000 Mark und wenn wir ihm 150000 Mark zuwenden, dann
steigt er auf 975 000 Mark, also auf beinahe 1 Million Mark, Aber ich habe auch fchon neulich
darauf hinweisenmüssen, daß ein derartiger Ausgleichsfondsnoch viel zu klein ist; wir müssen
meines Erachtens anstreben, einen Ausgleichsfondsvon mehrerenMillionen zu bekommen,damit
wir bei einer ungünstigenZeit wenigstensauf ein bis zwei Jahre eine Steuererhöhung vermeiden
tonnen. Jedenfalls möchte ich den Vorbehalt, der im vorigen Jahre gegenüber der ganzen Vorlage
gemacht worden ist, noch einmal betonen und aufrecht erhalten. Meines Erachtens ist das eine
Ausgabe, die unbedingt aus dem Haushaltsplan verfchwinden muß, sobald wir genötigt sein sollten,
zu einer Steuerhöhung zu kommen. . , . . .

Ich möchte mir den Antrag erlauben, den ich auch schriftlich formuliert habe; in den
Haupt-Haushaltsplan statt der 300 000 Mark nur 150 000 Mark zu Maßnahmen für die
Bekämpfungder Staubplage infolge des Kraftwagenverkehrsauf den Provinzialstmßen einzustellen
und die hierdurchfreiwerdenden 150000 Mark in den Ausgleichsfondsfließen zu lassen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Krawinkel.
AbgeordneterKrawinkel: Meine Herren! Die Bedenken, die Herr Oberbürgermeister

Dr. Oehler geltend gemacht hat, werden der Sachlage durchaus nicht gerecht. Es wird meines
Erachtens nicht bestlitten werden können, daß die Staubplage von den Automobileneine Landplage
geworden ist, au der die Anlieger und nächsten Nachbarn der Straßen absolut keine Schuld trifft.
(Sehr richtig!) sie wird wenigstens übelwiegend durch auswärtige Automobilbesitzer ins Land getragen
und ist zum Schrecken der Bevölkerunggeworden, von dem sich jeder, der draußen herumkommt, alle
Tage überzeugen kann, wenn das Publikum in jäher Flucht nach rechts und links m die Chaussee-
gräben und darüber hinausstürmt, um nur derartigen Ungeheuernaus dem Wege zu gehen.

Ueber die Rechtslagewill, wie der Referent schon berichtet hat, die Kommission sich nicht
ausdrücklich auf einen anderen Standpunkt stellen, als es der Plovinzialausschuß durch den Mund
des Herrn Landeshauptmanns getan hat. Aber die Tatsachen, wie sie vorliegen lasse» doch das
Verhältnis in einem anderen Lichte erscheinen, man muß sich fragen, ob denn diese unzuträglichen
und unerträglichenZustände unwidersprochen und ungebessert fortdauern follen, zumal die Pr°wnzlal-
verwaltung bei ihrer Straßenunterhaltung glücklicherweisedie Erfahrung gemacht hat. daß Klein¬
pflaster eine außerordentlichviel bessere Uuterhaltung darbietet, "s, das m der gewöhnlichen
Chaussierungmit Makadam der Fall ist. So treffen in Wirklichkeit die Interessen des Publikums
mit deu Interessen der Provinzialstraßen-Verwaltungin fehl vielen Fällen W °mmeu Es kann
gal nicht geleuguetwerden, daß der heutige Verkehr eine außerordentlichviel starlere Inanspruch¬
nahme der Provinzialstraßen auf zahlreichen Streckenzur Folge hat und dementsprechend M) auch
die Unterhllltungslastgewaltig steigert. Es ist zudem in der Kommission. w,e der Herr Referent
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schon erwähnt hat, mitgeteilt worden, daß gewisse Strecken mit Makadam heute überhaupt nicht
mehr zu unterhalten sind, weil sie mit einer solchen Schnelligkeit zerstört werden, daß alle paar Jahre,
ja alle Jahre eine neue Decke aufgetragen werden mnß, und von durchaus erfahrener Seite, — von
dem Vertreter einer größerenStadtgemeiude— ist anerkannt worden, daß es viele Strecken gibt —
mich in Städten — die eine wahre Last für die Gemeindensind und mit Chaussierungnicht weiter
zu unterhalten seien. Wenn man das anerkenntund dazu gehört hat, daß die Provinzialverwaltnng
ihrerseits sagt, daß sie gegenüber den steigenden Anforderungen,die die Unterhaltung der Pruvinzial-
straßen mit sich bringt, bisher nur imstaude gewesen sei, die Steigerung der Kosten durch die Um-
wcmdelung von chaussierten Streckenin Kleinpflastervergleichsweise niederzuhalten,dann glaube ich,
braucht mau sich über die Rechtsfrage gar nicht mehr zu streiten, sondern kann ruhig sageni Es
liegt hier auch ein sehr starkes Interesse der Provinzialverwaltuug selbst vor, Kleinpflasteranzulegen
und nicht bei der alten Art der Unterhaltung mit Chaussicruugund Makadam zu bleiben. (Sehr
richtig!) Unter solchen Verhältnissenbin ich der Meinung, daß man dieselben Erfahrungcu macht,
wie dies auch bei der Eisenbahuunterhaltnng der Fall gewesenist. Der steigeude Verkehr, die
immer schwereren Lasten, die immer schwererwerdenden Lokomotivenund Wagen haben bei der
Eisenbahn dahin geführt, daß anstelle der 36 K^-Schicnen mit der Zeit 42 und 45 Kß-Schicnen
angelegt wurden sind und darunter hat die Wirtschaftlichkeit des Eisenbahnbetriebesnicht nur nicht
gelitten, sondern gewonnen. Hier haben wir es mit einer ganz ähnlichen Erscheinungzu tun: Die
Chaussierungkann den schweren Automobilen nnd den schnell fahrenden Fahrzeugen, die außer¬
ordentlichrasch durch ihre Bewegung wie durch das Ansaugen des Gummis die Straßen zerstören,
keine bessere Abhilfe bieten, als durch Kleinpstaster.

Es ist festgestellt, daß die Teerung — sowohldie Innenteernng wie die Oberflächenteerung
— nach dieser Richtung versagenoder unverhältnismäßig kostspielig bei vergleichsweise sehr geringer
Wirknng sind. Darum ist die Fachkommission nach reiflicherErwägung in ihrer großen Mehrheit
der Ueberzeugunggeworden,daß hier eine Maßnahme vorgeschlagen wird, bei der die Provinzial-
straßen-Verwaltungam allerbestenfährt uud das beste Geschäftmacht, und wenn sie nicht dazu
gekommen ist, Ihnen vorzuschlagen, etwa der Absicht des Herrn Grafen von Hoensbruech entsprechend,
allgemeindie Gemeindenmit heranzuziehen,wie dies soeben noch wieder Herr Oberbürgermeister
Oehler befürwortet hat, fo liegt das daran, daß ja in manchen Fällen allerdings die Erncnerung
einer Decke noch hinausgeschobenwerden kann, während die beteiligten Kommunalverbändeoder
Interessenten doch ein großes Interesse daran haben, es rascher bewirkt zu bekommen und dann sich
ja auch bei den Kosten mit einem mäßigen Betrage beteiligenkönnen. Dem hat die Fachkommission
nicht entgegenwirken wollen; aber im ganzen ist sie einmütig,bis auf eine verschwindendeMinderheit
(Heiterkeit)der Ueberzeugung geworden,daß die Lösuug, wie sie uus der Pruviuzialausschnß vor¬
geschlagen hat, durchaus sachgemäß nnd richtig sei, ja, ich kann sagen, daß der eifrigsteGegner
dieser Maßnahme selbst erklärte, dann möge die Pruvinziatverwaltuugdie Ausgabe in den gewöhnlichen
Haushaltsplan aufnehmenuud nicht als besondere Ausgabe buchen lassen, dann werde auch er nach
den Ausführungen, die ihm gemacht wurden feien, die Zweckmäßigkeit anerkennen. Wenn Sie also
an der Form, in der dieser Kredit gefurdert wird, Anstoß nehmen, dann wird, glaube ich, die
III. Fachkommission im nächsten Jahr keinerlei Bedenken tragen, auch diesem Gedankennachzngcbcn,
(Heiterkeit.) Ich sollte aber glauben, daß, so wie die Sachen liegen, die Ausführungen des Herrn
Referenten wie diejenigen des Herrn Landeshauptmanns hinreichend Grund bieten, nm den Voran¬
schlag vollinhaltlichzu genehmigen.
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Da ich nun einmal am Worte bin, gestattenSie mir noch eine Bemerkung gegenüber
den etatsrecktlichen Bedenken und der Anwendungder Geschäftsordnung, wie sie Herr Oberbürger¬
meister Oehler gewünscht hat. Ich meine nämlicheinmal, daß unsere Geschäftsordnung einen zuver-
lässigen Anhalt für diese Behandlung bildet, wie sie beliebt worden ist. daß aber darüber hinaus
doch anch noch das Verfahren gelten sollte, das man ebenfalls im Reichstag und ,m Abgeordneten-
Hanse übt, in besonderen Fälleu nicht nur Kommissionen in einmaligerBesetzung unt derartigenfach¬
lichen Angelegen eiten zu betraue,, souderubei der Auswahl der Mitglieder der Bndgetkommyston
nach der Natnr der zur Verhandlung stehenden Hanshaltspläne tue Mitglieder wechseln zn lassen,
das heißt, in die Bndgetkommission je nach der Angelegenheit, die dort verhandeltwird ,e nach den
Haushaltsplänen, also beispielsweise bei der Finanzverwaltung, w der Handels- >md Gewerbe¬
verwaltung oder beim Ministerinn, des Innern immer wieder emen Wechseln.
treteu zu lassen, die mit der Staatsregierung und ihren Vertretern darüber m er Budgetkommission
verhandeln,anstatt einen festen Bestand zu schassen, der für alle Hanshaltsplane von vornherein
als gegeben gelte. Ich glaube, daß man damit den Geschäftendes Landes nnd auch nnserer
Provinz am besten gerecht wird, nnd ich bitte Sie. auch über derartige Bedenkenm Zuknnft das
gleiche Votum zu fällen, wie Sie es am Montag hier getan haben (Beifall).

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Landeshanptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Wenn ich sehr eigennutzig sei« wollte dann

würde ich sagen: Ich freue mich unendlich über den Antrag, den Herr Oberürgermeifter I>. Oehler
eingebracht hat. Jetzt bekomme ich jeden Tag große Stöße von Klagen über den St üb Dam
könnte ich d ese Stöße einfach beiseite legen und mir Formulare drucke,, lasse,, auf denen seh u
würde: Der Provinziallandtag hat alle Mittel abgelehnt, laßt mich m t Euern Klagen über S aub-
Plage in Frieden, Dann wäre mir geholfen. Aber ich kann es nicht und m°chte °' «ch mch.
ich halte es für ein °°di,e «M^ der Provinz, daß der Schmutz der auf en S raß stch,
und Miseren Eiuwohuern. den Spaziergängern so schädlich ist. der die Grnndsückeder Lente ent¬
wertet, nach Möglichkeit beseitigtwird. (Sehr richtig! und Beifall.) Ich bm überzeugtund bleibe
bei dem Staudpunk daß wir rechtlich nicht verpflichtet find. Ob die Rechtsfrage so entschieden
werden wird, weiß ich nicht. Bringen wir sie znr Entscheidung, nun wird Herr Oberbürgeme.stn
Oehler ja sehen, daß es mit 300 000 Mark nicht gemacht 'st ondern daß nur einige Mllm n
alljährlich in den Hanshaltsplan einzustellen h°ben. (Sehr richtig!) Dem mochte ,ch zuvor kommen,
indem ich mit Kleinigkeiten helfe. (Beifall.) ^ „„ ^ « «

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Holle
Abg ordueter Holle: Meine Herren! Ich würde es anch für ^h^',"".'" ""

in diesem Punkte Entgegenkommen zeigt. Ich betrachte aller ings diese 300 000 Mml , cht s
eine Spezialausgabe gerade für die Staubbekämpfung- will ich em.ual ^gen^. s°de" be¬
haupt al eiue Vermehrnng unseres Wegeunterhaltungs-Haushaltspla,^ Der
Hanshaltsplan beträgt jetzt 7.4 Millionen Mark. Aus diesen '>' Millionen Ma machu Se
dann eben einen Haushaltsplan von 7.7 Millionen Mark, nm damit °"e ««besser Wege^
Haltung auszuführen. Sie verbessern die Wegennterhaltnngnicht ganz durchgehend°uf a^n St ck

enn die Straßen sind ja im allgemeinen recht gut. sondern Sie verbessern ie Wegen« erhalt.,.^
gerade an einer Stelle, wo die bisherigeWegeuuterhaltnugals besonders «nzulangüch ^ ch men ift^
nämlich am Eingang der Dörfer, wo einmal der dnrch die Mto.uo'lfuhrwerle auf w,rb te Staub
als gauz besouders lästig empfunden wird nnd wo andererseits der Verschleißder Strecke ganz
besonders lebhaft ist.
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Wenn wir nun einen besonderen Fonds schaffenund gerade an diesen besonders wunden
und meistgefährdeten Stellen, bei langen Straßenstreckeii vornehmlich helfend und bessernd eingreifen,
dann, follte ich meinen, müßte es vielleicht auch möglich sein, an anderen Streckenwieder zu sparen,
kurzum, ich würde diese 300 000 Mark, die eine Vermehrung unseres Wegebau-Haushaltsplans
von noch nicht einmal 5 °/„ darstellen,angesichts der fortschreitenden Verkehrs- und Transportmittel
ruhig bewilligen und diesen verhältnismäßig kleinen Posten gegenüber den großen Ausgaben im
Haushaltsplan nicht zu sehr auf die Goldwage legen; denn wir dienen damit einmal hygienischen
und zweitens auch wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Wir verbessern die Wegeunterhaltung an den
Stellen, wo sie ganz besonderswund ist, und dann, meine ich, haben wir doch auch hier in der
Provinz immer das Bestrebengehabt, zusammenzu wirken,und haben nicht jede einzelne Ausgabe
auf die Goldwage gelegt, um zu prüfen, ob sie nun dem einen Teil oder dem anderen besonderen
Vorteil bringt, sondern wir haben uns bestrebt,insgesamt an der Besserung der Verhältnissemit¬
zuwirken, und ich glaube, auch deshalb sollte« wir aus PrinzipiellenGründen schon nicht dazn
kommen, bei diesem verhältnismäßig kleinen Betrage von 300000 Mark eine Vorausbelastnng
dieser kleineren Gemeinden eintreten zu lassen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Heer Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Ueber die Frage, wo man die

300000 Mark einstellt, ob in den gewöhnlichen Haushaltsplan oder in eine besondere Vorlage, läßt
sich reden. Aber gerade im Interesse des Landtages sind diese 300 000 Mark nicht in den
gewöhnlichenStraßenbau-Haushaltsplan eingestellt, sondern sie sind separat behandelt worden. Es ist im
vorigen Jahre ausdrücklich gesagt worden: Kommen einmal schlechteZeiten, dann kann man diese
150000 oder jetzt 300000 Mark streichen. Sind diese 300 000 Mark aber einmal allgemein-im
Straßenbau-Haushaltsplan eingesetzt, dann suchen Sie einmal heraus, wo Sie streichen können, dann sind
sie für den gewöhnlichen Bedarf der Strecken zu verwenden, und da können Sie nicht so leicht
streichen. (Sehr richtig!)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht.
Ich frage, ob der Herr Berichterstatter noch das Wort wünscht. — Das ist nicht der

Fall. Der Herr Berichterstatterverzichtet.
Ich schließe die Verhandlung.
Meine Herren! Zu dem Hauptantrage, der hier in der Drucksache Nr, 17 vorliegt, hat

der Herr AbgeordneteDr. Oehler einen Abänderungsautrag gestellt, und zwar dahingehend,statt der
300 000 nur 150 000 Mark für die Staubbekämpfung zu bewilligen und die dann freiwerdenden
150000 Mark dem Ausgleichfondszn überweisen.

Meiner Ansicht nach hätten wir über diesen Antrag als über einen Abänderungsantrag
zu dem Hauptantmgc zuerst abzustimmen. Dagegen erhebt sich kein Bedenken. Ich bitte also die¬
jenigen Herren, die den Antrag des Herrn Abgeordneten Oehler annehmen wollen, aufzustehen.
(Geschieht. Zuruf: Verschwindende Minderheit.) Das war die Minderheit. (Heiterkeit, Unruhe,
Glocke des Vorsitzenden)

Ich bitte diejenigen Herren, die den Hauptantrag annehmen wollen, aufzustehen. (Geschieht,)
Das ist die große Mehrheit.

Wir fahren in unserer Tagesordnung fort. (Unruhe, Glocke des Vorsitzenden.) Wir
kommen zu dem Antrage Nr. 22.

Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend die Herstellung einer Fahrstraße im Saartale
zwischen Mettlach und Vaaiburg,
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Berichterstatter ist Herr Abgeordnetervon Kruse. Ich gebe ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordnetervon Kruse: Meine Herren! Sie finden den Bericht und

Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Herstellungeiner Fahrstraße im Saartale zwischen
Mettlach und Saarburg in DrucksacheNr. 18. Zwischen dem dichtbevölkerten,industriereichen Saar-
revier mit seiner Hauptstadt Saarbrücken und Trier und dem betreffenden Moselgebietbefindet sich
eine Provinzialstraße, die zunächst von Saarbrückenüber Völklingen,Saarlouis, Merzig bis Mett¬
lach dem Laufe der Saar ohne erhebliche Steigungen folgt, die dann aber von Mettlach mit sehr
großen Steigungen und gefährlichen Kurven die Höhen bei Weiten und Freudenburg erklimmtund
dann mit sehr scharfem Gefalle nach Saarburg hinabsteigt. Von Saarburg bis Trier verlauft die
Straße dann wieder in mehr ebener Linie. Die Verkehrsverhältnisse auf dieser Strecke von Mettlach
bis Saarburg sind durch die Ueberwindungder großen Höhenunterschiede so außerordentlich schwierig,
daß nur geringe Wagenladungen und diese auch nur mit außerordentlichem Zeitverlust auf dieser
Strecke befördert werden können. In winterlichen Zeiten ist die Straße bei Glatteis fast unpassierbar,
und auch bei starkein Schneefall stockt der Verkehr fast gänzlich auf ihr. Es gibt nun noch eine
Provinzialstraße, die Trier mit Saarbrücken verbindet. Sie geht auch auf dem rechten Ufer der
Saar unter Ueberwindung der hohen Wasserscheiden der Saar und einiger anderer kleiner Flüsse
von Saarbrücken über Lebach,Weißkirchen und Zerf nach Trier und sie muß auf dem Plateau des
Hochwaldesin einer Höhe von 700 in den Verkehr aufnehmen. Auch diese Straße ist wegen der
außerordentlichenHöhen-Differenzen für einen schweren Durchgangsverkehrnur wenig benutzbar.
Es haben deshalb schon seit Jahren in den interessierten Kreisender Saar Verhandlungendarüber
stattgefunden,ob sich diese außerordentlich fühlbaren Uebelstände, die weniger für den lokalen Verkehr
als für den großen Durchgangsverkehrin Betracht kommen, nicht in einer oder der anderen Weise
abändern lassen.

Meine Herren! Von Mettlach bis Saarburg ist das Saartal tief und eng eingefchnitten.
Es wird fast ganz durch den Fluß und durch den Eisenbahndamm, auf dem die Staatsbahn
Saarbrücken-Trier läuft, ausgefüllt. Wenn hier noch etwa links von der Eisenbahn ein Weg gebaut
werden sollte, so würde das nur unter Ueberwinduugaußerordentlichertechnischer Schwierigkeiten
und mit gewaltigenKosten sich ermöglichen lassen.

Man ist daher auf deu Gedanken gekommen, den bestehenden Leinpfad entsprechend zu er¬
höhen, damit er in jeder Jahreszeit hochwasserfreidaliegt, und ihn zu einer Gemeindestraße auszubauen.

Auch die Kosten dieses Projettes sind nicht unbedeutend. Sie betragen bei einer Länge von
11 Km 530 000 Mark, Die beteiligten Kreise Saarburg und Merzig haben nun beschlossen,diesen
Weg auszubauen und zu uuterhalten und haben sich bereit erklärt, auch unter Heranziehungvon
einigen interessierten Gemeinden 280 000 Mark für diesen Wegebau aus Kreis- und Gemeinde¬
mitteln aufzubringen. Sie haben dann ferner gebeten, daß die fehlende Summe von 250 000 Mark
aus Provinzialmitteln als Beihilfe gegeben werden möge.

In Uebereinstimmungmit dem Vorschlagedes Provinzialausschusseshat die III. Fach¬
kommission die Notwendigkeitdieses neuen Straßenbaues aus den allgemeinen Verkehrsrücksichten,die
ich mir schon erlaubt habe zu kennzeichnen,anerkannt. Es kommt aber auch ganz wesentlich hinzu,
daß auch die Militärverwaltung an dem Ausbau dieser Zwischenstrecke erheblich interessiert ist. Das
Divisionskummando in Trier hat wiederholt nachdrücklichdarauf hingewiesen,wie sehr die Bewegungs¬
freiheit der Truppe« in dieser Gegend durch das Fehlen einer leicht und schnell befahrbaren Ver¬
kehrsstraße zwischen Trier und der mittleren Saargegend beeinträchtigtist und wie im Ernstfälle
eine solche Straße für den Aufmarfch und die Schlagfertigkeitdes Heeres von größter Bedeutung
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sein würde. Also, meine Herren, auch aus diesem Grunde, der doch wohl in unserer Zeit, — das
brauche ich ja nicht weiter auszuführen — ganz besonders ernste Beachtung verdient, wird man die
Notwendigkeitder Herstellung dieses Verbindungsstückesvon Mcttlach nach Saarburg auerkeunen
müssen. Der Provinzialausschußhat sich daun hinsichtlich der Erledigung der Kostenfrngeauf deu
Staudtpuukt gestellt, daß es sich hier um ein außergewöhnliches Verkehrsbedürfnishandelt, das auch
aus den bereiten Beständen, also aus außerordentlichenMitteln seine Befriedigung finden kann.

Es kommt hinzu, daß durch diese Wegestreckeunmittelbar nur die Ortslage von Serrig
berührt wird, daß also die einzelnen Gemeinden weniger an der Ausführung dieses Projektes
interessiertsind als das große Ganze der Saar- und Moselgegend.

Der Provinzialausschußbeantragt demgemäß:
„Der Provinziallandtag wolle für die Herstellung einer fahrbaren öffentlichen Straße
im Zuge des Saartales zwischen Mettlach und Saarburg den Betrag von 259000 Mark
aus Titel VI Nr. 2 des Haupt-Haushaltsplans in der Weise bewilligen, daß in den
nächsten 5 Jahren je 50 000 Mark zu Verfügung gestellt werden."

Auch die III. Fachkommission war der Ansicht,daß mau von den beteiligtenKreisen und
Gemeinden eine höhere Leistung als 280 000 Mark bei den ihnen sonst noch obliegenden Wege¬
bauverpflichtungenunmöglichverlangen könnte, und daß ganz besondersauch dazu kommt, daß diese
beteiligtenKommunalverbändeauch die kostspielige Unterhaltung dieses Weges auf sich genommen
haben. Mit Rücksicht hierauf habe ich die Ehre, namens der III. Fachkommissionden Vorschlag
des Provinzialausschusseszur unveränderten Annahme zu empfehlen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Ich frage, ob das Wort gewünscht wird.
Es ist nicht der Fall. Dann darf ich ohne weitere Abstimmung feststellen,daß Sie die

Vorlage angenommenhaben.
Wir verhandeln weiter über Nr. 23:

Antrag der III. Fachlommifsion zu dem Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die Uebersicht über den Eisenbahnfonds und die Förderung von
Bahnunternehmungen.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteGerdes, dem ich das Wort erteile,
Berichterstatter Abgeordneter Gerdes: Meine Herren! Als Drucksache Nr. 19 liegt

Ihnen der Bericht des Provinzialausschussesvor, der eiue Uebersichtüber die Verwendungdes
Eisenbahnfondsund die Förderung der Vahnnnternehmungenenthält. Diefe Ueberficht ist erschöpfend
nnd so durchsichtig,daß ich mich hier eigentlich weiterer Bemerkungen zu ihr enthalten könnte.
Aber es hat doch einiges Interesse, in diesem Iubiläumsjahre, in dem der Eisenbahnfonds20 Jahre
verwendetwird, einige Zahlen aus dieser Zusammenstelluugherauszuheben. Es siud bisher von
den 50 Millionen, ans die der Fonds im Jahre 1911 von 38 Millionen erhöht wurde, ruud
46 710 000 Mark verwandt worden, so daß gegenwärtig noch 3 290 000 Mark verfügbar sind.
Dieser Fonds oder Kredit ist in der Weise verwaudt worden, daß in den ersten 5 Jahren
16 Millionen Mark, in den nächsten 10 Jahren 8 Millionen Mark und in den letzten 5 Jahren
22 Millionen Mark zur Verwendung gebracht worden sind. In den letzten drei Jahren hat die
Verwendungdie Höhe von 14 720 000 Mark erreicht, also von jährlich 4 906 000 Mark.

Wenn mm im Bericht die Feststellung getroffen ist, daß gegenwärtignoch 3 292 000 Mark
verfügbar sind und daran die Bemerkung geknüpft ist, daß voraussichtlichdieser Betrag ausreichen
würde, um die diesjährige Inanspruchnahme zu befriedigen, so könnte man fragen, ob er auch
wirklich ausreichenwird. Die durchschnittliche Verwendung in den drei letzten Jahren ist ja um
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1 700 000 Mark höher. Es ist uns aber von der Provinzialverwaltung in der Fachkommission
die Erklärung abgegeben worden, daß voraussichlich,in Anbetracht des gegenwärtigen Standes der
Politischen Lage und des Geldmarktesein Abheben dieses Fonds für 1913 nicht zu gewärtigensei,
und es ist darauf hingewiesen worden, daß äußerstenfalls, sofern wider Erwarten diese Inanspruch¬
nahme weiter greifen sollte, der Weg beschicktenwerden könnte, der im Jahre 1911 für gangbar
befundenwnrde, daß der Proviuzialausschußvorbehaltlich der nachträglichen Genehmigung durch den
Provinziallandtag die erfordertenBeträge bereit stellt.

Aber, meine Herren, diese Steigerung der in den Ziffern zum Ausdruck gebrachte»Inan¬
spruchnahme legt die Erwägung nahe, im nächsten Jahre bei der Ausstattung des Fonds reichlichere
Mittel bereit zu stellen als bei der lctztnmligen Bemessung.

Meine Herren! In der III. Fachkommission wurde dann weiter die Frage der Verstaat¬
lichung der Kleinbahnendes Kreises Bergheim gestreift, einer Verstaatlichung,die uns zum ersten Male
begegnet uud an die seinerzeit bei der Schaffung des Kleinbahnfonds kaum gedacht worden ist,
insbesondereauch insofern nicht gedacht worden ist, als bei der Hergabe der Darlehen keinerlei
Vorbehalte gemacht worden sind, welche die Provinz dahin sicher stellen, daß im Augenblick der
Verstaatlichungdie gewährten Darlehen rückzahlbar werden. Der Kreis Bergheim hat seinerseits
diesen Netrag zurückgezahlt. Ob eine rechtlicheVerpflichtung dafür vorgelegen hätte, kann zweifelhaft
sein, und ob andere Kreise in gleicher Lage die Rückzahlung leisten würden, kann erst recht zweifel¬
haft sein. Jedenfalls erscheint es angezeigt, angesichtsdieser Erfahrung in die Bedingungenfür
Hergabe der Darlehen für die Folge aufzunehmen— und die Fachkommission hat sich mit einer
dahingehenden Anregung an die Provinzialverwaltunggewandt —, daß im Falle einer Verstaat¬
lichung im Augenblicke der Uebernahmedurch den Staat auch die Darlehen rückzahlbar weiden.

Meine Herren! Es ist aber anläßlich dieses Falles weiter zur Sprache gekommen, daß
der Kreis Bergheim gegenüber dem Staate nicht diejenigen Mitleistungen in Anrechnunggebracht
hat, welche die Provinz mit ihm zusammenbei der Erbauung der Kleinbahnengemacht hat. Es
heißt im Kleinbahngesetz ausdrücklich,daß, wenn der Staat eine Kleinbahn verstaatlicht, er der
betreffenden Gesellschaft oder dem betreffenden Unternehmer die volle Schuldenlastzu erstatten hat.
Darunter wird man doch alle diejenigen Aufwendungen zu begreifen haben, welche für die Schaffung
der Bahn gemacht worden sind. Es muß dabei gleichberechtigt ueben den Kreis bezw. neben den
Unternehmerauch die Provinz als mitleistend rücken. Allerdingswürde ja wahrscheinlichder Staat
dazu sagen: Du Kreis selbst hast nur eine Verpflichtungin Höhe von 3°/«- Die Provinz kommt
als mitleistendnicht in Betracht, da sie an der Bahnunternehmuugnicht beteiligt ist. Daraus
wird sich eiue Erwägung nach der Richtung hin ergeben, ob man nicht bei der Hergabe des Dar¬
lehens den Kreis in der vollen Höhe der Darlehnzinsenzum Ziustrager macht, wobei die Provinz
ihm gegenüber durch einen besonderenVertrag die anteiligeZinsleistnng übernimmt. Der Darlehen
nehmendeKreis müßte sich alsdann der Provinz gegenüber verpflichten,seinerseitsdem Staate
gegenüber später die volle Schuldenlast zu liquidieren und er hätte seinerseitsaus der Abfindung,
die ihm zufallt, der Provinz eine Teilquote zu erstatten, welche ihrer Zinsmitleistungentspricht.

Meine Herren! Es ist dann in der Fachkommission noch die Frage berührt worden, wo¬
hin denn eigentlich diese Darlehen geflossen sind. Es besteht wohl vielfach anscheinend die jedenfalls
irrige Meinung, als wenn die ländlichen Kreise in erster Linie den Kleinbahnfondsabsorbierten.
Das trifft ganz' und gar nicht zu; es sind in erster Linie die einer industriellenEntwickelung ent¬
gegengehenden Kreise gewesen, welche diesen Fonds von 50 Millionen verbraucht haben. Dabei
fallen auf die Städte etwa 9 ^ Millionen und der Rest auf diese so gearteten Kreise.

12«
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Meine Herren! Es ist doch wünschenswert, daß dies hier festgestellt wird, um Irrtümern,
die darüber laut geworden sind, rechtzeitig Zu begegnen. Es liegt ja auf der Hand, daß nur die
wohlhabenderen, entwickelungsfähigen und darum leistungskräftigen Kreise zu Kleinbahnunternehmunge»
übergehenkönnen. Die ärmeren Kreise müssen warten, bis die Beglückung mit staatlichenNeben¬
bahnen an sie kommt und dann wird ihnen der Grunderwerb auferlegt. Unter dem Gesichtspunkt,
daß angesichtsdessen eine gewisse Ausgleichungfür diese Kreise stattfinden möchte, hat bisher der
Provinziallandtag in gewissen Ausnahmefällen notleidendenKreisen eine Mitleistuug zur Deckung
dieser Grunderwerbskostenbei Nebenbahnen gewährt, die ja eine ähnliche erschließende Bedeutung
haben, wie die Kleinbahnenfür andere Kreise. Es ist das aber nur ein ganz verschwindender Teil,
denn es sind von den 46 Millionen nur rund 400 000 Mark, also noch nicht ein Hundertstel.

Es mag in diesem Zusammenhang auch ein gewisses Interesse haben, zu hören, wie sich
die Beträge auf die einzelneu Bezirke verteilen. Es sind verwendet für den Regierungsbezirk Trier rund
2107000 Mark, den Regierungsbezirk Coblenz 4122000 Mark, den Regierungsbezirk Aachen 7491000
Mark, den Regierungsbezirk Cöln 14 982 000 Mark und den Regierungsbezirk Düsseldorf 1? 691000
Mark. Meine Herren, wenn ich dem noch hinzufüge, daß mit diesem Fonds 1522 Km Klein¬
bahnen gebaut worden sind, dann kennzeichne»diese Zahlen wohl die Bedeutung, welche in einer
Erleichterung der Schaffung von Grundlagen für die heimische Wirschaftsentwickelung diefer Klein»
bahnfonds liegt. Und wenn in diesem Iubiliiumsjahre, wie ich es vorhin nannte, die Provinz und
ihre Verwaltung mit Stolz auf die Arbeit für die Entwicklungder Heimat zurückblicken,ich glaube,
dann dürfen sie auch mit Stolz darauf zurückblicken,daß so weitsichtig und großzügigvor 20 Jahren
dieser Kleinbahnfondsgeschaffen worden ist und sie dürfen daraus die Folgerung herleiten, daß es
eine der wesentlichsten Aufgaben, eine ebenso schöne wie lohnende,eine ebenso dankbare wie wichtige
Aufgabe für die Zukunft bleibt, auf diesem Wege der Förderung des Bahnwesens fortzuschreiten.
(Beifall.)

Meine Herren! Ich habe namens der III, Fachkommission die Ehre, dem hohen Hause
vorzuschlagen, es möge den Bericht des Provinzialausschussesüber den Kleinbahnfondsdnrch Kenntnis¬
nahme für erledigt erachten.

VorsitzenderSpiritus: Sie haben den Vorschlag des» Herrn Berichterstatters gehört.
Ich frage, ob das Wort gewünscht wird.

Das ist nicht der Fall. Ich stelle fest, daß Sie den Bericht durch Kenntnisnahme für
erledigt erklären.

Wir gehen zu Nr. 24 über:
Antrag der III. Fachkommiffion zu dem Bericht und Antrag des Provinzilll«
ausfchusses, betreffend die Bewilligung von Darlehen aus dem Kleinbahn¬
fonds an Kreise und Gemeinden znr Aufbringung der Grunderwerbskosten
für staatliche Nebenbahnen.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnetevon Görschen,dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordnetervon Görschen: Meine Herren! Es handelt sich um die

Drucksachen Nr. 20 und 33. Da die Väter dieses Antrages vom vorigen Jahre leider diesmal
dienstlich verhindert sind, für das Fortkommenihres Kindes in der Kommissionund im Plenum zu
sorgen, hat mich die Fachkommission von amtswegenhier als Vormund bestellt.

Der Antrag vom vorigenJahre ging dahin, daß aus dem KleinbahnfondsDarlehen nnter
denselbenBedingungen wie für Kleinbahnen auch zum Grunderwerb bei staatlichenNebenbahnen
gegebenwerden möchten. Zunächst schien dies unbedenklich zu sein und Entgegenkommenbei der
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Provinzialverwaltung zu finden. Aber in der Verhandlung des vorigen Jahres war dann das
Bedenken aufgetaucht,daß sich die finanzielleTragweite dieses Antrages nicht genügend überschauen
lasse, und daß vielleicht zu befürchten sei, die KleinbahnenbauendenKreise und Gemeindenmöchten
auch für den Grunderwerb für die Kleinbahnen mit einer ähnlichen Anforderung an die Provinz
herantreten. Aus diesem Grunde hat damals der Provinziallandtag die Sache an den Provinzial-
ausschuß zur erneuten eingehenden Prüfung zurückverwiesen. Diese Prüfung hat in der sorgsamen
Weise, wie wir sie gewöhntsind, stattgefunden,und es hat fich ergeben, daß, wenn man in den
letzten 10 Jahren jedes Jahr bei den staatlichenNebenbahnen,die gebaut wurden, zu den Grund-
erwerbskosten in dem Maße und mit den Vergünstigungen Darlehen gegeben hätte, wie dies zu den
Kosten der Kleinbahnen geschieht,dann an Iinsverlust für die Provinz jährlich 3000 Mark ent¬
standen wären, oder im ganzen in den 10 Jahren 30 000 Mark. Es hat sich nämlichheraus¬
gestellt, daß ungefähr 14 Millionen für Grunderwerbskostenaufgewandt find, von denen rnnd
9 Millionen auf die Kreise und Gemeindengefallen find, während den Rest der Staat übernahm.
Nach den oben erwähnten Grundsätzenergeben sich also diese 30000 Mark. Sie sehen, daß diese
Tragweite an und für fich außerordentlichgering ist. Wenn 30 000 Mark, wie sie beim Stände¬
fonds mehr eingefetzt worden sind, zu diesem Zweckeverwandt würden, dann könnte man 10 Jahre
lang dem Wunsche der III. Fachkommission entsprechen, und wenn 300 000 Mark, wie sie für
Bekämpfungder Staubplage bestimmtsind, eingesetzt worden wären, dann hätten wir auf 100 Jahre
dafür gesorgt, daß zu den Grunderwerbskosten in dieser Weise beigetragenwürde. (Heiterkeit.)

Der Provinzialausschußhat nun allerdings gesagt, das kann sich etwas steigern, weil die
Grundstückspreise erheblich gestiegen sind; aber es wird felbst von ihm nur damit gerechnet, daß der
auf die Provinz fallende Zinsverlust von 3000 Mark jährlich auf 3500 Mark oder höchstens
4000 Mark steigen würde. Also an und für sich ist der Autrag in seiner finanziellenTragweite
unbedenklich, was auch wohl weder von der Provinzialverwaltung noch vom Provinzialausschuß
bestritten wird.

Aber, meine Herren, man denkt, daß dieser Antrag andere Folgen nach sich ziehen könne,
die sich doch für die Provinz schwerwiegendergestaltenmöchten. Zunächst hat man ein Mißtrauen
gegen den Staat. Der Staat gibt jetzt, muß ich vorbemerken, bei leistungsschwachenKreisen und
Gemeindengeschenkweise einen Beitrag zu den Grunderwerbskosten staatlicherNebenbahnen, wahrend
er an leistungsfähigeKommunalverbändedie Anforderung stellt, zu den Grunderwerbskostenfür
Nebenbahnen den gefordertenGrund und Boden unentgeltlichherzugeben. Man sagt nun, wenn
die Provinz jetzt auch, entgegen der früheren Praxis, helfend dabei eintritt, dann wird eben der
Staat seine Beiträge entsprechend kürzen oder er wird auf diefen Fall das anwenden, was in fo vielen
Fällen dauernde Uebung geworden ist, daß der Staat, die Provinz und die Beteiligten je ein
Drittel tragen; und dann wird es allerdings eine außerordentlicheBelastung der Provinz ergeben,
welche für die Provinzialverwaltung sich auf 450 000 Mark für jedes Jahr errechnet.

Meine Herren! Das wären allerdings große Folgen. Aber ich muß doch feststellen, daß
diese Folgerungen in keiner Weise durch tatsächliche Beweise erhärtet weiden können, es sei denn,
daß man Analogien aus anderen Wirtschaftsgebietenheranzieht. Im Gegenteil ist uns z. B. in
der Kommissionbekannt geworden,daß in dem Kreise Wetzlar (Rheinland) und Usmgen(Nassau)
eine staatliche Nebenbahn gebaut worden ist, zu deren Grunderwerbskosten der Staat beiden beteiligten
Kreisen, weil sie leistungsschwach sind, schenkungsweise eine Beihilfe Zu den Grunderwerbskosten
gegeben hat. Während aber der Rheinische Kreis von Seiten seiner Provinz leer ausgegangen ist,
hat der nassauische Kreis noch 50 °/« Beihilfe von seiner Provinz bekommen. Der Staat hat
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aber trotzdem nicht daran gedacht, seine Beihilfe zurückzuziehen, weil der BezirksverbandWiesbaden
50 "/« der Grunderwerbskosteuseinem leistnngsschwachen Kreise abnahm.

Es ist dann wohl anch vom ProvinzialauZschnßund der Provinzialuerwaltuug das Schwer¬
gewicht mehr auf etwas anderes gelegt wurden, nämlich auf die Besorgnis, daß die Erbauer von
Kleinbahnenebenfalls verlangen könnten, daß die Grundcrwerbskostenteilweise durch die Provinz
übernommenwerden. Jetzt ist ja die Sache bei den Kleinbahnen so, daß zwar beim Bau eine
Unterstützungdurch die Provinz stattfindet, daß aber die Grunderwerbskostenals Vorauslcistnngen
von den Beteiligten zu tragen sind. An eine solche Ausdehnung hat die III. Fachkommission im
vorigen Jahre nicht gedacht. Sie glaubt darauf hinweisen zu sollen, daß die Dinge außerordentlich
verschieden bei den Kleinbahnenund bei den staatlichenNebenbahnenliegen.

Bei den Kleinbahnen hat der Erbauer die Absicht, die Hoffnung und häufig den Erfolg,
daß die Bahn sich verzinst, auch mit Kapital, das für den Grnnderwerb aufgewendetwird. Bei
der Nebenbahn aber müssen die Gruudcrwerbskusteuä, tonäs peräu gegeben werden.

Mancher Kreis möchte auch gern eine Kleinbahn bauen. Ihm wird aber die Kleinbahn
versagt, weil es heißt: Diese Strecke ist zu wichtig, ihren Bau muß sich der Staat vorbehalten, der
aber dann sagt: Wenn ich die Nebenbahn baue, mußt du den Grnnderwerb leisten. Es ist eben
bei der Nebenbahn ein Dritter, der die Bahn baut, während bei der Kleinbahn der Unternehmer
sich mit dem zu Unterstützenden deckt.

Endlich ist uoch darauf hinzuweisen, daß es gewöhnlich die wohlhabendenKreise sind, die
sich Kleinbahnen leisten, während, wie das mein Vorredner schon richtig hervorgehobenhat, die
ärmeren Kreise warten müssen, bis ihueu der Staat die Nebenbahnenbant. (Sehr richtig!)

Das sind also doch wesentliche Unterschiede, und ich möchte nochmalsbetonen: Im vorigen
Jahre hat die III. Fachkommissionbei ihrem Antrage an diese Ausdehnung der Hilfe auf die
Grunderwerbskostenfür Kleinbahnennicht gedacht.

Es ist zum Schluß daranf hingewiesenworden, daß der Kleinbahnfonds eine steigende
Tendenz zeigt. Aber ich meine doch, wenn für 10 Jahre lang mit 30—40 000 Mark im ganzen
höchstensgerechnetwerden muß, nnd wenn das nicht weiter ausgedehnt werden kann, so ist das
eine Kleinigkeit,die bei einer Million umlagefähigemSteuersoll nicht ins Gewicht fällt.

Wir können nns nicht darüber beschweren, daß unser vorjähriger Antrag ohne Wohl¬
wollen geprüft worden sei; denn es weist die Vorlage des Provinzialausschussesam Schlüsse darauf
hin, daß in gewissen Fällen die Rheinprovinz auch bei dcu Grunderwerbskostenfür staatliche Neben¬
bahnen mit Beihilfen eingetretenist, nämlich weuu es fich um ganz besonders arme Gemeinden
und Kreise und um Notstände handelte; dann habe aber nicht der Provinzialausschuß auf Grund
allgemeiner Ermächtigung sondern der Provinziallandtag Ausnahmen gemacht und könne das
auch künftig tun.

Wir haben in Würdigung der Bedenken, die bei der Provinzialvcrwaltung und dem Provin¬
zialausschußbesteheu, geglaubt, daß es richtig sei, noch etwas mit der Beschlußfassungzu warten
und inzwischen vertrauensvoll der Provinzialverwaltung zu überlassen,noch weiteres Material zur
Beurteilung der Sache beizubringen,insbesonderein der Richtung: In welcher Weise hat sich der
Staat in anderenGegenden,trotz Einsprengensder Provinz an den Grunderwerbskostenfür staatliche
Nebeubahuenbeteiligt, und fernerhin, ob in anderen Provinzen denn wirklich die eine Unterstützung
dazu geführt hat, daß mau bei Kleinbahneneine» ähnlichenSchritt tat.

Meine Herren! Zu der wirtschaftlichen Entwicklungder Rheinprovinz hat, ganz wesentlich
die sorgfältige und peinliche Art, in der die Verkehrsadern der ganzen Rheinprovinz ausgebaut
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wurden, beigetragen. Diese Erkenntnis zwingt die III. Fachkommission auch ihrerseits besonders
gewissenhaft und sorgfältig in diesem Punkte zu sein und nicht vorzeitig auf die Ausführung von
Gedankenzu verzichten, die znr weiteren Ausdehnung des Verkehrs dienen können, der ^ darüber
sind wir doch alle einig — Stadt uud Land gleichmäßig zugute kommt.

Deswegen möchtenwir Ihnen vorschlagen, den Antrag der Fachkommission vom vorigen
Jahre nicht abzulehnen,sondern ihn auf das nächste Jahr zn vertagen und inzwischenvertrauensvoll
der Provinzilllverwaltung und dem Provinzialausschuß zu überlassen,die Angelegenheitweiter zn
beobachten, und weitere Erfahrungen zu sammeln, (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Ich möchte nur ein Paar Worte dazu sagen.

Die 3000 Mark, die die Sache uns in den früheren Jahren gekostet hat und die in zehn Jahren
auf 30 bis 40 000 Mark auflaufen, sind wirtlich nicht so ausschlaggebend, über diese 30 000 oder
40 000 Mark würden wir vielleicht mich noch hinwegkommen.Aber das zweite Bedenken, das
Verhältnis dem Staat gegenüberist nicht so unwesentlich.Der Staat gibt jetzt den armen Kreisen
einen Teil des Geldes für den Gruud und Boden. In dem Moment, wo die Provinz kommt und
sagt: Ich will dich armen Kreis unterstützen und dir die Hälfte der Kosten des Grund uud Bodens
geben, würde der Staat sagen: der Kreis ist nicht mehr hilfsbedürftig,er bekommt von mir nichts.
Dann haben wir für den Staat das Geld bezahlt und den Staat davon befreit. Diese Erfahrungen
haben wir auf allen anderen Gebieten gemocht;es wird uns auch hier so gehen.

Jetzt kommt noch der eigentlich ausschlaggebende Puukt. Bisher bekommtein Kreis, der
eine Kleinbahn baut, von uns für den Bau ein Darlehen, das er natürlich verzinsenmuß. Der
Kreis muß die Kosten für den Grund und Boden aufbringen, ist also verhältnismäßigbis auf ein
halbes Prozent Zuschußvon uns mit der ganzen Sache belastet. Nun nehmenSie einen anderen
Kreis, der eine staatliche Nebenbahn bekommt; der Staat bant die ganze Bahn mit Staatsgeld
und der Kreis hat mir deu Grund und Boden zu bezahlen. Dieser Kreis steht also unendlich viel
besser da, als der Kreis, der eine Kleinbahn baut. In dem Moment aber, wo wir jetzt sagen:
Du, Kreis, bekommst eine staatlicheNebenbahn,du bekommst aber doch das Geld zum Grund und
Boden, ist es doch selbstverständlich, daß der Kreis, der eine Kleinbahn gebaut hat, sagt: Ja, der
andere Kreis steht sich doch viel besser als ich; nach der Auffassung des Proviuziallandtages vor
10 bis 15 Jahren sollte ich doch besser gestellt sein; jetzt steht der Kreis besser da, der eine Neben¬
bahn baut, folglichmuß ich anders gestellt werden. Dann kommt der Antrag: Bitte, ich will statt
des halben Prozent «/z oder 1"/« Zuschußhaben. Tun wir das, dann kommt der Nebenbahnkreis
und sagt: Ja, Herrschaften,jetzt steht der andere Kreis besser, jetzt muh ich auch aufgebessert werden.
Das ist eine Schraube ohne Ende und das hat nns stutzig gemacht, und deshalb sollten Sie bei
den Bestimmungenbleiben, die der Provinziallandtag früher getroffen hat.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat Herr AbgeordneterFusbahn.
AbgeordneterFusbahn: Meine Herren! Wir stehen einem Vertagungsantrag gegenüber

und ich möchte Ihnen empfehlen, sich darauf zu einigen.
Ich stehe mit einer ganzen Reihe meiner Freunde nicht ans dem Boden des Herrn Refe¬

renten, aber ich meine, wir brauchendie Sache heute nicht zum Austrag zu bringen, ich halte es
für zweckmäßiger, daß wir uns darauf einigen, die Sache zu vertragen. Wir können uns dann bis
zum nächsten Jahre überlegen, wie wir uns dazu stellen wollen. Ich persönlichstehe genau auf
dem Boden des Herrn Landeshauptmanns, aber ich möchte bitten daß wir das alles erst im
nächsten Jahre austragen. (Sehr richtig.)
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Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht; ich frage den Herrn
Berichterstatter,ob er das Schlußwort wünscht.

(Zuruf: ich verzichte.) Der Herr Berichterstatterverzichtet.
Wir kommen zur Abstimmung.
Ich darf wohl annehmen, meine Herren, daß Sie ohne eine formelle Abstimmung den

Vertagungsantrag angenommenhaben.
Widersprucherfolgt nicht; der Antrag ist angenommen.
Wir kommen zum letzten Gegenstandder Tagesordnung

Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die im Jahre 1912 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen zum
Gemeinde- und Kreiswegebau aus Fonds ^, und L, dem Fonds von
100060 Mark sowie aus den weiteren Dotationsrenten.

Berichterstatter ist der Herr AbggeordneteKehren, dem ich das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneterKehren: Als DrucksacheNr. 21 liegt dem hohen Hause der

Bericht des Provinzialausschussesüber die im Jahre 1912 gewahrten Beihilfen zum Gemeinde-
und Kreiswegebauaus den Funds H, und L, dem Fonds von 100 000 Mark und aus deu weiteren
Dotationsrenten vor. Aus der Zusammenstellungauf Seite 14 ist zu ersehen, daß die Vewillungen
sowohl aus dem Fonds H. wie aus dem Fonds L in den Grenzen der bestehenden Bestimmungen
erfolgt sind.

Aus dem 100000 Mark-Fonds erhielten auf Grund der mit ihnen abgeschlossenenVer¬
träge die Kreise Ahrweiler, Coblenz-Land, Bernkastelund Ottweiler je 20 000 Mark, der Kreis
Kreuznach 13 000 Mark, der Kreis Meisenheim 7000 Mark. Damit ist der Fonds aufgeteilt.
Nach den Verträgen ist der Gesamtfonds nun für mehrere Jahre hinaus belegt. Eine weitere
Anmeldung auf den Fonds ist der Fachkommission bisher nicht bekannt geworden.

Zu der Vorlage ist im übrigen nichts zu bemerken. Die Fachkommission schlägt dem
hohen Hause vor, den Bericht des Povinzialausschusses durch Kenntnisnahme für erledigt
zu erklären. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Meine Herren! Sie haben den Vorschlaggehört. Widerspruch
erfolgt nicht; ich stelle fest, daß Sie dem Antrage zustimmen.

Wir stehen dann am Schluß der heutigen Tagesordnung.
Ich habe nur noch einige geschäftliche Mitteilungen zu machen und die Tagesordnung für

morgen festzustellen.
Der Herr Abgeordnete KommerzienratSimon-Kirn teilt mit, daß er wegen einer dringenden

Geschäftsreise nach Böhmen verhindert sei, an den weiteren Sitzungen teilzunehmen. Der Herr
AbgeordneteExzellenz Freiherr von Stumm teilt mit, daß er von Donnerstag ab aus Gesundheits¬
rücksichtenan den Sitzungen des Landtages nicht teilnehmenkönne.

Die Tagesordnung für morgen ist wie folgt zusammengestellt:
1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,

welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffen,für das Rechnungsjahrvom 1. April
1913 bis 31. März 1914.
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzialmuseenzu
Bonn und Trier für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

4. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.
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5. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
1. Erweiterung der Provinzial-Fürsoigeerziehungsanftaltzu Solingen für schulentlassenemänn¬

liche Zöglinge evangelischeu Bekenntnisses nm ein Zögliugs-Doppelhaus;
2. Errichtung einer weiteren Proviuzial-Fürsorgeerziehungsaiistaltfür schulentlassene männliche

Zöglinge katholischen Bekenntnisses, verbundenmit einer Zwischenanstalt für geistig Minder¬
wertige.

6. Antrag der N. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzesvom 2. Juli 1900 sowie Voranschlägefür die Fürsorge-
erzichungsaustalteuFichtenhain, Rheindahleuuud Solingen für das Rechnungsjahrvom 1. April
1913 bis 31. März 1914.

7. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Neuwahl des Vorsitzenden des Provinzialausschusses.

8. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Ersatzwahlenfür den Provinzialausschuß,und Nachtrag zu diesem Bericht.

9. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die
Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäftender Rentenbankfür die Provinz Westfalen, die
Rheinprovinz und die Provinz Hessen-Nassauiu Münster berufenenKommissareund deren
Stellvertreter.

10. Antrag der I. Fachkommissiou zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die
Neuwahl von bürgerlichen Mitgliedern uud Stellvertretern für mehrere Ober-Ersatzkommissionen.

11. Antrag der III. Fachkommission zu dem Haushaltsplan der Provinzialstraßen-Verwaltungnebst
Anlage ^, Voranschlag über die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzialstraßen,
Anlage L, Voranschlagüber die Verwendungdes Eisenbahnfonds,
Anlage 0, Voranschlagüber die Verwendungdes Fonds zur Unterstützung des Gemeinde-

und Kreiswegebaues,
Anlage v, Voranschlagüber die Einnahmen und Ausgaben beim Betriebe der dem Pro-

vinzialverbandegehörigenSteinbrüche
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

12. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Begutachtung des Antrages der GemeindeSterkrade im Kreise Dinslaken auf Verleihung der
Städteordnung.

13. Antrag der II. Fachkommission zn den Haushaltsplänen der Provinzml-Heil°und Pflegeanstalten
zu Andernach, Vedburg, Bonn, Düren, Galkhausen,Grafenberg, Iuhannistal und Merzig für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

14. Autrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die erweiterte Armenpflegeauf
Grund des Gesetzesvom 11. Juli 1891 für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis
31. März 1914.

15. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan über die Koste» der Leitung und Beauf¬
sichtigungder baulichen Uuterhaltungsarbeiteu,sowie über den Fonds zur Erueuerung maschi¬
neller Anlagen in den Provinzialanstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis
31. März 1914.

16. Antrag der II. Fachkommission zu der Petition der Handwerksmeisterund verheirateten An¬
gestelltender Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten um Lohnerhöhungund Gewährung von
Wohnungsgeld.

13
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17. Antrag der II. Fachkommissionzu der Petition der Pfleger an der Provinzial-Heil- und
Pflegeaustalt Düren um Gewährung einer Teuerungszulage und Auszahluug des Geldwertes
der freie» Wäsche.

18. Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der Registraturen der Rheinischen Provinzial-
verwaltung um Anstellungauf Lebenszeit.

19. Antrag der I. Fachkommissionzu der Petition der aus dem Militäranwärterstande hervor-
gegangenen Proviuzialstraßenmeisterum Anrechnungeines Teiles der Militärdienstzeit auf das
Besoldungsdieustalter.

20. Antrag der II. Fachkonimission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung des Landarmeu-
wesens für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

21. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplau der Polizeistrafgelderfondsund des
Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfouds für das Rechnungsjahr vom 1, April 1913 bis
31. März 1914.

22. Antrag der II, Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschussesüber die im Jahre 1912
erfolgten Bewilligungenvon Beihilfen für Armenzwecke gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes vom
2. Iuui 1902, betreffenddie Ueberweifungweiterer Dotationsrenten an die Provinzialverbände.

23. Antrag der II. Fachkommifsion zum Haushaltsplan über die Unterstützungmilder Stiftungen
und Wohltätigkeitsanstalten,sowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes von
Epileptikern,Idioten, Blinden, Trinkern und Krüppeln aus der Rheinprovinz, welche bezw.
deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflegehaben, für das Rechnungsjahr
vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

Meine Herren! Ich schlage Ihnen vor, die Sitznng um 11 Uhr beginnenzu lassen. Es
ist eine sehr große Tagesordnung uud mit Rücksicht auf das Stiindeessenam Nachmittage wird es
wohl Ihren Wünschen entsprechen, nicht zu spät zu beginnen.

Ich darf annehmen,daß Sie mit diesem Vorschlage einverstanden sind.
Ich schließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung 3 Uhr 50 Minuten.)

Vierte Sitzung
im Stllndehaus zu Düsseldorf, am Donnerstag den 27. Februar 1913.

(Beginn 11 Uhr 15 Minuten.)

1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommissionzum Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,

welche die Förderungvon Kunst und Wissenschaftbetreffen, für das Rechnungsjahrvom 1. April 1913
bis 31. März 1914.

3. Antrag der I. Fachkommission znm Haushaltsplan für die Verwaltung der Prouiuzialmusecn
zu Bonn und Trier für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.
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4. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914. . < «^ « . ^ « .

5. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provmzmlausschu ^ betreffend
1. Erweiterung der Provinzial-Fürsorgeerziehungsanstaltzu Solmgen für schulentlassenemann¬

liche Zöglinge evangelischen Bekenntnisses um ein ZögüngZ-DoPPelhans;
2. Errühtnng einer weiteren Provinzial-Fürsorgeerziehungsa.fftalfür chuleutlasseue mannl.che

Zöglinge katholischen Bekenntnisses, verbunden mit einer Zwlscheuanstalt für geistig Mmder-

6. Ant'rag^ II. Fachkommission znm Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900 some Voran chlage fnr d.e Fu^e rz e-
hungsanstaltenFichteuhaiu.Nheiudahlenuud Solingen für das Rechnungsjahrvom 1. Aprll 1913

7. Antrag' d?r°? Fachkommission zum Bericht uud Autrag des Provinzialansschusses,betreffend

. ^eN.R^ ^^^^ des^zial^^^^ betreffend

dl Wah der zur Mitwirknng bei den Geschäften der Rentenbankfür d.e Provmz Westfalen,
die Rh'nprovinl und die Provinz Hessen-Nassau in Münster berufenenKvmnussareuud deren

10. An3a7de7l Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschussesbetreffs
die Neuwahl von biirgerlichenMitgliedern uud Stellvertretern für mehrere Ober-Ersatz.

11. An!?de7lII Fachkommission zu dem Hanshaltsplan der nebst
Anüwe ^Voranschlag über die Verwenduug des Fonds für den Neubauvon Provmzmlstraßen,
Anlaae L Voranschlagüber die Verwendungdes Eisenbahnfonds, , ^ , ,
Anlage ^' Voranschlagiiber die Verwenduugdes Fonds zur Unterstützung des Gememde-

A.lläge "usch^ über die Einnahmen und Ansgaben beim Betriebe der dem Pro-
vinzialverbandcgehörigenSteinbrüche

3^.,» d32!Ä'"^wd. ^wd. i« «..i, Dw«.» ... «Nh»»» d..
Städteorduuug. ^, Haushaltsplänen der Provinzial-Heil- uud Pflegean-

U^zu'Ander^^^^^ ^«wsen, Grafenberg,Iohannistal nnd Merzig

14. ttrr d:«^ :ie7z^t^r^^^ ^7^ ;nf
Grund des Gesetzesvom 11. Mi 1891 für das Rechnungsjahr vom 1. Apnl 1913 bis

15. Antr^d^II^Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Kosten der Leitung und Be-
Unterhaltnngsarbeiten, fowie über den Fonds zur Erneuerung

Hu^A^e^dm Provinzial^ fiir das Rechnungsjahr vom 1. April 1913
bis 31. März 1914.

13»
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16. Antrag der II. Fachkommission zu der Petition der Handwerksmeisterund verheirateten An¬
gestellten der Pruvinzial-Heil- und Pflcgeaustalten um Lohnerhöhung nnd Gewährung von
Wohnungsgeld.

17. Antrag der II. Fachkommissionzu der Petition der Pfleger an der Provinzial-Heil- und
Pstegcanstalt Dttren um Gewährung einer Teuerungszulage und Auszahlung des Geldwertes
der freien Wäsche.

18. Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der Registraturen der Rheinischen Provinzial-
verwaltuug um Anstellungans Lebenszeit.

19. Antrag der 1. Fachkommission zu der Petition der aus dem Miütäranwärterstaudc hervor¬
gegangenenProvinzialstraßeumeisterum Anrechnungeines Teiles der Militärdienstzcit auf das
Besoldungsdienstalter.

20. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für die Verwaltung des Laudarmen-
wesens für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31, März 1914.

21. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan der Polizeistrafgelderfondsund des
Ehrenbrcitsteiner allgemeinen Armenfonds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis
31. März 1914.

22. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht des Provinzialanschussesüber die im Jahre 1912
erfolgten Bewilligungenvon Beihilfen für Armenzwecke gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes vom
2. Juni 1902, betreffend die Ueberweisnng weiterer Dotationsrenten an die Provinzialuerbände.

23. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Unterstützungmilder Stiftungen
und Wohltätigkeitsllustalten,sowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes von
Epileptikern, Idioten, Blinden, Trinkern und Krüppeln ans der Rheinprovinz, welche bezw.
deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben, für das Rechnungsjahr
vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

VorfitzenderSpiritus: Ich erüffene die Sitznng.
Das Protokoll der gestrigenSitzung liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten von Eynern und

The Losen.
Meine Herren! Ich habe Ihnen dann noch von folgenden Eingängen Kenntnis zu geben:
Herr AbgeordneterHolle bittet fein Fernbleiben von den Sitzungen von Donnerstag ab

zn entschuldigen, weil er zur Teilnahme an den Sitzungen einer Herrenhauskommissionnach Berlin
reisen mnß.

Ebenso bittet der Herr AbgeordneteKannengießerihn für Freitag und Samstag zu ent¬
schuldigen. Herr Abgeordneter Conze bittet um Urlaub für Samstag und Herr Abgeordneter
von Beckerath für Freitag.

Wir treten dann in die Tagesordnung, deren erster Gegenstandlautet:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
der Angelegenheiten, welche die Forderung von Kunst und Wissenschaft
betreffen, für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterPiecq, dem ich das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneterPiecq: Meine Herren! Der erwähnteHaushaltsplan schließt

ab mit einem Mehrzuschuß aus Provinzialmitteln von 8950 Mark. Diese Mehrausgabe ist im
wesentlichen hervorgerufendurch die Vergütung von 7200 Mark für 2 Assistenten für die Denkmäler¬
statistik, die neu angestelltworden sind.
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Namens der I. Fachkommission beantrage ich die unveränderteAnnahme der Vorlage.
Vorsitzender Spiritus: Sie haben den Antrag des Herrn Referenten gehört, ^ch frage.

ob das Wort gewünscht wird. ^ . , , - ^
Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Verhandlungund darf ohne weiteres annehmen.

daß Sie der Vorlage zustimmen.

^Antrag der I. Fachkommission znm Haushaltsplan für die Verwaltung der
Provinzialmuseen zu Bonn und Trier für das Rechnungsiahr vom 1. April
1913 bis 31. März 1914.

der im wesentlichen notwendiggeworden ist für die Aufstellung und UnwlMumi d^
Anfertignng des Katalogs und für Verpackungskosten.Dafür sm an Mehr« n 28W Mark
veranschlagt, ferner für das Museum iu Trier f"r H"^. Ve ^ usw. 1000
Mark mehr und für bessere Vergütung der technischenHilfskräfte 1300 Mart^

Au^dem ist bei Titel III 9 eine einmalige Ausgabe von 2250 Mark vorgesehenfür
die Umrahm o5^inn.omnenten. f"r Einrichtnng des Dachgeschosses znr Magaznuernng
v n und für Auschaffuug vou Nureaumöbeln Das ergibt zusammeneme

Mehr»usgab7von 86^ Mark. Die Fachkommission empfiehlt Ihnen d.e Bewilligung dieses
Haushaltsplans. ^ ., ,.,<.

Nnr«K<>nderSviritus: Wird das Wort gewünschte
Das PM)tw Fall, Dann darf ich die Annahme des Antrages feststellen.
Wir kommen ^um 4. Punkt der Tagesordnung:

l t der I. Fachkommission zum Hanshaltsplan für gewerbliche Zwecke
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 b's 31 Ma^ 1914

Rerickterstatter ist der 5err AbgeordneteMinten. dem ich das Wort erteile

Berber ^geordneter Minten: Meine H^' Sie finden den H^ns ^
auf den Seiten 764 bis 768. Aendernngen gegen das Vormhr gibt es nicht. Namens

des Antrages fest. ^. .

Wir gehen über zum 5. Gegenstandder Tagesordnung: «^in.ial'
Antrag der II. Fachkommission znm Bericht nnd Antrag des Prov.nzial-

7^r^
für schnleütlassene männliche Zöglinge evangelischen Bekenntnisses nm
ein Nülllinas-Doppelhllus; ^ ^ <^ c-

2 E richtu einer weiteren Provinzial-Fürforgeerzie nngsanstalt für
^ch sene männliche Zöglinge katholischen Bekenntnisses, ver-

u m einer Zwischenanstalt für geistig Minderwertige.
Berichte sw st der Herr Abgeordnete Dr. von Halfern. dem ich das Wort gebe
Berck AbgeordneterDr. von Halfern: Meine Herren Die Zahl der schul-

entlafsenen^Z^ist in w, letzten Jahren fo stark gestiegen, daß die Plätze, die m den einzelnen
Ansta w ükd Z gl nge ^Handen sind, nicht mehr ansreichen. Im Jahre 1905 waren vorhanden
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915 Plätze. Hinzugekommensind durch Umbauten, Ausbauten und Neubauten noch weitere 675
Plätze, so daß heute im ganzen rnud 1600 Plätze für schulentlassene Fürsurgezüglingevorhanden
sind. Die Zahl der Zöglinge ist aber seit der Zeit wesentlich starker gestiegen. Während im Jahre
1905 nur 298 schulentlassene Zöglinge überwiesen wurden, ist die Zahl im Jahre 1911 auf 598
gestiegen, hat sich also in den 6 Jahren verdoppelt. In diesem Geschäftsjahre rechnet man mit
ungefähr 700 bis 800 schulentlassenenZöglingen. Zu diesen 700 bis 800 Schulentlassenenkommen
dann noch diejenigen hinzn, die im schulpflichtigenAlter der Fürsorge überwiesen werden und nachher,
nachdem sie aus der Schule entlassensind, noch einer Anstalt für Schulentlasseneüberwiesen werden
müssen,weil sie noch einer strengen Zucht bedürfe». Das sind auch ungefähr 700 bis 800 Zöglinge.
Für diese 1600 stehen im ganzen 1600 Plätze zur Verfügung. Die Folge davon ist, daß die
Zöglinge durchschnittlichnur 1 Jahr in der Fürsorgcaustalt bleiben können, da sie dann dem folgenden
Jahrgang Platz machen müssen. Die Erfahrung hat aber gelehrt, daß 1 Jahr zn wenig ist, fondern
daß die Zöglinge durchschnittlich 1^2 bis 2 Jahre in den Anstalten verbleiben müssen. Dazu
reichen die heutigen Anstalten nicht aus; hier muh dringend Abhilfe geschaffen werden.

Nun besteht zunächst die Möglichkeit,einige Anstalten auszubauen. Bei den evangelifchen
Anstalten ist diese Möglichkeit vorhanden, und zwar in erster Linie bei der Erziehungsanstalt in
Solingen, wo ein Zöglings-Doppelhans errichtet werden kann, in dem 50 bis 55 Zöglinge unter¬
gebrachtwerden können.

Bei den katholischen Anstalten dagegen ist das nicht möglich; die katholischen Anstalten
sind alle so ausgebaut, daß sie nicht mehr erweiterungsfähig find. Für die katholifchenschulent¬
lassenen Zöglinge muß also eine neue Anstalt errichtet werden.

Es kommt nnn in Frage, ob eine Privatanstalt oder eine Pruvinzialanstalt errichtet werden
soll. Gegen eine Privatanstalt und für eine Pruvinzialanstalt sprechen im wesentlichen zwei Gründe:
Eine Privatanstalt würde der Provinzialverwaltung nur dann zur Verfügung gestelltwerden, wenn
sich die Provinzialverwaltung verpflichtet,ihr auf eine Reihe von Jahren eine bestimmte Anzahl
von Zöglingen zu einem bestimmtenPflegesatz zu überweisen. Zu diesem Pflcgesatz werden von
den Priuatanstalten im allgemeinenauch die Zinfeu nnd die Amortisation des Vaukapitals hinzu¬
gerechnet, so daß die Unterbringung in Priuatanstalten der Provinzialverwaltung nicht wesentlich
billiger zu stehen kommt. Vor allen Dingen ist sie aber dann nicht Herr im eigenen Hause,
Weiterhin spricht für eine Provinzialanstalt, daß ein neuer Versuch gemacht werden soll. Es soll
der Erziehungsanstalt noch eine Zwischenanstaltfür Schwcrcrziehliche hinzugefügtwerde».

Meine Herren! Die Erfahrung hat gelehrt, daß eine ganze Reihe von Fürsurgepflichtigen
durch ihre geistige Minderwertigkeitnicht geeignet ist, in die allgemeine Erziehungsanstalt zu kommen,
da sie dort nur den rnhigcn Erziehungsgaugstören. Für diese Zöglinge soll eine besondere Zwischen¬
anstalt eingerichtet werden, an die besonderstüchtige Lehrkräfte berufen werden, der auch Aerzte zur
Untersuchungder geistigen Minderwertigkeitdieser Zöglinge usw. zur Verfügung stehen.

Das sind im wesentlichen die zwei Gründe, die für eine Provinzialanstalt fprechen. Eine
derartige Zwifchenanstaltist auch schon in anderen Provinzen eingerichtet worden.

Im allgemeinenrechnet man mit ungefähr 100 derartig geistig Minderwertigen,und nach
dem Verhältnis der Konfessionen in der Nheinprovinz kommendavon zwei Drittel auf katholische
und ein Drittel auf protestantische.

In der Provinz Westfalen will man auch eine derartige Zwischenanstalteinrichte,, nnd
man ist mit dieser Provinz in Verbindung getreten, um die evangelischen Minderwertigen nach
Westfalen und die katholischenMinderwertigen aus Westfalen in die Nheinprovinz zu über-
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weisen damit jede Provinz nnr eine derartigeZwischenanstalt zu errichtenbraucht Meine Herren,
es bestes die Absicht, dich nene Anstalt für 225 Zöglinge einzurichten,einschließlich der fnr d.e

^"^e^ s" Eiterung der

ohl die Prov n ial-Fürsorgeerziehuugsanstaltzn Sangen für schulentlassene,
,ow°y °ie ^ 2 u Bekenntnisses um ein Zöglings-Doppelhauszu er-

mtnMche Zbglinge katholischen Bekenntnisses,verbunden nnt emer Zwischenanstalt

zu errichten; heaustraqem die erforderlichen Beträge zunächst vorschußweise

' -7e7^" u' "^ und dem Provinziallandtag demnächst über die
Asürmg der Aufgabe und die Decknng der Kosten eine Vorlage zu »uterbreüeu.'
Aussuhruug °°r ^u,g Abgeordnete Kehren.

Vorsitzeuder Spn'tus: D W t^r H ^ ^ ^^^
AbgeordneterKehren: Meine Herren^ ^ t 1 ) Fürsorgeerziehung entstehen,

haltsplauberatnng darauf hingewiesenwor en, ' Kostcn d e mch die F ,^ ^ ^ . l^^^
von Jahr zu Jahr m erschreckendem ^^ße o« w^ ^ n ' ^ .^ ^.^
darüber, ob durch "F 3e mir von großem Interesse, zu wissen.
Fürsorgezöglingeerzielt w: d. °"ber°r°enttichg tem Fürsorgeerziehungbei den

ob etwa Erhebungen darüber ^ M Wer ^Kriminalität m.t!r den frühereu
Zöglingen^ „.^ „ß „ Erhebung derartiger
Fnrsorgezogl.ngengefuhrt wird ^ "«' ^. ^ „ürde dankbarsein, wenn ich

^^^^ °b ^Erhebungen bisher schon a.

" "tr^r Spiritu. „ Wort ^^Her^wr. ^^^^
Lcmdesrat Geheimer Neg'eruugsrat Schm ^ ' fnr . „ ^ ^ ^ ^^^

dieses hohen Hauses haben die Antwort au den' H«r ^ ^ ^^^^^ ^^^
von dieser Stelle aus - wenn 'ch m" « 'I "^ über d e Erfol e der Fürsorgeerziehungvot-
hatte ich die Ehre, ier eme sehr em " Stat stit ü^ , l ^. ^^ ^^^^ ^ ,„
zutragen, ans der hervorging, daß «uh '^ " ^ ^^ ^ ^„ Das hohe Haus war

^ diese Erfolge freudig überrascht,
damals ebenso wie das Haus b" Aw°' " en ^ ^. ^.^^^^, ,^
und ich glaube sagen zu urseu. b «ge °m ^ de ) ) ^ ^^^^^ ^

Wir legeu m diesem ^"b" "''°.^°"'7. ^ ,^«^ ^tzt hat aber die Königliche

Arbeit vernrsachendie .vir uns emmal ^^^ ^ ^^. ^
Staatsregieruug die Sache nd V«"° ^" ^ ^,^inge. die vor fünf

'«" ^,3«" "«»°7'"'
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Vorsitzender Spiritus: Der Herr Berichterstatterverzichtet.
Gegenanträge sind nicht gestellt worden, die Vorlage ist somit angenommen.
Wir kommen zu Nr. 6 der Tagesordnung,

Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der
Fürsorgeerziehung Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900 sowie
Voranschläge für die Fürsorgeerziehungsanstalten Fichtenhain, Rheiu-
dahlen nnd Solingen für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis
31. März 1914,

Berichterstatter ist derselbe Herr Abgeordnete;ich erteile ihm das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterDr. von Halfern: Meine Herren! Der Haushaltsplan

über die Kosten der Fürsorgeerziehung Minderjähriger befindet sich im Haupthaushaltungsbuch
Seite 256 ff.

Der Haushaltsplan schließt in Einnahme und Ausgabe mit 3584900 Mark ab. Es
werden 280100 Mark mehr gefordert. Diese große Mehrfordernngensind ja bereits in der ersten
Sitzung aufgefallen; sie nehmen aber nicht wunder, wenn man sieht, wie sehr die Zahl der Für-
sorgezöglinge von Jahr zn Jahr steigt.

Meine Herren! Wir haben in der II. Fachkommission eine Nachweisung gehabt, aus der
ich Ihnen mir einige Zahlen mitteilen möchte. Der Bestand an Fürsorgezöglingcn betrug am
1. April 1901 1226, am 1, April 1905 4621, am 1. April 1908 6318, am 1. April 1911
8410, am 1. April 1912 9175 und wird in diesem Jahre uugefähr 10000 erreichen. Der reine
Zugang beträgt im Jahre 1912 allein 1020.

Man könnte nun zu der Meinung kommen,daß die Verhältnisse in der Rheinproviuz im
Vergleichzu anderenProvinzen besonders ungünstigsiud. Der II. Fachkommission hat mich darüber
eine Nachweisuug vorgelegen,aus der hervorging, daß der Prozentsatz für Fürsorgepflichtigein der
Rheinprovinz nicht schlechter ist als in anderen Provinzen. In der Zeit vom 1. April 1901 bis
zum 31. März 1912 sind in Preußen, ausschließlichder Rheinprovinz, 63 349 Fürsurgezögliuge
untergebrachtworden, und zwar bei einer Einwohnerzahlvon 33644000, so daß in diesem Zeitraum
auf 10000 Einwohner 19,78 Fttrsorgezöglingeentfallen. In der Rheinprovinz siud in der gleichen
Zeit bei einer Einwohnerzahl von 7121000 15507 Zöglinge untergebrachtworden, so daß auf
10000 Einwohner in dieser Zeit 21,78"/« entfallen. Der Durchschnittfür die ganze Monarchie
beträgt auf 10000 Einwohner 20,13°/», fo daß die Rheinprovinz nicht wesentlich schlechter steht.

Im übrigen handelt es sich bezüglich der Kosten um ein einfaches Rechenezempel. Auf
Seite 257/59 finden Sie die Zahl der Zöglinge, die für den 1. April dieses Jahres angenommen
wird. Diese Zahl wird multipliziert mit dem Durchschnittspflegesatz.Der Durchschnittspflcgesatz
mnßte von 337 Mark auf 340 Mark erhöht werdeu, da in den meisten Anstalten die Pflegesätze
in den letzten Jahren gestiegen sind. Multipliziert man die Zahl der Zöglinge, mit dem Pflcgesatz
von 340 Mark so erhalten wir eine Ausgabe von 3340500 Mark, Also die wesentlichen Kosten
entstehendurch die Verpflegungder Zöglinge.

Im übrigen hat die II. Fachkommissionzu den einzelnen Hanshnltsvläneu nichts zu
bemerken. Es ist nur noch zn erwähnen, daß in einzelnenAnstalten ein Teil der Lehrer, und
zwar diejenigen, die dem landwirtschaftlichenund dem Handwerkerbetriebvorgestelltsind, sowohl
bezüglich des Gehalts als auch bezüglichder Stellung gehobenwurden sind; sie haben den Titel
Inspektoren bekommen,
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Die II Fachkommission schlägt Ihnen vor, die Haushaltspläne anzunehmen.
Vorsitzender Spiritus: Ich frage, ob das Wort gewünscht wird.
Das Wort hat der Herr Landesrat. GeheimerRegierungsrat Schmidt
Landesrat Geheimer Regiernngsrat Schmidt: Meine sehr verehrten Herren! Bei dem

großen Interesse, welches der Rheinische Proviuziallaudtag ,u phrlich steigeudem Maße den Ange¬
legenheiten der Fürsorgeerziehungentgegenbringt,dürfte es dem hohen Hau e wohl willkommen sem,
wenn zu den eben gehörten Ausführungen des Herrn Referenten der II. Fachkommission e.mge
Worte seitens der Verwaltung hinzugefügtwerden.

Meine Herren! Die Kosten der Fürsorgeerziehungsin «°n zwe. Faktoren abhängig
einmal von der Zahl der Zöglinge, das andere Mal von der Ho e der Verpflegnngskosten.Wa
die Zahl der Zögli ge aulaugt, so hat Ihuen der Herr Referent bereits anse.nandergesetztd ß sie
in ganz außergewöhnlicher Weise von Jahr zu Jahr zugenommen hat. Er hat Ihnen auch weiter
gezeigt, daß die Nheinprovinzsich keineswegs von dem übrigen Prenßeu uuterscheidet.

Es kommen in Preußen ausschließlichder Rheiuprovmzau 10 0«0 En,w, ,« 9 78 Zög¬
linge, und in der Rheiuprovmz sind es 21.78. Wir haben al,o " der R mipromuz f 10 000
Einwohner nur 2 Z glinge mehr. Dabei ist mir noch fraglich, ob "ut diesen 2 Zöglingen auf
10 000 E nw ner der Umstand geuügeudabgegolteuist. daß gerade diejenige«"Mrung au
der die Fürsorgezögliugestammen, in der Rheinprovinzstärker vertreten ist, als m audereu Teilen

^"^Wenn am Montag der Herr Abgeorduete Fusbahu auf die Statistik d« «nftrem Ver¬
waltungsberichtbeigefügt ist. hingewiesen und darauf aufmerksamgemacht h". ß «e Z h d
Zöglinge ans den e n einen Stadt- und Landkreisen der Provinz eme sehr verschiedeneist. so hat der

geantwortet,daß

Verwaltung „eh oder weniger ganz entzogen sei. Wenn der Herr AbgeordneteF b ab
gemeint hat, in einzelnen Kreisen seien vielleicht zuviel, in anderen Kreisen zu wem Z^uge -
wiese« worden dann darf ich hier die Erklärung abgeben, daß se,t dem Bestehen des Fürsorge
e^hun Hes wch kein einher Minderjähriger zuviel der Fürsorgeerzie>.ug ^wiesm worden
ist. zuviel in dem Sinne, als wenn der betreffende Minderjährige ^r He'lung w °rp« ich.i
geistigen oder sittlichenGebrechendie Fürsorgeerziehunguicht bitter notig geh bt hat e Ob an
einzelnenStadt- und Landkreisen der Proviuz zuweuig Fürsorgezöglinge überwiesen werden laßt sich
mangels der Unterlagen uicht feststelle«. Ich neige mich aber mehr zu der Annahme, daß m den

betreffenden Kreisen zu ^g »n^ben^^ ^ ^ ^^ ^ ^.^

eine Einw^U WM^ hw 'N '^aß d. «t der Zögw^b^
und zwar in d m S une, daß nicht Zöglinge in solchen Scharen, wie das letzt
1?. und beinahe volleudeteu18. Lebeusjahreder Fürsorgeerz.ehnug
auf der schiefen Ebene bereits erheblich herabgeglittensind. Es wäre u, der Tat e.n dankenswertes
Uuternehn.n! wenn der Hen Ober-Präsident die Güte haben wollte, nach der Richtung hm auf die
Verwaltungsbehördeneinen Einfluß auszuübeu. (Sehr richtig!)

Wir erhalten iu diesem Jahre 2470 ueue Fürsorgezog mge u d v° .e sind n w
800 - also beinahe ein volles Drittel - bereits 16, 1? und fast 18 Jahre alt. Die Akten
dieser 80N ^öa a er eben daß eine ganze Reihe vou ihueu schon Jahr und Tag früher hatte
üblrwi^^m w« es hätte bei diesen Zöglingen erheblich früher zugegnffeuwerden können
und müssen.

,4
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Wenn es gelingen füllte, in diesem Punkte einen Wandel herbeizuführen, dann kann die
Zahl der Zöglinge ruhig so hoch bleiben, wie sie ist, dann sinken aber von selbst die Ausgaben— denn
diese Zöglinge sind es, die das Geld kosten — und es steigen die Erfolge der Fürsorgeerziehung
— denn wiederum diese Zöglinge sind es, bei denen die Erfolge häufig sehr fragwürdig sind.

Meine Herren! Die Kosten der Fürsorgeerziehungsind weiter abhängig von der Höhe der
Pflegesätze, und da muß ich denn leider feststellen,daß die Pflegesätzenamentlich in den letzten
Jahren ganz außerordeutlichund sprungweise in die Höhe gegangen sind. Ich darf aber namens
der Verwaltung die bestimmteErklärung abgeben, daß wir die Anträge der Anstalten auf Erhöhung
der Pflegesätzepeinlich genau prüfen und zu eiuer Erhöhung stets nur dann übergehen, wenn die
zwingende Notwendigkeit dargctcm ist. Die Zeiten, wo wir auf den Kopf und den Tag eines Fürsorge«
zöglings mit 50 Pfennig auskamen — die Zöglinge alle, gleichgültig, ob sie etwas kosten oder
nicht, durcheinandergerechnet— sind gewiß längst vorbei; heute würden wir unter im übrigen
gleichen Verhältnissengewiß 60 oder 65 Pfennig auslegen müssen. In Wirklichkeit aber bezahlen
wir heute für sämtliche Zöglinge einen Durchschnittssatzvon 93 Pfennig. lZnrnf: 43 Pfennig!)
Das ist im wesentlichen auf zwei Umständezurückzuführen.

Das alte Zwangserziehnngsgesetzüberwies uns Minderjährige bis zum vollendeten
12. Lebensjahre, und wir mußten sie mit dem vollendeten 18. Lebensjahre entlassen. Das
neue Fürsorgeerziehungsgesctzgestattet die Uebcrweisungvon Minderjährigen bis zum vollendeten
18. Lebensjahre, und wir dürfen fie erst mit dem vollendeten21. Lebensjahre entlassen. Von den
früheren jugendlichen Zwangszüglingen kam kaum einer nach der Schulentlassung in eine Anstalt,
sie gingen alle in Familienpflege. Damals waren reichlich 75°/» aller Zöglinge in Familien unter¬
gebracht und höchstens 20—25«/» in Anstalten. Heute dagegen befinden sich in Familienpflegenur
45«/» und stark 55°/» in Anstalten, und gerade die Anstalten und namentlich die Anstalten für
die Schulentlassenenverschlingendas Geld. Es besteht aber noch ein weiterer Unterschiedgegen
früher. Aus der damaligen Zeit erinnere ich mich kaum eines tuberkulösen Zöglings. Geschlechts¬
krankheiten gab es nicht, wenigstensnicht bei den Fürforgezöglingen. (Heiterkeit!) Geistige Minder¬
wertigkeitwar ein unbekanntesDing, Zahnpflege existierte nicht nsw. Und wie anders ist das heute!
Die Zahl der Geschlechtskranken, der Tuberkulösen,der geistig minderwertigenZöglinge belauft sich
auf viele, viele Hunderte, für die geforgt werden muß. Die Zahnpflegeist heute so selbstverständlich
wie das tägliche Brot. Jede Anstalt hat ihren Zahnarzt, jeder Zögling mnß so und so oft revidiert
und plombiert werden und ich weiß nicht, was sonst noch alles, (Heiterkeit!)

Das alles aber, meine Herren, kostet viel Geld. Nun weist man auf die Anstalten hin
und sagt: Die Anstalten sind zu großartig; die Zöglinge werden in den Anstalten an Dinge
gewöhnt, die diese draußen im Leben nie gehabt haben und nie wiederfindenwerden.

Meine Herren! Das ist freilich richtig; es ist aber eine Schattenseite des gesamten
Anstaltslebens, Anstalten ohne Ordnung und Sauberkeit, uhue Pünklichkeit nnd Regelmäßigkeit
des Betriebes sind undenkbar. Das sind aber alles Dinge, die der Fürsorgezöglingzu Hause nicht
gehabt hat und auch zu Hause nicht wieder finden wird. Im übrigen darf ich behaupten,daß die
fämtlichenPrivatanstalten der Rhcinpruuinz — abgesehenvielleicht von einer einzigenAusnahme
auf der linken Rheinfeite, bei der der Baumeister in der Gestaltung des Aeußern vielleichtetwas
weiter gegangen ist, als unbedingtnötig war, — in zum Teil außerordentlichbescheidenemZustande
sich befinden, in einem Zustande, der so bescheiden ist, daß von Seiten der Aufsichtsbehördensehr
häusig in Verkehrs-oder sicherheits- oder feuerpolizeilichemInteresse mehr oder weniger starke
Auflagen gemacht werden.
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Wie liegt aber die Sache bei den Provinzialanstalten? In der II Fachkommissionkonnte
ich auf ew P atanstalt hinweisen, die im Osten der Stadt Dü,fe dorf m der Mgsten Zeit
«rH w delist. an dere! Errichtnng ich nicht °mt«ch' ,°nwn anwaM,ch m:t ta.g ^
bin und bei der in dem Knratorium nicht Landesrate sondern K« f « '°ßem ^ /om^
weisen, daß in dieser Anstalt trotz aller Sparsamkeit das Bett mch «nt 5000 M rgench
wa Nun wurde in der II. Fachkommission erklart, das sei zu viel em Bett dürfe »cht soviel

°" M'!°^m«i»°«^7^. ,„ ,.„ 0.'°!."' D»«W»s I,»! mm «« ^>.ii » » ^ , »,n»nn..n Z«he

^"«7« »w «"7«. 2.3 i» den °»d°«, P'°»w»? «« Pr°»w« S°ch,.» h».
^e liegt aver wener ^ / . ,, < m^nebe übergeben, nachdem man vorher ganz

kürzlich, vor einem Jahre, eme die Anstalten angesehen hatte. Als
Preußen und ich ^«be °u^ ^, ^ ^,„ „,f^, ^

artige Aufmalt 'zu er^ dam. .^ der Anstehen
habe, überzeugt, daß auch °swd auch uicht die Baukosteu. Ob das

Meme Herren! Das Teure " ^nan. ^
Nett ein paar Huudert Mark wemger koste "der M). d e Kosten f ^ ^ ^^^ ^

interher bn,der Berzinsnug uud^lg^ ^ ^ das Erzieherpersonal.Die Lehrer,
umgerechnet, m Pfennigen "s. Das Teu n o , „^„^entliche Summen. Es werden
d.e Handwerksmeisteruud b« Erzich ^gch'^ z ß ^.^ ^ ^^

w^^ kommen.nnen, ist für nns zu

^'" ^ine wren' "n^e Ihre Zeit nicht weiter in Anfpruch nehmen. Aber es drängte
di. N . s> ^"' ^,Il einen kleinen Ueberblicküber die Sachlage zu geben. Wir wollen
d. Verwaltuug. ^hu u em"°l m>en ^^ ^ ^^ ^,^ ^ ^^ ^^.^ ^

«g^die'^^^^^ «"es peinlich genau nachprüfen uud feheu wolleu. wo stch

"^ ^Im W^telm 3« ich Ihnen zn. daß wir anch die gefamten Kosten der
. „. ^m weiteren Mere , ) ^.„iastens die gegenwärtigenhohen Verpflegungssatzecm

lmge auch noch nicht zu erreichen ist. (Beifall.)
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Zum Schluß noch eine Bemerkung. Die Tatsache, daß die Provinzialverwaltung zum
Bau einer neuen Provinzial-Fürforgeerziehnngsanstaltübergehenwill, hat in weiteren Kreisen den
Gedanken aufkommen lassen, als beabsichtige die Provinzialverwaltung,bei der Arbeit in der Fürsorge¬
erziehung die Kreise der freiwilligenLiebestatigkeit,namentlich die kirchlichenKreise zurück zu drängen.
Nichts liegt der Provinzialverwaltung ferner als das.

Meine Herren! Wir haben jetzt in der Anstaltserziehungbeinahe 6000 Zöglinge. Davon
befindensich in Provinzialanstalten bis jetzt nur 800. Steigt diese Ziffer anch auf 1000, dann
bleibt doch der Mitwirkung der Kreise der freiwilligen Liebestatigkeit, namentlich der kirchlichen
Kreise immer noch ein weiter, freier Spielraum. Mit der neuen Anstalt wollen wir gerade den
Kreifen der freiwilligenLiebestatigkeit eine Last abnehmen, wir wollen die am schwierigsten zu
behandelndenZöglinge selbst unterbringen, denn das ist eine Arbeit für jene Kreise, die sie gar
nicht leisten können und leisten mögen. (Beifall,)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort ist nicht weiter verlangt. Auch der Herr Referent
wünscht das Wort nicht.

Ich stelle fest, daß Sie den Haushaltsplan angenommenhaben.
Es folgt Nr. 7 der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommisfion zum Bericht uud Autrag des Provinzialaus-
schusses, betreffend Neuwahl des Vorsitzenden des Provinzialausschusses.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteKesselkaul. Ich erteile ihm das Wort,
Berichterstatter AbgeordneterKesselkaul: Meine Herren! Aus der Drucksache Nr. 4

haben Sie ersehen, daß am 10. März dieses Jahres die Amtsperiode des Herrn Vorsitzendendes
Provinzilllansschussesabläuft.

Die I. Fachkommission bittet das hohe Haus, die Ersatzwahlvorzunehmen.
Vorsitzender Spiritus: Meine Herren! Nach unserer Geschäftsordnungkönnen Wahlen

hier im Hause durch Zuruf vorgenommenwerden, falls niemand Widersprucherhebt. Anderenfalls
muß durch Stimmzettel gewählt werden.

So ist die Geschäftslage.
Ich gebe das Wort dem Herrn AbgeordnetenConze.
Abgeordneterv. Conze: Meine verehrtenHerren! Gestatten Sie mir, als dem ältesten

Mitgliede dieses hohen Hauses, die sehr angenehme Aufgabe zu erfüllen, Ihnen die Wiederwahl des
Herrn Grafen Beifsel zum Vorsitzenden des Provinzialansschnssesvorzuschlagen. (Lebhafter Beifall.)

Man kann ja darüber zweifelhaft sein, man kann darüber streiten, ob die Anerkennung,
die das ganze Haus dem Herrn Grafen für die wertvolle und erfolgreiche Leitung des Provinzial¬
ansschnsseszollt, besser durch eine Zettelwahl oder durch Zuruf zum Ausdruck gebracht wird-
(Rufe: Durch Zuruf!) Ich bin überzeugt, beide Arten würden zum selben Eude führen: Die ein¬
stimmigeWiederwahl würde gewünscht weiden. (Beifall.) Der Wunsch, die Zeit des hohen Hauses
zu schonen, veranlaßt mich aber, Sie zu bitten, den Herrn Grafen durch Zuruf für die nächsten
6 Jahre wiederzuwählen. (Erneuter lebhafter Beifall.)

VorsitzenderSpiritus: Meine Herren! Gegen die Wahl durch Zuruf erfolgt keiu
Widerspruch. Ich stelle das fest. Ich darf dann ferner wohl ohne Weiteres feststellen,daß der
Prouinziallaudtag den bisherigen bewährten, langjährigen Vorsitzenden,den Herrn Grafen Beissel
von Gymuich auf eine weitere l> jährige Amtsdcmer einstimmig zum Vorsitzendendes Provinzial¬
ausschusses gewählt hat. (Beifall.)

Ich frage deu Herrn Grafen, ob er die Wahl annimmt.
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Abordnet« Graf Beissel von Gymnich: Meine Herren! Empfangen Sie meinen
herüickstenund wärmsten Dank fr das mir von nenem so liebenswiirdlgentgegengebrachte Ver-

mit dem «rechen entgegen, mein ganzes Wollen nnd mem germges
Könne.: uueinge chränkt dem Wohle der Provinz welter zu "'dmen. (Be a^

Vorsitzender Spiritus: Wir fahren dann fort m der Tagesordnung mü M. 8.
An ag der I. Fachkommission znm Bericht nnd Antrag es Provrnzlal-
ansschusses, betreffend Ersatzwahlen für den Provruzmlausschuß, und Nach-
trag zu diesem Bericht.

Derselbe Herr Meine Herren! Aus den Drucksachen 5 und
^rer tatter Ab^ M " h ^ ^ P„„,^Ausschusses

5. werden S.e ersehen ha e d°ß m le en ^ah ^^^ ^^^ ^ ^ ^ ^^^
aus dem Leen '^e eus^d U^e H.^ t ^ ^,^ ^^ P^iuzmlausschusses. Herru
finden zu lassen. Es handelt stch ln erst ^une ^^^ ^^ ^ ^^
GeheimenKommerzien^ Kamm rherrn Clemens Freiherrn von
stellvertretendeMitglied des Promnzmlau»,chusses,Herrn i

Hoevel 3« I"nk°rnth°^ Provinziallaudtage gewählt bis zum 1. April

"' ^'°''«Imm« wl! F°ch,°.,.«>!!w..h.b. 'ch d!. «.., °.i« l°h.» «»»!. !» °°».".»°°>, h°«"

hi° Nm«»HI°,, i» MW»,, ^ . ^,,^ ,„„h ^„^ Z!immM.l «.»»HU

H°»hi»cch, >m„„„l. »„„ ,,»!> !» L«,,s°i°°ch: »»,« Her»»! Ich

h»h° d,< «h.°, ,,,. Namen w »»'»"' »^,d,,°w, F«,!° d.« «ch..W„ «»«>
«°.,ch<»g z» m.chm: »„ Stell, des »''»«««' » ^ „ ^,z ^,^„ ^ M°w»»l

d.n tz«.„ »g.».d,,.tm «h.ll. ..«« ° « «-« « « '.'^ ,^^.,„ ,,,,, zch

.... ,,:?3'F'"^rrch^»«.!°d« w.ch.«».»-... «-HW»°»." <"»"^

°""""'^»»°».dm..> M°««°.^ 3« »"m. di. «»hl °«»'°»d »»,
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Vorsitzender Spiritus: Herr Molenaar nimmt die Wahl an.
Der Vorschlaggeht weiter dahin, als Ersatz für Herrn Molenaar zum Stellvertreter den

Herrn AbgeordnetenOekonomieratWilhelm Brücker zu wählen. Ich frage, ob auch das die Zu¬
stimmung des Hauses findet. (Rufe: Ja!)

Herr Brücker ist anwesend. Ich frage den Herrn Abgeordneten,ob er die Wahl annimmt.
AbgeordneterBrücker: Ich nehme die Wahl mit herzlichem Danke an. (Bravo!)
Vorsitzender Spiritus: Ich bitte dann weitere Vorschlägezu machen für den Ersatz des

verstorbenen Herrn Melchers.
Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich habe Ihnen im

Namen der Vertreter des RegierungsbezirksDüsseldorf weiter den Vorschlagzu machen,an Stelle
des verstorbenen Herrn Theodor Melchers, den AbgeordnetenArnold Hueck, der bisher Stellvertreter
des Herrn Theodor Melchers war, als Mitglied zn wählen und an Stelle des bisherigenStellver¬
treters Herrn Arnold Hueck, den Abgeordneten Hugenberg zu seinem Stellvertreter zu wählen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Meine Herren! Ich frage auch hier wieder, ob Sie die Wahl
durch Zuruf vollziehenwollen? (Rufe: Ja!)

Es erhebt sich dagegen kein Widerspruch.
Ich frage weiter, ob Sie dem Vorschlagezustimmen, an Stelle des Herrn Melchers den

bisherigenStellvertreter, den Herrn AbgeordnetenHueck aus Hückeswageu zu wählen? (Rufe: Ja!)
Auch das ist der Fall, weil sich kein Widerspruchdagegen erhebt.
Ich frage den anwesenden Herrn AbgeordnetenHueck, ob er die Wahl annimmt.
AbgeordneterHueck: Ich nehme die Wahl mit herzlichem Danke an.
VorsitzenderSpiritus: Weiterhin frage ich, ob Sie als Ersatz für Herrn Abgeordneten

Hueck zum Stellvertreter den vorgeschlagenen Abgeordneten Herrn Geheimrat Hugenberg wählen
wollen? — Auch hiergegenerhebt sich kein Widerssiruch.

Ich stelle fest, daß der Herr Geheimrat Hugenberggewählt ist. — Ist der Herr Geheimrat
anwesend? (Wird bejaht.) — Ich frage den Herrn Abgeordneten Hugenberg,ob er die Wahl annimmt,

AbgeordneterHugenberg: Ich nehme die Wahl dankendan,
VorsitzenderSpiritus: Meine Herren! Es handelt sich alsdann um die Wahl eines

stellvertretendenMitgliedes aus dem Regierungsbezirt Coblenz, als Ersatz für den verstorbenen
Herrn Kammerherrn Freiherrn von Hövel in Iunkernthal.

Ich gebe das Wort dem Herrn Abgeordnetenvon Stedman.
Abgeordnetervon Stedman: Auf Grund stattgehabter Besprechunghabe ich die Ehre,

namens der Abgeordnetenaus dem RegierungsbezirkCoblenz Seine DurchlauchtFriedrich Fürsten
zu Wied zur Wahl vorzuschlagen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus! Meine Herren! Auch hier muß ich die Frage stellen, ob Sie
die Wahl durch Zettel oder durch Zuruf bewirken wollen (Rufe: Durch Zuruf!) Das ist ihr Wille,
Widerspruch erfolgt nicht. Ich darf daher annehmen, daß Sie den Herrn AbgeordnetenFürsten zu
Wied durch Zuruf gewählt haben.

Ich frage Seine Durchlauchtden Fürsten zu Wied, ob er die Wahl annimmt.
AbgeordueterFürst zu Wied: Ich nehme die Wahl mit herzlichem Danke an.
Vorsitzender Spiritus: Wir wären damit am Schlüsse dieses Punktes der Tagesordnung

und gehen über zu Nr. 9:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften
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der Rentenbank für die Provinz Westfalen, die Rheinprovinz und die
Provinz Hessen-Nassau in Münster berufeneu Kommissareund deren Stell-

Berichterstatterist Herr AbgeordneterHagen, dem ich dos Wort erteile^erill,iel,lu>.l>.>,., ^ ^ Zerren' De I. Fachkommission schlagt
Berichterstatter.AbgeordneterHagen: Meme yeneu. ^^ u ^ ,, , / u

""' ^3«.» ..!»<«. «» Wiw!.r«ch, «i. tz....» Iwb, !°°«> ich wch, »»w.,..,d,

"'"' °"«»rsitz„>d.. «Pi.it»^ Ich !»«' d» H°.« M,i..»»«s.P.«Iidmw F«!h°.m °°»

"°"'"'^» «..«»...«... <s. tz„. «.chm.»,, ».«M »°'d.n, 2« st°°', °» tz"' «>chm°»»

°"'""l«.°.d»°... «i.chm»»«: 3« »'hm. «. W»hl mit D°»! »,
V°>Iitz°»d..ZPiii!««, Hm «i'ch«»» ""»" b>° «°hl »»^
Heu Gehe!»»! H««?
Ub».».d«»« Hu.«' Ich »ch»° d>' W»hl »n,

^'23^/"2'I? «.n,r..,.°ch.,„ Ich..... >»« "s.,
Wi. <°«m.° d»»n z» N., I«: ^ ^^^ ^^ P««i»,i»>.

Kte luertretern für mehrere Ober-E atzlommlsslonen.

Ich ft»»., °l !» di.,.n N.HI.N °°n i.».„b .«<r D.i.. >»s «».' «"»Ich! nmd.
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Das ist nicht der Fall. Dann stelle ich zunächst fest, daß Sie beschlossen haben, diese
Wahlen dnrch Zuruf vorzunehmen,daß Sie ferner die Herren gewählt haben, wie sie in dem Ver¬
zeichnisse vorgeschlagen werden.

Wenn kein Widerspruchlaut wird, so nehme ich an, daß Sie dem Proviuzinlausschusse
den auf Drucksache Nr. 7 unter 2 bezeichneten Auftrag erteilen wollen. Ein Widersprucherfolgt
nicht, ich stelle also die Erteilung des Auftrags fest.

Nr. 11:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Haushaltplan der Proviuzial-
straßen-Verwaltnng nebst
Anlage H, Voranschlag über die Verwendung des Fonds für den Neubau
von Provinzialstraßen,
Anlage L, Voranschlag über die Verwcudung des Eisenbahnfonds,
Anlage (ü, Voranschlag über die Verwendung des Funds zur Unterstützung
des Gemeinde- und Kreiswegebaues,
Anlage I), Voranschlag über die Einnahmen und Ausgaben beim Betriebe
der dem Proviuzialverbandc gehörigen Steinbrüche.

Ich gebe das Wort dem Referenten Herrn AbgeordnetenDr. von Reumout.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Reumont: Meine Herren! Sie finden unsere

Position im Haupt-Haushaltsplan auf Seite 14—16 uuter Titel II Position 19 und dort lesen
Sie, daß sich die Gesamtausgabe von 7 824 000 Mark auf 7 889 700 Mark erhöht, das ist eine
Gesamtmehrausgabe von 65 700 Mark, worunter sich 52 700 Mark aus dem Mehr an Provin-
zialstenernund 13 000 Mark mehr an eigenenEinnahmen befinden. Dieser Unterschied ergibt sich
in der Hauptsacheaus zwei Positionen, indem nämlich der Eisenbahnfonds eine Mehrausgabe von
90 694 Mark und die materielle Unterhaltung der Provinzialstraßen eine Mindemusgabe von
55 920 Mark hat.

Wenn ich auf die Einzelheiten mit wenigen Worten eingehen soll, so darf ich voraus¬
schicken, daß unsere Einnahmen sich ergeben aus Stantsreuteu, aus Dotationsrenten uud aus Pro-
vinzialllbgaben. Letztere haben von 4 250 000 Mark auf 4 302 700 Mark erhöht werden müssen.

Was dann die eigenen Einnahmen mit 13 000 Mark angeht, die ich schon erwähnt habe,
so möchte ich nur einige Posten hervorheben,die vielleicht Ihr Interesse erweckenkonnten. Zunächst
hat sich auf Seite 638 Titel III Nr. 4 „Abgaben für die Anlage von Straßenbahnen auf den
Provinzialstraßen und für die Anlage von Gas- und Wasscrleitnngeu in diesen Straßen" dieser
Posten um 2400 Mark erhöht, eiu Zeichen, daß diese Anlagen wieder bedeutend gewachsen sind.

Dann hat sich der Vruttoerlös ans den Obstnutzungenan den Provinzialstraßen - das
ist auch nicht uninterressant - um 5000 Mark vou 95 000 Mark auf 100 000 Mark erhöht.
Der Durchschnitt der drei letzten Jahre beträgt rund 104 000 Mark. Da im Jahre 1912
wieder ein recht gutes Obstjahr in der Provinz war, kann mau diese Erhöhuug wohl unbedenklich
vornehmen.

Ebenso ist der Brnttocrlüs für Chaufseebäumeund deren Abfallholz von 35 000 Mark
auf 40 000 Mark erhöht worden.

Was dann die ordentlichenAusgaben angeht, so sind auch daraus einige Posten hervor¬
zuheben. Die Gehälter der 16 Landesbaninspektorenhaben sich durch den Abgang einiger Be¬
amten mit hohen Gehaltssätzen und Aufrückenvon geringer besoldeten Herren um 4100 Mark
vermindert. Bei den Landesbausekretärenist umgekehrtdie Summe um 3100 Mark gestiegen.
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Dann wäre noch zu bemerken, daß sich ans Seite 652 uuter Nr. 9, wie S.e as woh
auch schon alle selbst bemerkt haben werde., ein Druckfehlerbefmdet: Es muß nämlich n.cht
32200 Mark sondern33 200 Mark heißen. Ich bitte das zu korrigieren; es ist richtig aufge¬
rechnet, und insofern hat dieser Druckfehler keine weiteren betrüblichen Folgen gehabt. ^

Was die materielle Unterhaltung der Provinzialstraßeu angeht so studen wir hier eme
Minderau.gabe vou 55 920 Mark. Diese ergibt sich daraus daß die Zmsen und Tilgungsrate.,
der Kleinpflasteranleihevon 279 000 Mark auf 229 000 Mark ^'M'ken stnd

^ck möchte bemerken daß die Anmerkungauf Seite 655 recht mteressant lst. Dieser

F°nds. d.1' d"Rate U Zinsen nnd Amortisation,wird sehr schnell sinken- er betrng nu Jahre
1911 noch 310 000 Mark uud wird 1918 nur uoch ca. 1600 Mark betrage...

Interessant ist dann, daß bei Titel IV Nr. 4. Se.te 658 Renten für diejenigen Städte
bezw. Gemew welche die in ihren Bezirke., gelegenen Pr°«i"zia strecken in e.geue Verwaltung
und ul » tu g übenwunuenhabe., unr eine Mehrausgabe von 5885 Mark zu verze.chnen .
Sie werde, sich entsinne., meiue Herren, daß dieser Punkt im vorigen Jahre zu einer sehr ebh ften
Debatt^A l ß g g den h t. wo Klagen darüber geführt wurde., daß d.e Gemeindenund Sta te

znm Teil 3 Straßen nicht so unterhielte., wie es wohl «««euie m w ^d^on ^en erw^et
werden könnte. Sie sehen als Folgeerscheinung, daß nur "^/f^ Nwk meh em e tzt^^^^^^^^^^
und wie wir in der Kommission festgestellt haben, w.rd nur noch be. Städten m.t fortschreitender
Nebamm o der ErmächtigungGebrauchgemacht neue Straßm^
wo techniche Kräfte vorhandensind. Ich glaube, da da wohl auch ^hrer Ansicht entsprechen
wird ^ densalls ist die Kommissiou dieser Ansicht vollständig beigetreten „

Es ind dann noch einige wenige Posten, die sich verändert haben, so die Beitrage zur
Krankenversicherung nnd zur Invalidenversicherungdie antomat.sch steigen

M möchte dann nur noch darau hinwe.,en. daß sich em Posten, nämlich die «°Mn für
das ZahwigsgeMft w Straßeuverwaltung um 1000 Mark ermäßigt hat. nnd zwar durch Em-

^ ^^ge?zum Boranschlagüber die Sendung de^Fonds für .n Nenban

«°n Provinzialstraßeu ist uus aufgefalleu- f« fmden as au Se^ « 679 ^daß dochmehrere Fonds bei der Landesbank nur zu 2'/° /« Zmseu umergeoracyr,

sind es allerdings nur 27 000 Mark, auf Seite 679 s.nd es aber 200 000 M« -
Anch der IV. Fachkommission ist "^fallen daß anchga^

Ä^r^^^^^ ^"ba^n Spar!
nah auch hier eme höhere Mrz.nm.i8 u»u^l« ^ ^, . r e. ^ l >. >„^ ^^^»n dielen ftaus-
hieße, di Gelder vou der einen Tasche in d.e andere Tasche stecken aber
haltsplan hier zu vertreten nnd müssen dafür forgen. aß s.ch unsere Z« e. o gut w. moM
Präsentiere., uud wenn wir da etwas sparen oder verdienen tonnen, f° sollten w.r daranf hm.

"'"' ^'^2. noch zum Boranschlagüber die ^nd.^ d^b^ ^
rüber ist ^nen ia ickwn gestern eingehend referiert worden. Ich mochte nur nur noch zwei lurze
Bniernn^n stattn DFon '^r bald erschöpft fein, und wenn emma der Zinssatz
herab „'lo wird mann sich daranf gefaßt machen müssen, daß sehr erhebl.che An prüche
an de " M werden. Ich kann nur sagen, daß mein Kreis noch Mit einem 4 Millionen-
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Projekt kommen wird, der Kreis Heinsberg - ich bin von dem Herrn Vertreter dieses Kreises be¬
auftragt, das hier zur Sprache zu bringen ^ wird annähernd 2 Millionen Mark benötigen.
Diese Beträge allein gehen weit über das hinaus, was noch übrig ist. Wir geben daher der Hoff¬
nung Ausdruck, daß der Provinzialausschuß den Fouds nach Bedarf bald wieder auffüllen wird.
Im übrigen ist ja klar, daß momentan Geld garnicht zu nehmen ist, denn bei einem Ziusfatz von
4,1°/o und einem Verwaltungskostenbeitrag — sprich Provision — vuu 2''/4"/o, ist es nicht möglich, daß
Gemeinden aus dem Fonds Geld entnehmen. Die Sache hat also jetzt gänzlich gestockt, und wir
möchten nnr bitten, in Erwägung zu ziehen, daß sobald wie möglich diese großen Sätze herabgesetzt
werden, wenigstens für diejenigen Teile der Anleihe, wo Zuschüfse gegeben werden Demi es liegt
auf der Hand, daß, wenn ich 2^/4"/<> Provision zahlen muß, und ich bekomme mich '/2°/» Nachlaß,
dies den Nachlaß für 5 Jahre aufhebt.

Ich komme dann zu dem Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unterstützung
des Gemeinde- und Kreiswcgebaues. Auch dieser Fonds ist bereits in einem anderen Referat er¬
ledigt wurden. Ich möchte da nur feststellen, weil es Sie vielleicht interessieren wird, daß im all¬
gemeinen bei den Anträgen gegen den Fonds ^, 2/7 berücksichtigt worden sind und bei den An¬
trägen gegen den Fonds L stark '/«,

Ich komme zur Anlage I) als letzten Punkt. Es handelt sich da um die Verwaltung
der Einnahmen und Ausgaben bei den Steinbrüchen der Provinz. Da ist bei den Oberkasseler
Basaltsteinbrüchen eine kleine Mindereinnahme, während bei dem Steinbruch Alteburg eine höhere
Einnahme zu verzeichnen ist. Das hängt mit der Verpachtung dieser Steinbrüche zusammen.
Namentlich bei dem letztgenannte» Steinbruch hat sich das Verbreitungsgebiet ausgedehnt; daher ist
eine Mehreinnahme zu verzeichnen.

Namens der III, Fachkommission habe ich die Ehre, Sie zu bitten, daß Sie den Haus¬
haltsplan unverändert annehmen. (Beifall).

Vorsitzender Spiritus: Sie haben den Autrag des Herrn Berichterstatters gehört. Ich
frage, ob das Wort gewünscht wird.

Das ist nicht der Fall.
Ich stelle fest, daß Sie den Haushaltsplan angenommen haben.
Wir kommen zn Nr. 12 der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pruvinzial-
ausschusses, betreffend Begutachtung des Antrages der Gemeinde Sterkrade
im Kreise Diuslaken auf Verleihung der Städteordnung.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete vi-. zur Nieden, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. zur Nieden: Meine Herren! Der Herr Ober-Präfident

hat durch Vermittelung des Provinzialcmsschnsses dem Provinziallnndtage den Antrag der Ge¬
meinde Sterkiade auf Verleihung der Städterechte zur Aeußerung vorgelegt. Diefe Aeußerung ist
nach § 21 der Kreisordnung notwendig. Die Verleihung der Städterechte wird dann durch eine
Allerhöchste Kabinetsordre erfolgen.

Die Gemeinde Sterkrade ist mit der Gutehoffnungshütte, die feit 100 Jahren in der
Gemeinde besteht und eine glänzende Entwickelung genommen hat, gewachsen. Dabei hat sich aber
auch die alteingesessene Bevölkerung von Sterkrade die Entwickelung zunutze gemacht; sie bildet
einen soliden Vürgerstand — einen Mittelstand, — dessen Vorhandensein nach allgemeiner An-
schauung gefordert wird, wenn eine Gemeinde entweder selbständig werden oder, wie in diesem Fall,
die Stadtrechte erhalten will.
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Einiae Wahlen beweisen die EntwickelungSterkrades. Im Jahre 1886 zählte Sterkrade7000
Einwohner, jetzt 36 000. Das Gemeiudesteuerdisizitbetrng im Jahre 1886/87 66 000 Mark im Jahre
1911 über 1 Million Mark. Ganz markant ist endlich die Entwickelung der Gebaudesteuer d:e
als Merkzeiche» für die städtischeEntwickelung gelteu kann: Sie betrug .... ^ahre 886 6202 Mark,
im Iabre 1911 71619 Mark, ist also iu diesem Zeitraume um mehr als 1000°/» gestiegen.
Gerade diese große Entwickeluug hat es mit sich gebracht, daß nach der
Meistbeg.lt rteu ein großes Kontingent im Gemeinderat bilden, D'e HoMzahl der gewählten
Gemeindeverordneten, die in Sterkrade erreicht ist, beträgt 30, die Zahl der Me.st egnterte..bet ot
jetzt schon 32, uud es ist klar, daß auf die Dauer ein solcher Zustand ...cht erhalten werden kaun.

Trotzdemhat die Gemeinde Sterkrade unter der bisherigenVerfasfnng eme befriedigende
Entwickelunggenommen. Der innere Ort besitzt gepflasterteStraßen nut Bnrgerwgen sowie
Kanalisation;Straßenbahnen sorgen für den Verkehr; die Gememde hat em "genes Ga .
eine Wasserleitnng. Das Schnlwesen hat sich in gewalt.gerWe e entwickelt es besteh n ben den
Volksschu cu eiu Vollgymnasium,zwei Lyzeen und zwei Hüfsschuleufür Schvachegabte^Zw.
Volksb chereien sind vorhanden.Zwei Krankenhänser,nä.nl.ch em großes Iohanm er ranken^
und ein katholisches Kraukenhans, Krankenwagen, Desinfektoren d.enen dem Gesnndhe.swesen.En .ch

hat der Kreis auch eine Sänglingsfnrsorgerinangestellt. Es .st eme Ber.ysvor.nundschafteingeführt.
Die Sparkasse hat einen kolossalen Umsatz nnd wird nach dem neuen Gesetz anch für Gemem e

zwecke verwendbareUebersch.isfeliefern. Was der Gemeinde noch fehlt, .st v.lwcht m. Schlacht¬
haus, für das aber anch schon Vorsorgegetroffen ist. eme Turnhalle für d.e Volksschulen und eme
Baden statt. Als Merkmalgroßstädtischer Entwickelnng ist dagegen, w.e .ch m.ch "berMg h« e

das Vorhandenseineiner Anzahl von Kinos anzusehen. (Heiterkeit.)Als besonderes NnlMesblatt
in der Eu wiMnug der Gemeinde ist eine weitschaueude Bodenpolitikzu erwähnen. Die Gemeinde
besitzt 400 M n im Werte von 2'/- Milliouen Mark und zwar nicht nur au der Peripherie,

Bodenpolitikhat es ermöglicht, als weiteres M^latt der
Gemeindeauch eiueu großeu und schönen Volkspark eiuzunchteu. der Mm anffallt. W dre Gemem
besucht, nnd endlich hat die Gemeinde in gesnnder Lage muten .m Wal e em große« Alter«-
Waisenhaus errichtet,das mit großem Garten und großem Gememdegr.mdbes.tz versehen ist, der von
den Insassen des Heims kultiviert wird. < , ^> m>! >>

OpferwilH, so führt der Bürgermeister in feinem Bericht ans, haben die Bürger und
Gemeindevertreterbisler die Lasten getragen, die die schnelle Entwickelnng der Gememde .... stch
gebracht hat. Die Lasten find nicht gering, das ergibt stch ans den Steuerschläge.. E werdm
250«/« Einkommensteuerzuschläge, 2,5 pro Tansend vom ge.ne.nen Wert der Grnudstucke und 666°,°
der staatlich veraulaateu Gewerbesteuer erhübe... ^., « < c

Hi^o" Uiebe noch die Wirkung, die die Verleihung der Stadtrechte an Sterkrade auf
den Bürgtme^r baud uud deu Kreis ausüben wird. Die Bürgern.e stere. esteht anßer der
GemeindeSterkrade noch ans der Gemeinde Holte... Die Gememde Sterkra e .st bere., für den¬
selben Satz die Verwaltnng der Gemeinde Holten weiterzuführen,w.e ste °s b. her ge an hat. Es
ist infolgedessen in dieser Beziehungkein Bedenken zu erhebe... Welches das Sch.chal der Gememde
Holten sein wird ist der Zukunft vorbehalten. r, - m

Der Kreis Dinslaken ist hervorgegangen aus dem Kreise Ruhrort und hat znerst eme Ver-
Neineruug erfahre., durch die EiugemeiuduugRuhrorts nach Duisburg Dauu .st vor kurzer Zeit
die Gemeinde Hamborn znr Stadt nnd damit zngleichzum ^tadt re.s erhoben w°rde.. D.e
GemeindeSterkrade hat zurzeit 36 000 Einwohner, würde also zunächst be. dem Kre.s verbleibe».

15*
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aber in ganz kurzer Zeit auch ausscheiden,und es behält dann der Restkreis noch 43 000 Ein¬
wohner, bei einer Grüße von zirka 24000 Hektar und einem der Kreisbestcuerungunterliegenden
Steuersoll von zirka 372 000 Mark. Nach Ansicht des Provinzialausschuss.esund der I. Fach¬
kommission ist dieser Rest und die ihm verbleibende Aufgabe ausreichendund groß genug, um einen
selbständigen und leistungsfähigenKreis zu bilden.

Es ist damit zu rechnen, daß der Kreis sich im Norden weiter entwickeln wird und daß
dadurch neue Aufgaben für den Landrat und die Kreisverwaltung entstehen werden.

Der Landrat selber hat gegen die Verleihungder Stadtrechte an Sterlrade keinen Einspruch
erhoben, und es ist dabei zu konstatieren,daß ihm selber ein Teil des Verdienstes an der bisherigen
Entwickelungvon Sterkrade gebührt, die er im Einvernehmen mit dem Bürgermeister durchaus
günstig beeinflußt hat.

Die I. Fachkommission ist daher der Ansicht, dem Provinziallandtage vorzuschlagen,zu
beschließen:Provinziallandtag erhebt gegen die Verleihungder Stadtrechtean die Gemeinde Sterkrade
im Kreise Dinslaken keine Bedenken. Wenn der hohe Provinziallandtag sich diesem Beschlusse an¬
schließen sollte, so glaube ich, wird er es mit dem Wunschetnn, daß die Gemeinde nnter der neuen
Verfafsung eiue eben so günstige Entwickelung nehmen möge wie unter der alten. (Beifall,)

VorfitzenderSpiritus: Ich erteile das Wort dem Herrn AbgeordnetenDr. Stappert.
AbgeordneterDr. Stappert: Meine Herren! Sie werden es begreiflich finden, wenn ich

als Sterkrader und Vertreter des LandkreisesDinslaken im Provinziallandtage zu der Vorlage, die
mich ja besondersinteressiert,einige erläuternde Worte spreche.

Als ich vor nunmehr 20 Jahren als gewähltes Mitglied in den Gemeinderat einzog, da
zahlte Sterkrade 18 gewählte Mitglieder und 2 Meistbcerbte, und ein Bild von der Entwickelung
empfangenSie, wenn Sie hören, daß Sterkrade setz! 30 Gemeindeverordneteund 32 Meistbeerbte
zählt. Es wären sogar 35, wenn nicht bereits 3 Meistbeerbteauf ihr Meistbeerbtenrechtverzichtet
hätten. Trotzdem haben die Meistbeerbtenso viel Bürgersinn bewiesen, daß sie auch in selbstloser
Verleugnung ihrer Privilegien dem Antrag auf Stadtwerdung Sterkrades, bei der sie ja auf ihre
Privilegien als Gemeindeverordncteverzichten müssen, wiederholt einstimmig und in der letzten
Fassung fast einstimmigzugestimmthaben.

Die Bevölkerungvon Sterkrade setzt sich zum größten Teil aus Arbeitern und einem guten
und kräftigen Bürger- und Gewerbeftandzusammen. Der Arbeiterstand hat insoferneine historische
Vergangenheit, als er bei dem Werk der Gutehoffnungshütte, das in Sterkrade als einziges der
Großindustrie vertreten ist, bereits seit 100 Jahren tätig ist. Es kommt auch heute noch hänsig
vor, daß Sohn, Vater und Großvater auf den Werken gleichzeitig beschäftigt find. Arbeiterjubiläen
von 25 und 50 Jahren sind bei der Gutehuffnuugshüttekeine Seltenheiten. Sie legen ein ehrendes
Zeugnis ab sowohl für die Arbeitgeber wie für die Arbeitnehmer für das gute Verhältnis, das
zwifchen beiden herrscht.

Der hohe Satz von 250°/« Umlage, den Sie eben von dem Herrn Berichterstattergehört
haben, ergibt sich daraus, daß unsere großen Ausgaben, namentlichauch für das Schulwefen, für
die vielen Neubauten, die sich naturgemäß bei der Entwickelungergebenhaben, nicht durch Anleihe¬
politik gedeckt worden sind, sondern ans dem Wege der direkten Umlage erhoben wurden. Auch bei
dem Ausbau und der Pflasterung der Straßen, bei der Kanalisation und der Anlegung von Bürger¬
steigen sind von den Anliegern, den Grund- und Hausbesitzern,erhebliche Anliegerbeiträgeerhoben
worden, nnd diese haben dadurch auch ihrerseits zu der Entwickelungvon Sterkrade beigetragen.
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. l ^ ^r«w ^erst^^t^n^^^
^:7'3'urd: bei!:He3e?die beide anerkanntsind, haben eine Gesamtsch^

innenzahl von etwa 350^ Bürgermeistereiauflösung dadurch, daß Holten
Es hat sich auch die « «ug ^er Fr e °«^ ° > Laudgemeiude Holteu auch

selbständig wird, als eine ganz ^f ^e eb^ ^g^ . ^^
en Antrag auf Bildunge.ner '^^en B 2 r e^ ^^ ^

^^w^^^^ ^-„ e ^uug : demseleu Satze wie
bisher übernehmenuud damit wäre °uch d'es° Frage gelos, ^ ^ Bürgermeister, der

An der Spitze von Sterkrad seht s« st '^ ' '^ '^ ^^ ^.^^
dorher als Beigeordneter m Bochum '"^^° ^stützt von einem technischen Beigeordneten,
außerordentlichen Berwaltnngsbeamten.so daß auch

A,ch die Wünsche Sterk-
bezüglich der Verwaltung kem H'nd ^ ^ S °M 3 ^^ ^^^ ^ ^^^.^.^
rades auf Errichtung eines eigenen Amtsgerichtesuno ,
der Stadtrechte rascher "M werden ^^ ^^ ^.^^^^ ^

ausschusses angenommen haben.
Wir !»m«n z» N,,»,«. « d" l°°"°' «7' ^„,^,„.,z„.„ d„ Pr»»i»zi»>.

«ocht. ich »n du. H°..» «»" » " °', P„„„. « ,„,, „ dn l«.s».d»,„. l.i d.n» ,ch °»ch

schlage entsprechend zu verfahren.
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BerichterstatterAbgeordneter Graf von und zu Huensbroech (Kcllenbcrg):Meine Herren!
Die Gesamtausgabe« der Haushaltspläne der Heil- und Pflegeanstaltcubetragen für das kommende
Rechnungsjahr 5 031 700 Mark gegen 4 682 900 Mark des Vorjahres, also eine Vermehrung der
Ausgaben um 348 800 Mark.

Dieses Mehr hat hauptsächlich darin seinen Grund, weil für das Jahr 1913 mit einem
Bestund von 6968 Kranken gerechnet wird, gegenüber 6468 Kranken für das Jahr 1912; es ist also
ein Plus von 500 Pfleglingen vorhanden. Mit diesen 500 Pfleglingen wird Nedburg belegt; es
hatte bisher 1000 Kranke und soll uunmehr 1500 Kranke bekommen.

Ich kann dabei sofort eine Mitteilung der Pruuinzialvcrivaltnng einfchieben, wonach in
Nedburg jetzt bereits über 1600 Kranke vorhanden sind und es sehr wahrscheinlich ist, daß Bedbnrg
in dem neuen Rechnungsjahr mit 1700 Kranken zu rechnen haben wird.

Von diesen soeben erwähntenMehrausgaben in Höhe von 348 800 Mark entfallen infolge
der Mehrbelcgung 279 000 Mark auf Bedbnrg, der Rest von 69 000 Mark verteilt sich auf die
übrigen Anstalten. Ferner entfallen bei dieser Steigerung auf Besoldungund andere persönliche Aus¬
gaben wiederum90000 Mark auf Bedburg, die durch die besuldungsplanmäßigenErhöhungen und
Stellenvermehrnngen in Bedbnrg hervorgerufensind.

Meine Herren! Eine besondere Bedeutung hat dann noch der Titel Beköstigung, der
2 030 300 Mark erfordert, das find 149 900 Mark mehr als im Vorjahre. Auch hier entfällt
wieder der größte Teil auf die Mehrbelegungvon Bedburg. Es mußte indessen infolge der Teuerungs¬
verhältnisseinsbesundersder höheren Fleischpreisc, für alle Anstalten der Einheitssatzum 1 Pfennig
erhöht werden, so daß er von 55 Pfennige auf 56 Pfennige gestiegen ist. Eine löbliche Ausnahme
davon macht allerdings Bedburg infolge der dortigen günstigen wirtschaftlichen Verhältnisse. Dort
konnte der Einheitssatzum 1 Pfennig herabgesetzt werden.

Die Mehrausgaben werden nun zum größten Teile durch Mehreinnahmen gedeckt, und
zwar im Betrage von 317 300 Mark. Um den Restbetrag, nämlich um 31500 Mark ist der
Provinzialzufchuß an die Heil- und Pflegcanstaltengestiegen, fo daß er jetzt 502 000 Mark beträgt.

Meine Herren! Ich schließe hier die erfreuliche Mitteilung ein, daß der Zuschuß der
Provinz für die Anstalt Bedburg, der im vorigen Jahre noch 30 000 Mark betragen hat, in diesem
Jahre bis auf 5000 Mark gesunken ist, und es steht zn erwarten, daß, wenn Bedburg einmal
voll mit 2200 Kranken belegt ist, dann nicht uur der Zuschuß gauz wegfalleu,fondern sogar noch
ein Ueberschuß erzielt werden wird.

Ebenfalls kann ich Ihnen mitteilen, daß die Vorhersage, die die Provinzialverwaltnng im
vorigen Jahre in der II Fachkommission gemachthat, daß nämlich die Baukostenfür Bedburg, die
seiner Zeit vom Pruvinziallandtag auf 11215 000 Mark festgefetztworden sind, nicht überschritten
werde» würden, voll und ganz in Erfüllung gegangenist. Es sind nicht mir nicht die Baukosten
überschrittenworden, sondern es ist sogar noch eine große Ersparnis von mehreren hunderttausend
Mark erzielt worden. Eine genane Zahl hierfür kann ich Ihnen noch uicht angeben, da die Ein¬
zelabrechnungen noch nicht vorliegen.

Meine Herren! Bei der Beratung der Haushaltspläne der einzelnen Anstalten wurde
dann natürlicherweiseans Grund der beiden vorliegenden Petitionen der Pfleger der Heilanstalt
Düren und der Handwerkerder Heilanstalten deren Lage einer eingehenden Erörterung unterzogen.
Bei dieser Gelegenheit hat die Verwaltung folgendes erklärt. Die Pfleger der Prouinzialheil-
anstalten beziehen, nachdem sie eine scchsmonatigc Lehrzeit mit sehr geringem Gehalt durchgemacht
haben, ein Anfangsgehalt von 504 Mark, jährlich steigend ,im 36 Mark bis zum Höchstlohnvon
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^ , -"«. »^ ^;»«tt,.^ AuKerdem erhalten sie Emulumcnte, die bei
840 Mark, und zwar nach ^«hmer ^ ^ ^^, ,^ ^
verheiratetenPflegern meistens '" w «bge st .v^dem In ^ "^^^ , ^ ^
nach 10 Jahren einen Lohn v°n 1583 « ^"" h,,.., ^,h,lt. wie solche allerdings
anstatt der Metsentschädigungvon 180 Mari eine ^'eniiwoym'.g ^
einstweilen nnr in beschranktemUmfange vorhandensind ^ ^

Die Verwaltung ist nnn d« Achcht ° ^^ ^ ^^,^^
genügend ist. besonders wenn man noch Ziehen können, daß eine gewisse
Versicherunghinblickt. Aber sie ha sich doch E mm m ) ^ ^, ^ ^ ^^.^^

Kategorievon Pflegern. >^ ^h„ i„ E,,^,g gezogen,
in gewisse schwierige Verhältnisseh'"e"'k°"nm kom ^ ^° ^ ^^ ^. ^^^
diesen Pflegern eine L"h'7^hn"g /w° ' 3 rm n er Km ^g^ ,^ ^^^^
würde dann unserm nächsten Provinziallandtag v°« °er ^ u ^

Ein zweiter Wunsch' hat die
zn Hause in ihrer Familie essen, as K° °el " ^r erg ^ ^ ^^^^^ ^
Provinzialverwaltung geglanbt. ablehnenzu müssen, und zwar

im Hinblick ans die daraus vorhanden,der sich auf die Wäsche bezog.
Dann war auch em dritter ^nnsch d« ^ 3 ' ^ ^

Die Wäsche der Pfleger wird ^ ""^ ^ bar ausgezahlt wird,
gern, daß ihuen dafür der im Haushaltsplan °"^ v ^ ^^^ . .„ ^,z, würde ihn sofort

Diesem Wunsche hat die ^^g g^ ^ ^ ^ „ ^cht denerfüllen können. Es wurde dann aus der Mute der «mm , u ^
Pflegern, wenn fie 10 Jahre in der Anstalt gewesenmd. anch noch ^ ^ / ^^ 1^
gewährt werden könnte. Mit Recht wnrde ^""gehoben d° .ft d a cy^^^
außerordentlichem Werte sein könne, wenn " "^ s^,
sagte zn, daß anch diese Anregnng m ^w «e e ^« '° ^ ^^ „ß es doch sehrFerner wurde noch aus der Mitte der «o , ^ ^.^^ ^
wünschenswertwäre, um der von w Vergünstigung,die
Dienstwohnungenzuzuweisen, denn es hat M «>«' en ß ^ ^^ Baudarlehen zur

der Provinziallandtag ihnen im v°ngen ^a '^^^^«.^ gemacht haben, weil ihnen die
Erbauung eigener Häuser gewahrt hat nur fthr wen^ ^) ^^ ^^^^^^ ^^ ^^
«mit verknüpftenBedingungen last'8 "d- " ^ ^.^ ^ ihre Fürsorge dahin richten

schon mehrere Mietshäuser au den Anstalten oe,teyen

werde, daß diese Mietshäuser ^ "^ ^^^f^esinitive Anstellnng nnd »uf Unfallversicheruug.
Ein .veitererWunsch d ^ «' ^^^ ^ ^^,, W,„sche nicht entsprechenzu können.

,r°w u,."5 u»-°.» ^^:^.^: ^«...»,«. u^..^»'
aufgenommen werden. . < ., ^„„c ^i,, das, der Provinziallandtag doch sehr vorsichtig
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soweit die Mittel im Hanshaltsplan dazu flüssig seien. Die Verwaltung sagte wuhlwolleildeEr-
wägung dieses Wunsches zu.

Dementsprechendschlagt Ihnen also die Kommission vor, die Petition der Pfleger der
Heilanstalt Düren dem Proviuzialansschußzn überweisen.

In ähnlicher Weise wurde dann eingehend die Petition der Handwerkergeprüft. Sie sind
nicht Beamte. Eine feste Gehaltsskala existiert bei ihnen nicht, sonderndas Gehalt wird von Fall
zu Fall festgesetzt, und zwar beginnt es im allgemeinenmit 1200 bis 1300 Mark jährlich und
steigt auf 1700 bis 1800 Mark.

Auch hier hob die Verwaltung hervor, daß das eigentlich ein auskömmliches Gehalt sei,
besondersmit Rücksicht darauf, daß es vollständig gesichtert sei, im Gegensatzzu dem Einkommen
anderer Handwerker,die sich mit den einzelnenLeuten bei der Einziehung der Beträge herumschlagen
müßten. Es wurde aber mich da wieder hervorgehoben,daß diese Handwerker,wenn sie verheiratet
sind und eine große Anzahl Kinder haben, in die gleiche schwierige Lage versetzt werden konnten,
wie die Pfleger, Auch in diesem Falle sagte die Verwaltung zu, daß eventuell mit einer Kinder¬
zulage für die Handwerkerspäter gerechnet werden könnte.

Die II. Fachkummissiunschlägt Ihnen vor, auch diese Petition dem Provinzialausschuß
Zur Erwägung zu übergebeu.

Nun, meine Herren, möchte ich noch auf einen Punkt zurückkommen, auf den der Herr
AbgeordneteDr, Oehler am Montag aufmerksamgemachthat. Es bezicht sich ans die Heiznngs-
anläge in Bedbnrg. Der Anregung des Herrn OberbürgermeistersFolge gebend,hat die II. Fach¬
kommission gerade diesen bemängeltenPosten sehr scharf unter die Lupe genommen.

Meine Herren! Der Haushaltsplan sieht für die Heizung in Bedbnrg einen Betrag von
112 000 Mark vor, der im wesentlichen für 600 DoppelwaggonsKohlen ^ 155 Mark aufgewendet
wird. Aber, meine Herren, bei Prüfung diefcr Ziffern muß doch hervorgehoben werden, daß das
nicht nur die Kosten für die Heizung sind, sondern daß da, wie das übrigens in dem Haushalts¬
plan auch bereits bemerkt ist, die Kosten für die Beleuchtung, die Wasserversorgungund die
Beschaffung der elektrischen Kraft für die viele» und großen Wirtschafts- und Verwaltungsgebäude
Bedburgs mit einbegriffen find. Es kommt nämlich für die Beleuchtungnur noch ein kleiner Betrag
von 7000 Mark, in diesem Betrag ist sogar noch die Versicherungfür die Akkumulatorenbatterie
mit 2222 Mark enthalten, dann der Betrag für Glühbirnen und kleine Anschaffungen. Auch für die
Wasserversorgungkommt nur noch der minimaleBetrag von 800 Mark in Betracht, der naturgemäß
für kleine Reparaturen auch eingestellt werden muß.

Aber diese Zahlen des jetzigen Haushaltsplans gestatten überhaupt eigentlich kein richtiges
Urteil über die ganze Wirtschaftlichkeitnnd Leistungsfähigkeitder Heiznngsanlage. Sie müssen
bedenken, meine Herren, daß jetzt Bedburg nur mit 1500 Kranke» belegt ist Trotzdem muß aber
sozusagen die ganze Anstalt, es müssen die großen Verwaltung»- und Wirtschaftsgebäudegeheizt
werden. Es wird sich herausstellen, daß, wenn die ganze Anstalt mit 2200 Kranken belegt ist,
was sicher im nächsten Jahre der Fall sein wird, dann die Wirtschaftlichkeitder Heizungsanlage
sich noch viel weiter heben wird.

Die Erfahrnngen des bisherigen Betriebes haben gelehrt, daß bei voller Belegung der
Anstalt an Stelle der Summe von 119 800 Mark, die im jetzigen Haushaltsplan für Heizung, Be¬
leuchtung und Wasserversorgungvorgesehen ist, mit der Summe von 153 000 Mark gerechnet
werden muß, nnd, meine Herren, mir diese Zahl — ich betone ausdrücklich unter voller Belegung
der Anstalt mit 2200 Kranken — kann einen Vergleich geben, da tan» man sich gegenüber anderen
Anstalten ein Urteil bilden und dieser Vergleichwird für Bedburg sehr günstig ausfallen.
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Die Kosten für Heizung. Beleuchtungnnd Wasserversorgung werden nämlich .„Bedburg
dann bei voller Belegung jährlich auf den Kopf 59 Mark betragen m Anderaach 75 Mark.
Diireu 79, Galkhausen70. Grafenberg 76. Iohannistal «L Merz.g 83 und Bonn o0 Mark.

Meine Zerren' Sie sehen aus dieser Zusammenstellung,daß allem Bonn günstigerals
Bedburg gestellt ist. Das hat aber einen zweifachen Grund. Erstens besitzt Bonn ei.« eigene
Gasanstalt, und zweitens ist Bonn eine alte Anstalt. Sie ist mcht nach dem moderneu Pavillon-
Wem gebant. sondern ist in gedrängter Bauweiseaufgeführt. Dabei kommen aber noch ver,ch.edene
andere Momente in Frage, die sehr zugunsten Vedburgs sprechen In allen übrigen Anstalten
wird die Kohlenznfnhrnnentgeltlich dnrch die Oekonom.e geleistet Bedburg hat em Zufuhrgele.se.
das ans maschinellem Wege betriebenwird. Diefe maschinelleKraft geht natnrlicherwei e auf Kosten
der Heizung Ferner ist Bedburg die einzige Anstalt, welche einen eigenen Schlachthof und eine
Eisfabrik besitzt Beide Anstalten beziehennatürlicherweise ihre Kraft ihr Licht uud ihre Warme
von der Hei uug. Hier geht alfo der ganze Betrieb wiedernmauf Kosten der Heizung.

Weil Bedburg ,° ausgedehnt nnd groß ist so 'st dort anherdem noch, wie n, ke.uer
anderen Anstalt, der Betrieb der verschiedenartigstenMaschinenmü Elektromotorenvorgesehen.Es
arbeiten dort n cht weniger als 50 Elektromotoren. Durch diesen Betneb^rden natürlicherweise
wieder andere Titel sehr entlastet. Es ist daher wohl schon jetzt m.t Sicherheit auszusprechen
d°h das Heiznngssystemin Bedburg nngehener wirtschaftlich arbeite Das geht ,a auch daran
hervor, daß. wie ich schon vorhin hervorhob, der Prov.nzialzuschußfür Be bürg nnr 5000 Mark
beträgt. Infolgedessensind in Bedbnrg auf den Kopf nnr «/>» Pfennig erforderlich,wahrend alle
anderen Anstalten 22 Pfennig erfordern, , ^ ... .,,. ..

Meine Herren! Es ist nuu doch von großem Interesse, hier einen Vergleich über d.e
Kosten der Heizung. Beleuchtnngnnd Wasserversorgnng in Bedbnrg mit anderen mcht provinziellen
Anstalten, beispielsweise mit den Kmnkenhänsern in Düsseldorfanznstellen. Nach em Verwa tung -
bericht vom Jahre 1911 wurden dort im Jahre 438? Touuen Kohlen verbraucht,d » ist m G
umgesetzt 61400 Mark. Für elektrischen Strom wnrden ausgegeben 43 073 Mal Fer
wurden verbraucht 99 000 Kubikmeter Gas. das macht, das Kubikmeter Gas zu 10 Pfennig

an Wafser die enormeSnmme von 252 625 Kubikmeter verbraucht, das
macht, den Kubikmeterzu 1 5 Pfennig berechnet. 12 631 Mark.

den städtischenKrankenhäusern zn Düsseldorfdie Kosten f«r d.e He.znng
Beleuchtung nn Wasserversorgnngim gauzeu 127 000 Mark betragen Das macht bei em
Nelegnugvon 912 Bitten pro Bett 139 Mark. In Bedburg stellt sich die Summe pro Bett
auf 69 Mark, also in Düsseldorfum mehr als das Doppelte.

Ich mei e meine Herren, diese beiden letzten Zahlen sprechen genügend für stch selbst.

Es ist schon dadmch der Beweis erbracht, daß die wirtschaftliche Rentabilität der Heizungsanlage

" ^^^Name^der^I. Fachkommission erlaube ich mir. Ihnen vorzuschlagen, die Hanshaltspläne
der Heil- und Pfleaeanstaltenunverändertanzunehmen. »t. ^ c^

Vorsitzender Graf nnd Marquis von und z» Hoensbroech: Ich
stelle also die Punkte 13. 16 und 17 der Tagesordnung zur Diskussion.

U°2^^°7."«»° 7" ">»»b... »,°.!.,.h.>.« H... Aw.^„
°r, Q.l/. '.««' W°^° g°»°» d>. Ich"« A,.MW»»°» « H«>» ««ichwMW- !»<M, D.r

t8
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Herr Berichterstatterhat zum Beweise dafür, wie billig iu Bedburg gearbeitet würde, darauf hin»
gewiesen,daß bei unsere» städtischen Krankenanstaltenso teuer gearbeitet würde Er ist auf diesen
Punkt aus dein Grunde eingegangen,weil der Herr AbgeordneteDr. Oehler bei der Besprechung
des Haupt-Haushaltsplans am Montag die Position auf Seite 340, Ansgnbetitel IV 6 Heizung
für Bedburg mit 112 000 Mark als so sehr hoch bezeichnet hat.

Meine Herren! Der Vergleich, den der Herr Berichterstatterzwischender Anstalt Bedburg
und unseren städtischen Krankenanstaltengezogen hat, hinkt aber sehr. Sie müssen bedenken, meine
Herren, daß die Anstalt in Bedburg eine Pflegeanstalt ist, die sich lediglich mit einer Form von
Kranken, lediglich mit Geisteskrankenzu befchäftigeuhat. In unseren Krankenanstaltensind sehr
viele Krankheitsformen. Unsere Krankenanstaltensind bis auf den letzten Platz belegt. Zunächst
müssen die verschiedenenKrankheitsformenberücksichtigtwerden, und dann werden in den Kranken¬
anstalten noch eine ganze Reihe von wissenschaftlichen Instituten und Einrichtungen unterhalten.
Das erfordert ein viel größeres Personal.

Alle diese Umstände beweisen, daß von einer Gleichartigkeitdes zum Vergleich heran¬
gezogenenObjektes der DüsseldorferKrankenanstaltenmit der Anstalt in Bedburg gar nicht die
Rede sein kann. Ich meine, wenn man einen Vergleichziehen will, muß man gleichartigeObjekte
berücksichtigen. Die habe» Sie ja hier auf Seite 340/41. Da steht alfo, daß die Kosten
der Heizung bei den anderen Anstalten 26 000 bis rund 80 000 Mark betragen, bei Bedburg
112 000 Mark.

Das sind gleichartigeGegenstände, die sich miteinander vergleichen lassen. Das einzige,
das man vielleicht als Vergleichspunktheranziehenkönnte, ist der Umstand, daß die Anstalt in
Bedburg nach dem Pavillonsystemerbaut ist und unfere städtifchen Krankenanstaltenauch. Aber der
innere Betrieb, die ganze Form, in der gewirktwird, ist so verschiedenartig, daß ich den Vergleich
nicht als richtig anerkennen kann und deshalb dabei bleibe, daß die Ausführungen des Herrn Abge¬
ordneten Dr. Oehler wohl als berechtigtanzufeheu sind, daß die Position bei der Anstalt in Bed<
bürg mit 112 000 Mark recht hoch gegriffen ist.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Es
meldet sich niemand mehr zum Wort. Ich schließe die Beratung und konstatiere, da kein Wider¬
spruch erfolgt, die Annahme der Anträge der II. Fachkommission zn Nr. 13, 16 und 17.

Wir kommen nunmehr zum Punkt 14 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die erweiterte
Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für das Rech¬
nungsjahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Graf von und zu Hoensbroech. Ich gebe dem
Herrn Berichterstatterdas Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Graf von und zu Hoensbroech (Kellenberg): Meine
Herren! Der Haushaltsplan für die erweiterteArmenpflegeauf Gründ des Gesetzes vom 11, Juli
1891 hat ebenfalls zu Ausstellungenkeine Veranlassung gegeben.

In den Einnahmen sehen Sie eine Mehreinnahme von 17? 000 Mark aus den Beiträgen
der Kreise und Gemeindenzu den Kosten der von dem Landarmenverbcmde in Anstaltspflege unter¬
zubringende» hilfsbedürftigen Geisteskranken,ferner einen Zuschuß vo» 109 000 Mark aus den
Provinzialllbgaben.

In den Ausgaben sehen Sie eine Mehrausgabe von 286 000 Mark für die Kosten der
Unterbringung der hilfsbedürftigenGeisteskranken.
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Die Summe der Einnahmen und Ausgaben balanciert mit 6 525 000 Mark.
Im Namen der II. Fachkommission beehre ich mich. Ihnen vorzuschlagen, den Haushalts-

"°" """trTIw « Graf uud Mar.uis von und zu Hoensbroech: Meine

^ ^2stch^nm5zur^Ich konstatieredaher die Annahme des Antrages.

^'7^ ^chk^^^HuushaltsPlan Über die Kosten der
Leitung und Beanfsichtignng der banlichen Unterhaltungsarbetten sow.e
Über den Fonds znr Ernenernng «wschineUer An agen ... den Prov^
anftalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 b.s 31. März 1914.

Berichterstatterist ebenfalls Herr Abgeordneter Graf von und zu Hoensbroech. Ich b.tte

^ ^^ BeriHte!statte7Abgeordneter Graf von und zu Hoensbroech (Kellenberg): Meine
Herren' Kosten für die Leitnng m. Beauffichtiguugder bauliche..
Unterhaltu^sarbeitm sowie den Fonds zur Erneuerung maschineller Anlagen m den Prov.nz.al-
anstalten hat zu keinen Bemerkungen geführt. «« . . . ^ a«^s> m>^f ^«« itt

Sie sehen in den Einnahmen eine kleine Mehreinnahme von 9600 Mark Das ch

begründet erste nrch eine Mehrausgabe von 9100 Mark - es handelt steh da um das D.enst-
einkmmn. d technischenLande obersekretäre,eines Registrators nnd emes «autechmters dann
fe 7 d ch ue "g Erhöh des Betrages für die Reisekosten der mit der "t chen Le.tm.g
und NeanfM?gn.g .betrauten Beamten. Dieser Posten war im vor.gen Jahre .mt 4000 Mm^
eingestellt Diese Summe reichte aber nicht aus, und es wnd Ihnen vorgeschlagen, den Posten
auf 4500 Mark zu erhöhen. < , - « ^ i ku ynn V?<^t

Die Ginnahmn und Ausgaben des Hanshaltsplans balane.erennut 159 200 Mark
Ich ^b7 ^ Ehre, im Anftrage der II. Fachkommission Ihnen vorzuschlagen,d.esen

Haushaltsplan unverändert anzunehmen. « ^ « ..«>, ,„ ^^«slirneck- ^cl>
Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marqu.s von und zu Hoensbroech. ^ch

stelle den Antrag der II. Fachkommifsion zur Verhandlung. .^ m,.«^
Es meldet sich niemand znm Wort. Ich konstatiere d.e Annahme des Antrages.
Wir aeken über m Punkt 18 der Tagesordnung: . «>^ -

Antrag d Fachkommission zn der Petition der Reg.stra toren der Rhe.-
ni chen Proviuzialverwaltung um Anstelluug auf Lebenszelt^

Berch^r i Herr Abgeordneter von Schütz. Ich bitte ch. ^rt^hnm.
Veriebtertatter Abgeordnetervon Schütz: Me.ne Herren! Die

ml^.« m "^7'l°"e "°^ r K^,digung angestellt. Sie haben den lebhaften Wunsch.
Nischen Provmz.llluerwllltungsmo zmzeu aus ^un^ ^ ^ , «n..^r^ :« srükei-en ^akren
d°ß ihre Anstellungauf Lebenszeiterfolgen möge nnd leeren Jahren
in die Form von Anträgen gebracht, haben aber b.sher e.nen ^folg n H rz e -

Sie haben sich nnnmehrmit einer Petition an den Prov.nz.allandtag gewendet ^ie Welsen

darauf hin daß st nzige mittleren Beamten bei der stm. d.e mch
lebens äng«chang stell sind Sie berufen sich ferner daranf. daß d.e Stad Coln vor kurzem, und
zwar k um zwe I r «ch der allgemeinen Regelung der Besoldungen, be chosftn hat alle Beamten
nach fti^h ^^ nnd im Mindestaltervon 30 Jahren lebenslangl.ch anzustellen.

,,!'
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Die Registraturen haben in ihrer Eingabe dann weiter darauf hingewiesen,daß sie dem
Privatangcstclltcn-Versicherungsgesetze unterliegenwürden, falls nicht etwa der Provinziallandtag
Aenderungenbezüglich der Grundsätzefür die Kündigung beschließen würde.

Meine Herren! Um gleich auf das letzte zu kommen: Der Provinzialansschuß hat eine
Vorlage gemacht, nach der dem Pruvinziallandtage vorgeschlagenwird, zu beschließen,daß die
Kündigungdavon abhängig gemacht werden möge, daß ein wichtiger Grund vorliegt, und dnß weiter¬
hin festgestellt werden solle, daß es ein Rechtsmittel gegen die Kündigung gebe, und zwar eine
Berufung an den Prouinzialrat. Falls der Provinziallandtag einen derartigen Beschluß faßt,
würden die Beamten, auch wenn sie auf Kündigungangestellt waren, dem Angestellten-Versicherungs-
gesetzt nicht unterliege!!. Der Provinziallandtag hat allerdings einen derartigen Beschluß bisher
noch nicht gefaßt. Die I. Fchkummissiou hat sich aber bereits mit dieser Angelegenheitbeschäftigt
und hat sich dem Vorschlage des Provinzialausschussesangeschlossen,so daß wohl angenommen werden
darf, daß der Proviuziallandtag dem Vorfchlagezustimmenwird.

Daraus ergeben sich dann ohne weiteres für die Beamten, soweit sie auf Kündigung
angestellt sind, Verbesserungen. Die Entlassungkann eben nicht mehr aus jeglichem Grund erfolgen,
sondern nur noch aus wichtigenGründen, es gibt ein Rechtsmittel gegen die Kündigung.

Das waren aber nicht die einzigen Gründe, die den Proviuzialausschußbewogen habe», dem
Pruvinziallandtage vorzuschlagen, die Petition abzulehnen,sondern der Hauptgrund ist folgender: Der
Proviuzialausschußsteht auf dem Standpunkte, daß es sich uicht empfiehlt,außerterminlichderartige
Neuregelungenvorzunehmen,die wieder in die Grundsätzeder Besoldungeingreifenund der Provin«
zialausfchuß ist weiter der Ansicht, daß auch gerade diese Petition nicht etwa Veranlassung geben
könne, daß eine solche außerterminlicheBeschlußfassung erfolgt, weil dafür ein dringendes Bedürfnis
nicht vorliegt.

Die I. Fachkommission hat sich diesen Erwägungen angeschlossen und schlägt daher dem
hohen Hause vor, die Petition abzulehnen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich stelle
den Antrag zur Verhandlung.

Es meldet sich niemand zum Wort. Ich konstantieredie Annahme.
Wir gehen über zu Punkt 19 der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der ans dem Militäran-
wärterstande hervorgegangenen Provinzialstraßenmeister um Anrechnung
eines Teiles der Militärdienstzeit auf das Befoldnngsdienstalter.

Ich bitte den Herrn Referenten das Wort zu nehmen.
Berichterstatter, Abgeordneter von Schütz: Durch AllerhöchsteKabinetsurdre vom

22. März 1909 ist in Verbindung mit den Vesoldungsurdnuugenfür die Staats- und Reichs-
benmteu festgestellt worden, daß Militaranwärter, fuweit sie einen 12- oder mehrjährigenmilitärischen
Dienst oder eventuell militärischenDienst in Verbindung mit Ziuildienst hinter sich haben, bevor
sie für eine Stellung angenommenwerden,ein Jahr bis höchstens drei Jahre dieser Dienstzeit auf
das Befoldungsdienstalterangerechnet werden können.

Im Jahre 1909 hat der Provinziallandtag beschlossen,gleiche Grundsätzefür die Landes-
sekretäre gelten zu lassen. Dagegen sind die Grundsätze für andere Piovinzialbeamte nicht ein¬
geführt worden.

Nun wenden sich die Provinzialstraßenmeister in einer Petition an den Provinziallandtag
mit der Bitte, man möge ihnen die Militärdienstzeit nach den Grundsätzenfür die Staatsbeamten
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ebenfalls auf das Besoldungsdienstalteranrechnen, soweit wie das möglich ist. als° bis zu höchsws
3 Iah n S weisen darauf hin. daß bei ihnen die Anstelluugsbedmgungen an und für sich schon
'«1« "I 3 c^ ^l.ckter seien als bei den Landesfekretären.daß ste emen sehr schwierigen.

«i. d.m7l« !.». m d« «Ii.».«°,,stz.l! bi. «!°ich° D..<lu»g °,,,«°,««m» h»»,», ,„ d..,.r

s.«.m^7ch I," ,°«2« «» '» «°.!ch'»°° d. »>.h«». Auch hi°. ,.«.

m3ir Mizs'° ch fa7m!der^ durchgeführt werden, und die sinau-
Me Mchrb^ng die sich daraus ergibt, würde für die Provinz durchaus mcht ganz unbe-

^""^ Meine Herren! Wenn demzufolge vorgeschlagenwird, die Petitw« abzulehnen,so bleibt""ceme V^»^ "" ° ' <.c ^z^„ Mute, für den Fall, daß ennnal an eine
dabei die Frage ganz offen, ob es ^ "w° ^ ".gen , i Provinzialstraßen-
Neuregelnng der Vcfoldnngsordnungherangetreten wuroe. oen <uuu,u<e. ^ g , p

erklärt sich dadurch,daß die Anstaltspflegekosten fortwährendsteigen.

^r^^w tr!f ^arau.s von nud zu Hoensbroech- Ich

"^^^z^ortmeld^

^^I^U^ch^f^^^ Haushaltsplan der Pol«
Felder °n U'd des Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für das
Rech uu ahr vom 1. April 1913 bis 31. März 1914^

m /. <- . tt derlelbe Herr. Ich bitte ihn. das Wort zn nehmen.
N^l t Aba^er Cort Meine Herren! Der Haushaltsplan,der sich anch

in ^ k'? kt ^ ?e a uf Seite 540 eine Einnahme von 344 283 Mark, der eine Ausgabe

""'"" "". «°»w
nicht, da er sich selbst erhält.
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Die II. Fachkommission schlägt danach dem hohen Hause vor, auch diesen Haushaltsplan
in unveränderter Form anzunehmen,

Vorsitzender Spiritus- Sie haben den Vorschlag des Herrn Berichterstatters gehört.
Widersprucherfolgt nicht. Ich stelle fest, daß wir dem Antrage entsprechend verfahren wollen.

Wir gehen über zu Punkt 22 der Tagesordnnng:
Antrag der II, Fachkommission zum Bericht des Pruvinzialausschusses
über die im Jahre 1912 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen für Armen¬
zwecke gemäß § 5 Abfatz 3 des Gesetzes vom 2 Juni 1902, betreffend die
Überweisung weiterer Dotationsrenten an die Provinzialverbände.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter,das Wort zu nehmen.
BerichterstatterAbgeordneterCorty: Nach dem Beschlußdes 46. Rheinischen Provinzial-

landtages ist dem Proviuziallandtag alljährlich eine besondereVorlag? über die zu verteilenden
Staatsrenten zu machen. Sie ist in Nr. 15 der Drucksachen enthalten. Laut der Zusammen¬
stellung beträgt die in den 5 Regierungsbezirken der Nheinprovinzan 217 Gemeinden verteilte Summe
103 800 Mark. Im vorigen Jahre waren es 275 Gemeinden,die an der Verteilung teilnahmen.

Die II. Fachkommission hat beschlossen,dem hohen Hanse vorzuschlagen, den Bericht durch
Kenntnisnahme für erledigt zu erklären.

VorfitzenderSpiritus: Es meldet sich niemand zum Wort, Dann darf ich annehmen,
daß Sie, dem Antrage entsprechend, den Bericht durch Kenntnisnahme für erledigt erklären.

Wir kommen zum letzten Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Unterstützung
milder Stiftungen und Wohltätigkeitsanstalten, sowie über die Kosten
der Unterbringung und des Unterhaltes von Epileptikern, Idioten, Blin¬
den, Trinkern und Krüppeln aus der Nheinprovinz, welche bezw. deren
Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteFürst Salm-Neifferscheidt.
Berichterstatter Abgeordneter Fürst Salm-Neifferscheidt, Krautheim und Dyck:

Meine Herren! Wenn ich jetzt am Schluß der Sitzung hier zwei Stunden lang sprechen würde,
so würden Sie darüber sehr erstaunen. Ich beabsichtige es auch nicht.

Ich möchte nur beim letzten Punkt der Tagesordnung auseinander setzen, daß zu diesem
Fonds zwei Haushaltspläne vorhanden sind. Der eine ist der Haushaltsplan für die Unterstützung
der Idioten und Epileptiker, welche der öffentlichen Armenpflege nicht unterstehen und nichts aus
dieser Quelle zu erwarten haben.

Für diese sind früher im Haushaltsplan ca. 9000 Mk. ausgegeben worden. Seit
3 Jahren ist dieser Haushaltsplan auf 12 000 Mk. erhöht worden, und dieser Fonds hat inzwischen
vollständigfür diesen Zweck ausgereicht. Aus ihm können sogar noch Unterstützungenfür den
zweiten Zweck zurückbehalten werden, das ist nämlich für die Unterstützungder Kriippel.

Der zweite selbstäudigc Haushaltsplan ist der Haushaltsplan der Kaiser Wilhelm- und
Auguste-Viktoria-Stiftung. Zur Zeit fiud für Beihilfen an verkrüppelte Personen 11299 Mark
festgelegt, während aus dem Stiftungsfonds nur 10000 Mark zur Verfügung stehen.

Dieses Defizit zu begleichen ist nur dadurch möglich, daß Ersparnisse aus früherer Zeit
vorhanden find.

Es werden jetzt 122 Krüppel ausgebildet und besonders erfreulich ist, daß durch eine
Statistik und durch Ermittelungen, die vorgenommen wurden, festgestellt worden ist, daß ca, 40°/«
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dieser Krüppel auch wirklich voll erwerbsfähigwerden D°s ist "s sonst
die e ärmsten der Armen wirklich im wahren Sinne des Wortes an der S rahe Uegem
me,e ärmsten oer Hrmrn ) / Bew ligung olcher Bechll en abge°

Leider sind .m vongeu ^ahre «^ ^ ^ °ge ^/y!^/p^ hackst werden,
lehnt worden. Es besteht ist auch die Verwaltung
denen wirklich noch ans d'e Da er zum 25 jährigen Regierungs-

2ä^iner^:33^^^^^^^ « '« . erweitern, und da,

'"^d^w^ . erwähnen Die Herren
^50N oen ^lly.e'. ^ ^ Knushaltsplan zur Annahme emp ehle.

weiden also damit einverstanden sem, wenn lcy oen ^»u» ^

für angenommen. ,. „ ^ ^..,.....
Mein, ßene»! «« !«>d »« Schi»!!' de, schnn»,

«°.n^.r..,«»2, m:/.77>i:2 «:m:«m»«».,°m.«,...„.>.»,.,»».«...w
reisen muß, .,

Für die morgige Tagesordnung schlage ich vor:

Bew.llmungeuans dem D.ssi üwnsonds °e. ^ 5 Pr.vinzmlansschnsses.betreffend

° ^»i:° '»''»^°"»««"°' w"«'.
«ildnng »m Knmmiff,»«'». , ^z P.»«i»Ml«»«Ich»!!", i.!.°ff»»°

', An..», de. I, «n»».«°.m.!st...i.n >«d ««»d».,«^.n

chrnn» de. P.»»M°!^«^ ^,„ „„ „./Nhmchchen «emein°.,».!w»..°,W „m An«.

«.»ni!°i<» »,,f die «!°.«I«»»" b°« «,.m°«ie!».std,.»s.°«.
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Es fragt sich nun, wann die Herren wünschen, morgen mit der Sitzung zu beginnen.
Es wird mir eben mitgeteilt, daß über den Haushaltsplan der Landesbauknicht der Herr

AbgeordneteLembke sondern der Herr AbgeordneteHagen referieren wird.
Meine Herren! Was die Stunde der Sitzung anbetrifft, so ist die Anregung gegeben

worden, die Sitzung auf 12 Uhr anzuberaumen. Ich stelle anheim. (Rufe: 11 Uhr! Rufe: 12 Uhr!)
Das Wort hat der Herr AbgeordneteWallraf.
AbgeordneterWallraf: Es wird uus allen darauf ankomme,!,am Samstag fertig zu

werden. Ich glaube, auch wenn wir morgen um 12 Uhr beginnen, würde das möglich sein, uud
in dieser Voraussetzungist 12 Uhr vorzuziehen.

Vorsitzender Spiritus: Ich hoffe, daß wir am Samstag fertig werden. Das Wort hat
der Herr Abgeordnete Hueck.

AbgeordneterHueck: Ich muß bemerken,daß die I. Fachkommissionmorgen noch eine
Sitzung abzuhalten hat und es dürfte sich aus diesem Grunde empfehlen, erst um 12 Uhr zu beginnen,

Vorsitzender Spiritus: Das wäre ein ausschlaggebenderGrund, die Plenarsitzung auf
12 Uhr anzuberaumen.

Darf ich dann annehmen,daß die Herren mit 12 Uhr einverstandensind? (Zustimmung.)
Ich stelle das fest und schließe die Sitzung.

(Schluß 1 Uhr 15 Minuten)

Fünfte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, am Freitag, den 28. Februar 1913.

Beginn 12 Uhr 10 Minuten.

1. Eingänge.
2. Antrag der I, Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskosteuder Landesbank

der Rheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1913 bis 31, Dezember1913.
3. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend die

Errichtung einer Stiftung aus Anlaß des 25 jährigen Regierungs-Iubiläums Seiner Majestät
des Kaisers und Königs.

4. Antrag der I. Fachkommissionznm Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
Aenderung des Reglements über die dienstlichenVerhältnisse der Prouinzialbeamten und der
Grundsätze,betreffenddie Invaliden- und Hinterblicbenenversorgungder nicht ruhegehaltsberech-
tigten Beamten, Angestelltenund Arbeiter der Provinzinluerwaltung,

5. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffenddie
Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtages (Ständefonds).

6. Antrag der Geschäftsurdnungskommissionzn dem Bericht des Provinzialansschusses,betreffend
Aenderung der Bestimmungen der Geschäftsordnungfür den Provinziallandtag hinsichtlichder
Bildung von Kommissionen,
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Rheinprovinz; ^ pensionierterBürgermeister um Verleihung
in Verbindung damit, d:e Pe"wn m« ^ ^ p ^ ^,^ ^^„^^
rückwirkenderKraft der Satzung °nde mg u^ncy g^ ^ ^ ^^ ^ Bürgermeister.
sührung der um Aus-

8. Autrag der I. Fachkommission zu der ^^ ' ' ^ u ^ ^^,^ ^^ ^^^^
dehnuug der den Altpenstonaren des St°°tsduu s 3 8
Grundsätzenauf die Mpensionäre des

Vorsitzender Spiritus: Ich «Gn ^ S " .
Das Protokoll über die gestngeS'tz« ^ ^m^ ^' ^
Schriftführer sind heute d'° Herre Abgednetm 1) Tagesordnung ist:

Wir treten in die Tagesordnuug ^ ^" f^ über die Verwaltungs-

^^e^In^uk^^U^o^ f'r d°s Kaleuder.hr vom 1. I°-

Be^st^ iN« H7 3^^ ^
BerichterstatterAbgeordneter Hag u: Meu Herreu. " ^^ ^^^^^

den Haushaltsplan «ber^e ^rwalt^ ^ °3 dert au^umhmeu.

"" '^I^i^aw^ «? "e —k überall erregt,

einige Ziffern aus dem Haushältst ^ ^"der^ ^ul, ^ ^ ^^^ ^
Nach dem Wunsche des h°h'" H^^ ^ "^ , Fachkommissionvorgelegenhaben,

erstenmale für 9 Monat erschienen D" f "ch^ wel ) ^ und sodann auf die letzteu 9
erstrecktensich einerseits vom 1. ^ ""' ° '"2 Daß die Landesbankes fertig bringen
Monate vom I.April 1912 b.s 5''" ^ 'Dfmwch . ^ ^^^ ^^ ^ darf
konute, iu 23 Tagen ihre Bilanz anzufertigeu. ovgleicy1«
unser aller Bewunderungerregen. 1218153 Mark, wahrend sie für

Die Zinsüberschüsse für d:e fw 9 M°u ° be r^^^ ^ ^^ ^^^^,^^ ^^^^ ^^
das ganze Jahr 1911 1428023 Mart ^ " h^ ^^^gg Mark gewährt, zusammen
langfristigenDrehen 60 805 4 M^t md m. km^ ^^^ ^ ^^ ^^,„ ^ark
97 418 000 Mark. In deu letzten 9 Monaieu nm Millionen

gewährt, au kurzfristigeu 31774 00« ^ „„ ,^ Millionen
Somit wurde das des Jahres 1912 betrug zirka

Mark befriedigt. Die Summe der »«ssteh "den ^° ^ ^ Anteil-

602 Millionen Mark. Me ^h^romuz ^ ^ Ich Mo!at März geglückt.15 Millionen
scheine abgesetzt und es 'st :hr auch m «^ ) ^^ zurückkommen.

Mark zum Kurse vou "« «bzu'etz "^ H " °^ ^ ^ ^^ ^^ ^^
Der Gewinn für das letzte Vench s r ' /"« ^ug..ug. Davon

Mark ans dem Vorjahre. die Uebernahmeder Kassen-

sollen der Ientralverwaltung 625 000 M^r uww.M ^ ^^ ^^^ ^ ^.^ ^^
beamten der Laudeshaupttasse80 0«« Mar s der Provinzialbeamten5000 Mark
schmückung des Ständehauses 10 000 M«t, für ^



130 53. Rheinischer Provinziallcmdtag, 5. Sitzung am 28. Februar 1913.

und für einen besonderen, vom Provinzialausfchußzu bestimmenden Zweck 50 000 Mark, das sind
zusammen780 000 Mark, Es bleiben dann noch 488 153 Mark, davon werden dem Reservefonds
300 000 Mark überwiesen und 188153 Mark kommen an das Disagiokonto,somit werden von den
Ueberschüssen ^/« der Proviuzialverwaltung zugewiesen und ^/» dient zur Verstärkung der Reserve
der Landesbank.

Das Vermögen der Landesbank betragt 13 305 019 Mark inklusiveder abgeschriebenen
Immobilien und der erwähnten Zuwendungen.

Die Spannungen zwischen Aktiv- und Passiuzinsm sind auf ein Minimum reduziert. Der
Zuschlagfür die Kommuualdarlehenist 0,15, demnach nicht ganz V' °/° Für ländlicheDarlehen
bis 50000 Mark wird kein Zuschlag zu den Selbstkostender Zinsen erhoben, für große ländliche
und Kleinbahndarlehenbeträgt der Zuschlag nur 0,10. Daneben werden zur Deckung der Emissions¬
kosten 2«/4«/« erhoben.

Diese 2°/4«/<, sind mehrfachkritisiert worden. Ihre Erhebung ist aber ganz natürlich,
wenn Sie berücksichtigen,daß namentlichjetzt uud wahrscheinlich für absehbareZeit die Landesbank
ihre Anleihen nur mit einem nicht unerheblichen Disagio begeben kann. Dieses Disagio mnß sie
durch den Zuschlagwieder hereinbekommen, ferner die Begebungskosten, Stempel- und Steuerkosten,
so daß diese 2«/4«/<> tatsächlichganz aufgezehrt werden. Die Effektendepotshaben einen außer¬
ordentlichenUmfang angenommen. Zurzeit sind bei der Landesbank280 Millionen Mark fremde
Effekten hinterlegt, allein im Provinzialschuldbuch sind 158 Millionen Mark Rheinprovinz-Obligationen
eingetragen, also mehr als ^4 aller emittiertenObligationen. Bisher hat jährlich eine Vermehrung
um zirka 20 Millionen Mark stattgefunden. Offene Depots wurden bei der Landesbankim Jahre
1912 7218 unterhalten. Im ganzen wurden, wie ich schon erwähnte, 30 356 Konten geführt.

Meine Herren! In wenigen Wochen, am 23. April, kann die Landesbank der Rhein-
Provinz auf eine 25jährige Tätigkeit zurückschallen.Da geziemt es sich wohl heute, daß wir der
Landesbankunsere herzlichsten Glückwünscheaussprechenund daß wir ihrem verdientenLeiter, dem
Herrn Geheimen Regierungsrat Lohe, und dem Kuratorium unseren Dank und unsere Anerkennung
ausdrücken. (Beifall.) Diesen Dank und diese Anerkennungverdient die Leitnng umsomehr,als sie
es verstanden hat, den Nerv der Verwaltung der Rheinprovinz in außergewöhnlicherWeise zu
stärken, das Fundament, ans dem die ganze Landesbankberuht, auf sichere Füße zu stellen, das
Fundament, meine Herren, daß sie für stetig steigendenAbsatz der Rheinprouinz-Obligationen
gesorgt hat.

Es war eine besonderszu erwähnendeTat, daß es der Leitung der Landesbankgeglückt
ist, während der letzten 25 Jahre eine Summe von 600 Millionen Anleihenunterzubringen. Wenn
Sie berücksichtigen, welche Konkurrenz dabei zu überwinden war — die Konkurrenz des Reiches,
des Landes, der Kommunen,der Hypothekenbanken, der gut fundiertenhöher verzinslichen industriellen
Obligationen -^ und wenn Sie ferner berücksichtigen,daß innerhalb der Rheinprouinz der Bedarf
an ihren Anteilscheinen längst gedeckt war, so muß rühmend hervorgehobenwerden, daß trotzdem
immer neue Abzugsquellengefundenwurden, die es der Landesbankgestattet haben, noch im ver¬
gangenenJahre 30 Millionen Mark Anteilscheine unterzubringen,und zwar meistensnoch zu pari
oder über pari, obgleich im vergangenenJahre die Konkurrenzbereits eibeblichwar.

Man muß sich bei dieser Gelegenheitvergegenwärtigen,wie schlimm die Gcldverhältnissc
heute eigentlich in der ganzen Welt aussehen,um derartige fest verzinsliche Anleihenunterzubringen;
in der ganzen Welt, aber speziell bei uns in Deutschland,wo die Industrie in den letzten Dezennien
eine ungeahnteAusdehnung genommen, aber auch ungeahnte Erfolge erzielt hat, war eine folche
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., ,^ 5 ,„ ^:» Mos^f^siein einer Weise anzuspannen,daß wir uns
!,, z«'ß Institute, wie die

heute ziemlich unerquicklichen f ldverhaltnis n gegen unterzubringen,mit immer

Lande«, deren ganzer f"r "
größeren Schwierigkeiten zu kämpfen hatte. D ^egn w 1 hervorzuheben,
hervorragendesgeleistet, was heute, wo wir deren ^ubilaum seiern . ,
uns eine angenehme Pflicht ist (Beifall) 29 343 000 Mark, Bis

Der Darleheubestandd« ^n e k w ^ ^ ^ ^ ^, ^ch ^bzug ^ ^
Ende 1912 wurden vou der Landesbank rn^
zahlungeu verblieb Ende 1912 7'chlußl'ch w k r fi st.g n ^,^^^^ ^^
worunter sich langfrist.geDarle en im ^ «n ^^^ ^^^ .^^ ^ nach

Das Eigenvermogender ^ndevbM bettug ^geschriebeuenImmobilien, einer Reserve
25 Jahren beträgt das Vermögen emsch^ ^^ ^^

auf Staatspapiere und ^ Ue °^^g a^^d^ ^^ ^ ^^^ ^ ^^
Die Laudesbanl ist auch dle ^ ntraie ^^ Gelegenheitnicht vorübergehen lassen,

Sparkassen an die ^ndesbant angeschlossn ^y " ) ^^ ,^ ^^ ^^ .^ ^^^^ ^^^
ohne meiner Meinung dahiu Ausdruck zu 3 "'"' " ^ ^ ^ ^,l bessere Gelegenheit finden,

erfolgen möge, namentlich «°« ^eu land ^«^ark^en^ die ^d^^ '^^ ^N ^ ^^^^ ^^
ihre Gelder zu gntem Zmsfuße ^"^ 15 Millionen Depositenvon derartigenSpar¬
unter ihren flüssigen Mitteln «°n ^5 MM un m ^ ^.^ ^ ^ ^^ Sparkassen,
kassen. Es würde meiner Anficht nach a„ die LandesbaukGebrauch
uameutlichdie läudlichen. zu veranlassen, mehr vou diesem ^n, ) p
zu machen. (Sehr richtig!) ,.»l„mi?rendaß ich. wie ich annehme, in Ihrer

Meine Herren! Ich darf "'« "° ,d h^ „„, I^iläum ausspreche,

aller Nameu der '"baut unsers „tung. wie sie bisherwobei sich die Perspektiveeröffnet daß "uter "er ve ) ^^ ^ ^.^^
war. die Landesbank anch in Zukunft m «o em Mche ^ ^ '^ ^ ^^ ^ ^ ^eb-
wird. die Prosperität der Rheinvrovmzzu heben. Sie möge m y . u

^'"' ^Vorsitzender Spiritus: Meine Herreu! Ich frage. °b das Wort gewünscht wird. Das

'" """ Dam. darf ich Melleu. daß Sie dem schlage des Herrn Berichterstatters auf unver-
«,id«!l U,„,»hme ils H»>,«!»Il«p<«><«z»st>m»°«,

«ii,m»m°n z,i P»»!!^ und Anti», b<« P»°»!n«i»l.
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Bei der ersten der beiden Stiftungen handelt es sich um eine weitere jährliche Zuwendung
zu der im Jahre 1906 aus Anlaß der silbernenHochzeit Ihrer Majestäten errichtetenWilhelm-
und Augusta Viktorillstiftungzur Fürsorge für verkrüppeltePersonen. Das bisherige segensreiche
Wirken dieser Stiftung ist den Herren Mitgliedern des Hauses durch die Drucksache des Pruvinzial-
llusschusses dargetan. Durch die zweite Stiftung soll ein Naturschutzgebiet in der Eifel geschaffen
werden,welches aus dem Gemündenerund WeinfelderMaar, sowie deren nächster Umgebung bestehen
soll. Die eigenartige Schönheit und der landschaftliche Reiz dieses Teiles unserer Provinz ist
den Mitgliedern des Provinziallandtages bekannt. Das Gintreten der Provinz rechtfertigt sich durch
die Gefahr, welche der Erhaltung dieser Schönheit aus der fortschreitenden Bebauung und der indu¬
striellen Ausnutzungder Umgebungerwächst. An einer geeigneten Stelle des Schutzgebietes soll in
einfacher aber würdiger Form ein Denkstein errichtet werden, welcher nicht nur den Anlaß zur
Schaffung des Naturschutzgebietesder Nachwelt übermitteln, sondern ihr auch weitergehenddavon
Kunde geben soll, wie unter der Herrschaft der HohenzollernStaat und Provinz gemeinsam die
Eifel in ihrer landschaftlichen Bedeutung gehoben und wirtschaftlich gefördert haben.

Namens der I. Fachkommissionhabe ich die Ehre, Ihnen folgende Veschlußfafsuugvorzuschlagen:
„Der Provinziallandtag beschließt
1. zur bleibenden Erinnerung an das 25 jährige RegierungsjnbiläumSeiner Majestät des

Kaisers und Königs
a) der im Jahre 1906 errichteten„Kaiser Wilhelm II und Anguste-Viktoriastistung"

für verkrüppeltePersonen einen weiteren jährlichenBetrag von 10 000 Mark zu
überweisen,

K) für die Schaffung eines Naturschutzgebietsam Gemündener und WeinfelderMaar
im Kreise Dann und die Errichtung eines Denksteines den Betrag von 70 000 Mark
zur Verfügung zu stellen und beide Beträge aus dem zur Verfügung des Provinzial¬
landtages zurückgestellten Betrag aus dem Ueberfchußdes Jahres 1911 zu decken;

2. das Präsidium des Provinziallandtags und den Provinzialausschuß zu beauftragen,
Seiner Majestät die Glückwünschedurch den Ausdruck dankbarerVerehrung der Provinz
zum 25 jährigenRcgierungsjubiläumdarzubringen und dabei die AllerhöchsteGenehmigung
der unter 1 genannten Stiftungen zu erbitten."

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung.
Ich gebe das Wort dem Herrn AbgeordnetenExzellenz Freiherrn von Schorlemer,
AbgeordneterDr. Freiherr von Schorlemer: Meine Herren! Ich glaube, wir können

die Vorschläge der I. Fachkommission und des Provinzialausschusscsnur mit besonderer Freude und
lebhaft empfundenem Danke begrüßen.

Ueber die Verstärkungder Mittel der Wilhelm-Augnste-Viltoria-Stiftungbrauche ich kaum
etwas zu sagen, Sie entsprichtden Absichten, die bei der Gründung dieser Stiftung maßgebend
waren und gewiß auch den Intentionen unseres geliebten Landcsherrn, dem die Unterstützung der
Notleidendenund Bedrängten bei jeder sich darbietenden Gelegenheitganz besonders am Herzen liegt.

Als einer derjenigen,der einen Kreis in unmittelbarer Nähe der Eifel gelegen vertritt,
der seit langen Jahren die Wünscheund Bedürfnisse dieses Bezirks aus eigener Anschauungkennt
und der sich so oft an den eigentümlichen Reizen und Schönheitender Eifel erfreut und erbaut hat,
darf ich aber wohl noch wenigeWorten zugunstender zweiten Stiftung sprechen.

Ich glaube, es sind nur wenige unter uns, die nicht gelegentlich eines Besuchesder Eifel
auch die Maare kennen gelernt und ihre Schönheit bewunderthaben. Die Bedeutung dieser Maare
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fordert gebieterisch auch ihre Erhaltung! Aus der Vorlage des Provinzialausschusesist ersichtlich
daß augenblicklichsowohl dem Gemündenerwie dem WeinfelderMaar m der Weise Gefahr droht,
daß ihre Umgebung verändert und das so anziehendeuud eigenartigeBild das ste bieten, m
Zuknn t verunstaltetwird. Meine Herreu. wenu man deu Maareu ihren eigentümlichenRe,z Nimmt,
ihre Verödung,ihre Einsamkeit, und damit die Möglichkeit, auf den Besucher - «h mochte agen -
so ergreifend nud mit stillen Schauern einznwirken.ihu zu erinnern an die Schreckn.sst^
vergangeer Zeiten, an die Macht des Allmächtigen,in desseu Handen «uu emmal d e Schicksa e
der Erde und ihrer Bewohner ruhen, dann ranbt man dieser Z.erde der Eifel nicht allem ihr
besondersGepräge, nein, mau schädigt deu ganzen Bezirk, zu dem jahraus ,ahrem Tausende von
Besuchern - Künstler, Gelehrte und sonstige Naturfreunde - wandern^

Wenn, wie ich hoffe, der Vorschlag der I. Fachkomnuswn Ihre emstimm ge Annahme
findet, da>m darf die Provinz nicht allein des Dankes uuseresKmsers ^ Komgs sucher se^ der
schon verschiedentlichdie Eifel besucht uud Allerhöchst sein Interesse
der ErlMmg seiner Eigenart zu erkeuueu gegeben hat ne,n, ich glaube, auch die V«° "er d
zunächstin Betracht kommenden KreisesDauu und nicht weniger b« °°nze^
Dank wissen ivenn eiues der schönsten Naturdenkmäler.d,e mit der Eifel, auch du Rhemprovnz
bchtz a die We vor Z r^u.g geschätzt wird. Meine Herren, ich glaube auch d.e Interessen
Ein elnr die vielleichtim Fortgange des Verfahrens gesagt wer en konnt^ d^^^^^^^^^^

Betracht kommengegenüber dem großen uud allgemeinen Interesse, welches ans dem hier vorge-

^A^ugk" ^n!t leugueuköuueu. daß die Vorschläge^ hi. .macht^rden
sind, nur dann «erwirklichtwerde» können, wenn es ge mgt. auf d.m Wege Ent"""n d
Rechte zu sichern,v°n deren Aufrechterhaltungdie Erha tmig der Maare ^ "gt. «ud m me „^
Eigenschaftals Mitglied des Provinziallandtages und als Landtagsabgeordneterkann 'ch nur dem

lebha w ^ gebeu. daß auch seiteus der ^glichen Staats^^
getra eu werdm möge, der Provinz durch Verleihung
zu verschaffen, dem hier gemachten Vorschlage wichame und erfolgreiche Folge zu geben. (Lebhafter

^°" Vorsitzender Spiritus- Das Wort wird nicht weiter gewüuscht. Auch der Herr Bericht-

"^' Y^f1«hl ^e Abstimmuug feststellen, daß Sie den Vorschlag Ihrer Fach-
kummission einstimmigangenommenhaben.

Wir neben über M Nr, 4 der Tagesorduung: ^ «, - ,
Ant g d Fachkommission zum Bericht uud Autrag des P"^^!-
Antrag oer ^ ^ Aenderung des Reglements über die dienstlichen

3„» lid°« m,dHi,,t!.b,i,I,en.»».i!»i»un»i«n,ch I»h°l!'h°»«l'l.cht,»!<n

nicht übersteigt,
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1. Angestellte in leitender Stellung, wenn diese Beschäftigungihren Hanptberuf bildet,
2. Netriebsbcamtc,Werkmeister und andere Angestellte in einer ähnlich gehobenenoder

höheren Stellung ohne Rücksicht auf die Vorbildung, Bureanangestellte,soweit sie nicht
mit niederen oder lediglich mechanischen Dicnstleistuugeubeschäftigtwerden, sämtlich
wenn diese Beschäftigungihren Hauptberuf bildet.

Meine Herren! Das Gesetz erstreckt sich also, wie Sie vernommenhaben, ans Angestellte
und Beschäftigte schlechthin Es unterliegenihm also auch die Gemeinde- nud Provinzialbramten,
Das Gesetz sieht vor, daß ein Angestellter,wenn er das 65, Lebensjahr erreicht hat, oder wenn er
berufsnnfähig geworden ist, nach zehnjährigerFrist bei Männer,,, nach fünfjähriger Frist bei Frauen,
einen Nuhegehaltsansprnch beziehungsweiseeinen Anspruch auf Witwen- und Hinterbliebcnengeld bekommt.

Meine Herren! Im § 9 des Gefetzes ist nun eine Ausnahme zugunsten der Beamten
gemacht,um sie von der Versicheruugspflicht zu befreien,und zwar heißt es da: „Diese Befreiung
kann eintreten, wenn Ihneu Anwartschaftnnd Ruhegeld und Hinterbliebenenrenteim Mmdestbetrage
nach den Sätzen einer vom Bundesrat festzusetzendenGehaltsklnssegewährleistetist."

Meine Herren! Es entfallen nnn von selbst fchon sämtliche auf Lebenszeit angestellte
Beamte, da ihnen ja durch das Reglement, betreffend die dienstlichen Verhältnisse der Provinzial-
beamten, schon ein höheres Ruhegehalt zugebilligt ist als der Mindestsatz au Ruhegeld und Hinter¬
bliebenenrenteausmacht, den der Bundesrat als für die Befreiung notwendigerklärt hat.

Meine Herren! Ein großer Teil der Proviuzialbeamten ist nnn nicht auf Lebenszeit
angestellt, sundern auf Kündigung, wenn auch mit Anspruchauf Ruhegehalt. Diese gehöre» aber
dennoch unter das Versichernngsgesetz, wenn nicht noch die Kündigung ihres Dienstverhältnissesvon
dem Vorhandenseineines wichtige» Grundes abhängig gemacht wird. Hente ist ja die Rechtslage
so, daß ein auf Kündigung angestellterBeamter einfach von der Anstellungsbehördeim Wege der
Kündigung entlassenwerden kann und daß ihn, hiergegenweder der Rechtswegnoch irgendwieeine
Beschwerde an die Dienstaufsichtsbehörde mit Erfolg zusteht.

Es ist nun vom Herrn Minister vorgeschrieben, daß eine Befreiung nur dann eintreten
kann, falls ein wichtigerGrund für die Kündigung vorliegt. Selbstverständlichdarf nicht das letzte
Wort über die Frage, ob ein wichtiger Grund vorliegt, die Anstellungsbehördeselbst sprechen,
sondern es ist vom Herrn Minister angeordnetworden, daß darüber ein Organ entscheiden soll, das
außerhalb der Anstcllungsbehördesteht, mit anderen Worten, eine außerhalb der Kommunestehende
höhere Instanz.

Meine Herren! Die auf Probe angestelltenPersonen, denen eine Anwartschaftauf dem-
nächstige Anstellung— sei es auf Lebenszeitoder auf Kündigung mit Ruhegehaltsberechtigung—
in Aussicht gestellt ist, werden ebenso behandelt wie die auf Kündigung fclbst Angestellten.

Meine Herren! Nach den Bestimmungen des Reglements für die Versorgung der Pro-
vinzialbeamten bekommen die Beamten im Falle der Arbeitsunfähigkeit als Pension einen Satz,
der mehr als doppelt so hoch ist, wie ihn der Bundesrat als Mindcstbetrag an Ruhegeld und
Hinterbliebenenrentenach Maßgabe des Versichcrungsgesetzes gefordert hat. Es scheiden somit die
auf LebenszeitAngestellten von vornherein von der Versicherungspflichtans. Ebenso scheiden die
höheren Beamten der Provinzialverwaltnng aus, die auf Zeit gewählt sind, weil sie ja nach Ablauf
der Zeit, wenn fie nicht wiedergewähltwerden, doch eine Pension bekommen, die auch weit höher
ist, als der vorerwähnte Mindestbetrag. Die Mindestbeträge finden Sie auf Seite 3 der Druck¬
sache 9; ich will nicht näher darauf eingehen, aber wenn man nur eine Position vergleicht, so sieht
man, daß die Provinz schon den doppeltenBetrag gewährleistet.
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Meine Zerren' Die °nf Kündigung angestellten Beamtenwerden °ls° nur dann der^ceine zerren. ^^ , u ^ . ^> c ^ ^lM, wonach d,e Kündigung
Versichernngspflicht enthoben sem wenn unser Regle''. Zu atz '^ ^. . ^ ^^^^ ^^
nur aus wichtigen Gründen erfolgen darf «nd wem n d e 6 ) ^ ^^ ^^
liegt, eine Behörde entscheidet. die außerhalb ist. das Dienstverhältnis
notwendig, weil, wenn einen: Beamten der ans "^ ^^^ ^.^ ^,,^
gekündigt wird, dann seine War^ett ur d.e A^e e^ ^^
während andere Angestellte nn Prwatwenst. w nn st aus n^ » n ^
ihrer Wartezeit nicht verlustig gehen, Es wurde ^ ^^ ^
gekündigt worden ist. er einfach von neuem wieder mit oer zey.^) u
Das wäre natürlich eine Harte. Element betreffend die dienstlichen Ver-

Der Provinzialansschuß schlug nun vor das "eme^ ^
Hältnisse der Provinzialbeamteu durch eiueu Znsatz ^ ^^s^ ^^
die Drucksache Nr. 36 zur Hand zu nehmen stelle Abändernngen

Proviuzialansschussesnach en Beratungen d^Fachko ums so g^^ ^ ^.^^ ^ ^^^
erfahren hat. Es wird Ihnen nuu vorgeschlagen, oem Z ^ ^. ,

mit folgendem Wortlaut hinzuzufügen^ ^ Verficherungsgesetzfür An-
«D"' °"f 5 "^ m.n dar nnr ans wichtigen Gründen gekündigt werden,

gestellte F.age. ob ein wichtiger Knndigungs-
Sie haben das ^t. wnen 4 ^ Anstaltsdirektorenerfolgt
gruud °"l egt, wenn ^ ^^^ ^ ^,,^.^ „„ „sem ans-
rst d'e Ent,che:uug d^ ^^^^ Gegen die Ent¬
gesprochen .st die E^ Provinzialausschussesim anderen

^ b^""^^ «n denVvinzialrat zulässig, der mit
Ausschlußdes Rechtsweges entg^ ^^^^^ ^^

Die Bestimmungenm d '« ^ ,es Rnhegeldes

U^r^esttz im Restbeträge auch dann.

Me^r^^—^^^ der Proviuziawt als die «e^ccine zerren. >>^i M„^^s,,K des Rechtsweges zu ent chnden hat.
bezeichnet wird, die endgültig nn «nte A ^schllch des ^ ) g^^ ^ ^ ^^ ^. ^

Meine Herren! Daß der Rechne«, w'« , ^ ^ ^
Angestellten in den Privatbetrieben ist n ch zweckmäßig, daß

verständlich. Me Stellnng des Beamten beru^^ ^) ^^ ^ ,

Be^rechls ^e^de^ ^ ^st eine ^rwaltungsbeh.de eher geeignet, m solchem

zeit und denen, die mit Nnhegehaltsberecht.guuganf Ku « vielmehr ihre

nicht vor Ablauf von 5 Jahren zu geschehen pfle^^ ^^ ^^
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Kategorie gehören z. B. die vorübergehend angestellten Beamten, z. B. die Bautechniker,
Baumeister usw.

Meine Herren! Die Fürsorge für diese Art Angestellte ist jetzt durch die Grundsätze,
betreffend die Invaliden- und Hinterbliebenenverversorgung der nichtruhegchaltsberechtigten Beamten,
Angestelltenund Arbeiter der Rheinischen Provinzinlverwaltung geregelt. Durch diese Grundsätze
ist diesen Angestelltennach zehnjährigerDienstzeit, wenn sie unverschuldeter Weise Invalide werden,
in Aussicht gestellt, daß ihnen ein Invalioengeld von 27,5°/« des Iahresdiensteinkommenszuge¬
billigt wird und dieses Invalidengeld steigt mit den Jahren bis zu 65«/». Aber, meine
Herren, sie haben darauf keinen Rechtsanspruch,sondern es ist immer nur eine liberale Handlung
des Provinzialllusschusses,der von dieser Berechtigungallerdings in der reichlichstenWeise Gebrauch
gemacht hat.

Meine Herren! Diese Angestellten würden selbstverständlich auch, da sie keinen Rechts¬
anspruchauf die Leistung habeu, nach Maßgabe des Reichsuersicherungsgesetzesuersicherungspflichtig
werden, wenn nicht eine ähnliche Bestimmung diesen Grundsätzenhinzugefügtwird wie dem vor¬
erwähnten Reglement. Es wird Ihnen nun vorgeschlagen, diesen Grundsätzeneinen Paragraph 19
hinzuzufügen,dessen Wortlaut Sie in der Drucksache Nr, 36 auf der zweiten Seite finden. Ich
möchte es mir bei der großen Ausdehnung dieses Zusatzes versagen, ihn vorzulesen. Meine Herren,
da ist also auch festgestellt,daß zunächst auch die Kündigung nur aus wichtigen Gründen erfolgen
darf. Man könnte ja allerdings glauben, daß man sich dadurch selbst in gewisser Weise des Haus¬
herrenrechtsbegibt, indem man Angestellten, denen man sonst, wenn sie sich in irgend einer Weise
nicht geeignet zeigen, einfach kündigen würde, jetzt nur aus einem wichtigen Grunde kündigen kann
und das auch über den wichtigen Grund schließlich eine Instanz zu entscheiden hat, die außerhalb
der Provinzilllverwaltungsteht.

Meine Herren! Ich muß demgegenüberaber ausführen, daß nach der Erklärung des
Herrn Landeshauptmanns im allgemeinen doch sehr selten von der Kündigung Gebrauch gemacht
worden ist; das kommt daher, daß man sich die Leute doch meistenssehr genau ansieht, ehe man
sie überhaupt anstellt.

Dann, meine Herren, ist aber auch die Möglichkeitgegeben, um nicht das komplizierte
Verfahren der Beschwerde eintreten zu lassen, daß man den Leuten einfach kündigt, indem man
ihnen im Falle der Kündigung den Mindestsatz gibt, der ihnen nach zehnjährigerZugehörigkeit
zur Reichsversicherung zustehen würde. Man würde also in einem solchen Falle den Mann, wenn
er seine Schuldigkeit nicht getan hat und souach ein wichtigerGrund vorliegt, einfach mit dem
verhältnismäßig geringen Mindestsatz entfernen können, wenn man nicht dem vorgesehenen Beschwerde¬
verfahren seinen Lauf lassen will oder wenn nicht die Auflösungdes Dienstverhältnissesohne Ein¬
haltung einer Kündigungsfristauf Grund des ß 626 V. G.-N. gebotenerscheint. Im letzten Falle
bleibt allerdings der Rechtswegoffen.

Meine Herren! Dann aber ist es wünschenswert, daß man noch einen ß 20 hinzufügt,worin
es heißt, daß der Provinzialausfchuß berechtigt ist, für einzelne dem Verficherungsgesetz vom
20. Dezember 1911 unterliegende Angestellte oder Angestelltenklassendie Anwendung der Vorschriften
in ß 19 auszuschließen.

Meine Herren! Das hat folgende Bewandtnis. Das Gefetz, betreffend die Angestellten-
Versicherung, ist uuch so neu und es herrschen noch so viele Unklarheitenund Unsicherheiten darüber.
Sie werden alle über diese Unsicherheiten in der Presse gelesen haben, vor allem sind es die Arbeit¬
geber, die sich wiederholtdarüber beschwert uud Auskunft bei der Reichsversicherungsanstaltselbst
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eingeholthaben. Der Kreis der VersicherungspflichtigenPersonen 'st noch mcht so einwandfrei ab-
gegre zt aß man z. B. sagen könnte, das Pflegepersonalan den Hnl- und Pflegeanstaten unter¬
liegt auch der Vers cherun s flicht. Da aber diese Grundsatzeauch au das Mgepersonal An¬
wendungfinden so fft es geboten,wenn die Gruudsätze betr. d.e 3"«°!'.en- und Hmterbliebenen-
verforgungfür die Beamten «ud Angestellten soweit sie versicherungspflichig find ^ chrm Guusten
erweitert «erden, man natürlich nicht diejenigen Beamten und Angestelltendarun er mmm e

nicht «ersicherunaspflichtig sind. Es ist deshalb die B^mmnug getroffen daß der Provmzml-
ansschußb rechügt ist sie auszuschließen, falls sie eben mcht vers.cheruugspflichtig st ^

Dann meine Herren, wird noch eine formaleBestimmungdahingehend gewünscht, daß Sie
. «, , "^ «^ „<,^ „ ^ s«M der Zerr Minister etwa Aenderungen für er orderlichden Provinzialausschußermächtigen, daß, falls oer Per», ^".»,
halten sollte, er diese seinerseits beschließenkann. ^s„«,« ^«^.n

Meine Herren! Wenn Sie diese Zusätze in der vorgeschlagenenI°rm eM°s^ h°bm
werden so wird der Herr Ober-Präsident der Rheinprovmz. der nach § 320 des Versicherung^
gesetze str AngeMtlvou dem Herrn Minister
denm Beamte von der Versicherungspflicht zu entbinden find, /"dusnu Fall ^Provinz hn.
sichtlich dieser Beamten und Angestellten, was die Vechcherungspfl'cht^

Meine Herren! Die Tragweite dieses von Ihnen erbetenem Beschluss s äußert stch finanziell
in die Beamten versichert werden mühten, so wür en ^ /« "endnngen
pro Jahr 9^000 Mark anzubringen sein. Davon würden ,a allerd gs nach dem Gesttz
45 500 Mark von den Versicherten selbst zu tragen sem. Aber, meme H^' st' ^ '^
diese Beamten würden mit den. Einwand kommen, daß 'hr 'etz'g°s Gehn t a zu mer Z tt st^

gestellt worden ist, wo man das Versicherungsgesetznoch mcht kannte, ^^l ^
würde, um diese unvorhergesehene Ausgabe zu bestreikn, und dann ^
Anträgen auf Uebernahmeihrer Hälfte an die Provmzmlverwaltuug herantreten. Man hat das
ja auch schon bei anderen Verwaltungenerfahren.

Meine Herren' Diese 91000 Mark werden also gespart. Außerdem würden m d

Ablanf von zehn Jahren überhaupt nichts von der ^chcrmig,ansta
z« fordern habin Der Provinzialverbaud müßte alst, bis zum 3° « '923 nach w.e vor

Renten und Ruhegehälter bezahlen. Für die welchen mußte er sie is zu ^e 1918
zahlen, weil dann erst die Neutenberechtigung eiutntt. Meme Herren, sMer « ^' °
1918, würde im günstigsten Falle der Provinzialverbandpro Jahr nur etwa 6 ««W Ma
ersparen Sie sehen als daß es gegenüber der ganz enormen Belastung zu empfehlen ist, diese
erparen. ^'' '"'^ " °' °°« e g u ^ ^^ Herrenrechtszu begeben, das

ml^ es jetzt haben wird, da man früher, wie schon
2n konnte, ohne eine außerhalb des Provmzmlverbaudes

^^^Meine'trrm'^ Sie den Beschluß in dem vorgetragenenSinne fassen tritt noch

eine weites Esp^fürw. Proviuzialverbaud "^
8 1234 der Reichsversicherungsordnung in Zukunft ^ I"val:deu^ ^
der Reichsversicheruugsorduung auch der Krauteuverstchemng mcht mehr unterliege«werden. Diese
Bestimmungentreten allerdings erst am 1. Januar 1914 m Kraft.

Meine Zerren' Ich erlaube mir daher nn Namen der I. Fahkomm.ssion Ihneu die^ceme yerreu. ^^) Mi>scklus,sassuna zu unterbreiten,und bitte, in die em
Aenderungen,die ich eben vorgetragen habe, zur HeMUMMna, zu ,
Sinne zu beschließen.
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Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung.
Das Wort wird nicht gewünscht; ich darf daher feststellen, daß Sie nach dem Vorschlage

der I. Fachkommission auf Drncksache Nr. 36 beschlossenhaben.
Wir kommen zu Nr. 5 der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Pruvinzial-
ausschusses, betreffend die Bewilligung von Beihilfen aus dem Disposi¬
tionsfonds des Prooinziallandtages (Ständefonds).

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Veltman; ich gebe dem Herrn Berichterstatter das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterVeltman: Meine Herren! Der diesjährige Bericht des

Provinzialausschussesüber die Verwendung des sogenannten Ständefonds enthalt einige Vorlagen
und Bemerkungenvon grundsätzlicher Bedeutung.

Zunächst wird Ihnen vorgeschlagen, den Betrag des Ständcfonds von 120- auf 150 000
Mark zu erhöhen. Die große Anzahl von wichtigen Kuustdcnkmälern,mit denen unsere Provinz so
sehr reich gesegnet ist nnd die einen hohen Vorzug und ihren Reiz bilden, läßt es uns wünschens¬
wert erscheinen, noch mehr als bisher zu deren Unterhaltung zn nnternehmen,und die Tätigkeit des
Denkmälerausschusses und des Provinzialkunservators,sowie das gesteigerte Verständnis für unsere
Denkmäler und die Tatsache, daß leider viele von ihnen arg in ihrem Bestände gefährdet sind,
lasfen es dringend erwünscht erscheinen, diesem Vorschlage zn entsprechen.

Nach der freundlichen Aufnahme, die dieser Vorschlag bereits bei der allgemeinenHaus-
haltsberatung gefuudenhat, darf ich hoffen,daß Sie ihm einmütig zustimmenwerden.

Ueber die bisherigen Aufgaben der Denkmalpflegehinaus sieht der Haushaltsplan auch
einen Betrag für die Naturdenkmalpflegevor, anf die ich mir nachher noch zurückzukommen
erlauben werde.

Einen sehr wichtigen Vorschlagerblickt Ihre Kommission gerade in der Unterweisungund
in der Fortbildung der Geistlichen. In unserer Provinz bilden naturgemäß die alten Kirchen einen
wesentlichenBestandteil der Kunstdenkmäler,Sie sind die Hauptmonumente,die uns aus der Vorzeit
erhalten sind. Die berufeneuPfleger dieser Kirchengebäude sind naturgemäß die Geistlichen und die
ihnen nahestehenden Persönlichkeiten. Was hilft es, wenn Denkmalpflegeund private Tätigkeit die
Denkmäler wieder in einen guten Zustand versetzen, wenn sie nicht die nötige Pflege finden, und
auch die Geistlichen sind in erster Linie berufen, auf das hinzuweisen,was der Denkmalpflegenot
tut. Dann auch bei der Umgestaltungund der Neuerrichtungvon Kirchenfind wieder sie es, von
denen man nur den fachverständigsten Rat wünschen könnte. .

Entsprechend den Versuchen, die auf diesem Gebiete schon gemacht worden sind, sollen nun¬
mehr iu den Seminaren, in den Konviktenund auf den Universitätenfür die auszubildendenGeist¬
lichen im Anschluß an die Kirchcngeschichteuud kirchlicheKunstgeschichteVorträge gehalten weiden,
und für diejenigengeistlichen Herren, die bereits im Amte find, sollen Fortbildungskurseerrichtet
werden, an denen auch sonstige Interessenten der kirchlichenDenkmalpflege,wie Maler, Bildhauer,
Architekten, auch Mitglieder von Presbyterien und Kircheuvorständen teilnehmen.

Die erfreulichen Erfolge, die schon die bisherigenUnternehmungenauf dem Gebiete gehabt
haben und die nicht dankbar genug anzuerkennendeMitwirkung der geistlichen oberen Behörden
lassen erhoffen,daß diese Bestrebungenzum Ziele führen werden,und daß damit ein weiterererheb¬
licher Fortschritt auf dem Gebiete der Denkmalpflegeeintreten wird.

Sie fehen hieraus, meine Herren, und ans den von mir weiter zu erwähnende» zahlreichen
Anträgen zur Unterhaltung einzelnerDenkmäler, daß sich auch unsere neue Organisation der Denk-
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malpflege unter Mitwirkung des Denkmälerrates und unter P^^
konservato, der mit seinen reichen Erfahrungen und mit semer S°chkenn s Mm ch m die Fuß.
stapfenseines Vorgän ers getreten ist, in einer erfreulichen fntw'ckelnngbe ffen .st.

"w einzelnen habe ich zu den Vorschlägen noch folgendes zu bemerken
^ °" "ster Stelle >me auch rüher

regelmäßiges ^ Neihe von lanfenden VeMentlichnngenMid Arwt« msw

sondere'd3 weit^e Be'arbeftungder w« dem Provi^ialverban e ^isgeg^n De^al^

^?^in ^g vo7 10^ Ma7 ^ ^ des ^iuzialaussch^ gestellt
werden ^ll. D^ gan e Denkmalpflegehat sich von den besseren Au^eu d'e Er a.nng
einzelner künstlerischer Denkmäler in den beiden letzten I°b^ebnten m.m r s^rker ach der ^

des Heimatsiutze^und der ^turpflege M ent«^
1907 gegen die Verunstaltung der Ortsbüder hat da» ^nterene an oer i u '
Denkmals im Zusammenhangemit seiner natürlichenUmgebungsehr schnell werteste Ausbreitung

lassen zu sollen. Gerade die Bewegung der Naturdentmalpfleg hat ^
B aründuna einer Naatlicken Stelle für Naturdentmalpflegegeführt, ,m Zusammenhangemit 0er
^egrundung einer staatl chen Vieue ,. ..^eren Reihe von Ortsgruppen, und namentlich

h^l? u?3^rr r^wU7'^eimatschutz diese Bestrebungen zur

'"" 3'lntwi.elnng ist noch ni.t abgeschlossen und darin liegt ^^ mi ^nn, ^ß
Ihnen nicht spezielle Vorschläge gemacht werden, sondernda sie "^rden. e P^
ausschnß den Betrag von 10000 Mark zur Verfügung zn s^en- ^ meme m m He ren em
besseres Beispiel für die Art und Weise, wie diese Gelder verwendet"^ °^^" f"^'
als den Hinweis ans den Beschluß, den Sie zur Erhaltuug der Maare
und bessere Worte als die warmen nnd beherzigenswerten »hru^
Herrn von Schorlemer für diese Erhaltung der Maare wüßte ich zur Empfehlungder Vorlage.

Ihnen "bre^ ^niä^ sind 24 Beihilfen in V.-
schlag gebucht worden d7sich^ die ganze
weniger als 21 Stadt- nnd Landkreise bedenken. Für die Auswahl
war natürlich in erster Linie der Denkmälerwertim Zusammenhangemit der Dr g chke.t der In
standsetzung und der mehr oder minder großen daß sich

In der letzterwähnteuBeziehuugwurde iu Ihrer Fach omuuss.on h« "g w. d «
der Provinzialausschußres. der Pro°inzialkonservatoriN ihren Antragen bezü ch "n^st tzu
zur Erhalt mg von Deulmälern, die sich im Privatbesitz
ZurMMung befleißigen mögen. Es möge vor allem darauf Bedacht genomme werden^ d

solchen Fälle auch der nchtliche Bestand des Denkmals ^rt werd, aß es der o^^
Bes chtiauna zuaänalichbleibe und daß vor allem darauf hingewiesen werde, daß der P"v tbesch
v? D^ Bedeutuug auch moralische Pflichten auferlegt, für die wohl nicht
in allen Fällen das genügende Verständnis vorliegt.

18»
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Es sollen ferner bei der Verteilung die noch im Gebrauch befindlichen Kirchen neben den
Kirchen, die außer Gebrauch gekommen sind, und zwar von beiden Konfessionen, gleichmäßig
bedacht werden.

Es liegt nun im Charakter und in der Art des Denkmälerbestandes der Nheinprovinz
begründet, daß an erster Stelle die großen kirchlichen Gebäude stehen.

Vor allem ist es möglich geworden, eine schon seit Jahren schwebende außerordentlich
wichtige Frage der Denkmalpflege energisch zu fördern, indem die Bewilligung des hohen Betrages
von 15000 Mark in drei Raten für die Instandsetzung der ehemaligen Abteikirche St. Matthias
bei Trier vorgeschlagen wird. Es handelt sich hier um eine der wichtigsten, schönsten uud ältesten
kirchlichen Gründungen der Rheinprovinz, die auf einem Gräberfeld vor den Mauern der römischen
Kaiserstndt Trier entstanden ist, und an der sich alle Jahrhunderte bis zum Ende des alten Reiches
in hervorragend künstlerischer Weise betätigt haben. Es ist ein Bauwerk, das in der vortrefflichen
Erhaltung seines ursprünglichen Bestandes ein selten anschauliches Bild eiuer sehr reichen Benediktiner-
Abtei des Mittelalteis zu gebeu vermag.

Daneben wird ein weiterer Beitrag von 10 000 Mark für die evangelische Mathenakirche
in Wesel vorgeschlagen, für die schon früher 20 000 Mark ans Provinzialmitteln bereitgestellt
wurden. Es ist eine der wertvollsten mächtigen spätgotischen Hallenkirchen, wie sie gleichmäßig für
den Niederrhein und die benachbarten Niederlande bezeichnend sind. Die seit Jahren im Gange
befindlichen Instandsetzungsarbeiten haben mit Rücksicht auf eine ordentliche Benutzung der Kirche
die Steigerung der Kosten von 175000 Mark auf 250 000 Mark mit fich gebracht, so daß eine
nochmalige Beihülfe von 10000 Mark auch aus diesem Grunde gerechtfertigt erscheinen dürfte.

An dritter Stelle steht die Stiftskirche in Münstermaifeld, deren mächtiger Bau das Hoch¬
plateau des Maifeldes beherrscht und für die Einführung der Gotik von Frankreich her in die
Rheinlande im 13. Jahrhundert befondere kunstgefchichtliche Bedeutung hat. Hierfür wird der Betrag
von 20 000 Mark in zwei Raten erbeten.

Daneben möchte ich die Bewilligung der zweiten Rate mit 4000 Mark für die interessante
alte Klosterkirche in Zyfflich am äußersten Nordende der Provinz und von 13 000 Mark für die
über dem Grabe des heiligen Weudelinns erbaute große gotische Kirche in St. Wendel im Süden
der Provinz erwähnen, ebenso auch die nochmalige Beihilfe für die endgültige Herstellung der bau¬
geschichtlichsehr merkwürdigeu spätromanischen kleinen Kirche in Oberbreisig mit einer sehr wertvollen
ursprünglich gotischenAusmalung — hier werden 10 000 Mark erfordert — wie auch die dringend
nötige Herstellung der malerischen Augustiuer-Klosterkirche auf der Iusel Niederwerth gegenüber
Vllllendar. Hierfür sind 4000 Mark in Ansatz gebracht.

Bezeichnend für die ganze Entwickelung der Aufgaben der rheinischen Denkmalpflege unter
dem Druck der starken Bevölkerungszunahme ist in vielen Fällen die Tatsache, daß die alten Kirchen¬
teile durch Erweiterungsbauten verdrängt sind, während andererseits an ihre Stelle Ersatzbauten
getreten sind, so daß die alten Kirchen nicht mehr die nötige Pflege gefnnden haben.

So werden Beiträge verlangt, für die Kirche in Marienberg mit 1000 Mark, für die
Kirche in Niederfpay bei St. Goar mit 500 Mark und für die Kirche in Stoppenberg im Kreise
Essen mit 3000 Mark. Der letztgenannte Fall ist geradezu typisch. Die Zunahme der Bevölkerung
in diesem industriereichen Bezirk hat zu einem Neubau geführt. Die alte Kirche würde allein aus
dem kirchlichenBedürfnis heraus nicht mehr der Erhaltung bedürfen. Aber diese Kirche, die zu
einem alten adeligen Damenstift gehörte, ist bereits im 12. Jahrhundert entstanden und weist zwar
einfache aber sehr reizvolle und baugeschichtlichinteressante Formen auf.
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Die Sorge für die alte künstlerischeAusstattung von Kirchengebäuden hat zwei weitere
Anträge veranlaßt; einmal die Erhaltung der noch in vollständig gute», Znstande bchn üchen vor¬
trefflichen spätgotischen Ausmaluug iu der eoaugelischenKirche zu Liebechaufen - wofnr 5250 Mark
angefordertwordeu find, - die sich an eine Reihe von in letzter Ze.t aufgedeckten mtereffauten
spätgotischen Ansmalnngen in benachbarten Kirchen
vollen Altargemäldes der Cölner Schnle in dem armen EifelkirchlemKirchfahr.wvh'N dieser frühere
Hochaltar des Stiftes zu Müustereifel im 18. Jahrhundert verschlagen wurde. Hierfür werden
1000 Mark angefordert, . . ^. . ^ , ^ ° «^ » ^

Die Mitglieder der Gemeindeverlangennun zwar, daß diese Ansmaluug des Bildes nut
der sie einverstandenfind, an Ort nnd Stelle stattsiudet. Ich möchte Ihnen aber „n Auftrage
Ihrer Kommissionvorschlagen, doch znr Bedingung zu stellen daß d.e Ausmaluug außer alb de
Kirche stattsiudet, und zwar hier iu Düsseldorf, einmal, well die Ausmaluug au Or d Stelle
sich chwieriger und teurer stellt und vor allem, weil eme Ueberwachuug dieses außerordeutlich «er^
vollen weil seltenen nnd künstlerischhochbedeutendenBildes rmgend „o wendig ist. Es sch u t,
wenn die Gemeindeeingesessenen die Befürchtnng h^n. daß 'hnen ^
und mit Recht wertgehalteneBild nicht zurückgeliefertw,rd. Aber ich glaube, die, Ve „w doch
vollständigze streuen zu tonnen. Znnächstwaren wir einmütigen der Anffas ung, daß ev drmgend
wünschenswert ist, die Kunstdenkmäler unserer Provinz an der Stelle zu ^teu. wo sie ^wachstn
sind wo sie sich eit Jahrhunderten befinden, da sie doch nur dort den riälligeu ünstler.fchen uud
istorische Eindr ck machen. (Sehr richtig!) Ich glaube versichern zu dnrfen, a memanddaran

denkt, das Bild aus diesem Kirchlein, aus der schonen Umgebunglanger zu entferuen als für d.e

^°"'° Mt^^ben der kirchlichenDenkmalpflege steht in ^siem^ammenhmge eine
der wichtigstenBodennnterfnchuugen:die Ausgrabuug iu der UnMbuug des Aa^ue M n^
mit de ganzen, das jetzi e Rathaus mit umschließenden alten Pfalzanlage Kar s des Gr ßen.
Diese Unt rsuchung. die schon zwei Mal aus Provinzialfonds unterstütztwurde ist der wichtig
Teil der s stemati chen Erforfchuug und Veröffeutlichungder dentschen Kasserpa ze n durch du
deutschen Verein für Kuustwiffeuschaft. Seiue Majestät der Ka„er habe« «euerms rs wieder
ihr lebhaftes Interesse an dieser wichtigen Frage znm Ausdruck gebracht, uud es seht zu erwarten
daß für die Gesamtausgabe,, auch aus Reichs- uud Staatsm.ttelu uoch em größerer Betr zu
Verfüguug gestellt werden wird. Es wäre jedoch außerordeutl.ch e auerlich. ^nn diese biw
engen Umbauuug des Müusters natnrgemäß etwas schwingen uud wstfpiel.geu Aufgaben Aacheu
jetzt nicht weiter dnrchaeführtwerden konnten. Erwähnen mochte ich. daß auch die Stadt nach

frlhereu A^ eiuen Betrag von 2000 Mark für die Arbeiten zur Verfügung
gestellt bat für die lner nochmals5000 Mark erbeten weiden.

Unt« dm Rnine,7 u dereu Sicheruug Mittel aus dem Ständefo.'ds erbeten werden,
stehen an erster Stelle die Reste der großartigen Cisterzienser-Abteizu Himmerod ,n der E> el.
neben Heisre bach die popnlärste Kirchenruine im Bereich unserer Provinz. D.e hochragenden
Manern der Kirche sind im höchsten Maße gefährdet, und es ist erwün cht, daß^r mit einem
größeren Betrage nämlich 10 000 Mark, eingetretenwird, da der Eigentnmer nzet icht m der
Lage zn sein scheint, größereAnfwenduugeuzu machen,nachdemer bereit vor e gen Zähren
Mittel für die Erhaltung einzelner Teile der Klosterruine zur ^rfugung gestellt l^t. ^u dem
gedruckten Bericht ist ansgeführt, daß man hofft, auch noch von anderer Seite «000 Mark für die
Restauration zu erhalte,,. Jedenfalls dürfte als Bedingung zu stellen sem, daß. nachdem aus
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Provinzialmitteln Beträge für die Erhaltung der Ruine aufgewendetworden sind, das jetzt für die
BesichtigungerhobeneEintrittsgeld von 60 Pfennig für die Perfou in den Funds für die Unter¬
haltung der Kirche fließt.

Weiterhin sollen ähnlich wie in früheren Jahren Profanbauten namentlich unterstützt
werden durch eine Anforderung von 4000 Mark für die Burganlage, die im 12. Jahrhundert in
Nheiubach erbaut worden ist. Diese Burganlage soll aus Privatbesitz iu den Besitz der Stadt
Rheinbach übergehen, und die Stadt wendet für den Ankauf 30 000 Mark auf.

Neben einer Unterstützung für Kerpen sollen mich die Stadtbefestignngenin kleineren Städten
mit bedacht werden. In erster Linie handelt es sich hier um das reizvolle, kleine, im Westen
unserer Provinz gelegene Städtchen Gangelt, das im wesentlichen noch seine Umwehrung mit den
Gälten in den alten Stadtgräben gut bewahrt hat. Hier sollen zunächst die beiden Stadttore gesichert
und wieder mit einfachen Dächern versehen werden, wozu 4000 Mark Beihilfe angefordert werden.

An kleineren Profanbauten treten endlich hinzu: die beiden kleinen Rathäuser in Rhcns bei
Coblenz uud in Hüffelshciman der Nahe, für die je 800 Mark angefordert werden, und schließlich
das ehemalige Zollhaus in Kaiserswerth, eine der schönsten Backsteinbautender Barrokzeit am
Niederrhein, wofür 2500 Mark angefordert werden,

Ihre Kommissionhat dieses Haus auch namentlich der Obhut und der Unterstützung
des Landkreises Düsseldorf, in dem es liegt, dringend empfohlen.

Zum Schluß, meine Herren, erwähne ich noch einen Beitrag zur Erhaltung eines ganzen
Ortsbildes. Ich möchte das als einen typifchen Fall hervorheben,der besonders Ihre Beistimmuug
verdient, und der auch verdient als Beispiel für unsere ganze Provinz hingestelltzu werden.

Ihnen allen ist das reizendeMuscldurf Enkirchbekannt mit seiner reichen Zahl an alten
Holzhäusern, von denen noch eine große Menge erhalten worden ist. Es foll hier nach dem Vor¬
bilde von Montreal versuchtwerden, durch Beihilfe mit Rat und Tat, die den Eigentümern der
Häuser gewährt wird, dafür zu sorgen, daß dnrch die Erhaltung der Gebäude im einzelnennun¬
mehr das ganze Ortsbild gesichert wird. Ich bezweiflenicht, daß, wenn nach diesem vernünftigen
Rat und dieser guten Absicht verfahren wird, zunächsthier der alte Ortscharakter erhalten wird,
und daß das Beispiel Nachahmungfinden wird.

Meine Herren! Ich habe Ihnen nach diesen Ausführungen zum Schluß den Vorschlag des
Provinzialausschusses,wie er uns vorliegt, zur Annahme zu empfehlen. Der Vorschlag geht dahin:

„1. Piovinzillllandtag wolle die in der anliegendenZusammenstellungunter Nr. 1 bis 28
vorgeschlagenen Beihilfen im Gesamtbetrag von 150 400 Mark aus dem Dispositions¬
fonds des Provinziallandtags bewilligen.

2. Der Provinziallandtag spricht sich dafür aus, daß den künftigen Geistlichenbeider
Konfessionen in ihrer Ausbildungszeit auf den Universitäten, wie in den Seminaren
und entsprechenden Anstalten eine systematische Einführung in die Geschichte der kirch¬
lichen Kunst und die Aufgaben der Pflege der kirchlichen Denkmäler nach allen Rich¬
tungen hin gegeben werde. Wo solche Vorlesungen noch nicht bestehen, würden sie
einzuführen, und die Studierenden durch die vorgesetzten Behörden nachdrücklich auf
die Notwendigkeitdieser Knrse hinzuweisen sein.

De.n schon im Amt befindlichen Geistlichenund den Freunden der kirchlichen
Kuust möge auch fernerhinGelegenheit gegeben werden, in größeren zusammenhängenden
Kurseu, wie solche im vergangenenJahr in Düsseldorf durch die KöniglicheKunst¬
akademiebei staatlicherUnterstützungmit so nachhaltigemErfolg abgehalten worden
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sind, wie in kleineren Veranstaltungenweitere Kenntnisse zu erwerben. Sowohl nach
der Seite der alten, wie der lebendigen Kunst hin erwartet der Provinziallandtag auf
diesem Wege eine fruchtbare Einwirkung im Sinne der Denkmalpflegewie einer
gesunden Kunstförderung."

Vorsitzender Spiritus: Ich frage, ob das Wort gewünscht wird.
Das Wort hat der Herr AbgeordneteDr. von Reumont.
AbgeordneterDr. von Reumont! Meine hochverehrten Herren! Der Herr Abgeordnete

Fusbahn hat in überaus dankenswerterWeise bereits in der Generaldiskussionauf einige Punkte
aufmerksam gemacht,welche in eugem Zusammenhangmit dem soeben vernommenen Referat stehen.
Er hat auf den Mißstand hingewiesen, daß, wo neue Kirchen erbaut werden, die alten sehr häufig
der Verwahrlosung anheimfallen,uud er hat sich dann an den Herrn Ober-Präsidenten niit der
Anregung und Bitte gewandt, vielleicht bei Bewilligungvon Kollekten für den Neubau von Kirchen
Sicherheit dafür zu verlangen, daß die alten Kirchen erhalten werden.

Weiterhin ist dann auch noch besunders die Abhaltung von Kursen zur Einführung m die
Kenntnisseder christlichen Kunst gewünscht,und ihre Erweiterung auf den Unterricht der Lehrer
angeregt worden, damit auch diese uns in der Denkmalpflege unterstützen können.

Gestatten Sie mir, meine hochverehrten Herren, zn diesem Thema nur wenige Worte.
Indes, wessen das Herz voll ist, dessen fließt der Mund über. Viele Freunde der kirchlichenKunst
n unserer Provinz bemühen sich, durch Vorträge, durch Abbildungen,durch Veröffentlichungen auf
diese Mißstände hinzuweisen;in erster Linie selbstverständlichunser hochverehrterHerr Provinzml-
konservator und sein Herr Vorgänger. Aber wir alle wissen, daß es doch wenig geholfen hat, denn
unter unsern Augen vollzieht sich ja fast täglich noch das Abbröckeln un diesen ehrwürdigenDenk-
malern der Vergangenheit,nnd jeder von Ihnen weiß wohl ein Beispiel, wo es unter Hervor¬
hebung oft recht feltsamerGründe als notwendigbezeichnetworden ist, daß der Neubau einer Kirche
und der Abbau der alten Kirche erfolgt. Da möchte ich einmal den Versuch machen, von dieser
Tribüne aus einen Ruf erschallen zu lassen, so laut, daß er vielleicht auch in manchen Pfarrhäufern
und in den Beratungszimmern mancher Kirchenvorstände gehört wird. Wir alle wissen ja, meine
Herren es ist recht wohl zu verstehen, wenn die Herren Geistlichen so großen Wert darauf legen,
daß immer neue Kirchengebaut weiden. Sehr häusig wird daun aber leider einfach das Muster
39 oder 39 a genommen,und es entstehtdann die fogenannte Dorfkathedrale. Wir zweifeln ja
auch nicht daran, meine Herren, daß kein böfcr Wille vorhanden ist, wenn, wie es auch häufig
gefchieht, ganze fchöne Nenuaisance-oder Barockausstattungen,die die alten Meister mit so unendlich
feinem Verständnis in gotische Kirchen eingebauthaben, zu Gunsten der Stilreinheit verschwinden
müssen, uud daß daun „schöne", neue, reich geschnitzt und vergoldete, gotisch ° stilechte Sachen ein¬
gebaut werden. Meine Herren, die Herren meinen es alle gut, sie wollen das Beste; davon find
wir überzeugt. Es fehlen nur die Kenntnisse. Hier kann nur die angebahnte Belehrung helfen,
und deshalb möchte ich f° besonders die warme Unterstützuug unterstreichen,die der hochverehrte
Herr Referent diesen Kursen angedeihen ließ, die jetzt für die Geistlichenbeider Konfefswnenhier
in Düsfeldorf stattfinden. ^ . . . < «r, -^ >

Meine Herreu' Wir haben ja auch alle Hoffnung, daß diefe Kurfe in jeder Weife ein¬
schlagen werden. Hat sich doch der Altmeister der Altertumswissenschaftim Rheinlande und ihr
erster und feinsterKenner, der vor kurzem nnter allgemeinerfreudigerTeilnahme feinen 70. Ge¬
burtstag feiern konnte, Herr Domkapitular Professor Dr. Schnütgen °n die Spitze d.efer Bewegung
gestellt. So hoffen wir denn, daß diese Kurse eine gute Wirkung haben werden.
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An Seine Exzellenzden Herrn Ober-Präsidenten aber möchte ich die ehrerbietigsteBitte
richten, doch der Anregung des Herrn Abgeordneten Fusbahn naher treten zu wollen, und ich
möchte schließen mit dem Rufe au die huchwürdigen Herren Geistlichen beider Konfessionen: Erhalten
Sie doch diese alten Kultstatten, diese Heiligtümer, zu deren Verwaltung Sie bestellt sind, zu deren
Gefährdung und VernichtungSie aber kein Recht haben, denn auch hierüber wird von uns allen
einstens Rechenschaft verlangt werden. (Lebhafter Beifall!)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht.
Ich schließedie Verhandlung und stelle fest, daß Sie nach dem Vorschlage der Fach»

kummission über den Ständefouds beschlossenhaben.
Es folgt Nummer 6 der Tagesordnung:

Antrag der Geschäftsordnungskommission zu dem Bericht des Provinzial-
ausschusses, betreffend Acndcrnng der Bestimmungen der Geschäftsordnung
für den Provinziallaudtag hinsichtlich der Bildung von Kommissionen.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteMangold, dem ich das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneterMangold: Meine Herren! Wenn auch die Frage, betreffend

Aenderungder Bestimmungender Geschäftsordnungfür den Landtag hinsichtlichder Bildung von
Kommissionen von einer ganz besonderen Wichtigkeit ist, so glaube ich, mich doch deshalb in meinem
Bericht kurz fassen zu dürfen, weil die Geschäftsurdnungskommissiou, in deren Namen zu berichten
ich die Ehre habe, Ihnen nicht eine Entscheidungder Frage vorschlägt, sondern eine Vertagung
behufs Beschaffung weiteren Materials.

Ich darf deshalb wohl auf die in der Drucksache Nummer 3 enthaltenen Ausführungen
des Provinzialausschusscshier Bezug uehmcn und nur kurz folgendeshervorheben.

Bei der Beratung des Hanpt-Haushaltsplans im 52. Provinziallaudtag hat der Bericht¬
erstatter der I. Fachkommission, Herr AbgeordneterOehler, im Auftrage der Kommission die Frage
angeregt, ob es nicht zweckmäßig sei, die Zuständigkeitder I. Fachkommission zu ändern, indem eine
besondere Etats- und Finanztummissiunund eine besondere Verfassungskommission eingerichtet werden.

Als Grund für die Einrichtung einer besonderenEtats- und Finanzkommission ist angeführt
worden, daß eine genaue, gründliche Prüfung des Haushaltsplanes insbesonderenach einheitlichen
Gesichtspunkten dadurch erschwert werde, daß der Haupt-Haushaltsplan sich im wesentlichen auf die
Spezial-Haushaltspläne stützt, und zwar im besonderen auf die wichtigen Haushaltspläne der Anstalten
und des Bauwesens, uud daß der I. Fachkommission ein Einfluß auf oie Beurteilung dieser Haus¬
haltspläne überhaupt nicht gegeben sei.

Bezüglich der Einrichtung einer Verfassungskommissionwar ausgeführt worden, es sei
unerwünscht,daß der I. Fachkommission neben ihren anderenAufgabendie Prllfuug von Verfassungs-
vorlagen zugewiesen werde, und daß dadurch die Znsammensetznngder Kommissionfast alljährlich
einem außerordentlichen Wechsel unterworfen sei, da naturgemäß die Herren des Hauses den Wunsch
haben, daß bei der Beratung besondererVerfassungsvorlagengerade diejenigen Herren in der
I. Fachkommission mit tätig sind, die in der betreffenden Frage besondere Erfahrung besitzen und
sich besondersmit ihr beschäftigt haben. Dieser Wechsel erscheine aber wiederum für die Beurteilung
des Haushaltsplans nicht zweckmäßig.

Der Provinzialausschuß hat die Anregungen geprüft und ist zu der Auffassunggelaugt,
daß es sich nicht empfehle, eine besondere Etats- uud Finanzkommissioneinzurichten, und zwar
aus drei Gründen. Einmal ist der Provinzialausschuß der Auffassung, daß bei der gründlichen
Prüfung, die der Haushaltsplan von der Pruvinzialverwaltung, dem Provinzialausschuß und den
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Sonderkommissionenerfährt, die Begründung einer besonderen Etats- und Finnnzkommission
überflüssig sei. Weiter ist er der Meinung, daß die Gründung einer solchen Kommissioneine
erhebliche Verzögerung und Verlängerung der Verhandlungen des Provinziallnndtages herbeiführen
werde. Endlich glaubt er, daß auch bei den Bestimmungenunserer heutigen Geschäftsordnunges
schon möglich ist. wenn es für nötig erachtetwird, eine noch eingehendere Durchprüfuug des Haus¬
haltsplans in dem Provinziallandtag und namentlich in den Kommissionenvorzunehmen,indem
entweder eine erste Lesung des Haushaltsplans veranstaltetwird, bei der hier im hohen Hause die
Gesichtspunkte festgelegt werden, nach denen die Fachkommissionen den Haushaltsplan prüfe» sollen,
oder, indem besonders,wenn es sich um die Erhöhungder Steuern handelt, eine Sonderkommission
gewählt werden könnte, die in dem betreffenden Jahre mit der Frage noch besonders befaßt werde.

Der Provinzilllllnsschußglanbt daher, Vorschläge zur Einrichtung einer besonderen Etats¬
und Finanzkommissionnicht machen zu sollen.

Die Bedenken die hinsichtlichder wechselnden Zusammensetzungder I. Fachkommission
dadurch entstandensind,' daß ihr die Verfafsungsfragenvorgelegtwerden, teilt dagegender Provin-
zialausschuß. Er ist aber der Auffassung, daß diese Bedenken besser noch als durch Einrichtnng
einer besonderen Verfaffungskommissiondadurch behoben werden, daß die Bestimmungen im § 27
unserer Geschäftsordnunggeändert werden, und zwar insofern, als zwischen die Absätze 3 und 4
fulgender neue Absatz einzuschieben wäre: ... ^ ,

Durch Beschluß des Provinziallandtages kann bestimmt werden, daß eine Fach¬
kommissionzur Beratung eines bestimmten Gegenstandes um eine bestimmte Anzahl
Mitglieder verstärktwird. Ist die Zahl der znzuwähleudenMitglieder nicht durch 5
teilbar so ist der Rest auf die Abteilungen in der Reihenfolge der Nummern gleich¬
mäßig'zu verteilen. Es kann anch bestimmtwerden, daß die Zuwahl durch die zu
verstärkende Kommissillii erfolgt." , ^ ,, . ^,

Der Provinzialansschuß glaubt, daß es durch Eiuschiebungdieser Bestimmung m die
Geschäftsordnuugermöglicht wird, daß der I. Fachkommission mit ihren möglichst gleichbleibenden
15 Mitgliedern sobald ihr die Beratung besondererVerfassungsvorlagenübertragen wnd. eine
Vermehrung durch das hohe Haus zuteil wird, und zwar durch Zuwahl derjenigenHerren, die m
den betreffenden Vcrfaffungsfragenbefonderssachverständig sind.

Bei der Beratung der Abänderungender Geschäftsordnnngglaubte der Provinzilllllnsschuß
noch zwei weitere Verbessernngsvorschläge machen zu sollen, uämlicheinmal den. die stark belastete
II. Fachkommission zu teilen und so einer größeren Zahl von Mitgliedern des Hauses d,e Gelegenheit
zur Mitarbeit iu den Kommissionen zu geben, indem die Unterrichtsangelegenheitenvon ihr getrennt
und einer besonderen Fachkommission überwiesenwerden sollen, und weiter, die Geschäftsordnuugs-
kommissionnicht mehr alljährlich zn wählen, sondern zn bestimmen, daß ihr von Amtswegen
angehöre»sollen der Vorsitzendeund stellvertretendeVorsitzendedes Provinziallandtags sowie die
Vorsitzenden der ständigen Kommissionen, also der Wahlprüfnngskommisfionuud der Fachkommissionen.
Es würde also diesem Vorschlage entsprechend eine Art Seniorenkonvcnteingerichtet werden.

Das hohe Haus hat der Geschäftsordnungskommission die Anträge zur Vorberatuug über¬
wiesen und um gutachtliche Aeußerungen die I. und II. Fachkommission ersucht. Die II. Fach¬
kommission, die zunächst getagt, hat folgendeErklärung abgegeben:

Die II Fachkommission spricht sich grundsätzlich für eme Teilung der Geschäfte aus.
wobei vorausgesetzt wird, daß auch die Prüfung der Vorlagen in finanzieller Hinsicht
der II. Fachkommission verbleibt",

während die I. Fachkommission beschlossenhat: lg
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Zu I. der Drucksachen. 3tr. 3.
„Der Provinziallandtag wolle beschließe», den Provinzialausschuß zu ersuchen, festzu¬
stellen, in welcher Weise in den Landtagen anderer Provinzen eine einheitliche Prüfung
des Gesamt-Haushaltsplans durch Kommissionen des Landtags stattfindet, und darüber
dem Provinziallandtag eine Vorlage zu machen.

Zu II. der Drucksachen. Nr. 3.
Der Provinziallandtag wolle den Autrag des Provinzialausschussesunverändertannehmen."

In der Geschäftsordnnngskommission war man sich darüber einig, daß eine Aenderung der
Geschäftsordnungmir aus zwingendenGründen und nur nach eingehendster Prüfnng der gesamten
Materie vorgenommenwerden sollte, und man war deshalb der Meinung, daß, wenn die I. Fach¬
kommission die Beschaffungweiteren Materials gewünscht hat, man sich diesem Wunschenur a»°
schließen könne. Die Geschäftsordnnngskommission hat sich deshalb den Ansführnngen der I. Fach¬
kommission zn I der Drucksache angeschlossen; sie war aber weiter der Meinung, daß es nach der
bestehendenGeschäftsordnungschon möglich sei, einzelne Kommissionendurch Zuwahlen besonderer
Mitglieder für einzelne Fragen zu verstärken und glaubte deshalb, und namentlich, um in der
heutigen Verhandlung nicht in die ganze Materie einsteigen zn müssen, empfehlenzu solle», nicht
dem Vorschlagedes Provinzialausschussesstattzugeben,eine Aenderung der Geschäftsordnungbereits
jetzt zu beschließen, sondern diese Aenderung auch bis zum nächsten Jahre zu vertagen.

Weiter war die Geschäftsordnnngskommission der Ansicht,daß auch die Teilung der II. Fach¬
kommission nicht in dieser Tagung bereits beschlossen zu werden brauchte, sondern daß es sich empfehle,
auch die Entscheidunghierüber bis zum nächsten Jahre zu vertagen, insbesonderedeshalb, weil der
Vorschlagder II. Fachkommission ja schon eine Entscheidungüber die Frage involuierenwürde, soll
eine Etats- und Finanzkummissioneingerichtet werden oder nicht, da nach dem Vorschlageder
II. Fachkommission vorausgesetzt ist, daß auch die Prüfnng der Vorlagen in finanziellerHinfichtder
II. Fachkommission verbleibe.

Um also auch hierüber eiue Entscheidung nicht herbeiführen zu müssen, empfiehlt die
Geschäftsordnnngskommission,auch diese Teilung einstweilen nicht eintreten zu lassen.

Endlich glaubte die Geschäftsordnuugskommissiou,daß es sich gerade im gegebenen Zeit¬
punkte, wo ausnahmsweiseeinmal der Geschäftsordnnngskommissioneine große und wichtige Frage
zur Beratung überwiesen ist, nicht empfiehlt, diese Geschäftsordnnngskommission zurzeit aufzuheben,
sondern anch diese Frage erst in der nächsten Tagung zur Entscheidungbringen zn lassen. Ich habe
demnach die Ehre, namens der Geschäftsordnungskommission dem hohen Hause folgenden Antrag zu
unterbreiten -

Der Provinziallandtag wolle beschließen:
„1, den Provinzialausschuß zu ersuchen, festzustellen,in welcher Weise in den Landtagen

anderer Provinzen eine einheitlichePrüfnng des Gesamthaushaltsplaus durch Kum-
Missionen des Landtages stattfindet und darüber dem Provinziallandtage eine Vorlage
zu machen;

2, die Beratung und Beschlußfassung über die in Drucksache 3 enthaltenenAnregungenfür
eine Aenderung der Geschäftsordnungskommission sowie über die Erklärung der II. Fach¬
kommission in dieser Angelegenheitbis zum uächfteuProvinziallandtage zu vertagen."

Vorsitzender Spiritus: Sie haben deu Antrag des Herrn Berichterstatters gehört.
Ich frage, ob sich jemand von den Herren zum Worte meldet. Das ist nicht der Fall;

ich stelle fest, daß der Antrag Annahme gefundenhat.



53. Rheinischer Provinziallandtag, 5, Sitzung am 28. Februar 1913. 147

Wir gelangenzu Nummer 7 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prooinzial-
ausschusses, betreffend Aenderung der Satzungen der Ruhegehaltskasse der
Llludbürgermeistereien und Landgemeinden der Rheinprovinz und der
Ruhegehaltskasse der Kreiskommunalverbände und Stadtgemeinden der
Rheinprovinz;
in Verbindung damit, die Petition einer Anzahl pensionierter Bürger¬
meister um Verleihung rückwirkender Kraft der Satzungsänderung wegen
Anrechnung 'der Vergütung für die Geschäfsführung der Provinzial-Feuer-
verficherungsanstalt auf die im Ruhestand befindlichen Bürgermeister.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete von Laer. Ich gebe dem Herrn Berichterstatter
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter von Laer: Meine Herren! Der Antrag der I. Fach¬
kommission, den ich vor dem hohen Hause zu vertreten die Ehre habe, betrifft, abgesehen von einigen
zu dieser Sache gehörenden Petitionen, zwei Aenderungen in den Satzungender Ruhegehaltskasse der
Landbürgermeistereien nnd in den Satzungen der Ruhegehaltskasseder Kreiskommunalverbändeuud
der Städte.

Von diesen beiden Aenderungenist die wichtigerediejenige,die eine Anrechnung gewisser
Nebeneinkllnfteder Herren Bürgermeister bei der Berechnung der Ruhegehälter und der Hinter-
bliebcnenfürsorge in Aussichtnimmt.

Meine Herren! Es ist ja wohl allgemein bekannt, daß bei uns mit dem Amte der Bürger¬
meister — namentlichauch der Landbürgermeisterund der Bürgermeisterin den kleineren Städten
-- vielfach noch besondereNebenämter— besondereFunktionen— verbunden sind, denen ent¬
sprechende Remunerationen gegenüberstehen.

Von diesen verschiedenenNebenämternsind hier zwei herausgegriffen,einmal die Tätigkeit
der Bürgermeister in ihrer Eigenfchaft als vom Staat bestellte Amtsanwälte nnd zweitens ihre
Wirksamkeit als Geschäftsführerder Provinzial-Feuerverficherungsanstalt.In beiden Fällen erhalten
die Bürgermeister — einmal vom Staat, das anderemalvon der Feuerversicheruugsanstalt— für
ihre Tätigkeit eine Remuneration, die sowohl zur Deckung der ihnen entstehenden geschäftlichenAus¬
gaben dienen soll als auch zur Entschädigungfür die Mühewaltung.

Es besteht nun schon seit längeren Jahren vielfach in den Kreisen der Bürgermeister der
Wunsch, daß diese Remunerationenbei der Berechnungdes Ruhegehalts mit in Anrechnung kommen.
Die Wünsche werden damit begründet, daß die Tätigkeit, die die Bürgermeister iu diesen beiden
Beziehungenausüben, doch zu ihrer Amtstätigkeit gehöre, daß also auch die Entschädigung,die
dafür gezahlt wird, als ein Teil ihrer amtlichen Bezüge anzusehen sei, und daß auch die Festsetzung
des eigentlichen Bürgermeistergchaltsnicht selten von der Höhe der Nebcneintünftebeeinflußt werde.
Es wird darauf hingewiesen, daß nicht selten bei der Bemessung des Bürgermeistergehaltsoder bei
der Frage, wie weit eine Aufbesserung notwendigist, darauf Rücksicht genommen werde, daß ja auch
Nebeneinkünfte vorhanden seien, und daß deshalb manchmalauch von einer weiterenErhöhung der
eigentlichen BürgermeistcrgehälterAbstand genommen wird.

Nun haben diese schon seit längerer Zeit bestehenden Bemühungen eme neue Anregung
durch'eine Entscheidung des Königlichen Obcrverwaltungsgcrichtserfahren, die vor einigen Monaten
M einer ähnlich liegenden Angelegenheit ergangen ist, nämlich in der Frage, inwieweitdie Gemeinde¬
empfängereine Pension von ihren Nebeneinnahmenvon den Gemeindenzu fordern berechtigt sind.

!'.»<
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Die Gemeindekassen verwalten bei uns zum Teil auch Kafsenangelegenheiten anderer Korporationen,
was ich wohl ebenfalls als bekannt voraussetzendarf; ich nenne die Kassengeschäfte der Iagd-
genossenschaften, der landwirtschaftlichenBerufsgenossenschaft,die Erhebung der Abgaben für die
Viehversicherung und anderes. Für die Verwaltung dieser Kassengeschäfte erhalten die Gemeinden
eine Vergütung, die sie zum Teil dazu benutzen,um den Gemeindeempfängernfür die vermehrte
Arbeit daraus eine Zulage zu gewähren,oder fie ihnen ganz zu überweisen, die teilweise aber auch
in die Gemeindekasse stießt, weil man annimmt, daß der Gemeindeempfängerohnehin für seine
gesamteTätigkeit ausreichendbesoldet sei. Das Oberlandesgerichthat nun, abweichend von der bis
dahin als richtig angenommenenRechtsauffassung,erklärt, daß die Gemeindeempfängerberechtigt
seien, auch von ihren Nebeneinnahmen,wenn die Gemeinde ihnen folche aus den übernommenen
Kassengeschäften zuweist oder zukommen läßt, Pension zu beanspruchen. Das Erkenntnis des Ober-
verwaltungsgerichtshat zunächst bei einigen Beteiligten zur Folge gehabt, daß sie annahmen, daß
nunmehr auch die Bürgermeister von ihren NebeneinnahmenPensionsberechnungfordern dürften.
Die Beteiligten find in diesem Sinne an die Verwaltung der Kcifse, die ja vom Herrn Landes¬
hauptmann geführt wird, herangetreten und haben entsprechende Ansprücheerhoben. Soviel mir
bekannt ist, schwebt zurzeit noch die Entscheidung über diese Ansprüche. Die Provinzialverwaltung
hat die Ansprüche nicht als berechtigt anerkannt, sie hat sich darauf berufen, daß die Rechtslage
hinsichtlichder Gemeindeempfängerund der Bürgermeister wesentlichegrundlegende Unterschiede
aufweife. Die Gemeinden, die die Kassengeschäfte anderer Verwaltungen übernommen haben, und
die dafür eine Vergütung erhalten, haben damit, teils freiwillig, teils dnrch gesetzliche Vorschriften
gezwungen, diese Verwaltung zu einer Gemeindeangelegenheitgemacht, und da der Gemeinde¬
empfänger berufen ist, alle Gemeindeangelegenheiten, soweit sie die Kasse betreffen, zu verwalten, so
handelt er da im Auftrage, im Dienste und im Interesse der Gemeinde, während ja bei den
Bürgermeistern,die staatliche Geschäfteals Amtsanwälte besorgen,oder die die Geschäfte der Feuer-
Versicherungsanstalt besorgen, eine derartige Verbindung der Tätigkeit der Gemeindemit derjenigen
dieser Anstalten nicht hervortritt. Die Tätigkeit der Bürgermeister auf diesen beiden Gebietenbleibt
nach wie vor eine besondere Angelegenheitder Feuerversicherungsanstaltund eine besondere Ange¬
legenheit des Staates, der Iustizpflege, und wird nicht zu einer Gemeindeangelegenheit.Ich glaube,
daß wohl aus diesem Grunde der Standpunkt, den die Leitung der Kasse eingenommenhat, im
Rechtswege nicht wird angefochten werden können, daß man, obwohl ja einstweilen eine endgültige
Entscheidung noch nicht vorliegt, doch von dem Gedankenausgehen kann, daß nach den gegenwärtigen
Bestimmungenein Rechtsanspruchder Bürgermeister auf Anrechnungdieser Beträge nicht besteht.

Neben dieser Frage, ob ein Rechtsanspruchzurzeit besteht, laufen nun die Bestrebungen
der beteiligtenBürgermeister,im Wege einer Aenderung der bestehenden Bestimmungenzu erreichen,
daß in Zukunft und von jetzt ab diese Beträge als Pensionsberechtigtbehandelt werden. Sie sind
deshalb an den Provinzicilausschußmit deni Antrage herangetreten,die Satzungen der Ruhegehalts-
lassen, wie eben erwähnt worden ist, dahin zu ändern, daß diese Kassen berechtigt sind, auch von
den Nebeneinnahmender Bürgermeisterin ihrer Stellung als Amtsanwalt und Feuerversicherungs¬
anstaltsgeschäftsführerRuhegehälter zu berechnenund zu zahlen, fofern die Gemeinden, in deren
Dienst die Bürgermeister stehen, einen entsprechenden Beschluß fassen und natürlich auch die ent¬
sprechenden Beiträge zur Pensionskasse zahlen.

Der Provinzialausschußist diesen Wünschen entgegengekommen, und in der Vorlage, die
dem hohen Hause zugegangen ist, wird der Antrag gestellt, eine entsprechende Aenderung der
Satzungen vorzunehmen,um die Beschreitungdieses Weges zu ermöglichen.
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Meine Herren! Es handelt sich also hier um eine Verbesserungin den Ruhegehalts-
bezügen und in der Hinterbliebenenfürsorgefür die Bürgermeister der Rheinprovinz, und es ist
wohl kein Zweifel, daß ein derartiger Wunsch und ein derartiger Antrag überall einer durchaus
sympathischen Aufnahme begegne« muß. ^ -^ . . ,

Wenn ein Beamter nach vollbrachterDienstzeitaus semer Stellung ausscheidet, dann hat
er sich ohnehin eine mehr oder weniger große, jedenfallsnicht unbeträchtlicheKürzung seines bis¬
herigen Einkommensgefallen zu lassen, und Sie werden wissen daß in vielen Fällen wohl die
Bedürfnissemit dem zunehmendenAlter nicht geringer werden, sondern eher wachsen so daß diese
Kürzung sehr schmerzlichund als eine Härte empfunden wird. Diese Wirkung ist natürlich noch sehr
viel unangenehmer,wenn nun bei der prozentualenBerechnungdes Ruhegehalts Nicht das gesamte
bisherige Diensteinkommen zugrunde gelegt wird, sondern wenn ein Teil dieses dienstlichenEin¬
kommens misfcheidet. weil es nicht zum eigentlichen Gehalt gehört, vielmehr eben eine Art von
Remuneration darstellt und deshalb außer Berechnung bleibt.

Dazu kommt noch ein anderes Moment. Meine Herren es handelt sich h,er um eme
Kategorievon Beamten, auf die die Nheinprovinzdoch in ganz besonderemMaße stolz zu sem alle
Ursache hat; es handelt sich nm eine Einrichtung, wenn ich an die hanptbete.ligten Landbürger¬
meister denke, die eine Eigenart der Provinz darstellt, nnd °nf deren Ausgestal uug doch zu einem
großen Teil die blühendeEntwickelung unserer liiudlichen Gemeindenmit beruht. Wir dürfen uns
nicht verhehlen, daß von der Pflichttreneund Gewissenhaftigkeit unserer Laudbürgermeist^ wie unserer
Bürgermeisterüberhaupt, sehr wichtige staatliche uud kommunale Interessen abhängen. Ohne Zweifel
wird alfo eder im hohen Hanse geneigt sein, mit großem Wohlwollen an d.ese Antrage heran¬
zutreten, und auch für die I. Fachkommission wäre es eine besondereFrende gewesen wenn sie
vorbehaltlosden Vorschlägen des Provinzialausschusseshätte zustimmen können, immerhin glaubte
aber die I. Fachkommission sich doch einer gründlichen Prüfung dieser Anträge Nicht entziehen zn
dürfen, sie glanbte. daß eine nüchterne Prüfung der Frage notwendigist. ob be. einer derartigen
Aenderungnicht etwa fuudamentale Grundsätzein Mitleidenschaftgezogen werden. Es wird sich
darum handeln, ob nicht grundsätzlicheErwägnngenim Wege stehen, mid es wird weiter zu Prüfen
sein, welche Konsequenzen ein derartiger Schritt auf benachbarten und verwandten Gebieten nach
sich ziehen könnte. ^ . . , ,,<.-,«! ^

Was nun die erste Frage betrifft, so ist davon anszngehen,daß unser geltendesBeamten-
recht eine Pensionsfäbigkeitvon Remuneration nicht kennt. Das ist ein Grnnd atz. der m woh m,
allgemeinenals durchaus berechtigt anerkannt werden mnß. und den man mcht im weiteren Um¬
fange wird verlassen dürfen. Dieser Grundsatzverliert ja wohl etwas an semer Berechtigung.Ge¬
wehr die Remunerationeneinen erheblichen Teil des gesamten dienstlichen Einkommensdes Beamten
ausmachte«, uud je mehr die Tätigkeit, für die die Remuneration gezahlt wird, einen erheblichen
Teil seiner gesamten dienstlichen Wirksamkeit in sich schließt. Es würde also zu prüfen sem inwie¬
weit dieser Gesichtspunkt im vorliegenden Falle als zutreffend anerkannt werden °nn. jedenfalls
werden wir uns darüber vollkommen klar sein müssen, daß wir niemals azu übergehe» können
sämtliche Remunerationen,die für Nebenämtergezahlt werden, für Msions «hig zu °" «rem Das
würde viel zu weit geheu uud würde sich iu mancher Beziehungauch sehr bald als undurchführbar
erweifen. Immerhin wird man aber auch vorsichtig sein müssen, wenn man einen solchen Weg
beschreitet, wie hier die Erklärung dieser bestimmten Remunerationenzn pensionsfahigenBezügen,
einen Weg. von dem man voraussieht,daß er sich in seinen weiterenVerzweigungendoch als un¬
gangbar erweisen wird. Es wird also in diesem Falle besonders zu prüfen fein, welche Folgerungen
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werden sich nun für die Gemeindenergeben, die für diese Pensionsfähigkeit der Remunerationen
aufzukommen haben, sodann ist damit zu rechnen, daß vielleicht noch andere Bezüge ähnlicher Art
und bei anderen Beamtenkategoriender Gemeinden ins Feld geführt werden? Muffen wir annehmen,
daß bei der Bewilligung der Pensionsfähigkeitfür diefe Art von Remunerationen vielleichtauch
noch zahlreiche andere Remunerationenund zahlreiche andere Beamte kommen werden, die sich auf
den hier gefchaffenen Präzedenzfall berufen werden? Das ist eine Frage, die nach Ansicht der
I. Fachkommission durch die Vorlage des Provinzialausschussesnoch nicht in ausreichendem Maße
Klärung gefundenhat.

Meine Herren! Eine weitere Frage, die die Kommission glaubte sich selbst vorlegen zu
müssen uud die ich auch dem hohen Hause unterbreiten möchte ist die, ob im Falle der grundfätzlichcn
Anerkennung der Pensionsfähigkeitder Remunerationendie Gemeindendie berufenenund berechtigten
Träger dieser neuen Pensionspflichtsind.

Das ist eiue Frage, der man sich doch sicherlich nicht entziehenkann. Es ist zwar ein¬
gewendet worden, daß es sich hier ja nicht darum handele, den Gemeindeneine Verpflichtungauf¬
zuerlegen, fondern daß man nur eine Möglichkeitschaffen wolle, um den Gemeindenden Weg zu
zeigen und den Weg zu ermöglichen,auf dem sie für ihre Bürgermeister ein übriges tun können.
Das ist ja auch formell zweifellosrichtig, aber es ist auch andererseits gar nicht in Zweifel zu
ziehen, daß, wenn der Provinziallandtag derartige Satzungsänderungenbefchließtund damit den
Gemeindendie Möglichkeitbietet, auch diese Beträge als pensionsfahigzu behandeln und dafür ein¬
zutreten, dafür auch zu zahlen, daß dann auch die Gemeinden einem starken moralischen Drucke
unterworfen werden und fich kaum den Wünfchenentziehen werden, die dann auf allgemeinegleich¬
artige Beschlüsse in dieser Richtung hinzielen. Es fragt sich also- ist es gerechtfertigt,den Ge¬
meinden mit mehr oder weniger Nachdruck die Verpflichtungzur Zahlung dieser Pensionsbeträge
auch aufzuerlegen. Dabei ist wieder zu berücksichtigen, wie ich schon vorher hervorzuhebenmir
erlaubte, daß es sich uicht um Gemeindeangelegenheitenhandelt; die Tätigkeit des Amtsanwalts
erfolgt ausfchließlich im Auftrage des Staates; der Staat ist ausschließlich derjenige,der die Kosten
der Amtsanwaltsverwaltung zu tragen hat; es besteht keinerlei Vorschrift, keinerlei Bestimmung,
wonachdie Gemeindeirgend einen Teil der Amtsanwaltverwaltung auf fich zu nehmen hätte. Bei
der Feuerversicherungsanstaltliegt die Sache ähnlich. Die Feuerversicherungsanstaltist ein Institut
der Provinz, zum gemeinenNutzen geschaffen, aber ohne direkte Beziehungen zu den Gemeinden
selber. Sicherlich kann man nicht sagen, daß die Verwaltung von Angelegenheitender Feuer-
Versicherungsanstaltund die Tragung der Kosten dieser Verwaltung Sache der Gemeinden wären.

Demgegenüberist nicht außer Acht zu lassen, daß das Ruhegehalt und die Versorgungder
Hinterbliebenensich doch zweifellosals ein Teil des Gehalts darstellt. Es ist ein Teil des Gehalts,
der gewissermaßen einbehaltenund nachträglichausgezahlt wird, nachdemdie Tätigkeit des Beamten
ihren Abschluß gefundenhat, gehört also ebenso zweifellosauch mit zu den Kosten der Verwaltung.

Nun entsteht die Frage: Ist es denn richtig, den Gemeindeneinen Teil an dicfen Kosten,
wenn auch nur einen fehr befcheidenen Anteil -^ es handelt sich aber um eine grundsätzliche Frage
— aufzuerlegen? Diefe Frage führt zu der weiteren: Ist es nicht möglich, wenn man im übrigen
die Pensionsfähigkeitanerkennen will, um den Wünschen und Anträgen der Bürgermeister entgegen¬
zukommen,dann an Stelle der Gemeinden, die ja anscheinend nicht recht dazu berufensind, hier
zu zahlen, andere Korporationen heranzuziehen? Die Nächstbeteiligtenscheinen doch auf den ersten
Blick der Iustizfiskus und die Feuerversicherungsanstaltzu sein, und ich glaube, daß das eine
Lösung ist, gegen die man sehr viel weniger grundsätzliche Bedenken zu erhebenbrauchte.
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Nun ist es j° allerdings wohl einigermaßenzweifelhaft, ob der Iustizfiskus sich bereit
erklärenwird, die Pensionskassenbeiträge für die Amtsnnwiiltezu zahlen^ Unserer fiskalischen Ver¬
waltung wird eine sehr weitgehende und vielleicht auch sehr weise und
es gehört sehr viel Optimismus dazu, anzunehmen, daß auf diese Welse d,e Wüusche der Burger-
Meister erreichtweiden können, » i. »^ ^

Wichtiger ist die Frage wegen der Heranziehung der Feuerversicherungsanstaltn,,d zwar
deswegen, weil es sich bei den Amtsauwaltsgebührennur um eme sehr beschrankteZahl von Bürger-
meistern handelt, während die Frage der Anrechnung der Feuerverstcherungsremnnerat.onenbeinahe
für alle Bürgermeisterder Provinz besteht. Im ersteren Falle handelt es sich »m etwa 40 Bürger¬
meister, Bei dieser Frage wird man auch damit rechnen müssen, daß die Fenerversichernngsanstalt
wenig Neigung zeigen wird, für diese Remuueratiouenzu sorgeu. Aber man darf doch vielleicht d,e
Behauptung aufstellen, daß. weun die Provinzialverwaltung - vertreten dn^ en Pr°v.nz,al-
ansschuß- einerseits die Berechtigungder Pensionsfähigkeitdieser Bezüge anerkennt indem ste die
Satzungen in diesem Sinne ändern will, sie doch andererseitssich auch d.e Frage vorlegeu muß ob
uicht de Feuervrsicheruugsanstalt die berufeue Instanz ist. die diese Bei rage auf sich zn nehmen
hätte. Es ist ein vollständige Klärung uach diesen beiden Richtungenbisher n.cht eingetreten, und
es würde sich darum handeln °b es nicht vielleicht doch möglich ist. hier an Stelle der Gemeinden
als Träge er Peufionslast die Fenerversichernngsanstaltzu setze,,. Im °« °«n Fall ko^man
leicht zu der Auffassungkommen, als wäre es nun Sache der Gemeinden,für n sich wünschens¬
werte Aufwendnnan öffentlich-rechtlicher Art immer dann einzutreten, wenn der zunächst Ver-
Pfl chtete ch we ^ u d «s ist eine Anffassnug, der wir doch mit aller Energie entgegentreten
mMn W^n w" ein seit anerkennen, daß die Pensionsfähigteitdieser Remuneraion richtig ,st
und weuu wir andererseitssagen, weil der Staat und die Feuervernck,rm,gsans att ^
wolle«, muß die Gemeindezahlen, dann würden w r damit ""w ^,0^
fehr weuia sympathisch ist nnd in analogen Fällen leicht dazu fuhren konnte. d,e Gemeindenm hr
uoch I bishe7 mit Abgaben zu überbürdeu. die ihnen eigentlich ihrer Natur und ihrem Wesen

nach nicht ^s^em ^ ^ ^ ^^ ^.^^ noch die weitere Frage.
°b es ang^^ in ihrem ganzen Umfange als ^s^we^ An¬
erkennen. Di Remuueratiouen,die sowohl für den Amtsanwalt a s ^ ^ den G cha^^^^^
der FeuerversichernngIanstaltgezahlt werden, schließen einen Ersatz der Auslagen für de Geschäfts-

estimmt,diese Auslagen zu decke,, und in manchen Gememden werden
e «2 da u be u 3 wird man anerkennen müssen, daß die Remuneratonen nur z,,m

Teil »ls e ne VeraMmm die eigentliche Mühewaltnug dieuen sollen, und nur für diesen Teil
können si/l^ werden. Es handelt sich anch hier vielleicht weniger nm
E^vägungen di^eine gwße finanzielle Tragweite hätten, aber es ist doch der Kommission wichtig

""' Tragweite der Maßnahme im ganzen betrifft,

so darüber in der Borlage des Provinzialausschusses.D,e Kommission

at^gl«M 7^ wünschenswert sein würde, diese Angaben noch etwas zu ^°^ en Gesaru.
effekt der Maßnahme näher dargelegt zn bekommen uud auch zu ermittln, m welcher Hohe nun
be inigen e^ Yp schen Beispielen eine Belastnng der einzelnen Gemeinden eiu ritt. Es ist
ja sh IM na ich daß ie gesamte Belastung in. Verhältnis zur Große der Provinz und zur
Zap der^et^m Gemeinden eine geringe ist. trotzdem aber einzelne Gemeinden stark m
Anspruchgenommen werden.
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Meine Herren! Alle diese Bedenkennnd Fragen, die ich mir hier erlaubt habe, Ihnen
vorzutragen, haben der KommissionVeranlassung gegeben, von einer endgültigen Stellungnahme
abzusehen. Die Auffassung über diese Bedenken war bei den Mitgliedern der Kommission verschieden.
Uebereinstimmendaber war die Meinung, daß es doch wünschenswertwäre, gegenüberdiesen auf¬
getauchten Fragen einmal die zunächst Beteiligtenzu Worte kommen zu lassen, und es von Bedeutung
wäre, auch die Auffassungder Aufsichts-und Anstellungsbehörden,vielleicht mich in einzelnen Fällen
einzelnerbeteiligter Gemeindendarüber zu hören, ob sie diesen Bedeuten, die vorgetragen sind, mit
ihren Konsequenzen und ihrer rechtlichen Tragweite Bedeutnng beilegen, ob sie der Meinung sind, daß
sie sich ungeru einem solchen moralischem Drucke uuterwerfeulaffen wollen, wie er durch die Aende¬
rung der Satzungen herbeigeführtwird, oder ob sie im Gegenteil der Ansicht sind, daß man darüber
hinwegsehenkann, im Interesse der guten Sache, wenn ich so sagen soll, nnd im Interesse des
Wunsches, den Ansprüchen der Bürgermeister entgegen zu kommen, sich darüber ohne Weiteres
hinwegsetzen soll. Es wäre der I, Fachkommissionviel angenehmer gewesen, wenn sie grade in
dieser Sache pnre den Vorschlägendes Provinzialausschusseshätte beitreten können; aber sie hat
geglaubt, daß eine endgültige Stellungnahme doch von der näheren Prüfung der hier erwähnten
Einzelheiten abhängig bleiben muß.

Der Vorschlagdes Provinzialausschussesbetrifft dann noch eine zweite Aenderung, die in
den Satzungen vorgenommenwerden soll. Vielleicht gestatten Sie mir, daß ich auch darauf uicht
weiter eingehe, wenigstens augenblicklichnicht, denn wenn der Antrag der Fachkommission angenommen
werden sollte, würde auch diese zweite kleine Aenderung zurückgestellt werden können, um die
wiederholte Inanspruchnahme des etwas kompliziertenApparates zur Aenderung der Satzungen
zu vermeiden; die eine Aenderung mnß wohl mit der zweiten gleichzeitgvorgenommenwerden,
solange die Aussicht besteht,daß Aenderungenin der vorgeschlagenen Richtung eintrete» werden.

Es gehören dann weiter zu der Vorlage noch einige Petitionen von Altpensionären, die
den Wunsch haben, daß im Falle der Annahme des Vorschlages des Provinzialausschussesdie
gleiche Berechnung auch für ihre bereits festgestellten Pensionen Platz greifen möchte. Auch diese
Petitionen hängen ja mit der Hauptsacheso zusammen,das es wohl einstweilen nicht lohnt, darauf
einzugehen,wenigstens dann nicht, wenn der Antrag der I. Fachkommission Ihre Zustimmung
finden sollte.

Dieser Antrag der I. Fachkommission, den ich mir erlaube, Ihnen zur Annahme zu
empfehlen,geht dahin:

„Der Provinziallandtag wolle die Entscheidung zwecks Anstellungweiterer Ermittelungen
vertagen und damit zugleich die Petitionen als erledigt erklären."

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteWallraf.
AbgeordneterWallraf: Meine Herren! Es ist Ihnen wohl allen bekannt, daß an die

Nuhegehaltskassender Provinz die großen Städte nicht angeschlossensind. Ich spreche also nicht
pro ckomo, wenn ich in einigen Dingen von dem Herrn Referentenabweiche. Es ist parlamentarisch
kein sehr anssichtsreichcr Versuch, einen Vertagungsantmg zu bekämpfen,zumal wenn er sich auf
den Wunsch weiterer Ermittelungen stützt, denn man gewinnt Zeit zur Entscheidung,und man
vertraut dabei auf die durch die Ermittelungen verstärktebessere Einsicht der Zukunft.

Ich perfünlich kann allerdings die Meinung nicht unterdrücken, daß der Vorschlag, wie ihu
der Provinzialausschuß vorgelegt hat, den Vorzug vor dem Beschluß der Fachkommission verdient,
und ich werde mir vorbehalten, je nach Verlauf der Diskufsion daraus die Konsequenzdurch
Stellung eines Antrages zu ziehen. Sollte der Antrag unterbleiben, so bedeuten meine Aus-
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ührungen das was der Herr Referent auch an die Spitze seiner Darlegungen gestellt hat:
Den Wunsch nach einer wohlwollendenPrüfung der von den Bürgermeistern vorgetragenen

^"^ Meine Herren! Worum handelt es sich, um das mit wenigen Worten noch einmal klar
zn stellen? Der Wnnsch geht dahin, daß durch eine Aenderung der Satzung den Gemeindendas
Recht gegeben wird, auch für die Bezüge der Bürgermeister
anstalt und aus der AmtsanwaltschaftKafsenbeiträge an die Ruhegehaltskafse zu zahlen und damit
jene Bezüge pensionsfähigzu gestalten. .<;.«, ri ,

Eine Belastung der Provinz fcheidet bei dem bekannten Umlageverfahrender Kafst aus.
Es kann sich also nur darnm handeln, ob bei dieser dem Wunsche der Bürgermeisterentsprechenden
Regelung etwa die Gemeinden zu kurz kommen. Der Herr Referent hat anerkannt und es liegt
ia auch in der Natnr der Dinge, daß die Entscheidung darüber, ob du Gememden diese Betrage
zahlen oder nicht, wenigstens der Form nach ins freie Ermessen der Gemeinden geste A Ich
gebe zu. daß ja vielleicht hier uud da der Wunsch, diese Beitrage zu bezahlen recht or.n en an
die Gemeinden herantreten mag. Aber die Gemeinden würden doch m ^ La^
Ja. wir tnn das nnter der Bedingnng,daß wir die Beträge nns an den 6"«°^
Meister znrückzahlen lassen. Es mag aber auch sein, daß der Einfluß der maßgeben Stellen m
den Gemeinden so stark wirkt, daß der Weg des Rückgriffs auf ^st "'«
befchritten werden kann. Aber, meine Herren, um welche Zahlen handelt es sich denn Der Her
Referent hat erwähnt, daß der Provinzialausschnß eine °°wG Mnndwg^
gegeben hat. 800 000 Mark geben jetzt die Gemeinden °n Beitragen. Be. den ne n As aben
wird es sich um 20 000 Mark, also «m 2'/«°,° handeln Mtt anderen Wo te^
Gemeindenjetzt 100 Mark Beitrag geben, so haben sie in Zukunft 102.50 Mark zn leisten. Groß
wird daher die finanzielleBelastung nicht sein. M>.„„,

Nun hat man gesagt und darin liegt ja theoretisch etwas Wahres: Wenn der Bürger-

Meistereinen Teil ^Be üge während seiner Amtszeit von ^ ^^
anstatt erhält, fo mag die Provinzial-Feuerverficheruugsaustalauch d°ftn rgen dß die Bezü
später Pensionserecht gt sind. Sie mag die Kosten dafür überuehmen. Aw m .n Hrre d«
Verhältnise liegen och t tsächlich anders. Solange ich Landrat war war
bei Beme nng des Gehalts die Einnahme des Bürgermeistersaus der P^ ^^
anstatt mit eingerechnet wnrde. Man sagte beispielsweise: Nach den örtlichen ^ha^>. .- ^ ^ ^ ^^ nn^k !^s><>!i Er bezieht aber 500 Mark ans der Provinz,^
der Herr ein Gehalt von 4000 Mark haven, ^ urg^ .^ ^ ._ , ^..°t»«.«,s:ck,„ tt.ttpn
Fenerversicheruugsnstalt. Infolgedessenist die Gemem e imstande ihn anch ausk°mnM) M n,
wenn sie'nnr 3500 Mark gibt. Ich weiß die Verhältnissem er ^hempro°u,z m ersch eden
Die L istnngsfähigkeitder Gemeindenspielt eine große Rolle, aber " )en Gebng^
Kreisen, wo die Gemeindenmit Mark nnd Pfennig rechnen müssen. w,rd '°^ Nechnn^ w °f
angestellt, anch in den kleinen Städten, wie sie daraus erseheu konnnen. daß viele Ausschreibungen
auf jene Einnahmen ausdrücklich Bezug uehmen. , ,, ^ . >. „ <„^ ^.:, ^^:.f»l<, >.»«

Wenn Sie aber mit >nir der Auffassung ind. daß die Gemeinden durch die Tätigt,t des

BürgermeP^a^ter der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt'"^^'^
dann tonnen die Gemeinden sich wohl damit abfinden, daß s« mindestensfür die Pensionsbezüge

einen bes^^ swi.^ ^ ,^ ^,„ ^ «,len K°nsegne>,zenführen. Ja meine
Herren, .wch dtsm Änderungen des Reglements ist zuuächst wne weitere Konsequenz zu befürchten.
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Sie liegt vielleicht in dem allgemeinenEmpfinden. Die Meinung des Referenten— wenn ich ihn
richtig verstandenhabe — ist nicht mehr ganz zutreffend,daß alle Nebcneinnahmennicht pensions¬
fähig seien. Unter dein Drucke der bekannte» Verhältnisse sind wenigstens in den Städten schon
eine Reihe Nebeneinnahmenpensiunsfähiggeworden.

Meine Herren! Nun kommen aber die Gründe für die Sache. Mit kurzeu Worten:
Den Steuereinnehmern ist das Recht von höchster Instanz zugestanden worden. Es mag sein, daß
da kleine juristische Unterschiede sind, aber in der Sache liegt es doch bei den Steuereinnehmern
gerade so wie bei den Bürgermeistern.

Es kommtzweitens hinzn, daß unsere NachbarpruvinzWestfalen über alle die Bedenken,
die wir hier erheben,glatt hinweggekommen ist und den Bürgermeisterndiesen Vorteil hat zukommen
lassen.

Es kommt drittens hinzu -^ und das hat der Herr Referent auch noch in dankenswerter
Weise schon gestreift —, daß es sich hier nicht nm Erhöhung der Einnahmen handelt, sondern um
Vermehrung der Bezüge in der Zeit, wo durch Krankheit, Invalidität oder Tod des Familieuhaupts
ein erheblicher Rückschlag in den Verhältnisseneintritt.

Meine Herren! Ich bin weiter der Meinung, daß, wenn wir die Sache heute vertagen,
wir im nächsten Jahre doch zn einem Ja gegenüber dem Wunsche der Bürgermeister kommen.
Nun frage ich mich: Was sollen alle die Ermittelungen bedeuten? Wir werden sehr viele Federn
in Bewegung setzen und wir werden natürlich auch eine gewisse Verstimmung da hervorrufen, wo
wir heute noch das verweigern,was wir morgen Zu geben bereit sind.

Ich meine also, meine Herren, wenn die Sache wirklich so liegt, dann könnte man im
Interesse der Dinge und znr Vermeidung einer weiteren Auseinandersetzungdazu kommen, den
Antrag des Provinzialansschussespure zu akzeptieren.

Ich möchte aber nicht gerne hier eine große Abstimmung herbeigeführt haben, weil ja
nach der ausdrücklichen Darlegung der Fachkommission auch die Herren, die heute dem Antrage des
Provinzialansschussesnoch nicht zustimmenwollen, von einem großen Vertrauen gegenüber unseren
bewährten Landbürgermeisterngeleitet werden. Sollte aber meine Meinung auf der einen oder
anderen Seite Unterstützungfinden, fo wird der Antrag gestellt; wird er nicht gestellt, so nehmen
Sie ihn nm hin als eine freundliche Empfchlnng für die weitere Behandlung der Sache, der ich
dann den besten Erfolg wünfche. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordnetePiecq.
AbgeordneterPiecq: Meine Herren! Der Herr Vorredner hat ganz richtig bemerkt,

daß auch die I. Fachkommissiondie Verdienste der Bürgermeister — nicht nur der Laudbürger-
meister, denn es handelt sich hier ja auch um die der PenfionskasseangeschlossenenStadtbürger-
mcistcr — nach seder Richtung anerkennt, daß auch sie ebensovielHerz für die Bürgermeister
hat als wie der Herr Vorredner, daß sie in vollem Maße anerkennt, daß es schmerzlich und hart
sein kann, daß ein Bürgermeister, namentlich in größeren Gemeinden, eine große Nebeneinnahme
beim Abgänge vom Dienste verliert, ohne daß er dafür eine Pension erhält.

Aber, meine Herren, wenn die I. Fachkommission— soweit ich mich entsinne, einstimmig —
zu dem Ihnen vorgeschlagenen Votnm gekommen ist, dann hat sie das nur aus rein grundsätzlichen
Bedenken getan. Meine Herren, ob die Provinz Westfalen mit diesem schlechtenBeispiel voran¬
gegangenist, das kann meines Erachtens den Rheinischen Pruvinziallandtag nicht kümmern. Was
hier beantragt wird, ist meines Wissens noch nicht dagewesen.
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Es mag ja sein, daß man in einzelnenStädten Nebeneinnahmenstädtischer Beamten
Pensionsberechtigt gemacht hat. Aber, meine Herren, hier stehen wir der Tatsache gegenüber, daß
es sich zunächst nicht um Gehalt, sondern nur um Remunerationenhandelt, und diese Remunerationen
kommen von zwei verschiedenen Seiten: Einmal vom Staate für die Amtsanwälte, wobei ich
bemerke: Es handelt sich da nur um 40 Personen. Von den vielen Landbürgermcistern.die
existieren, sind nur 40 am Sitze eines Amtsgerichtsund versehen deshalb die Amtsanwaltsgeschäfte.
Auf der anderen Seite ist es die Provinz, die durch ihre Provinzial-Feuerversicherungdiese
Remunerationen gewährt.

Meine Herren! Sie weiden mir alle zugeben, daß es noch nicht dagewesen ist, daß nun
ein Dritter hingeht und für diese von anderer Seite gewährtenRemunerationenPension bezahlt.
Das ist meines Erachtens in uuseren ganzen staatlichenund tommunalenVerhältnissenetwas so
unerhörtes, daß die I. Fachkommission glaubt, dazu ihre Hand nicht bieten zu können.

Meine Herren! Wir haben aber keineswegs den Antrag abgelehnt, sondern haben die
Provinzialverwaltung gebeten. Ermittelungen anzustellen,und wir hoffen, daß diese Ermittelungen
von dem Erfolge gekrönt sein werden, daß nicht im nächsten Jahre dieser Antrag zum Beschluß
erhoben wird, sondern daß sich eine Lösung finden wird, die Pensionen der betreffenden Herren zu
erhöhen, mit Rücksicht allerdings auf diese von andererSeite gewährten Remunerationen,aber ohne
direkte Beziehung zu ihnen, . <. >

Meine Herren! Dann hat die Fachkommission noch Wert darauf gelegt, wie das za auch
der Herr Nefereut fcho» betont hat. daß es sich hier um einen vollkommen einseitigen Antrag der
Bürgermeisterhandelt daß also den Gemeinden,die doch bezahlensollen, bisher noch keinerlei Ge¬
legenheit gegebenworden ist, zu der Sache Stellung zu nehmen. Auch das kann ,m Laufe des
Jahres geschehen. „, , . „ . ^.

Meine Herren! Wenn nun der äußere Anlaß zu den, neueren Verlangender Landbürger¬
meister die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichtsgewesen ist, s° trifft diese ja auch hier m keiner
Weise zu. Bei den Gemeindeempfängern handelt es sich um nichts weiter, als um die Verwaltung
einer Kasse. Wenn also nun die Kasse dazu berufen ist. außer den Gemeinde-Einnahmennnd Aus¬
gaben auch andere Einnahmen und Ausgaben einzunehmenund auszuzahlen, dann ist das immer
noch ein einheitliches Amt des Empfängers. Aber hier handelt es sich nicht um das Amt des
Bürgermeisters, fondern um zwei von dem Amte des BürgermeistersvollständiggetrennteNeben¬
amter. Alfo diefe Entscheidung des Oberverwaltuugsgerichteskann von den Petenten in keiner Weise
m Anspruchgenommen werden. . . ^. >. „, ,„,. ^ n ^.

Der Herr Berichterstatterhat ausgeführt, daß bei der Festsetzung der Gehalter der Land¬
bürgermeister die Höhe der Remunerationen, die die Provinz zahlt, in Betracht gezogen würde.
Das mag ja in einzelnenFällen so sein, aber ich meine, das kann uns gleichgültig sein und das
geht den Provinziallandtag nichts an; denn es ist Sache der einzelnen Gemeinde,abzuwägen,was
sie ihrem Bürgermeister an GelM und an Pension gewährenwill. ^ ^ , <. <.

Meine Herren' Wenn man konsequent sein und nicht eine solche Inkonsequenz begehen
will, wie sie von den Petenten vorgeschlagen wird, dann muß man darauf kommeu, daß wenn eme
Pension gezahlt werden soll, der Verpflichtete nur die 'st. Sehr
richtig!) Meine Herren, der Gedanke ist logisch, er ist tonfequeut,dagegen ist gar nichts zu sagen.
(Zustimmung.)Die Sache ist auch d» gut aufgehoben.(Heiterkeit.) Denn das ,st ,a eme Gefeil¬
scht, die bei ihren großen Revennen.die wir in der I. Fachkommission jedes ^ahr bewuuderu,
vollständigin der Lage ist, dies zu leisten; und wenn sie eine Pension bezahlt, dann wird sie ja
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natürlichihre große Aufgabein noch viel bessererWeise erfüllen, in der Annahme, daß die Bürgermeister
infolge dieser Pensionsberechtigung noch mehr im Interesse der Gesellschaft wirken werden. (Heiterkeit.)

Meine Herren! Sie sehen aus den wenig entgegenkommenden Mienen, (Heiterkeit) daß
geringe Aussicht auf eine Lösung der Frage in diesem Sinne vorhanden ist. Aber, meine Herren,
auch dafür ist das Jahr Bedenkzeit meines Erachtcns nicht verloren. Die beteiligtenHerren werden
ja in dem Jahre Zeit haben, mit sich zu Rate zu gehen, wie sie dem an sich — das muß ich
zugeben ^ vorhandenen Bedürfnis nach einer Aufbesserung der Pensionen der Landbürgcrmeisterund
auch der iu der anderen Pensionskassebefindlichen Stadtbürgermeister abhelfen wollen. Also wir
können das in keine besseren Hände legen, als in die der Provinzialverwnltung und der Proviuzial-
Feuerversicherungsanstalt,in der sich ja alles vereinigt, auch die Pensiouskafseusw,, und können
nur wünschen, daß wir im nächsten Jahre Beschlüsse fasfen können, die nicht unlogisch sind, die
nicht inkonsequent sind und die doch den Wünschen der Beteiligten, denen ich dies auch vo« Herzen
wünsche, entgegenkommen.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnetevon Eynern.
Abgeordnetervon Eynern: Meine Herren! Gerade weil ich nicht die Ehre habe, zur I.

Fachkommission zu gehören, möchte ich mir erlauben, die Ansicht eines einfachenPlenarbewohners,
wenn ich so sagen darf (Heiterkeit),hier darzulegen. Wie steht denn die Sache für uns, die wir
hier im Plenum sitzen und nuu gewissermaßen zwei Vorlagen bekommen,eine des Pruvinzialaus-
schnsses und eine der I. Fachkommission? Die eine Vorlage geht dahin: die Frage ist fchlüfsig
und die andere geht dahin: Die Frage ist noch nicht schlüssig.

Nun haben wir doch zu den Herren, die in der I. Fachkommission sitzen ein volles und
ganz unbegrenztesVertrauen. (Heiterkeit.) Wir wissen, daß diese Herren mit aller Gründlichkeit
und mit allem Eifer diese Sache geprüft haben, und sie sind zu dem Ergebnis gekommen: wir
können nns noch nicht entscheiden. Da ist es doch eigentlich für uns Plenarbewuhner (Heiterkeit)
nicht möglich, zu sagen: Oh, wir sind soviel klüger; wir haben zwar nicht in der 1. Fachkommission
gesessen, wir kennen nur die Drucksachen; aber wir sind so kluge Leute, daß wir jetzt schon ent¬
scheiden können. Meine Herren, das kann ich für meine Person nicht, und ich glaube, auch eine
Menge anderer Herren wird das nicht können, (sehr richtig!) und da wird Herr Oberbürgermeister
Wallraf, falls er den Antrag, den er nur in Aussicht stellte, nun auch wirlich hier zur Existenz
bringt, sich wohl auch selber sagen müssen: eine glatte, einstimmige Zustimmung werden wir heute
nicht bekommen und können wir aus den von mir angeführten Gründen nicht bekommen.

Nun haben wir aber alle den Wunsch,und ich als Landrat habe besondersden Wunsch
und möchte auch gerne zustimmen,den Herrn Landbürgermcistern,wenn es möglich ist, wieder etwas
Besonderes zuzuwenden,und wenn ich das heute nicht kann, so wäre es mir persönlich außer¬
ordentlichangenehm,wenn ich im nächsten Jahre in der Lage wäre, diesem Autrage zuzustimmen,
denn es ist sicher nicht wünschenswert, wenn wir hier eine Abstimmungbekommen, wo sich ein Teil
für die Landbürgermeistererklärt und der andere Teil doch scheinbar gegen sie — natürlich nur
ganz scheinbar, denn ich glaube, die Herren Landbürgeimeistertonnen bei uns genau auf dasselbe
Wohlwollen,ans dieselbe anerkennende Gesinnung rechnen, wie bei dem andern Teil des Hauses, der
da glaubt, jetzt schon Ja sagen zu können.

Damit wir uns nun im nächsten Jahre ganz klar über die Sache aussprechenkönnen,
möchte ich bitten, diesen anzustellendenErmittelungen doch auch die Richtung zu geben, daß man
sich nicht nur an die Gemeinden wendet, die zahlen müssen, sondern auch an die Kreisausschüsse,
den,! die Kreisausschüsse siud doch diejenigen Behörden, die das Gehalt der Bürgermeisterfestsetzen,
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und sie werden ja gewiß am besten darüber Bescheid wissen, nach welchen Grundsätzens.e das
Gehalt festgesetzt haben, ob sie die Nebeneinnahmein dem Sinne behandelthaben wie es Herr
Oberbür ermeister Wallraf nach seiner früheren landrätlichenPrax.s h.er ausemander gesetzt hat.
°der eben dahin, daß es wirklich nur eine Nebeneinnahme hat fe... fallen von welcher der betreffende
Herr ja hätte Ersparnisse machen können, um dann zurzeit des Alters e.n besseresAuskommen zu fmden.

Also in diesem Sinne, glaube ich. werden noch Ermittelungen stattfinden müssen, und .ch
bitte deshalb, die Sache doch, dem Antrage der I, Fachkommission entsprechend, zu vertagen, bls
wir alle mit freudigemHerzen hoffentlich ja sagen können. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann I>. von Renvers: Aus d°« Ausfuhr^

habe ich eutnommen.daß zwischen der Auffassung des Prov.nz.alausschusesund der Auffassung der
I. Fachkommission ein Widerspruchbesteheu soll. Das ist absolut mcht der Fall. D.e P mz a-
Verwaltung und auch der Proviuzialausschuß steheu auf dem Staudpunkt da d.e Vurgermnstr
von Rechtswegen keinen Ansprnch auf Pension von den Feuervers.cheruugs-oder vou deu Amts-
amvaltsgebllhrenhabeu. DeuselbeuStandpunkt vertritt ««« d« I. Fachkomnuss.on

Nur in einer Veziehnng besteht ein Unterschiedder Auffassung: Nachdem d.e Burger¬
meister persönlich ihre Wüusche wiederholt auf den Landgeme.ndetaaeuusw. «usge pw^u uud
gesagt habeu: Unsere Gemeinden stehen hinter uns. h" d« Pr°vm^
nachkommen wolle uud hat erklärt: Weun das wirklich der Fall 'st. daß ^^ Geme ^ auch «

diesen Einnahmen Pension geben «ollen, dann wollen w.r auch h'erzu d.e ^r °^
in unser Kassenreglementeine Bestimuung hineiusetzen. wonach w.r vou d.eseu Emnahm n Pens on
zahlen wenn die Gemeinde die Aurechuuug beschließt. Wir s.nd also nur den Wünschender
Bürgermeistereutgegengekommen. mit Rücksicht darauf, daß sie uns gesagt haben: Uu,ere Gememden
wollen das. So ist die ganze Sachlage. ^> ><-, « . «... :»;« ^

RechtlicheZweifel bestehen nach keiner Seite. Der e.nz.ge Zwe.fe am, nur ,e,n. ob
das hohe Haus gegenüberden Wünschen der Bürgermeister,sagen wir emmal so entgegenkommend
sein will wie der Provinzialausschußes gewesen ist.

Vorsitzender Spiritns: Das Wort hat Herr AbgeordneterWallraf. , . ^
AbgeordneterWallraf: Meine Herren! Von « Mangel au ^

kommifsion bin ich himmelweit entfernt. (Heiterkeit)ebensowe.t. w.e hoffentlich d'e Fach °mm 's on
von einem Maugel an Vertrauen zum Provinzialausschußentfernt ch, der m auch über eme ge¬
wisse berufsmäßigeIntelligenz verfügt. (Heiterkeit.)

Meine Herren! Es dreht sich bei der Frage .m Großen und Ganzen darum; h ben w r
die Hoffnuug. im nächsten Jahre klüger und unterrichteterzn sem? Ich muß « m: Nach alw.
den Wünschen, die hier von den verschiedenen Seiten an d.e Ermlt enngen geMt wor .
fürchte ich wir sehen im nächsten Jahr nicht klarer und d.e Zw.rnsfaden. d.e stch uns entgegen-

^ "Ab" 'mehren ^ habe Persönlich den Wunsch, der auch von andern Seiten hier
ausgesprochen wm n ist aß der Provinziallandtag bei dieser Gelegenheitnicht in e.ner A st.mmu«g

d^halb beschränke ich mich nur noch darauf, das Beste von e.ner wohlwollenden

^ Vor^d« S^i^s^^as Wort hat Herr AbgeordneterGraf von Spee
A ^ Meine Herren! ^f ich noch auf emenPuukt auf¬

merksam machen. Weun Sie sich vorstelle...daß der Autrag des Provmzmlausfchussesdurchgeht.
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dann wird ja zweifellosjeder Bürgermeistereider Antrag des betreffenden Bürgermeisters vorgelegt
werden, diese Nebenbezüge pensionsfähigzu machen. Mit diesem Faktum meine ich, müssen wir
zweifellos rechnen, und auch der Kreisausschußmuß, wenn er sich nicht vollständig auf einen ab°
lehnendenStandpunkt stellt, dieser Anregung folgen, da ja schließlich die ganzen Gehalts- und
Pensionsverhältniffeinnerhalb der Kreise möglichst einheitlichgeregelt werden müssen. Denken Sie
sich, daß nun tatsächlich von der Bürgermeisterei oder Gemeinde der Beschluß gefaßt wird, die
betreffendenBeitrüge zu übernehmen,damit das Nebeneinkommcn pensionsfähigwird, und daß die
Provinzial-FeuerverficherungIanstllltoder das Kuratorium verfügt: aus bestimmten Gründen muß
die ganze Verwaltung einem andern Herrn übertragen werden. Soviel ich weiß — ich kann es
nicht bestimmtsagen; ich bitte, wenn ich irre, mich zu korrigieren— steht nämlich in dem Statut
der Provinzial-Fenerversichcrungsanstalt,daß das Kuratorium oder der Vorstand berechtigt ist, in
bestimmtenFällen anderen Herren die Geschäftsleitungzu übertragen und sie nicht den Bürger-
meisternzu übergebe». Nun hat die Gemeindeden Beschlußgefaßt, fic hat 5 bis 10 Jahre lang
die Beiträge gezahlt, da kommt das Kuratorium und beschließt: Nach den vorliegenden Verhältnissen
muß hier jemand Anderes zum Geschäftsführerbestimmt werden. Der Bürgermeister wird dieses
Nebenamtes enthuben und irgend eine andere Persönlichkeit wird eingesetzt, Die Gemeindehat diese
langen Jahre hindurchdie Beiträge umsonstgezahlt. Es folgt dann natürlicherwcifeweiterhin der
Antrag des Bürgermeisters: Nachdemder Pruvinzialausschußmir dieses Amt entzogen hat, muß
die Bürgermeistereimir eiu höheres Gehalt bewilligen, damit die Bezüge gleich bleiben. Kurz und gut,
diese Verhältnissemüssen geklärt werden. Da möchte ich doch anregen und bitten, den Vertagungs-
antrag anzunehmen,damit auch diese Frage geprüft wird und damit eventuell in die Statuten der
Feuer-Versicherungsanstalteine Bestimmungeingeschaltet wird, daß, wenn die Bezüge pensionsfähig
sein sollen, die Geschäfte einem Bürgermeister, dem sie übertragen worden, nicht wieder genommen
werden können, es sei denn, daß er durch Verfehlungen fich seines Amtes unwürdig gezeigt hat.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
LandeshauptmannDr. von Ren Vers: Ich möchte nur eine kurze Bemerkunghinzufügen.

Es wurde eben gesagt, die Provinzial-Feuerversichernngsanstaltkann ja ganz gut die Beiträge zahlen.
Ich weiß nicht, ob dem Herrn OberbürgermeisterPiecq bekannt ist, welchen Betrag das ausmacht.
Wir müssen in einem solchen Falle die Beiträge ja nicht nur den Bürgermeistern,sondern auch den
andern Geschäftsführernzahlen. Das ist doch ganz klar! Wir müssen sie also nicht nur den Land¬
bürgermeistern,sondern auch den Bürgermeisternder Mittelstädte nnd der Großstädte zahlen. Das
macht im Durchschnittin jedem Jahre für unsere Kasse einen Betrag von 80 000 Mark. Also so
klein ist die Summe nicht, daß man sie so hinwerfen könnte. (Bewegung.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKeffelkaul.
AbgeordneterKeffelkaul: Meine Herren! Ich möchte bloß darauf aufmerksam machen,

daß es doch immerhin möglich ist, daß dieser Betrag von den 6"/, in Abzug gebracht wird, die die
Bürgermeistervon den Prämien erhalten. (Landeshauptmann Dr. von Renvers: Das würde eine
Reglementsänderungsein!)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht.
Ich schließedie Verhandlung uud frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das

Wort wünscht.
BerichterstatterAbgeordnetervon Laer: Nur eine ganz kurze Bemerkungbitte ich, mir

zu gestatten. Mein Referat hat anscheinend den Eindruckgemacht,als wenu sich der Vorschlagder
I. Fachkommission gegen die Wünsche der Laudbürgermeisterrichtete. Ich möchte demgegenüber



53. Rheinischer
159

betonen,daß ich mich dann mißverständlich ausgedrückt haben muß. Unser Votum soll sich durch,
ans nicht g geu die Laudbürgermeisterrichten, wir wollen im Gegenteü verfuchen. emen ganzen
Weg zu find n. nm die Wünsche der Landbürgermeisterzu erfülle.. Wenn sich em derartiger Weg

sinde/ äßt ow °ß dabei die Finanzen der Gemeinden augegriffen ^^ die doch m nnMen
Fällen vielleicht einmal eine starke Belastung erfahren konnten, fo wird das der I. Fachkomnufsion

"' ^"He da7ich wohl auch noch hervorhebe«, daß es gerade in einer solchen Sache
d°n großer Wichtigkeit nnd anßerordentlich wünschenswert ist, wenn der Provmzmllandtag zu emer

Wir kommen znr Mstimmnng. .s liegt nur

der Antrag vor wie ihn die I. Fachkommission gestellt hat. und der geht dahin:
die Entscheiduug zwecks Austellung weiterer Ermittelnngen

ertagen nnd damit zngleich die Petitionen als erledig erklaren
Diejenigen Herren, die diesem Antrage zustimmen wollen, bitte ich. sich zu erheben.

(Geschieht.)
Das ist die große Mehrheit.

Wir kommen z^ ^ Rheinischen Gemeinde¬

test e7verei:is ^^ ^ ^r de^Altpensionären des Staatsdienstes
z«g!dachten Zuwendungen nach denselben Grundsätzen ans die Altpenstonare

Ber^echa^er iN" ^3ordnete ^ ^^- ^ -e dem Herrn Berichterstatter

^ ^BerichterstatterAbgeordneter von Schütz: Meine Herren! Die Bezüge w Kommunalförster
«^ - ^^r,tatier "°^°r°n „f^ulicher Weise gesteigert worden, früher betrugen stesind nn Laufe der letzten Jahre m styr cisieull^^ ^ ^, «
1300-1800 Mark seit 1907 1300-2000 Mark, elt 1911 betragen ste 1300-2800 ^rl.
Aus d« . .eiferte B z^en ergeben sich uatürlich auch bedeuteuderhvlste Penstonen. Nun
wünsche d ei ge F steV die vor Durchführungder Gehaltsanfbesferuugpensionier worden sin.

daß^ 2
^u :un^3 d: P^ "^ w n!u^o^^^^ Monierten Beamten

^'^""Meine Herren' Die Förster stützen fich daranf. daß staatlicherfeitsden sogenannten Alt-
^«l> „ <7. «^ ^?^. «„lcküsie ni ihren Pensionen bewilligt werden. Meine Herren.
Pensionärenm letzter Zeit erh° e Zu« ^ ^ ^ ^ ^.^ .^ ^^., I^„
s wßt sich Zwar nicht l^ne>, d ^ 1 ^^ ^ ^^^^.^ ^^.^ ^^

siomert worden sind. ach ich schr ^ ^ ,^ ^ne Hilfe nicht leisten können. Die
der Provmzialausschuß wird h.er 'M ^' ^ Forstschutzverbändenbesoldet. Die
Provinz besoldet die "l'che wnn da er nicht helfen. Die Ruhe-
Provinz gibt auch keinerlei Zuschüsse ^:e^ z ^ ^ ^ ^ ^^
gehaltskassekann ebenfalls Nicht helfen; denn sie zahlt die ^o ^
geleistetenBeitriw Zuschüsse zu einmal festgesetztenPensionen la n die .Ituhegehaltsta st mcht
Übernamen Wenn da^r irgendwelcheHilfe möglich wäre, fo könnte sie mir von den Forftschutzver-

^"°MfGr^
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Vorsitzender Spiritus: Wird das Wort gewünscht?
Das ist nicht der Fall, Dann darf ich feststellen, daß Sie die Petition abgelehnt haben.
Meine Herren! Ich möchte Ihnen dann Vorschläge für die morgige Tagesordnung machen,

die sehr kurz ist:
1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommission zu dem Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Prouinzial-

verwaltung der Rheinprovinzsowie zu den zu demselben gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen
Verwaltungszweigeuud Anstalten

und zum
Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwllttungfür das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis
31. März 1914.

3. Antrag der Wahlprüfungskommissionzu den stattgehabten Neu- und Ersatzwahlen für den
Prouinziallandtag.

4. Antrag der I. Fachkommission auf Entlastung der ihr überwiesenen Rechnungen.
5. Antrag der II Fachkommission auf Entlastung der ihr überwiesenen Rechnungen.
6. Antrag der III. Fachkommission auf Entlastung der ihr überwiesenen Rechnungen.
7. Antrag der IV. Fachkommission auf Entlastung der ihr überwiesenen Rechnungen.

Meine Herren! Wir haben in der letzten Session die Schlußsitzungimmer möglichst früh
anberaumt, damit die Herren, die eine weite Reise haben, um nach Hause zu kommen, dies ermög¬
lichen können. Ich möchte mir, wie es im vergangenenJahre der Fall war, den Vorschlag erlauben,
die Sitzung um 10 Uhr zu beginnen. Sind Sie damit einverstanden? (Wird bejaht.)

Also morgen um 10 Uhr Schlußsitzung,
Ich schließe die heutige Sitzung.

(Schluß 2 Uhr 35 Minuten.)

Sechste Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, am Samstag den 1. März 1913.

(Beginn 10 Uhr.)

1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommission zu dem Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzial-

verwaltung der Rheiuprovinzsowie zu den zu demselben gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen
Verwaltungszweigeund Anstalten

und zum
Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr vom 1. April 1913 bis
31. März 1914.

3. Antrag der Wahlprüfungskommifsionzu den stattgehabten Neu- und Ersatzwahlen für den
Provinzillllandtag.
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4. Antrag der I. Fachkommission auf Entlastung der ihr überwiese»«« Rechnungen,
5. Antrag der II. Fachkommission auf Entlastung der ihr übmmeseuen Rechnungen.
6. Antrag der III. Fachkommission auf Entlastung der ihr überwieseueu Rechnungen.
?. Antrag der IV. Fachkommission auf Entlastung der ihr übmmesenen Rechnungen.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll der gestrigen Sitzung liegt auf dem Tisch des Hauses off m
Al?Schristfnhrer für die heutige Sitzuug werden walten die Herren Abgeordneten von

^""" "Mewe H^n- An Eingängen habe ich Ihnen mitzuteilen daß von Herrn Professor
Röber Hierselbst eine Denkschrift über die große AusstellungDüsseldorfim Jahre 1915 übersandt

"" 'Dau^i^ Protokoll der heutigenSchätzung
mit den öe ren TiMhrem feststes Es ist ja nicht möglich es '^^^en

Wir treten in die Tagesordnung ein und zwar zuuachst zur Verhandlungüber den
A t ag er I Fachkommission zu dem Vorbucht zu dem Haupt-Haus-
baltsvlan der Proviuzialverwaltung der Rheiuprov'nz sonne zu den zu
demse^en gehenden Haushaltspläueu der einzelnen Verwaltungszweige
und Anstalten

Haupt-Haushaltsplan der Pro«inzialverw°ltuug für das Rechnungsjahr
vom 1 Avril 1913 bis 31. März 1914.

^^e ihm as Wor,

Brch AbgeordneterDr. Oehler: Die ausführlicheuud über ich liche Darlegung
des Vorb3ch3 um Hauptch uud der 0««^^°^ e st m beretts am

V2^!che -VN^^ r^«: «^ ::^
worden s^ ^rlei Aeudelg ^^3^!^^^
Spezml-Haushaltspläne s'"b^)° feWst^ "° " ^ N , eine Erörterung
ha Man eingestellt worden sm^Achd ^^^^^^^^ ^ ^^ p ^ ^^^ ^
möglich gewesen 'st und stattgefnnen h°t.^ 1 ^ Mahnahmen für die Bekämpfungder
2 m den außerordentlichenAusgaben, die ^w" ^ 3 p ^ > „stmalme

^g'der7r"2^^^ des Vaues und der Verstärkn., vou Deichen

" ^' ^Da die sämtlichenEinnahme- uud "gab^
stehen ,° blieb für die Beratung eigentlich nur noch der eme Posten unt Titel VI "! b übrig.

2W0«i° « "n ^Verminderung des Anleil^bedarfs ^'
bauten Die I Fachkommission hatte daher zu dem Haupt-Haushaltsplan wenig zu beraten.

WK haben nach nochmalsdie Frage geprüft, ob die Steuern so erhoben werden ollen
wie es ist, nämlich mit 13'2 und '2 zusammen 4°/» des

umlagef "igm 3eue M Wenn es nun »nch richtig ist. daß wir durch diese Steuerumlage mehr
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bekommen, als für den Haushaltsplan notwendigist, daß wir also die 290 000 Mark übrig haben,
so waren wir doch in der I. Fachkommission einstimmigder Ansicht, daß es nicht richtig sei, eine
Steuerermäßigung vorzunehmen. Wir mußten uns sagen, daß wir voraussichtlich im nächsten Jahre
die ermäßigte Steuer uicht würden beihaltcn können,und es ist unserer Ansichtnach bedenklich, zu
einem Auf und Ab in der Steuer zu kommeu. Es ist viel besser, wenn die Kreise und Städte
von vornehcreinwissen, welches Steuersoll sie aufzubringenhaben, und daß sie mit möglichst gleich¬
mäßigen Steuern zu rechnen haben.

Was nun die Verwendung der 290 000 Mark betrifft, die wir tatsächlichübrig haben,
so wurde in der I. Fachkommission auch geprüft, ob es nicht zweckmäßiger gewesen wäre, sie statt
in den Fonds zur Verminderung des Anleihebedarfs,in den Ausgleichsfondsstießen zu lasfen. Dafür
würde ja sprechen, daß wir dann die 290 000 Mark jetzt noch nicht ausgeben, sondern in Reserve
behalten, und daß wir in späteren Jahren, wenn wir Geld brauchensollten, jederzeit darauf zurück¬
greifen können. Dafür würde auch sprechen,daß der Ausgleichsfouds mit 825 000 Mark noch
verhältuismäßg niedrig ist, wie ich das ja schon wiederholt ausgeführt habe. Es ist erwünscht,
einen wesentlichhöheren Ausgleichsfonds zu bilden, damit wir in schlechtenJahren eine größere
Reserve darin haben und uns vor Steucrerhöhuugen bewahren können. Es kommt auch weiter in
Betracht daß wir voraussichtlichiu den nächsten Jahren, ich glaube fchon im Jahre 1914, vor
erheblichen Mehrausgaben stehen und nicht wissen,ob diesen Mehrausgaben entsprechende Mehr¬
einnahmengegenüberstehen.

Indessen sprechendoch auch wieder gewichtige Gründe dafür, die 290 000 Mark so zu
verwenden, wie es der Provinzialausschuß im Haushaltsplan vorgesehenhat, nämlich zur Ver-
Minderung des Anleihebedarfs für regelmäßig wiederkehrendeHochbauten. Ich habe wiederholt
darauf hinweisen müssen, daß gerade der sogenannte Baufonds notleidendist, daß er keinen Pfennig
Vermögen, sondern im Gegenteil noch Schulden hat, namentlich1,2 Millionen Mark von den Bau¬
kosten von der Anstalt in Bedburg noch aufbringen mnß. Es ist auch richtig, daß wir in den
nächstenJahren noch weitere größere Ausgaben haben werden, die aus dem Vaufonds gedeckt
werden sollen, und darum erscheintes doch geboten, die 280 000 Mark zur Verminderung der
Schuldenlast des Baufonds zn verwenden.

Das kommt auch der Provinz zu statten, denn die 290 000 Mark versetzen uns in die
Lage, weniger Anleihen aufzunehmen,und wenn wir uns die Zinsen von den rund 300 000 Mark
rechnen, so sind es immerhin 12 000 Mark, die wir jährlich sparen.

Namens der I. Fachkommission habe ich daher die Ehre zu beantragen:
Der Provinzillllcmdtagwolle den Haupt-Haushaltsplan so feststelle», wie er vorgelegt
worden ist, und wolle auch den ausführlichen längeren Antrag, der sich auf den
Seiten 53 und 54 des Vorberichts Drucksache Nr. 1, befindet, annehmen.

Ich brauche wohl den Antrag, der ja in Ihren aller Händen ist, nicht vorzulesen.
Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung und frage, ob jemand von den

Herren das Wort wünscht.
Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Verhandlung und stelle fest, daß Sie den Haupt-

Haushaltsplan nach der Vorlage, wie sie sich auf den Seiten 53 und 54 der Drucksache befindet,
einstimmigangenommenhaben.

Es folgt Nr. 3 der Tagesordnung:
Antrag der Wahlprüfungskommiffion zu den stattgehabten Neu- und Er¬
satzwahlen für den Provinziallandtag.
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Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Bruchhausen. Ich gebe dem Herrn Bericht¬
erstatter das Wort. . ^ ^ ,. . ,^, .,

BerichterstatterAbgeordnetervon Bruch Hausen: Die Vorprüfungder Wahlen hat statt¬
gefunden, Beanstandungensind nicht erfolgt. «^ .< >. . l - ^. . .

Es liegt ein Einspruchoor, gegen die in Dann getätigte Wahl, damit begruudet daß
vor der Wahl auf Autrag eiues oder mehrerer Kreistagsmitglieder ... einem Hotel eme Vorbe¬
sprechung stattgchmden. uud mau dort über deu Kandidaten eine Abstimnumg«^genommen hat.
In dieser Abstimnumg wird eine Veeinflnssuug gefnudeu,da die Mitglieder durch du A stmnunng
gebuudeu seien, den nominierten Kandidaten zu wähle», Ihre Kommissionist der Auffassung
daß darin in keiner Weise eine Beeinflussung gefunden werden kann, nud beantragt, deu Einspruch

^Zwei Nachwahlen haben stattgefundenin Eoblenz-Stadt nnd Grevenbroich. Die Ein¬
spruchsfristwar bei der Beschlußfassung noch nicht abgelaufen,^«nter dem Vor ehalt, daß ein
Einsprnch nicht eingeht, beantragt die Wahlprnfnngskommission.die Wahlen für gültig zu erklaren
und ich habe Ihnen den Antrag zu unterbreiten!

Der Proviuziallandtag wolle ,

den Einspruch gegen die Wahl des Kaufmanns Mmnmger als Provinz,« lan tags-
bgeordneler für den Kreis Dauu als unberechtigtzurückweisennud die sanit icheu

Wahleu für gültig erklaren, die Ersatzwahlen in Coblenz-Stadt >md Greven ro.ch
jedoch vorbehaltlichder Beibringung der Bescheinigung,daß innerhalb der gesetzlichen

gewünscht wird.
Das aeschieht nicht: der Antrag ist angenommen,
W r ko me, a»u zur Entlastnng der Nechnnngen.und zwar znnächft znr Entlastung er

Nech,,»naen e F cksil^ D°rüber hat zu referiere» der Herr Abgeordnete von Schütz.
BeMterstMer ^ von Schütz: Meine Herreu! Hinsichtlich der Rechnungen,

die der worden sind, ist zu bemerke» daß bei der Rechmmgüber die
Verwaltung d Pro inzial.nnseenmit Zustimmung des
von 8000-9000 Mark vorgekommen ist. Die Ueberschreitnng ist darcmf znruckzufuhreu, daß sich

""' ^Vom^ Ueberschre^ung nackstr^ bewilligen.
Im übrigen sind Erinneruugeu gegen die Rechuungen n.cht geltend zu mache«.

Es n?IH.!en vorgeschlagen, die ^ung^
VorsitzenderSpiritus: Sie habeu den Vorschlag geHort. Da em Widersprnchnicht

erfolgt, stelle ich fest, daß diese Rechnungen entlastet smd.
II Fachkommission:BerichterstatterHerr AbgeordneterKrmgs.
Berichts« Krings: Meine Herren! Auch d,e Rechnungen die der

II. ^»HkonnMon ^ überwiesen waren, haben znr Beanstandungkeinen Anlaß geboten.
vorgekommensind, haben sie sich als begründet heransgestellt.

Vorgenommen Stichprobe., haben anch ergeben, daß die Beläge und die Bnchnngen Miteinander

^ ^^ ^^ ^ Fachkommission, die Überschreitungenzu genehmigen
und Entlastung zu erteilen.

21»
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Vorsitzender Spiritus: Ich frage, ob das Wort gewünscht wird. Das ist nicht der Fall.
Ich stelle fest, daß diese Rechnungen entlastet sind.
III, Fachkommission: Berichterstatter Herr Abgeordneter Krewel.
Berichterstatter Abgeordneter Krewel: Meine Herren! Die Rechnungen der Provinzial-

straßeu-Verwaltung sind von der Verwaltung uud dem Pruvinzialansschnß vurgeprüft und auch von
mir geprüft worden. Es hat sich nichts zu erinnern gefunden.

Die Herren werden auf die Vorlefuug der Zahlen Verzicht leisten, oder wollen die Herren
die Zahlen huren. (Heiterkeit und Widerspruch.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird auch hier nicht verlangt. Ich stelle fest, daß
die Rechnungen der III. Fachkommission entlastet sind.

IV. Fachkommission: Berichterstatter Herr Abgeordneter Dr. A. von Nell.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. A. von Nell: Meine Herren! Ich habe die Rechnungen,

die der IV. Fachkommission zugewiesen waren, geprüft und habe bei der Prüfung nichts zu erinnern
gefunden. Die vorgekommenen Ueberfchreitungen der Haushaltspläue sind begründet.

Namens der IV. Fachkommission empfehle ich Ihnen, die Rechnungen zn entlasten und die
etwaigen Ueberfchreitnngen zn genehmigen.

Vorsitzender Spiritus: Auch hier wird das Wort uicht gewüuscht.
Ich stelle fest, daß die Rechnungen der IV. Fachkommission ebenfalls entlastet sind. (Vravo!)
Meine Herren! Damit sind wir am Schlüsse unserer Tagung und der Verhandlungen des

53. Provinziallandtllgs.
Ich habe die Ehre, Seiner Exzellenz dem Königlichen Herrn Landtagskummisfar die Mit¬

teilung zu machen, daß der Rheinische Pruvinziallandtag seine Verhandlungen beendigt hat.
Königlicher Landtagskummisfar Ober-Präsident Dr. Freiherr von Rheiubabeu: (Die

Mitglieder erheben sich.) Hochgeehrte Herren! Die zur Rüste gehende Tagung des Provinzial-
landtages hat Dank Ihrem Eifer und Ihrer Hingabe in glücklichsterWeife die Hoffuungen wahr
gemacht, denen ich bei Beginn Ihrer Verhandlungen Ausdruck geben durfte. So fehr auch die
inneren wie äußeren Verhältnisse verändert sind, unter deneu der Laudtag zusammentrat, so haben
seine von Sachlichkeit und Opferwilligleit getragenen Befchlüsfe dargetan, daß er gleich feinen Vor¬
gängern von dem Bestreben geleitet ist, unter Zurückstellung alles Trennenden den großen gemein»'
famcn Intcrcffen der Provinz zu dienen. Dafür zengt vor allem, daß es gelungen ist, durch ver¬
trauensvolles Zusammenwirken auch über große wirtschaftliche Iuteresseugegeusätze hinweg den Weg
zu einmütiger Beschlußfassung zu finden.

Für die erfolgreiche Vetätigung dieser Gesinnungen Ihnen auch au dieser Stelle Dank zu
sageu, ist mir liebe Pflicht.

In Allerhöchstem Auftrage erkläre ich den 53. Landtag der Nheinprovinz für gefchlofsen,
Vorsitzender Spiritus: Ich gebe das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. vom Rath.
Abgeordneter Dr. vom Rath: Meine Herren! In Abwcfenheit des Seniors dieses

Hauses, Herrn D. Couze, habe ich die Ehre, Sie zu bitten, mir zuzustimmen, wenn ich dem hohen
Präsidium, Herr» Oberbürgermeister Spiritus und seinem Stellvertreter, Seiner Exzellenz, dem
Herrn Grafen und Marquis vou Hoensbruech, fowie den Beisitzern, unseren allerverbindlichsteu
Dank für die umsichtige Führung der Geschäfte darbringe. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Meine hochverehrten Herren! Gestatten Sie mir im eigenen
Namen, sowie namens des Herrn stellvertretenden Vorsitzenden und der Herreu Schriftführer herzlichst
zu danken für die gütigen Worte, die in Ihrem Auftrage der Herr Abgeordnete vom Rath an
uns gerichtet hat, sowie für Ihre wohlwollende Beurteilung unserer Geschäftsführung.
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Und nun, meine verehrten Herren, lassen Sie uns, bevor wir uns trennen, uns noch
einmal zusammenfindenin dem Gefühle der Liebe und Verehrung gegen unserenerhabenenKaiser:
Seine Majestät, unser Kaiser und Konig Wilhelm II., er lebe hoch, hoch, und immerdar hoch!
(Die Mitglieder, die auch diese Ansprachestehend entgegengenommen haben, stimmen begeistert in
das dreimalige Hoch ein.'»

Schluß der Sitzung 10 Uhr 35 Minuten.
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